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Dorwort. 


Als die ſtädtiſchen Behörden Breslaus beſchloſſen, zur Jahr⸗ 
hundertfeier der Selbſtverwaltung neben dem allgemeinen Jubiläums⸗ 
werke des preußiſchen Städtetages eine eigene Denkſchrift über die 
Vorgeſchichte, die Einführung und das weitere Wirken der Stein'ſchen 
Städteordnung in Breslau zu veröffentlichen, leitete fie die Über: 
zeugung, daß die ſchöpferiſche, lebenweckende Kraft der Selbſt— 
verwaltung gerade in der eigenartigen Entwickelung unſrer Stadt 
beſonders klar hervortritt. Vor allem zeigt das Wirken der 
Stein'ſchen Städteordnung in Breslau, wie die Selbſtverwaltung 
nicht nur das Verhältnis des einzelnen Bürgers zur Stadtgemeinde, 
ſondern auch die Stellung der einzelnen Stadt zum Staate von 
Grund aus umgewandelt, wie ſie den ſtädtiſchen Sondergeiſt erſtickt, 
das Stadtbürgertum zum Staatsbürgertum fortentwickelt hat. 

Breslau, gegen Ende des Mittelalters nahezu unabhängig von 
der Staatsgewalt, faſt reichsſtädtiſche Freiheit genießend, wußte 
auch im 16. und 17. Jahrhundert die Eingriffe der habsburgiſchen 
Landesherren in das innere Leben der Stadt meiſt glücklich abzu⸗ 
wehren. Zu einer Zeit, als die altpreußiſchen Städte längſt 
„Domänen und Garniſonen“ des Staates geworden waren, genoß 
Breslau noch das Recht der Selbſtverteidigung, eine von den 
kaiſerlichen Behörden wenig beſchränkte Selbſtregierung. Um ſo 
größer war der Umſchwung, als Friedrich der Große Breslau zur 
preußiſchen Garniſon und Landesfeſtung machte und die Überſchüſſe 
der Kämmerei zur Staatskaſſe einzog, als der früher ſo ſelbſtherrliche 
Rat in eine untergeordnete königliche Verwaltungsbehörde um⸗ 
gewandelt und der Bürgerſchaft jede Meinungsäußerung in ſtädtiſchen 
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Angelegenheiten ſtreng unterſagt wurde. Die friderizianiſche Stadt: 
verwaltung war eifrig bemüht, auf allen Gebieten des ſtädtiſchen Lebens 
Ordnung zu ſchaffen, eingewurzelte Schäden zu heilen. Aber da ſie ihre 
Abſichten immer nur durch Zwang und Bevormundung zu erreichen 
juchte, hat fie den widerſtrebenden ſtädtiſchen Sondergeiſt mehr 
äußerlich unterdrückt, als innerlich überwunden. Das zeigte ſich 
nach dem Tode des großen Königs, als die Bürgerſchaft unter 
Einwirkung ſtädtiſcher Finanznöte bei den Staatsbehörden die Zu— 
laſſung von Bürgerſchaftsrepräſentanten zur Teilnahme am Stadt- 
regiment durchſetzte. Dieſe erſten „Stadverordneten“, an Befugniſſen 
und Wirkſamkeit mit den ſpäteren kaum zu vergleichen, ſahen ihre 
hauptſächliche Aufgabe in mißtrauiſcher Überwachung der Staats- 
behörden, in möglichſtem Widerſtreben gegen ſtaatliche Anforderungen. 

Als Steins großes Reformwerk die Städte von der Vormund⸗ 
ſchaft des Staates befreite, um durch die Selbſtverwaltung Gemein: 
geiſt und Staatsgefühl zu wecken, fand die Städteordnung in 
mancher Hinſicht den Boden in Breslau wohl vorbereitet. Wenn in 
den „Flitterwochen“ der Selbſtverwaltung weite Kreiſe der Bürger— 
ſchaft mit Feuereifer und Opferwilligleit ihren neuen Pflichten ſich 
hingaben, wenn die 1809 neugewählten Stadtbehörden das Armen, 
weſen, die Krankenpflege, das Gefängnisweſen neu ordneten, das 
Kirchen- und Schulweſen, die Bauverwaltung, die Güter- und 
Forſtverwaltung zu beſſern, die öffentliche Sittlichkeit zu heben 
ſuchten, ſo bot zu dieſem umfaſſenden Wirken für die Wohlfahrt 
der Stadt die Erinnerung an die alte Stadtfreiheit, an die einſtige 
„republikaniſche Verfaſſung“ Breslaus gewiß einen wirkſamen 
Antrieb. Das Exemplar der Städteordnung, das der Vertreter 
des Magiſtrats den Stadtverordneten in ihrer erſten Sitzung über— 
reichte, trug als Schmuck das alte Stadtſiegel mit der Umſchrift 
„Senatus Populusque Wratislaviensis“, 

Dagegen haben in anderer Hinſicht Nachwirkungen der Vers 
gangenheit gerade in Breslau die Eingewöhnung in die neue Selbſt— 
verwaltung, die Entwickelung von Gemeinſinn und Staatsgefühl 
weſentlich erſchwert. Die Stein-Hardenbergſche Reformgeſetzgebung, 
deren Glied die Städteordnung war, mußte bei ihrem Streben 
nach Entfeſſelung der Volkskraft und nach Feſtigung des Staats: 
gefüges altgewohnte Zuſammenhänge löſen, verbriefte Sonderrechte 
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beſeitigen. Weil nun das Eigenleben Breslaus zu kräftig entwickelt 
geweſen war, um in der allzukurzen Periode des friderizianiſchen 
Stadtregiments ſeine Beſonderheit zu verlieren, mußte die Reform⸗ 
geſetzgebung hier mehr als anderwärts Umwälzungen hervorbringen, 
Opfer fordern. Und dieſelbe Erinnerung an die alte Stadtfreiheit, 
die zu Leiſtungen der Bürger für die Stadt anfeuerte, trieb dazu, 
die Anforderungen des Staates mit Berufung auf die alten 
ſtädtiſchen Privilegien möglichſt abzuwehren. 

Das ſchwerſte Opfer, das die Reformgeſetzgebung der Stadt 
auferlegte, war die Aufhebung des Zunftzwanges, der in Breslau 
von alters her beſonders ſtark entwickelt war. Die Städteordnung 
beſeitigte zwar die Zunftverfaſſung noch nicht, aber ſie verfügte die 
Vereinigung der Vorſtädte mit der Stadt. Da nun in Breslau 
die ſtädtiſchen Zunftmeiſter und die unzünftigen „Pfuſcher“ der 
Vorſtädte von jeher in bitterer Feindſchaft lebten, ſträubten ſich 
beide Teile lange Zeit gegen die Vereinigung und bereiteten der 
Einführung der Städteordnung ganz eigenartige Schwierigkeiten. 
Zu einer Zeit, als anderwärts die Städteordnung ſchon eingeführt 
war, beriet man noch in Breslau darüber, ob die Eingemeindung 
der Vorſtädte möglich ſein werde. Noch tiefgehender und nach— 
haltiger war die Erregung, als das Gewerbeſteuergeſetz von 1810 
den Zunftzwang aufhob. Der mehrjährige, leidenſchaftliche Wider: 
ſtand gegen die Gewerbefreiheit hat nirgends das Bürgertum in 
dem Maße gegen die Reformgeſetzgebung erbittert, wie gerade in 
Breslau. Aber damit nicht genug. Die Verſtaatlichung der 
Rechtspflege und der Polizei, die Beſchränkung der ſtädtiſchen 
Konſiſtorialrechte, die Neuregelung des Servis- und Einquartierungs⸗ 
weſens, die geforderte Errichtung einer Bürgergarde, die Verſuche 
der Militärbehörden, die Entfeſtigung der Stadt rückgängig zu 
machen — dieſe und andere Fragen ſchufen in den Jahren 
1810—12 immer neue verbitternde Gegenſätze zwiſchen den An— 
forderungen des Staates und den mehr oder minder berechtigten 
ſtädtiſchen Sonderintereſſen. 

Unter dieſen Bedrängniſſen war die durch die Städteordnung 
geweckte Begeiſterung anſcheinend wieder verflogen; die Entfremdung 
zwiſchen Stadt und Staat ſchien größer als je. Dennoch aber 
hatte die Selbſtverwaltung im Sinne des Staatsgedankens auch 


IV Vorwort. 


in Breslau feſte Wurzeln gefaßt. Das bewieſen die Kriegsjahre 
1813-15. Anfänglich zeigten ſich wohl angeſichts der gewaltigen 
Anforderungen an Gut und Blut für die Rettung des Staates 
neben patriotiſcher Hingabe noch einzelne Regungen engherzigen, 
ſelbſtſüchtigen Sondergeiſtes. Aber ſie gingen bald ſpurlos unter 
in dem gewaltigen Strome vaterländiſcher Erhebung. Breslaus 
Bürgerſchaft und ihre Behörden haben im Juni 1813, als der 
Feind noch einmal die Stadt betrat, durch mutige, beſonnene Haltung 
die Wirkungen der feindlichen Eroberung weſentlich abgeſchwächt. 
Sie haben mit vorbildlicher Opferwilligkeit die ſchweren Aufgaben 
erfüllt, die ihnen der Krieg, auch als Schleſien nicht mehr Kriegs⸗ 
ſchauplatz war, namentlich durch die Pflege der Verwundeten und 
die ins Ungemeſſene geſtiegene Einquartierungslaſt zuwies. Das 
erzieheriſche Wirken der Stein'ſchen Städteordnung hatte in Breslau 
weit größere Schwierigkeiten zu überwinden, als in den altpreußiſchen 
Städten. Trotzdem hat auch unſre Stadt die Prüfung der Freiheits- 
kriege mit Ehren beſtanden. 

Nach der Kraftentfaltung der Freiheitskriege kamen müde, knappe 
Jahre. Dieſelben rückläufigen Strömungen im Staatsleben, die 
das Ausbleiben der verheißenen Volksvertretung verſchuldeten, 
drängten zu einer Wiederverſtärkung der ſtaatlichen Einwirkung auf 
die Städte. Das in hartem wirtſchaftlichen Daſeinskampfe begriffene 
Bürgertum erſchlaffte in ſeinem Anteil an der Selbſtverwaltung. 
Auch Breslaus Bürgerſchaft empfand den lähmenden Einfluß der 
Stockungen im Staats- und Wirtſchaftsleben. Der Fortſchritt in 
der Stadtverwaltung hörte freilich nicht ganz auf. Im Schulwejen, 
in der Armen- und Krankenpflege bemühte man ſich redlich, den 
wachſenden Anforderungen zu genügen. Aber es war eine langſame, 
mühſame Fortentwickelung. Nur unter ſtaatlichem Antriebe gelangen 
in der Mitte der dreißiger Jahre weſentliche, auf Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung abzielende Reformen. 

Als ſeit Ende der dreißiger Jahre die ſegensreichen Wirkungen 
des Zollvereins, das Aufblühen der Induſtrie, die Anfänge des 
Eiſenbahnbaues den wirtſchaftlichen Druck löſten und das Bürgertum 
wieder mit Selbſtvertrauen und Tatkraft erfüllten, als gleichzeitig 
im Staate ſeit 1840 neues Leben ſich regte und die Verfaſſungs⸗ 
frage in unaufhaltſamen Fluß kam, begann auch für Breslaus 
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Selbſtverwaltung eine neue Zeit raſchen, fruchtbaren Vorwärts⸗ 
ſtrebens. Alle Schichten des Bürgertums nahmen jetzt, wie nie 
zuvor, an den Rechten und Pflichten der Selbſtverwaltung regen 
Anteil. Faſt in allen Verwaltungszweigen wurden lange erſtrebte 
techniſche Fortſchritte erzielt. In der Stadtverwaltung brach ſich 
endlich die Offentlichkeit Bahn, die, obwohl zum Gedeihen der 
Selbſtverwaltung unentbehrlich, bisher ſtets unterdrückt und ver- 
kümmert worden war. Im Jahre 1845 erſchien Breslaus erſter 
Verwaltungsbericht; am 19. November 1847 fand die erſte öffent: 
liche Stadtverordnetenſitzung ſtatt. 

Im Staatsleben ſtand Breslau neben Königsberg in der erſten 
Reihe der Kämpfer für geſunden, ſtaatserhaltenden Fortſchritt. 
Auf den Provinziallandtagen und auf dem Vereinigten Landtage 
von 1847 wirkte die Stadt durch ihre Abgeordneten für eine 
wirkliche Volksvertretung, für Preffreiheit, für eine kirchliche 
Gemeindevertretung, für die Unabhängigkeit der Richter. In den 
Stürmen des Jahres 1848 bewährte ſich die ſtädtiſche Selbſt— 
verwaltung auch in Breslau als Hüterin der geſetzlichen Ordnung 
wie der neuen freiheitlichen Errungenschaften. Als im Anſchluſſe 
an die Umbildung der Staatsverfaſſung der Erlaß einer neuen 
Gemeindeordnung in Ausſicht ſtand, waren die ſtädtiſchen Behörden 
vor allem bemüht, die Städteordnung von 1808, wenn auch mit 
einzelnen zeitgemäßen Anderungen, ſo doch in ihren bewährten, 
weſentlichen Grundzügen unverkürzt zu erhalten. Sie traten ein für 
die Stein'ſche Städteordnung in der gerade durch die Geſchichte 
Breslaus gerechtfertigten Überzeugung, daß die Selbſtverwaltung 
nicht nur ein Lebenselement ſtädtiſchen Gedeihens iſt, ſondern 
ebenſo eine feſte Grundlage ſtaatlicher Wohlfahrt. 


Die angedeutete Entwickelung des Wirkens der Selbſtverwaltung 
in Breslau hat der Unterzeichnete, von den ſtädtiſchen Behörden 
mit Abfaſſung der Denkſchrift betraut, in dem darſtellenden Teile 
zu ſchildern und durch den beigegebenen Quellenband zu erläutern 
und zu belegen geſucht. Die Beigabe des Quellenbandes, für 
deſſen reichhaltige Ausgeſtaltung namentlich Herr Oberbürgermeiſter 
Dr. Ben der lebhaftes Intereſſe betätigt hat, dürfte ſich ſchon dadurch 
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rechtfertigen, daß eine ähnliche Quellenſammlung zur neueren Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte einer preußiſchen Stadt bisher 
wohl noch nicht veröffentlicht worden iſt. Für die Auswahl des 
Stoffes iſt einmal das praktische Bedürfnis unſrer gegenwärtigen 
Stadtverwaltung maßgebend geweſen, andrerſeits das Beſtreben, der 
ſtädtegeſchichtlichen Forſchung auf einem bisher im einzelnen noch 
wenig bebauten Felde brauchbaren Quellenſtoff zu bieten. 

Der darſtellende Teil ſoll vor allem den Wünſchen und Intereſſen 
weiterer Kreiſe unſrer Bürgerſchaft, namentlich derer, die im „Ehren: 
dienſte“ der Stadt die unaufhaltſam ſteigenden Aufgaben der Selbit- 
verwaltung löſen helfen, möglichſt entgegenkommen. Wenn der 
Verfaſſer bei Schilderung der Einführung der Städteordnung und 
der erſten Jahre der Selbſtverwaltung ſehr ins einzelne gegangen iſt, 
jo geſchah das in dem Wunſche, der Darſtellung mehr Anſchau— 
lichkeit und Lebensfülle zu verleihen, und mit dem Beſtreben, trotz 
der Menge der Einzelheiten doch die Grundzüge der Entwickelung her— 
vortreten zu laſſen. Sollte gleichwohl hier und da allzutief gepflügt 
und ſtatt der fruchtbaren Ackerkrume toter Boden aufgeworfen 
worden ſein, ſo erbittet der Verfaſſer nachſichtige Beurteilung. 

Beiden Teilen der Denkſchrift iſt ſehr weſentlich zugutegekommen, 
daß neben den Akten des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auch die dem hieſigen Königlichen Staatsarchiv 
angehörigen Akten der Staatsbehörden, der Regierung und des 
Oberpräſidiums benutzt werden konnten. Für die ſtete Hilfs⸗ 
bereitſchaft, mit der namentlich der Leiter des Staatsarchivs Herr 
Geh. Archivrat Dr. Meinardus dem Unterzeichneten die Alten: 
benutzung in jeder Weiſe erleichtert hat, ſei auch an dieſer Stelle 
herzlicher Dank ausgeſprochen. Ferner iſt der Unterzeichnete ſeinem 
Kollegen Herrn Stadtbibliothekar Dr. Hippe, dem Leiter des Stadt— 
verordnetenbureaus, Herrn Bureaudirektor Hartmann, und den 
Vorſtehern der ſtädtiſchen Reponendenregiſtratur, Herrn Ratsſekretär 
Obermeyer und Herrn Magiſtratsſekretär Schumann, für Hilf— 
leiſtungen verſchiedener Art zu großem Danke verpflichtet. 


Breslau, im März 1909. 
Dr. Heinrich wendt 
Stadtarchivar. 
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Kapitel 1. 
Die alte Stadtfreiheit. 


Wenn die Urheber der Städteordnung von 1808 den Hauptzweck 
ihres Werkes darin erblickten, durch die Beteiligung der Bürger 
an der Verwaltung ihres Gemeinweſens die Selbſtſucht zu bekämpfen, 
den Gemeingeiſt zu wecken, ſo hatte dies in doppeltem Sinne volle 
Berechtigung. Der befreiende Kampf galt einmal der Selbſtſucht 
des einzelnen Bürgers gegenüber ſeiner Gemeinde, der Selbſtſucht, 
die, ausſchließlich in den Sorgen und Mühen des eigenen Erwerbs⸗ 
lebens befangen, ſich jeder Leiſtung für die Allgemeinheit möglichſt 
entzog, die in eiferſüchtiger Wahrung der Sonderintereſſen des 
Geburts- und Berufsſtandes, der gewerblichen oder fonftigen Körper⸗ 
ſchaft, der man angehörte, keine Rückſichtnahme auf das Geſamtwohl 
kannte. Zu bekämpfen war aber auch der ſelbſtſüchtige Sondergeiſt 
der einzelnen Stadt gegenüber dem Staate und den andern Gliedern 
desſelben, der Sondergeiſt, der immer nur eigene alte Gerechtſame 
verfocht, neue Vorrechte erſtrebte, Opfer für das Ganze abwehrte, 
in allem zähe den nächſten und engſten Eigenvorteil ſuchte. 

Soll in den folgenden Blättern gezeigt werden, wie in Breslau 
die Früchte der Städteordnung allmählich reiften, wie unter ihrem 
Einfluſſe die bürgerliche Selbſtſucht durch werktätigen Gemeinſinn, 
der ſtädtiſche Sondergeiſt durch opferwillige Vaterlandsliebe über- 
wunden wurde, ſo müſſen wir zunächſt die Widerſtände kennen 
lernen, die ſich dem ſegensreichen Wirken der jungen Selbſtver⸗ 
waltung entgegenſtellten. Ein Rückblick auf die ältere Stadtgeſchichte 
muß uns die Triebkräfte kennen lehren, die, entſprechend der all⸗ 
gemeinen Entwicklung des deutſchen Städteweſens, auch in Breslau 
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die natürliche Intereſſengemeinſchaft, den organiſchen Zuſammenhang 
innerhalb der Bürgerſchaft wie zwiſchen Stadt und Staat lockerten, 
den Sondergeiſt des einzelnen Bürgers und der einzelnen Stadt 
weckten und nährten. 

In den erſten Zeiten des Aufblühens der Stadt lag eine der 
feſteſten Wurzeln ihrer Kraft in der korporativen Geſchloſſenheit 
der ganzen Stadtgemeinde, die auf annähernder, weſentlicher Gleich: 
heit der Rechte und Pflichten aller, auf werktätigem, opferwilligem 
Eintreten eines jeden für die Geſamtheit beruhte !). Jeder Bürger 
diente der Gemeinde nach dem Maße ſeiner Kräfte: er wirkte für 
ihr Wohl in allerlei unbeſoldeten „Bürgerdienſten“; er verteidigte 
fie mit den Waffen gegen innere und äußere Feinde; zu den Ges 
meindeausgaben leiſtete er einen ſeinem Beſitze angemeſſenen, durch 
Selbſteinſchätzung ermittelten Beitrag?). An der ſtädtiſchen Geſetz⸗ 
gebung hatte durch die Gemeindeverſammlungen jeder Bürger Anteil, 
und auch der Eintritt in die höchſte leitende Verwaltungsbehörde, 
den Rat der Stadt, war urſprünglich keinem grundſätzlich ver⸗ 
ſchloſſen. Die zum Weſen des mittelalterlichen ſtädtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens gehörende Vereinigung der Angehörigen desſelben 
Gewerbes in Zünften oder Innungen beſchränkte zwar die perſön⸗ 
liche Freiheit des einzelnen in einem für unſer Empfinden kaum 
erträglichen Maße, trug aber andrerſeits dazu bei, die ſozialen 
Gegenſätze zu mildern, den Wohlſtand gleichmäßiger zu verteilen. 

Aber trotz dieſer wohltätigen Wirkſamkeit, die das Zunftweſen 
in ſeiner mittelalterlichen Blütezeit ausgeübt hat, konnte in einer 
Stadt, die wie das mittelalterliche Breslau aus ihrer großartigen 
Vermittlerrolle im Warenaustauſche ausgedehnter, verſchiedenartiger 
Wirtſchaftsgebiete reichen Gewinn zog, eine auch nur annähernde 
Gleichmäßigkeit der Güterverteilung nicht lange Beſtand haben. 
Schon früh ſchloß ſich eine begüterte Minderheit, die ihre Kapitalien 
durch den Großhandel raſch mehrte, zu einem Patriziat zuſammen, 
das zu der in Zünften gegliederten breiten Maſſe der Bürgerſchaft 
bald in tiefgreifenden Gegenſatz geriet. Der patriziſche Groß— 
kaufmann ſuchte den zünftigen Kleinhändler und Handwerker von 
dem gewinnbringenden Vertriebe der gewerblichen Erzeugniſſe 
möglichſt auszuſchließen. Zugleich erſtrebte er aber auch, ſchon um 
ſein gewerbliches Übergewicht über den Zünftler geſetzlich zu bes 
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gründen und zu behaupten, die Vorherrſchaft in der Stadtverwaltung, 
die alleinige Vertretung im Rate. Der Tuchmacheraufſtand vom 
Jahre 1333, das willkürliche, meiſt auf Brandſchatzung der Stadt 
abzielende Eingreifen König Wenzels, die blutige Erhebung der 
Zünfte (1418) und die von König Sigmund erzwungene ariſto⸗ 
kratiſche Reaktion (1420) waren Markſteine dieſer Machtkämpfe, die, 
ein Jahrhundert hindurch mit wechſelndem Glücke geführt, mit 
einem faſt vollſtändigen Siege des Patriziats endigten. Die 1439 
in den überwiegend patriziſchen Rat zugelaſſenen vier Mitglieder 
aus den Zünften der Reichkrämer, Kretſchmer, Fleiſcher und Tuch- 
macher blieben von jedem größeren Maße an Ehren und Einfluß 
ausgeſchloſſen und mußten ſich, zum äußeren Zeichen ihrer unter⸗ 
geordneten Stellung, mit den unterſten Plätzen am Ratstiſche und 
auf der Schöffenbank begnügen ®). 

Das hiermit dauernd begründete Übergewicht einer durch Geburt 
und Beſitz bevorrechteten Minderheit in der Breslauer Stadt: 
verwaltung wurde durch die Weiterentwicklung in den nächſten drei 
Jahrhunderten bis zur preußiſchen Beſitzergreifung von 1741 nur 
noch verſtärkt. Der alte Brauch, den Rat jährlich neu zu wählen, 
wurde je länger je mehr zur bloßen Form. Tatſächlich ergänzte 
ſich der Rat ſelbſt durch Zuwahl, und ſeine Mitglieder blieben faſt 
ausnahmslos lebenslänglich im Amte. Der Kreis der untereinander 
vervetterten und verſchwägerten Sippen, aus denen der Rat ſich 
ergänzte, wurde immer enger. Der Charakter eines unbeſoldeten 
Ehrenamts ging der Ratsherrenwürde gründlich verloren. Zu den 
Ehren des Amtes geſellten ſich für die Ratsherrn nach und nach 
recht ſtattliche Bezüge, teils an feſtem Bargehalt, teils an allerlei 
Naturalien und Akzidenzien. Nicht in gleichem Maße ſtieg ihre 
Arbeitsleiſtung. Die vornehmen „regierenden Herren“, die ſchon 
im 17. Jahrhundert mit Ausnahme der vier Zünftler faſt alle 
adlig geworden waren und Güter in der Nachbarſchaft beſaßen, 
entwöhnten ſich mehr und mehr der trockenen Einzelarbeit in 
der Verwaltung. Dieſe fiel einer zahlreichen, wohl auch kaum 
überbürdeten Beamtenſchaft zu, deren Spitzen, die Syndiei und 
Secretarii des Rats, nachgerade die eigentlichen Leiter der Stadt: 
verwaltung wurden. Die dergeſtalt oligarchiſch erſtarrte und bureau⸗ 
kratiſch verknöcherte Stadtverwaltung der letzten vorpreußiſchen Zeiten 
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hat in bezug auf Tätigkeit, Wirtſchaftlichkeit und Uneigennützigkeit 
keinen guten Ruf hinterlaſſen. Wenn vielleicht auch die Korruption 
des damaligen Stadtregiments durch ſpätere üble Nachrede ge 
legentlich übertrieben worden ift*), jo iſt jedenfalls Tatſache, daß 
die Stadtkämmerei 1741 ſtark verſchuldet war, und daß die neuen 
preußiſchen Machthaber faſt auf allen Verwaltungsgebieten viele 
Unterlaſſungsſünden alter Zeit zu rügen und zu beſſern fanden )). 

Die notwendige Vorbedingung und Begleiterſcheinung der ge— 
ſchilderten oligarchiſch-bureaukratiſchen Verbildung der Stadtver⸗ 
faſſung und verwaltung war die Entwöhnung der breiten Schichten 
der Bürgerſchaft von der Teilnahme an den öffentlichen Angelegen- 
heiten. Zwar hinderte in Breslau die große Zahl und wohl auch 
die verhältnismäßig günſtige wirtſchaftliche Lage des gewerblichen 
Mittelſtandes, daß ſich ſeine kommunalpolitiſche Entrechtung ſo 
raſch und ſo vollſtändig vollzog, wie in den meiſten andern 
Städten. Die Vertreter der Bürgerſchaft, die Alteſten der Kauf— 
mannſchaft und der Zünfte, ſeit dem 17. Jahrhundert auch noch 
Vertreter des „Gelehrtenſtandes“, behielten in der ganzen vor- 
preußiſchen Zeit das Recht, mit dem Rate bei der üblichen jähr⸗ 
lichen „Rechnungsabnahme“ über ſtädtiſche Angelegenheiten zu ver- 
handeln, Wünſche und Beſchwerden vorzutragen. Bei verantwortungs⸗ 
vollen Entſcheidungen, namentlich bei Fragen auswärtiger Politik 
oder finanzieller Belaſtung der Bürgerſchaft, gaben die Gemeinde⸗ 
vertreter, die der Rat ſchon zur Minderung ſeiner Verantwortung 
ſelbſt berief, nicht ſelten den Ausſchlag. Zu dem Widerſtande der 
Stadt gegen den „Ketzerkönig“ Georg von Podiebrad drängten vor 
allem die von der Geiſtlichkeit fanatiſierten Maſſen der Bürgerſchaft. 
Die im Rate vorherrſchenden patriziſchen Großkaufleute, für die 
jede kriegeriſche Politik eine ſchwere Gefährdung ihrer Handels: 
intereſſen bedeutete, wichen nur widerwillig dem volkstümlichen 
Drucke. Bei der Begründung wie bei der Verteidigung des evan⸗ 
geliſchen Kirchenweſens der Stadt tritt der Einfluß der Gemeinde 
immer wieder hervor und wird vom Rate gegenüber den der reli— 


) Vgl. z. B. die Erzählung in Menzels Topographiſcher Chronik, S. 651, 
daß der in der Umgegend von Breslau hauſende berüchtigte Bandit Mandube 
mit den Ratsherrn unter einer Dede geſteckt und deshalb „alle feine Schand- 
taten ungeſtraft verrichtet habe“. 
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giöſen Neuerung abgeneigten habsburgiſchen Landesherrn gefliſſentlich 
betont. Im dreißigjährigen Kriege war bei dem hartnäckigen Wider⸗ 
ſtande der Stadt gegen die Aufnahme einer kaiſerlichen Garniſon 
die Bürgerſchaft die treibende Kraft, aus Beſorgnis, Breslau könne 
durch das kaiſerliche Kriegsvolk nach dem Rezepte der Liechtenſteiner 
Dragoner gewaltſam katholiſch gemacht werden. Als 1669 die ge- 
forderte Abtretung des Bernhardinhospitals an die Franziskaner, 
1695 die Errichtung der Jeſuitenuniverſität abgewehrt werden ſollte, 
ſchickte die Bürgerſchaft neben den Geſandten des Rats noch be— 
ſondere Vertreter an den Kaiſerhof nach Wien >). 

Betätigte ſich bei den erwähnten Anläſſen die Bürgerſchaft in 
der Verteidigung idealer Güter, ſo regte ſich andrerſeits ihre An⸗ 
teilnahme an öffentlichen Angelegenheiten auch dann, wenn die 
Mißwirtſchaft der herrſchenden Partei ihre materiellen Intereſſen 
zu arg ſchädigte. Als 1710 die Klagen über Verwahrloſung des 
ſtädtiſchen Vermögens und über willkürliche, parteiiſche Verteilung 
der Steuerlaſt ſo laut geworden waren, daß der Rat ein Eingreifen 
der Staatsbehörden befürchten mußte, erzwang die Gemeinde bei 
dieſer günſtigen Gelegenheit die Einſetzung eines aus 26 Bürger⸗ 
ſchaftsvertretern beſtehenden Ausſchuſſes, der von 1710 —22 tagte, 
den Vermögenszuſtand der Stadt prüfte und den Rat zur Ver⸗ 
minderung der Schuldenlaſt und zu andern Verwaltungsreformen 
zu veranlaſſen ſuchte. Aber das Eingreifen der Bürgerſchaft blieb 
in dieſem Falle wie auch ſonſt ohne nachhaltigen Erfolg, und zwar 
deshalb, weil, entſprechend der verminderten Leiſtungsfähigkeit bei dem 
herrſchenden Stadtadel und dem Beamtenſtande, auch bei der Bürger— 
ſchaft die Neigung zu regerer, mit größeren Opfern verbundener Tätig- 
keit für das Gemeinweſen immer geringer wurde. Als Reſt der mittel- 
alterlichen allgemeinen Wehrpflicht der Stadtbürger beſtand noch 
die Verpflichtung zum Dienſte in der aus 12 „Bürgerkompagnieen“ 
beſtehenden Stadtmiliz, die in beſonderen Fällen die geworbene 
Stadtgarnifon im inneren Sicherheitsdienſte und bei Beſetzung der 
Wachtpoſten unterſtützte. Die Bürgerſchaft war ferner zum Löſch⸗ 
dienſte verpflichtet, und endlich waren die „Gaſſenmeiſter“ als 
Organe der Ortspolizei ehrenamtlich für die Gemeinde tätig. Aber 
allen dieſen „Bürgerdienſten“ ſuchte ſich gerade der gebildetere und 
beſitzende Teil der Bürgerſchaft durch Stellvertreterkauf oder ſonſt 
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zu entziehen, um nicht durch Leiſtungen für die Allgemeinheit in 
der eigenen Erwerbstätigkeit geſtört zu werden“). 

Die gewerblichen Körperſchaften, namentlich die Innungen, die 
einſt nicht nur zur Förderung des Erwerbslebens ihrer Mitglieder 
beſtimmt, ſondern auch die Organe geweſen waren, durch die ſich 
die Teilnahme der Bürgerſchaft an der Stadtverwaltung vollzog, 
verloren mit der Zeit den größten Teil ihres gemeinnützigen 
Charakters. Auch hier zeigte ſich eine Erſtarrung und Verknöcherung, 
und zwar in Breslau, wo das Innungsweſen gemäß der wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung der Stadt beſonders kräftig entwickelt war, 
mit beſonderer Schärfe und Härte. Waren im Mittelalter meiſt 
mehrere verwandte Gewerbe in einer Innung zuſammengefaßt, 
und war der Eintritt in die Innungen nicht ſehr erſchwert, ſo 
zählte Breslau im 18. Jahrhundert über 70, zum Teil ſehr kleine, 
wenig lebensfähige, nach außen ſtreng abgeſchloſſene Innungen. 
Die ausſchließenden Berechtigungen der einzelnen Innungen zum 
Betriebe ihres Gewerbes, die zum Teil an die den betr. Gewerben 
eingeräumten öffentlichen Verkaufsſtätten (Fleiſchbänke, Schuh⸗ 
bänke uſw.) gebunden waren, wurden allmählich „Realberechti⸗ 
gungen“, Vermögensbeſtandteile ihrer Inhaber, die vererbt, verkauft 
und hypothekariſch belaſtet werden konnten. Um jo erbitterter wurden 
naturgemäß dieſe ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen gegen die 
Anſprüche verwandter Handwerke und vollends gegen den Wett⸗ 
bewerb nichtzünftiger „Pfuſcher und Störer“ verfochten. Wie ſehr 
gerade die aus dem Zunftzwange entſprungenen gewerblichen Kämpfe 
dazu beigetragen haben, die bürgerliche Selbſtſucht zu wecken, die 
billige Rückſichtnahme auf die Intereſſen der Geſamtheit zu erſticken, 
zeigte ſich ſpäter, als der Widerſtand der in ihren Vorrechten be— 
drohten Zünftler gegen die Gewerbefreiheit ein weſentliches Hindernis 
für das Einleben in die durch die Städteordnung geſchaffene Selbſt⸗ 
verwaltung bildete. 

Wie das Verhältnis des einzelnen Bürgers zur Geſamtheit 
ſich im Laufe der Jahrhunderte wandelte, ſo verſchob ſich auch 
die Stellung der einzelnen Stadt zum Staate. In den Anfängen 
der ſtädtiſchen Entwicklung beſtand, wie eine annähernde Solidarität 
und genoſſenſchaftliche Gleichheit aller Stadtbürger, ſo auch eine 
wenigſtens bedingte, anſcheinende Intereſſengemeinſchaft zwiſchen 
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Stadt und Staat. Wie überhaupt das noch im Lehnsweſen 
ſteckende ſpätmittelalterliche Landesfürſtentum zur Deckung ſeines 
zunehmenden Geldbedarfs auf die Hilfe der Städte angewieſen war, 
ſo wußten auch Breslaus Landesherrn, die piaſtiſchen Herzöge wie 
die Luxemburger, die feſten Mauern, das ſchlagfertige Bürger⸗ 
aufgebot, aber vor allem die raſch wachſende Finanzkraft der Stadt 
nach Gebühr zu ſchätzen. Namentlich auf finanziellem Gebiete 
lagen die „willigen, bereiten Dienſte“ der „treuen Bürger“, welche 
die Landesherrn mit ihren Privilegien und Gnadenbriefen vergalten. 
Aber auch die Stadt hatte allen Grund, die fürſtliche Gunſt zu 
ſuchen. Nur der Landesherr als Quelle alles Rechts, als Inhaber 
alles Eigentums, das nicht ausdrücklich an einzelne vergeben war, 
konnte der Stadt alle die Beſitztümer, Befugniſſe und nutzbaren 
Rechte verleihen, deren ſie zu ihrem Gedeihen bedurfte. 

So wurde die Stadt in ihren Anfängen durch fürſtliche Gnaden⸗ 
briefe gegen den Wettbewerb benachbarter Siedlungen geſchützt; ihr 
Gebiet wurde durch Überlaſſung ausgedehnter Viehweideplätze er- 
weitert; der Bau maſſiver Häuſer, die Errichtung eines ſchützenden 
Mauerringes, die Anlegung von Straßen und Brücken innerhalb 
der Stadt wie in ihrer nächſten Umgebung wurde durch mancherlei 
Vergünſtigungen gefördert. Die Landesherrn veräußerten an einzelne 
Bürger oder an die ganze Stadtgemeinde ihre bei der Gründung 
der Stadt vereinbarten Grundzinſe, ihre Einkünfte von den öffent- 
lichen Verkaufsſtätten: Fleiſch⸗, Brot- und Schuhbänken, Tuch⸗ 
kammern und Reichkramen, ferner ihre den Handel belaſtenden 
Zölle. Die Stadt brachte die landesherrliche Gerichtsbarkeit an 
ſich; an Stelle des Erbvogts, der ſein Amt vom Herzog durch Kauf 
erworben hatte und deshalb vornehmlich als Einnahmequelle anſah, 
trat das aus der Bürgerſchaft hervorgegangene, nur ihren Intereſſen 
dienende ſtädtiſche Gericht, deſſen Befugniſſe durch immer neue 

vilegien erweitert wurden. Aus dem Füllhorn fürſtlicher Gnaden 
floſſen ferner das Marktrecht, das Münzrecht, das Recht zur Bildung 
von Handwerksinnungen, das Stapelrecht, das den Handel der 
benachbarten Städte, das Meilenrecht, das den Gewerbebetrieb des 
umliegenden Landes zugunſten der Stadt beſchränkte. 

Aber die Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Stadt und Staat war, 
wie geſagt, nur eine ſcheinbare, vorübergehende. Denn das endliche 
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Ergebnis aller von der Stadt erkauften landesherrlichen Ge: 
währungen war, daß die Stadt aus dem Gefüge des Staates wie 
aus dem Zuſammenhange mit dem umliegenden Lande faſt voll⸗ 
ſtändig losgelöſt, daß ſie ein Staat im Staate wurde. Ihr Gerichts⸗ 
weſen, ihr Zoll- und Steuerweſen, ihre Gewerbepolitik, ihr Militär- 
weſen, in gewiſſen Grenzen auch ihre auswärtige Politik wurden 
vom Staate unabhängig. Schließlich brachte ſie Opfer für den 
Staat nur noch, ſoweit ſie dadurch neue Vorrechte zu erkaufen 
hoffte; ſie gehorchte den Befehlen der Landesherren nur, ſoweit 
dieſe Gehorſam zu erzwingen wußten. Von dem umliegenden Lande 
war die Stadt durch eine tiefe Kluft geſchieden. In der frei» 
machenden Stadtluft herrſchte der Grundſatz perſönlicher Freiheit 
und genoſſenſchaftlicher Gleichheit; auf dem Lande entwickelte ſich 
die Erbuntertänigkeit. Die Stadt war der Sitz alles Handels und 
Gewerbes; auf dem Lande wurde, ſoweit der ſtädtiſche Einfluß 
reichte, alle gewerbliche Tätigkeit gewaltſam unterdrückt. Beſonders 
auch in den rings um die Stadt entſtehenden Vorſtädten, die Dorf⸗ 
verfaſſung hatten und der Erbherrſchaft und Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit, teils der Stadt ſelbſt, teils verſchiedener Breslauer geiſt⸗ 
licher Stifter unterſtanden, wußte die Stadt jeden Gewerbebetrieb 
lange Zeit zu verhindern. 

Die Unabhängigkeit Breslaus von der Staatsgewalt, die Weite 
des Wirkungskreiſes der Stadtbehörden erreichte den Höhepunkt, 
nicht ſchon während des berühmten Kampfes der Stadt gegen 
Georg von Podiebrad, dem doch unter Matthias Corvinus ein 
fühlbarer Rückſchlag zugunſten des Staates folgte, ſondern im 
erſten Drittel des 16. Jahrhunderts. Zähe behauptete damals die 
Stadt ihre Selbſtregierung gegen gelegentliche Einmiſchungsgelüſte 
der Landesherrn; energiſch wahrte ſie ihre mit der „Hauptmann⸗ 
ſchaft“ über das Fürſtentum Breslau verbundenen Amtsbefugniſſe 
gegen den aufſäſſigen Landadel; kräftig verteidigte fie ihre Handels- 
blüte gegen adlige und fürſtliche Räuber und Fehder, gegen miß⸗ 
günſtige Nachbarn und aufſtrebende Konkurrenten. Mit weit⸗ 
ſchauender Unternehmungsluſt benutzte fie jede Gelegenheit zur 
Mehrung ihrer Rechte, ihres Beſitzes. Die neuen Rechte und 
Pflichten, die ihr die Reformation auf dem Gebiete des Kirchen⸗ 
und Schulweſens, der Armen- und Krankenpflege zuwies, nahm 


Unabhängigkeit der Stadt. Wiedererſtarken der Staatsgewalt. 9 


die Stadt zwar vorſichtig und ohne Überſtürzung, aber doch mit 
friſcher, zielbewußter Schaffenskraft in Angriff. Ihre überſchüſſigen 
Kapitalien verwandte ſie, um in großem Stile Landbeſitz zu er⸗ 
werben, der teils eine gute Vermögensanlage bilden, teils die 
politiſche Macht der Stadt erhöhen ſollte. In den Jahren 1529 
bis 1534 ſuchte Breslau von den Olſer Herzögen ein großes, 
zuſammenhängendes Landgebiet zu erwerben, das, an der Weide 
entlang, eine territoriale Verbindung zwiſchen den der Breslauer 
Hauptmannſchaft unterſtehenden Kreiſen Breslau und Namslau 
herſtellen ſollte. Daß man damals Breslau die Abſicht zutraute, 
die Zugehörigkeit zur Krone Böhmen ganz abzuſtreifen und freie 
Reichsſtadt zu werden, zeigt am beſten, wieweit die Loslöſung der 
Stadt vom Staatsverbande bereits gediehen war ). 

Aber zur Zeit, als Breslau dieſen Höhepunkt erreichte, war 
ſonſt in deutſchen Landen die alte Stadtfreiheit meiſt ſchon im 
Schwinden. Auf die ſteigende Selbſtändigkeit der Städte gegenüber 
dem mittelalterlichen Lehnsſtaate war eine rückläufige Bewegung 
gefolgt: ihre allmähliche Unterwerfung unter den abſoluten Staat 
des 16.— 18. Jahrhunderts. Das Kräfteverhältnis zwiſchen Stadt 
und Staat verkehrte ſich ins Gegenteil. Einrichtungen und Zus 
ſtände, auf denen einſt die Überlegenheit der Städte beruht hatte, 
verloren an Kraft und Wirkung, während das Territorialfürſtentum 
durch neue Verwaltungsformen, die es aus den Trümmern des 
Lehnsweſens ſchuf, mächtig geſtärkt wurde. Die auf breiter ge⸗ 
noſſenſchaftlicher Grundlage beruhende Verfaſſung und Verwaltung 
der Städte verfiel der geſchilderten Entartung; ihre finanzielle 
Blüte ging zurück; die Bürger entwöhnten ſich des Waffendienſtes. 
Andrerſeits ſchuf ſich jetzt der Staat ein rechtsgelehrtes, praktiſch 
tüchtiges Beamtentum, eine leiſtungsfähige Steuerverfaſſung und 
Finanzverwaltung, ein ſchlagfertiges ſtehendes Heer. Mehr und 
mehr wurden die Städte im Ringen mit dem Staate um Macht 
und Recht vom Angriff in die Verteidigung zurückgeworfen; Schritt 
für Schritt gewann der Staat den einſt verlorenen Boden zurück. 
Er nahm den Städten ihre ſelbſtändige auswärtige Politik, ihr 
Recht der Selbſtverteidigung; er fügte ſie ſeinem Steuerſyſtem ein; 
er unterwarf fie, unter Aufhebung ihrer Zoll-, Stapel: und Münz⸗ 
rechte, ſeiner Handelspolitik. Auf das Drängen des Landadels 
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beſchnitt er die das flache Land ſchädigenden Vorrechte der ſtädtiſchen 
Zünfte. Appellierte der Rechtſuchende früher von dem Stadtgerichte 
an den Obergerichtshof einer andern Stadt, ſo ging jetzt der 
Rechtszug an die neubegründeten ſtaatlichen Appellationsgerichte. 
Je mehr ſich der abſolute Polizeiſtaat ausbildete, der nur den 
befehlenden Fürſten und die gehorchenden Untertanen kannte, jede 
Zwiſcheninſtanz ausſchaltete, jede genoſſenſchaftliche Selbſtändigkeit 
unterdrückte, auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens die alleinige 
Fürſorge, die unbedingte Entſcheidung und Leitung beanſpruchte, 
um ſo zielbewußter und durchgreifender nahm der Staat den Städten 
ein Recht nach dem andern, ſchließlich ſogar die grundlegenden 
Rechte, ihre Behörden ſelbſt zu beſtellen und ihr eigenes Vermögen 
zu verwalten ®). 

Selbſtverſtändlich vollzog ſich die Ausbildung des abjoluten 
Staates und die Entrechtung der Städte nicht überall in gleicher 
Weiſe, nicht jederzeit in gleichmäßigem Fortſchritte, ſondern je nach 
Zeit und Umſtänden ſehr verſchiedenartig. Auch der habsburgiſche 
Kaiſerſtaat, dem Schleſien ſeit 1527 angehörte, hat in feinen Erb⸗ 
landen, ebenſo wie die andern deutſchen Fürſten in ihren Territorien, 
fi bemüht, die Städte wieder feſter in den Staatsverband 
einzufügen, ſeinen Geſetzen ausnahmslos zu unterwerfen, ſeinen 
Intereſſen dienſtbar zu machen. Aber ebenſo wie allen Bemühungen 
der Habsburger um die Herſtellung der Staatseinheit und die 
Stärkung der Staatsgewalt war auch dieſem Streben nur ein ſehr 
bedingter Erfolg beſchieden. Namentlich die Steuerkraft und wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung Breslaus, das noch gegen Ende des 17. Jahr: 
hunderts ein Zehntel der Steuerlaſt ganz Schleſiens aufbrachte, 
erzwang ſelbſt in den Zeiten des Niederganges der alten Stadt- 
freiheit noch immer eine beſondere Rückſichtnahme des Staates. 

So behauptete Breslau in ſeinem Gerichtsweſen, trotz der Be⸗ 
ſchränkung durch den Rechtszug an die königlichen Gerichte, eine 
weitgehende Selbjtändigleit. Die Stadt wurde dem ſtaatlichen 
Steuerſyſtem eingefügt, aber nicht ohne Schonung ihrer Einzel⸗ 
intereſſen. Ja die ſtädtiſche Sonderbeſteuerung durch die Akziſe 
brachte ein neues Moment der Trennung zwiſchen Stadt und Land. 
Die ſtaatliche Gewerbepolitik, die namentlich ſeit dem Anfange des 
18. Jahrhunderts unter dem Antriebe der wirtſchaftlichen Lehren 
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des Merkantilismus Handel und Gewerbe der Untertanen zu heben, 
wirtſchaftliche Gegenſätze auszugleichen ſuchte, bedrohte zwar die 
ſtädtiſche Selbſtändigkeit an einer empfindlichen Stelle. Aber es 
fehlte dem Eingreifen der Staatsbehörden an Kraft und Stetigkeit. 
In dem Kampfe zwiſchen der Stadt und denjenigen Breslauer 
Stiftern, unter deren Erbherrſchaft ein großer Teil der Vorſtädte 
ſtand, um die Berechtigung zum Gewerbebetriebe in den Vorſtädten 
erzwang zwar die Parteinahme der kaiſerlichen Behörden für die 
Geiſtlichkeit die Zuſtimmung der Stadt zur Zulaſſung einiger 
Handwerker. Aber die Mehrheit der vorſtädtiſchen Gewerbe⸗ 
treibenden wurde nach wie vor von den Zünftlern der Stadt als 
Pfuſcher erbittert bekämpft, die ſtrenge gewerbliche Trennung zwiſchen 
Stadt und Land blieb grundſätzlich gewahrt. Wiederholt ſuchte 
der Staat, die Auswüchſe des Innungsweſens zu beſchränken. 
Aber als die kaiſerlichen Behörden in den Jahren 1712—16 die 
Breslauer Schuhmachergeſellen mit den ſchärfſten Mitteln, mit Ges 
fängnisſtrafe und ſchimpflicher Landesverweiſung, zum Gehorſam 
gegen eine kaiſerliche Verordnung zwingen wollte, erwies ſich 
ſchließlich der paſſive Widerſtand der Geſellen als unüberwindlich. 
Von den neuen Beſtimmungen, die der Kaiſer 1712 und 1717 
über die Aufnahme in die Breslauer Kauſmannſchaft erließ, bemerkt 
der Stadtſekretarius Kretſchmer in ſeiner „Breslographia“: man 
habe fie „nicht vor practicable befunden, ſondern depreciret und 
alſo auch nicht in usum deduciret“ 10). 

Ahnliches Schickſal hatten die Verſuche des Landesherrn, in die 
Verwaltung der Stadt einzugreifen. Die Teilnahme der Bürger⸗ 
ſchaft am Stadtregiment, die dem abſoluten Staate naturgemäß 
mißliebig war, wurde bei jeder Gelegenheit vom kaiſerlichen Hofe 
als unzuläſſig zurückgewieſen; andrerſeits wurden die Vettern- und 
Schwägerſchaften unter den Ratsherrn mit der Zeit jo vorherrſchend 
und übelſtändig, daß der Kaiſer 1734 ein gemeſſenes Verbot dagegen 
erließ. Aber eins wie das andre blieb ohne Erfolg. Der Breslauer 
Handelsherr Georg Gieſche erwirkte 1710 durch ſeine guten Bes 
ziehungen bei Hofe den Befehl, daß ſeine Klagen wegen ungerechter 
Beſteuerung, wie überhaupt die ganze ſtädtiſche Finanzverwaltung 
durch das Breslauer Oberamt unterſucht werden ſollten. Aber der 
Rat ließ ſich von der Gemeinde — gegen Bewilligung des früher 
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erwähnten“) Uuterſuchungsausſchuſſes von 26 Mitgliedern — be- 
ſcheinigen, daß ſie mit der Verwaltung des Rats wohl zufrieden ſei, 
und als er dann, auf dieſes Zeugnis geſtützt, in einem demütigen 
Bittſchreiben die „angeſtammte oeſterreichiſche Clemenz“ um Rück- 
nahme des ſtrengen Gebots „fußfällig“ anflehte, war von der be— 
fohlenen fiskaliſchen Unterſuchung durch das Oberamt nicht mehr 
die Rede 1). 

Mit Erfolg widerſtrebte die Stadt dem ſtaatlichen Einfluſſe 
ſelbſt auf zwei Gebieten, von denen das eine, die Militärhoheit, 
für den abſoluten Staat im allgemeinen, das andre, die Glaubens⸗ 
einheit, für die habsburgiſchen Herrſcher im beſonderen hervor— 
ragende Wichtigkeit beſaß. Das Beſtreben des Staates, die 
wichtigſten Städte durch Beſatzungen zu ſichern, ja als Stützpunkte 
für die Landesverteidigung zu benutzen, war an ſich ſelbſtverſtändlich, 
und ſo ſuchten die kaiſerlichen Behörden in kriegeriſchen oder krieg⸗ 
drohenden Zeiten, Breslau immer wieder zur Aufnahme einer kaiſer⸗ 
lichen Garniſon zu drängen. Aber die Stadt verteidigte ſelbſt in 
den ſchwerſten Kriſen des dreißigjährigen Krieges hartnäckig ihr 
altes „jus praesidii“, das Recht der Selbſtverteidigung. Ja ſie 
ließ ſich noch 1648 ihre Freiheit von der Einquartierung kaiſerlicher 
Truppen förmlich verbriefen. Die großen Koſten für die eigene 
geworbene Garniſon der Stadt (etwa ½e der geſamten Stadtaus⸗ 
gabe) wurden willig getragen. Die einzige Anerkennung ſeiner 
Militärhoheit, die der Staat erzwingen konnte, war, daß die 
ſtädtiſchen Söldner nicht nur dem Rate, ſondern auch dem Kaiſer 
den Treueid leiſten mußten. 

Die Durchſetzung ſeiner Militärhoheit war für den Staat — 
ſo wenigſtens meinte die argwöhniſche Bürgerſchaft — nur ein 
Mittel zur Erreichung des Hauptzweckes der kaiſerlichen Politik: 
der Unterdrückung des evangeliſchen Bekenntniſſes ). Wenn 
auch nicht immer mit gleicher Stärke, ſah doch die Stadt vom 
Anfange bis zum Ende der habsburgiſchen Herrſchaft ihr evan- 
geliſches Kirchenweſen ſtets mehr oder minder durch die Landes⸗ 
herrn bedroht. Und trotz aller Künſte der Unterhandlung, aller 


*) Vgl. S. 5. 
*) Vgl. S. 4 f. 
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Geldopfer, aller Zugeſtändniſſe auf andern Gebieten, mit denen 
die Stadt im Laufe dieſes zweihundertjährigen Ringens ihre Reli⸗ 
gionsfreiheit verteidigte, blieben einzelne ſchmerzliche Einbußen nicht 
aus. Die Kirchen auf den Stadtlandgütern gingen wenigſtens für 
die Zeit von 1654— 1708 dem evangeliſchen Bekenntniſſe verloren. 
Andrerſeits nahmen unter landesherrlichem Schutze die in der Re⸗ 
formation zuſammengeſchmolzenen geiſtlichen Stifter ſeit dem 17. Jahr⸗ 
hundert wieder ſtark zu; ſelbſt die vor allem gehaßten und gefürchteten 
Jeſuiten durften ein Kollegium und eine Univerſität errichten. Aber 
in der Hauptſache hat doch die kaiſerliche Politik ihr Ziel, die 
Wiederherſtellung der Glaubenseinheit gegenüber Breslau nicht 
erreicht; auch hierin mußte ſie der Stadt ein Sonderleben geſtatten, 
deſſen verfaſſungsmäßiges Organ das 1615 begründete eigene Stadt- 
konſiſtorium war. 

Die bevorzugte Sonderſtellung der Stadt auf dieſem wie auf 
andern Gebieten, ihre Vorrechte vor kleineren und ſchwächeren 
Gemeinweſen waren nicht freiwillig gewährt, ſondern dem wider⸗ 
ſtrebenden Staate in ſteten Kämpfen abgerungen. Schon darum 
konnten dieſe Zugeſtändniſſe nicht dazu beitragen, Hingabe an den 
Staat zu wecken. Sie konnten nichts daran ändern, daß Breslau am 
Ende der habsburgischen Zeit dem Staate im Grunde noch in gleicher 
argwöhniſcher Abſonderung und innerer Entfremdung gegenüberſtand, 
wie einſt am Ausgange des Mittelalters. Außerlich ließ es nament- 
lich die herrſchende Klaſſe an offiziellen Bekundungen der Ergebenheit 
gegen das Kaiſerhaus nicht fehlen. Die Siege der öſterreichiſchen 
Waffen gegen Franzoſen und Türken und die Geburtstage der 
Mitglieder der kaiſerlichen Familie wurden mit Salutſchüſſen und 
Illuminationen, mit Dankpredigten und Feſtgedichten gefeiert. 
Innerlich war aber die Stadt von dem Staate durch eine tiefe 
Kluft eigenwilligen Sondergeiſtes, unausgeglichener Intereſſengegen— 
ſätze geſchieden. 

Später, als Breslau einem Staate gegenüberſtand, der das 
ſtädtiſche Eigenleben kräftiger zu unterdrücken, ſeinen Geſetzen pünkt⸗ 
licheren Gehorſam zu erzwingen verſtand, pries man wohl manch⸗ 
mal die habsburgiſche Herrſchaft als eine Art goldenes Zeitalter, 
in dem Breslau als „vornehmer Landſtand“ die ſchleſiſchen Fürſten⸗ 
tage beſchickte und fich fait reichsſtädtiſcher, republikaniſcher Selbſt⸗ 
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ſtändigkeit erfreute. Und doch regte ſich gegenüber der preußiſchen 
Beſitzergreifung kaum eine Hand zur Verteidigung der alten Stadt⸗ 
freiheit, die angeblich von „angeſtammter öſterreichiſcher Klemenz“ 
gewährt, in Wahrheit aber nur durch die innere Schwäche des 
Staates ermöglicht worden war. 


Kapitel 2. 
Das Stadtregiment unter Friedrich dem Großen. 


Kaum ein zweites Mal im Verlaufe ſeiner faſt tauſendjährigen 
Geſchichte erfuhr Breslau einen ſo plötzlichen Umſchwung, einen ſo 
jähen Bruch mit der Vergangenheit, wie durch die preußiſche Beſitz⸗ 
ergreifung von 1741. Als bald darauf die neue preußiſche Obrig⸗ 
keit einen großen Teil der alten Ratskleinodien und die mittelalter⸗ 
lichen Waffen aus den ſtädtiſchen Zeughäuſern, ſehr zum Schmerze 
der ſpäteren Altertumsfreunde, zum Einſchmelzen verdammte, war 
dies wie ein Sinnbild des Umguſſes der ganzen Stadtverfaſſung 
und verwaltung. Und die Umwandlung des alten Stadtſiegels 
mit der ſtolzen, an die römiſche Weltrepublik anklingenden Um⸗ 
ſchrift „Sigillum Senatus Populique Wratislaviensis“ in ein 
neues „Ratsſiegel der Haupt- und Reſidenzſtadt Breslau“ bekundete, 
daß die Stadt einem feſten und unbeugſamen Staatswillen unter⸗ 
worfen war, daß, wie der Magiſtrat einmal ſchreibt, „Breslaus 
Status republicanus ceſſiret“ hatte. 

In Brandenburg ⸗Preußen hatte unter Friedrich Wilhelm I. die 
Entrechtung der Städte gegenüber der Allmacht des abſoluten 
Staates ihren Höhepunkt erreicht. Die Verwaltung der Städte 
war nicht nur den ſtaatlichen Zivilbehörden, ſondern in vieler Hin⸗ 
ſicht auch den Militärbehörden aufs ſtrengſte untergeordnet. Die 
Kämmereien waren „ſubordinierte Unterabteilungen des Fiskus“; 
„jeder Unterſchied von Mein und Dein“ hatte zwiſchen Staat und 
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Städten zugunſten des erfteren ſchon längſt aufgehört. Die Städte 
dienten dem Staate als Garniſonen und Domänen 12). Dieſem 
Staate gegenüber erwieſen ſich Breslaus ſchwache Verſuche, ſeine 
alte Selbſtändigkeit zu wahren, als völlig unwirkſam. Die 

„Neutralität“, die Freiheit von preußiſcher wie von öſterreichiſcher 
Beſatzung, die ſich Breslau im Januar 1741, alſo im erſten Ans 
fange des Ringens um den Beſitz Schleſiens, erwirkt hatte, war 
ſchon am 10. Auguſt desſelben Jahres mit der Überrumpelung der 
Stadt durch einen unblutigen Handſtreich für alle Zeit zu Ende. 
Der neue Landesherr König Friedrich II. beſtätigte zwar der Stadt 
am 29. Dezember 1741 alle ihre „wohlerworbenen und hergebrachten 
Privilegia, Statuta, Freiheiten, Rechte und Gerichte“, aber nur 
mit der bedeutungsvollen Klauſel: „ſoweit ſie denen gegenwärtigen 
Zeiten und Umbſtänden applicable und Unſerer landesherrlichen 
Hoheit, wie auch überhaupt der allgemeinen Landeswohlfahrt ohn⸗ 
nachtheilig ſind“ ). Und wenn ein königlicher „Gnadenbrief“ vom 
30. Januar 1742 die Hauptſtadt des neugewonnenen Schleſierlandes 
zur dritten Haupt⸗ und Reſidenzſtadt des Königreichs Preußen 
erhob 10), jo ſollte Breslau bald erfahren, daß nach preußiſchem 
Stadt⸗ und Staatsrechte die höchſten Wipfel dem Blitze am meiſten 
ausgeſetzt waren. Die gleiche Urſache, die Größe und Bedeutung 
der Stadt, hatte vor und nach 1741 gründlich verſchiedene Wirkungen. 
In habsburgiſcher Zeit hatte ſie bewirkt, daß man Breslau eher 
als die kleineren Städte mit ſtaatlichen Anforderungen verſchonte, 
ihr eine Ungeſetzlichkeit leichter nachſah. Aber wenn Friedrich der 
Große die Wichtigkeit der Stadt als Handelsplatz, ihren militäriſchen 
Wert als Landesfeſtung, die finanzielle Leiſtungsfähigkeit ihrer 
Kämmerei ſehr hoch, vielleicht manchmal zu hoch einſchätzte, ſo 
veranlaßte ihn das nur, ihre Hilfsquellen für den Staat beſonders 
ſtart in Anſpruch zu nehmen, ihre Verwaltung, ihr Wirtſchafts⸗ 
leben noch vollſtändiger, als es anderwärts geſchah, ſtaatlicher 
Leitung zu unterwerfen. 

Mit der berühmten preußiſchen Schnelligkeit wurde die Stadt, 
die ſo eifrig und erfolgreich ihr „ius praesidii“ verteidigt, jede 
ſtaatliche Aufficht über ihre verantwortungsloſe — und darum 
wohl auch ziemlich unverantwortliche — Vermögensverwaltung ab⸗ 
gewehrt hatte, zur Garniſon und Domäne des Staates umgewandelt. 
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An die Stelle der ſtädtiſchen Söldnerkompagnien trat eine ſtarke 
ſtaatliche Garniſon, die in Ermangelung der nötigen Kaſernen in 
Bürgerquartiere gelegt werden mußte. Die Koſten für die Ent⸗ 
ſchädigung der Quartiergeber mußte die Bürgerſchaft ſelbſt auf⸗ 
bringen. Seit 1742 war ihr die ſogenannte Servisabgabe von 
80 000 Talern auferlegt, wobei Breslau trotz „allgemeinen Lamen⸗ 
tierens“ ſtärker belaſtet wurde, als die altpreußiſchen Städte. Die 
von der Stadt angelegten Feſtungswerke und ſonſtigen militäriſchen 
Gebäude, namentlich auch die wohlgefüllten Korn-, Mehl- und 
Salzmagazine, wurden Staatseigentum. Ausgedehnte Flächen 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes, wie der größere Teil der „Viehweide“ 
vor dem Nikolaitore und der Bürgerwerderinſel, gingen durch Ver⸗ 
wendung für militäriſche Zwecke der Stadt dauernd verloren. In 
den ſtädtiſchen Weidenpflanzungen vor dem Odertore ſchnitten die 
Profoſſe die Ruten für das Spießrutenlaufen der Deſerteure 10). 
Ebenſo raſch und gründlich wie das Militärweſen wurde die ganze 
ſtädtiſche Finanz- und Vermögensverwaltung verſtaatlicht. Die 
Breslauer Kämmerei wirtſchaftete ſchon ſeit 1742 unter ſtändiger 
ſtaatlicher Aufſicht nach Etats, die der König auf Vorſchlag der 
Staatsbehörden ſelbſt genehmigte. Die Voranſchläge waren ſo 
aufgeſtellt, daß ſie einen möglichſt hohen Überſchuß ergaben und 
dieſe herausgerechneten Überſchußſummen wurden nicht etwa zur 
Tilgung der Stadtſchulden oder für andre ſtädtiſche Zwecke ver⸗ 
wendet, ſondern ſie wurden als „zur Dispoſition Sr. Maj. des 
Königs“ bleibend für die Staatskaſſe eingezogen. Dies geſchah 
ſogar in ſolchen Jahren, wo die Kämmereikaſſe überhaupt feinen 
Überſchuß hatte, ſondern mit einem Fehlbetrage abſchloß. Die Ein⸗ 
ziehung eines ſolchen „Überſchuß⸗“ oder „Dispoſitionsquantums“ 
— in Wirklichkeit nichts als eine Sonderbeſteuerung der Stadt 
durch den Staat — entſprach zwar altpreußiſchem Brauche. Aber 
der Breslau mit jährlich 13835 Tl. abgeforderte Betrag war un⸗ 
gewöhnlich hoch, dreimal jo hoch wie bei Berlin und Magdeburg 10). 

Sollte die Stadt dauernd der Allmacht des Staats unterworfen, 
ſeinen Zwecken dienſtbar bleiben, ſo mußten vor allem auch ihre 
Verwaltungsorgane verſtaatlicht werden. Der vornehme, ſelbſt⸗ 
herrliche Rat, der „Senatus Wratislaviensis“ wurde als „Magiſtrat 
der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Breslau“ eine untergeordnete könig⸗ 
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liche Verwaltungsbehörde, ein willenloſes, unſelbſtändiges Glied 
des großen ſtaatlichen Verwaltungskörpers. Der unmittelbare Vor⸗ 
geſetzte des Magiſtrats war die Breslauer Kriegs⸗ und Domänen⸗ 
kammer; über der Kammer ſtand der „dirigierende“ Provinzial⸗ 
miniſter von Schleſien, und über allen ſtand des Königs Majeſtät. 
Dieſe dreifache Überwachung durch übergeordnete Stellen ſollte 
verbürgen, daß der Magiſtrat in allem und jedem, im Großen, 
Kleinen und Kleinſten feine Pflicht erfüllte, daß keine Eigenwilligkeit, 
Unredlichkeit, Läſſigteit unbemerkt und ungerügt blieb. Die un⸗ 
aufhörliche, überall fühlbare, keinen Widerſpruch duldende Leitung 
des Magiſtrats durch die vorgeſetzten Staatsbehörden wußten ſchon 
die Zeitgenoſſen nicht treffender als mit einer Vormundſchaft über 
nmündige zu vergleichen )). 

Daß der Magiſtrat immer „in der Furcht des Herrn“, in ge⸗ 
bührender Unterordnung unter ſeine Vorgeſetzten blieb, dafür ſorgte 
ſchon ſeine Zuſammenſetzung. Die drei oberften Magiſtratsmitglieder, 
Direktor, Vizedirektor und Bürgermeiſter, ernannte der König auf 
Vorſchlag des Miniſters und der Kammer. Für die übrigen 
Magiſtratsſtellen durfte der Magiſtrat der Kammer „drey tüchtige 
Subjecta“ zur Auswahl vorſchlagen, aber die Kammer war an 
dieſe Vorſchläge nicht gebunden. Daß der Magiſtrat einmal (1781) 
gegen den Verſuch, ihm eine unliebſame Perſönlichkeit als Mitglied 
aufzudrängen, energiſch, aber natürlich erfolglos proteſtierte, ſteht 
ganz einzig da !). Abgeſehen von den vier Vertretern der Innungen, 
die nach altem Brauche“) auch in preußiſcher Zeit dem Magiſtrat 
angehörten, und von einigen Mitgliedern der Kaufmannſchaft, beſtand 
der Magiſtrat allmählich überwiegend aus früheren königlichen 

eamten oder verabſchiedeten Offizieren 19). 

Dem ſo zuſammengeſetzten Magiſtrat ſchrieb die Kammer Tage 
und Stunden ſeiner Sitzungen vor und überwachte deren pünktliche 
Innehaltung. Sie verteilte unter die Magiſtratsmitglieder die 
Dezernate. Sie wachte darüber, daß zur Vermeidung von Willkür 
und Unterſchleif alle irgend erheblicheren Sachen im Plenum des 
Magiſtrats vorgetragen und ordnungsmäßig beſchloſſen wurden. 
Zur Kontrolle darüber, daß dies geſchah, mußte jeder der unendlich 


*) Vgl. S. 3. 
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vielen Berichte, die der Magiſtrat an die Kammer zu richten hatte, 
von allen Mitgliedern unterſchrieben werden. Die Kammer ſollte 
einſchreiten, wenn der Direktor ein an den Magiſtrat eingegangenes 
Schreiben länger als 24 Stunden hinter ſich behielt, ſtatt es zur 
Erledigung weiterzugeben. Alle 14 Tage ſollten Verzeichniſſe der 
Eingänge und Ausgänge bei der Ratskanzlei der Kammer vorgelegt 
werden. Die Fürſorge für die Finanzverwaltung der Stadt, für 
die Nutzung der ſtädtiſchen Gerechtſame und Beſitzungen war der 
Kammer ganz beſonders auf die Seele gebunden. Die Kammer 
entwarf den Etat, nahm die Rechnungen ab, revidierte die Kaſſen. 
Bei der Verpachtung von Stadtbeſitz prüfte ſie die vom Magiſtrat 
entworfenen Pachtanſchläge, entſandte zwei Vertreter zur Über⸗ 
wachung der Bietungstermine und genehmigte ſchließlich die Pacht⸗ 
verträge. Überall wo eine höhere Einnahme erzielt, aber auch wo, 
wie beim Bauweſen und beim Beſoldungsetat, die Ausgabe 
„menagiert“ werden ſollte, war der Druck von oben ganz beſonders 
ſtark o). Das Recht zur Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten, der 
„rathäuslichen Unterbedienten“ oder „Officianten“ war zwiſchen 
Kammer und Magiſtrat derartig geteilt, daß erſtere den Löwen⸗ 
anteil hatte. Für die meiſten und wichtigſten Beamtenſtellen hatte 
der Magiſtrat nur ein Vorſchlagsrecht, die Kammer die eigentliche 
Ernennung. Aber auch das dem Magiſtrat vorbehaltene Recht zur 
ſelbſtändigen Beſetzung einiger Unterbeamtenſtellen wurde infolge 
der Notwendigkeit für den Staat, ſeine Invaliden zu verſorgen, 
immer mehr beſchränkt. Als der Magiſtrat einmal (1764) durch 
Beſetzung einer Hoſpitalſchaffnerſtelle nach Meinung der Kammer 
ſeine Befugniſſe überſchritt, wurde er ſtreng zurechtgewieſen und 
für den Wiederholungsfall jedem ſeiner Mitglieder 100 Tl. Geld⸗ 
ſtrafe angedroht 2). 

Daß auch ſonſt die Kammer mit Verweiſen und Strafandrohungen 
gegenüber dem Magiſtrat ſehr raſch bei der Hand war, daß über- 
haupt die materielle Abhängigkeit der Stadtverwaltung vom Staate 
auch in den Formen des amtlichen Verkehrs den ſchärſſten Aus- 
druck fand, iſt bekannt. Die im Namen der allerhöchſten Perſon 
als „Von Gottes Gnaden Friedrich König in Preußen“ verfügende 
Kammer rügte jedes Verſehen, jede Abweichung von der Vorſchrift 
im beſten Falle väterlich verweiſend, oft aber auch mit ausgeſuchter 
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Schroffheit und Derbheit. Wenn ſich der Magiſtrat „wegen unverant⸗ 
wortlicher Nachläſſſgteit“, Oberflächlichkeit, Unwiſſenheit, „ſchläfriger 
Dienſtführung“, Verſchwendung uſw. im ungnädigſten Tone ſchul⸗ 
lungenmäßig abkapiteln laſſen mußte, paßte dazu weder die übliche 
Anrede „Veſte, Hochgelahrte, Ehrbare und Weiſe“, noch die Ver⸗ 
ſicherung am Schluſſe: „Sind Euch übrigens in Gnaden gewogen“. 
Aber der Magiſtrat begann feine de- und wehmütigen Recht⸗ 
fertigungsſchreiben unabänderlich: „Eurer Königlichen Majeftät 
allergnädigſtem Befehle gemäß“ und „erſtarb“ zum Schluſſe „mit 
unverrückter Devotion, mit allertieffter Submiſſion“ ). 

Die Verwaltungsgeſetze und ordnungen, nach denen der Ma⸗ 
giſtrat unter Leitung ſeiner Vorgeſetzten die Geſchäfte führte, waren 
teils allgemeiner Art, teils beſonders für Breslau erlaſſen. So 
ſehr der abſolute Staat Friedrichs des Großen dem mittelalterlichen 
Sonderleben der Städte feindlich gegenüberſtand, ſo konnte doch 
auch er zur Regelung beſonderer örtlicher Verhältniſſe die örtliche 
Sondergeſetzgebung nicht entbehren, nur daß dieſe nicht von der 
Stadtgemeinde ſelbſt, ſondern lediglich vom Beamtentume ausging. 

ben einer Reihe von Ordnungen für einzelne Verwaltungszweige 
erging als allgemeine, umfaſſende Grundlage für die ganze Stadt⸗ 
verwaltung das „Rathäusliche Reglement“ für die Stadt Breslau 
vom 27. Januar 174820). Beruht auch dasſelbe im ganzen auf 
den bekannten Verwaltungsgrundſätzen Friedrichs des Großen, fo 
bietet doch ihre Anwendung auf die beſonderen Verhältniſſe einer 
Stadt wie Breslau manches Eigenartige, ſodaß die vollſtändige 
Wiedergabe dieſes bisher ungedruckten, umfangreichen Reglements 
in dem Quellenteile dieſer Schrift neben dem ſtadtgeſchichtlichen 
wohl auch allgemeines Intereſſe bietet. 

Wir müſſen uns allerdings hüten, nur auf Grund des „Rat- 
häuslichen Reglements“ und der anderen Ordnungen uns ein Ideal: 
bild der Breslauer Stadtverwaltung unter Friedrich dem Großen 
zu entwerfen. Wir dürfen nie vergeſſen, daß die hier aufgeſtellten 
Forderungen und Ziele in Wirklichkeit großenteils unerfüllt und 
unerreicht geblieben find. Aber ſchon den Abſichten des friderizia⸗ 
niſchen Stadtregiments werden wir unſre bewundernde Anerkennung 
nicht verſagen. Wir werden zugeſtehen, daß der Staat nicht aus⸗ 
ſchließlich in der Sicherung und Mehrung feiner militäriſchen und 
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finanziellen Machtmittel aufging, ſondern die Wohlfahrt der Unter⸗ 
tanen als Vorbedingung der Staatswohlfahrt klar erkannte und 
eifrig förderte. 

Da das Beamtentum, wie noch ſpäter zu erörtern, das einzige 
Werkzeug der ſtaatlichen Wohlfahrtspflege bildete, mußte, wie die 
Praxis des geſchilderten Überwachungsſyſtems, jo auch die Theorie 
der Verwaltungsordnungen auf die möglichſte Steigerung der 
Leiſtungen des Magiſtrats und ſeiner Unterbeamten hinwirken. Je 
mehr die preußiſchen Machthaber überzeugt waren, daß in Breslau 
Rat und Beamte früher mehr ihre Taſchen gefüllt als ihre Pflichten 
erfüllt, daß ſie in der Rechtspflege durch Willkür und Eigennutz, 
bei Verwaltung des Stadtvermögens durch Unwirtſchaftlichkeit und 
Unredlichkeit, auf allen Gebieten durch Unordnung und Nachläſſigkeit 
das öffentliche Wohl geſchädigt hätten, um ſo ſchärfer wurde jetzt 
gedrängt und getrieben zu Fleiß, Ordnung und Pünktlichkeit, 
„Attention“ und „Promptitude“, Redlichkeit und Uneigennützigkeit. 
Die übergroße Zahl der Beamten wurde kräftig beſchnitten: 1765 
berechnete man, daß ſeit 1742 nicht weniger als 125 — allerdings 
zum Teil wohl nebenamtlich verwaltete — ſtädtiſche Beamtenſtellen 
eingezogen worden ſeien ?). Aber noch immer erklärten die vor⸗ 
geſetzten Behörden bei jeder Gelegenheit, daß, wenn nur der Ma⸗ 
giſtrat und ſeine Beamten mehr arbeiten wollten, an Gehältern 
noch geſpart werden könne. Da die frühere Naturalien- und 
Alzidenzienwirtſchaft eine Quelle des Unterſchleifs geweſen war, 
wurde allen Beamten eingeſchärft, ſich nur mit ihrem „Salarium 
fixum“ und den geſetzlichen Sporteln zu begnügen. 

Ganz vorzüglich ſollte ſich die Zuverläſſigkeit des Beamtentums 
in der Rechtspflege bewähren. „Jedermann und ohne alles An⸗ 
ſehen der Perſon, ohne alle Nebenabſichten“ eine „ſchleunige und 
gleich durchgehende Juſtiz zu adminiſtrieren“, wurde im „Rathäus- 
lichen Reglement“ dem Magiſtrat als eine feiner Hauptpflichten 
ans Herz gelegt. Die zur Erzielung einer „ſoliden, prompten und 
unparteiiſchen Juſtiz“ jo notwendige Trennung der Rechtſprechung 
von der Verwaltung wurde gegen Ende der friderizianiſchen Zeit 
wie in den kleineren ſchleſiſchen Städten jo auch in Breslau all⸗ 
mählich durchgeführt. Nach dem „Juſtizreglement“ vom 12. Nov. 
1787 war das Stadtgericht noch der Form nach eine Abteilung 
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des „kombinierten Magiſtrats“, tatſächlich aber von deſſen andern 
Abteilungen: dem Polizeimagiſtrat (der eigentlichen Verwaltungs⸗ 
behörde), dem Waiſenamte und dem Stadtkonſiſtorium ganz un⸗ 
abhängig 25). 

Im Finanz-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen und bei der Ver: 
waltung des nutzbaren Stadtbeſitzes, dem „Oekonomieweſen“, ſuchten 
die Verwaltungsordnungen das ohnehin beſtehende Überwachungs⸗ 
ſyſtem noch zu verſtärken und zu ergänzen. Sie drängten zur 
Ordnung, Umficht und Tätigkeit, zur Pünktlichkeit in der Einziehung 
der Einnahmen, zur peinlichen Sparſamkeit bei der Ausgabe. Ihre 
Androhungen allerhöchſter Ungnade und „exemplariſcher Ahndung“ 
richteten ſich namentlich gegen das bei den Stadtkaſſen früher üppig 
wuchernde Reſteunweſen, gegen die teils unwirtſchaftliche, teils un⸗ 
redliche Verwaltung der ſtädtiſchen Güter, Forſten, Mühlen uſw. 
Zur Vermeidung des Unterſchleifs, aber auch um bei der Etats⸗ 
aufſtellung mit beſtimmten Erträgen rechnen zu können, ſollten die 
Güter und Mühlen, die ſtädtiſche Fiſcherei, das ein Monopol zum 
Hopfenhandel beſitzende Hopfenamt und der „Schweidnitzer Keller“, 
wenn irgend möglich, verpachtet werden. War Selbſtbewirtſchaftung 
nicht zu umgehen, ſo ſollten genaue Überwachungsvorſchriſten, die 
ſogar die Zahl der im Schweidnitzer Keller aus einem Faſſe aus⸗ 
zuſchenkenden „Igel“ regelten, eine redliche Geſchäftsführung er⸗ 
zwingen helfen. Beſonders galt es auch, das Forſtweſen, deſſen 
bisherige Verwahrloſung das Rathäusliche Reglement mit großer 
Schärfe rügte, durch planmäßige, gewiſſenhafte Verwaltung wieder 
in die Höhe zu bringen. Bei dem ſtädtiſchen Marftall ſollten 
ebenſo die bisher beliebte Verwendung der Marſtallpferde für 
Privatzwecke, wie die üblichen Veruntreuungen beim Futtereinkaufe 
aufhören 200). 

Auch im Bauweſen war die Loſung: Ordnung, Redlichkeit, 
Sparjamteit, ſorgfältige Aufſtellung des Bauetats und der einzelnen 
Bauanſchläge, Beaufſichtigung der Unternehmer bei den Entrepriſe⸗ 
bauten, der eigenen Arbeiter bei den Regiebauten, Verhütung von 
Durchſteckereien auf dem Bauhofe, bei den Ziegeleien und beim Kalk⸗ 
amte. Die Bauverwaltung ſollte ſparſam wirtſchaften, aber doch alle 
ſtädtiſchen Hoch- und Tiefbauten in guter Ordnung halten. Als Bau⸗ 
polizei hatte ſie auch die private Bautätigkeit zu überwachen. Ihre 
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Pflicht, auf die Wiederbebauung abgebrannter wüſter Stellen hinzu⸗ 
wirken, wurde durch die Tätigkeit der Feuerſozietät, dieſer ſegensreichen 
Errungenſchaft der preußiſchen Verwaltung, beſtens unterſtützt ?“). 

Jede Förderung der gewerblichen Tätigkeit durch ſeine Beamten, 
die Anſiedlung fremder Handwerker und Fabrikanten, die Ein⸗ 
bürgerung neuer und die Vervollkommnung beſtehender „Manu⸗ 
facturen“, verhieß der König im „Rathäuslichen Reglement“ „mit 
beſonderer Gnade und Zufriedenheit anzuſehen“. Der König war 
hierin mit gutem Beiſpiele vorangegangen, indem er in den erſten 
Jahren ſeiner Regierung mit großer perſönlicher Anteilnahme den 
Plan betrieb, durch Begründung einer „Meſſe“ in Breslau der 
Stadt wenigſtens einen Teil ihrer mittelalterlichen glänzenden Ver⸗ 
mittlerſtellung im Welthandel zurückzugewinnen 2). 

Zu dem weiten Gebiete der öffentlichen Wohlfahrtspflege, das 
der Sprachgebrauch des abſoluten Staates unter dem Namen 
„Polizei“ zuſammenfaßte, gehörte, außer der Polizei im engeren 
Sinne und der eben erwähnten Förderung von Handel und Gewerbe, 
auch die Fürſorge für Straßenbeleuchtung, Straßenreinigung, Waſſer⸗ 
verſorgung, Feuerlöſchweſen, die Geſundheitspflege, das Armenweſen, 
ja ſogar die Aufficht über Kirchen, Schulen und Hoſpitäler. Ein 
wie fruchtbares Wirkungsfeld der alte Schlendrian auf den meiſten 
dieſer Gebiete dem preußiſchen Reformtriebe bot, zeigt außer dem 
„Rathäuslichen Reglement“ namentlich auch die gedruckte Inſtruktion 
für die 1746 neu angeſtellten vier Polizeiinſpektoren oder „Maitres 
de Police“. Die Straßenbeleuchtung hielt recht eigentlich im Ge⸗ 
folge der Preußen ihren Einzug in Breslau. Am 4. November 
1741, als König Friedrich zur Landeshuldigung nach Breslau 
kam, brannten auf dem Ringe, dem Salzringe (Blücherplatz) und 
der Albrechtſtraße zum erſten Male öffentliche Straßenlaternen. 
Zur Unterhaltung der Straßenbeleuchtung gründete man 1742 die 
ſogenannte „Sperrkaſſe“, in welche die Gebühren für das Offnen 
der Stadttore nach Toresſchluß, zwiſchen 8—10 Uhr abends, 
floſſen ). Die von alters her übelberüchtigte Unſauberkeit Breslaus, 
den die Straßen und Plätze erfüllenden „Stand und Unflat“ ſuchte 
man durch genaue Vorſchriften über die Wegſchaffung des Kehrichts, 
des Schnees und Eiſes durch die Marſtallkärrner, auch durch ſtarke 
Heranziehung der ſäumigen Grundſtücksbeſitzer zur Teilnahme an 
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dem löblichen Reinigungswerke zu beſeitigen ). War für die 
Reinhaltung der Straßen die Mangelhaftigkeit des Straßen⸗ 
pflaſters und für deſſen Zuſtand die häufige Ausbeſſerung der 
hölzernen Waſſerleitungsröhren nachteilig, ſo wurde gegen Ende 
der friderizianiſchen Zeit (1782) mit einem wichtigen techniſchen 
Fortſchritte, der Legung eiſerner Röhren, wenigſtens der Anfang 
gemacht?). Im Feuerlöſchweſen ſuchte man durch Einſchärfung 
der Brandverhütungsvorſchriften, durch Verbeſſerung der von der 
Stadt und den einzelnen Bürgern zu unterhaltenden Löſchgeräte 
und vor allem durch zweckmäßigere Organiſation der freiwilligen 
Löſchhilfe alten Übelſtänden abzuhelfen 2). 

Im Armenweſen proklamierte die preußiſche Verwaltung in dem 
Edikte vom 14. Dezember 1747 „wegen Unterhaltung der wahren 
Armen und Wegſchaffung aller Bettler in Breslau“ einerſeits das 
Verbot des Bettels, andrerſeits die Verpflichtung der Gemeinde, 
allen wahrhaft Hilfsbedürftigen Unterhalt zu gewähren. Sie be⸗ 
mühte ſich auch, die beſtehende Organiſation der Armenverpflegung 
dem vermehrten Bedürfniſſe anzupaſſen. Während früher die Koſten 
für das Armenweſen außer aus milden Stiftungen ganz durch frei⸗ 
willige Beiträge beſtritten worden waren, wurde jetzt eine allge⸗ 
meine Beitragspflicht für alle Stadtbewohner grundſätzlich feſt⸗ 
geſtellt, allerdings ohne daß man zugleich die Höhe der zu leiſtenden 
Beiträge feſtſetzte d). 

Für das evangeliſche Kirchen- und Schulweſen Breslaus hatte 
ſeine fortwährende Bedrohung durch die gegenreformatoriſche Politik 
der Habsburger die heilſame Nebenwirkung gehabt, daß das In⸗ 
tereſſe der Stadtbehörden für die Handhabung ihrer kirchenregiment⸗ 
lichen Befugniſſe und Patronatsrechte lebendiger und werktätiger 
blieb, als für die meiſten Zweige ihrer ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
tätigkeit. Deshalb überließ man auch in preußiſcher Zeit dem 
Magiſtrat und ſeinem Stadtkonſiſtorium im weſentlichen unein⸗ 
geſchränkt die Ausübung ſeiner „Konſiſtorialgerechtſame“ und Pa⸗ 
tronatsrechte. Dieſe umfaßten im Kirchenweſen: die „Wahl, Vokation, 
Ordination und Inſtallation“ der Geiſtlichen („ohne daß es dazu 
einer anderweitigen Präſentation oder Konfirmation bedürfe“) und 
die „Direktion“ der Verwaltung des Kirchenvermögens, ſodann im 
Schulweſen: das Wahl- Berufungs- und Einführungsrecht der Lehrer 
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„ohne weitere Rückfrage oder Beſtätigung“, die Aufſicht über den 
Unterrichtsbetrieb und die Vermögensverwaltung der Schulen. Erſt 
gegen Ende der Regierung Friedrichs des Großen zeigte ſich eine 
Neigung der Staatsbehörden, auch im Kirchen- und Schulweſen 
beſſernd einzugreifen 55). 

Hätten die ſoeben in allgemeinen Umriſſen angedeuteten Be- 
mühungen des Staates um die Wohlfahrt der Stadtgemeinde und 
aller ihrer Glieder annähernd vollſtändigen Erfolg gehabt, ſo hätte 
der materiellen auch die ideale Wirkung entſprochen. Die ſeit dem 
Mittelalter verlorene Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Stadt und 
Staat wäre in vollem Umfange wiedergewonnen, mit hingebendem 
Staatsgefühle wäre auch opferwilliger Bürgerſinn geweckt worden. 
Aber in Wirklichkeit hat ſowohl der materielle wie der ideale Erfolg 
des friderizianiſchen Stadtregiments den hochgeſpannten Zielen nur 
in beſchränktem Maße entſprochen. Die weſentlichen Gründe dieſes 
teilweiſen Mißerfolges liegen für uns heute auf der Hand. Der 
abſolute Staat im allgemeinen und der friderizianiſche im beſonderen 
überſchätzte die Weite ſeines Wirkungskreiſes, die Brauchbarkeit ſeiner 
Mittel. Die unentbehrlichen Hilfskräfte der Selbſttätigkeit und Frei⸗ 
willigkeit wies er zurück, unterdrückte er gewaltſam. 

Weil der Staat auf allen Gebieten die alleinige Leitung und 
Entſcheidung beanſpruchte, überall die Vorſehung ſpielte, in allem 
ſich Unfehlbarkeit anmaßte, wurde er für alles verantwortlich. Jedes 
Unglück, jeder Fehlſchlag, ob verſchuldet oder nicht, erzeugte Miß⸗ 
ſtimmung gegen den Staat und ſeine monarchiſche Spitze. Der 
Untertan, von der Mitbeſtimmung in öffentlichen Angelegenheiten, 
mitunter ſelbſt von der Kenntnis des Zweckes der ftaatlichen Maß⸗ 
regeln ausgeſchloſſen, konnte ſogar durch Anforderungen, die für 
das Wohl der Geſamtheit offenbar unentbehrlich waren, durch 
Opfer, die ihm um der ausgleichenden Gerechtigkeit willen auferlegt 
werden mußten, gegen den Staat erbittert werden. Der auch dem 
aufgeklärten Abſolutismus leicht anhaftende gehäſſige Schein der 
Willkür konnte ſelbſt die gerechteſte Beſteuerung als Raub, die 
Beſeitigung unhaltbarer, übelſtändiger Sonderrechte als Vergewal⸗ 
tigung erſcheinen laſſen. Das mußte auch für alle Beſchränkungen 
der alten Stadtfreiheit, die Breslau unter preußiſchem Szepter 
erfuhr, Geltung gewinnen. 
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Das friderizianiſche Stadtregiment war der Teilnahme der 
Bürgerſchaft an der Verwaltung grundſätzlich feindlich. In den 
altpreußiſchen Städten friſtete zwar noch eine Art Bürgerſchafts⸗ 
vertretung, die ſchon die moderne Bezeichnung „Stadtverordnete“ 
trug, ein ohnmächtiges Scheinleben. Aber in Breslau griff man 
ſchärfer durch. Daß in den erſten Jahren der preußiſchen Herrſchaft 
die Bürgerſchaft unter Führung der Kaufmannsälteſten verſucht 
hatte, gegen preußiſche Neuerungen, wie die Servisabgabe und die 
Einziehung des Überſchußquantums, zu proteſtieren, hatte aller⸗ 
höchſten Unwillen erregt. Deshalb ſtellte das „Rathäusliche Re⸗ 
glement“ mit allem Nachdruck den Grundſatz auf, daß „die Ver⸗ 
tretung der Bürgerſchaft allein dem Magiſtrat obliege“, und verbot 
den Kaufmannsälteſten bei Strafe jede Berufung der übrigen Ge⸗ 
meinde ““). Auch was ſonſt noch von Tätigkeit der Bürger in 
öffentlichen Angelegenheiten ſich von alter Zeit her erhalten hatte, 
ſo der Dienſt in der Stadtmiliz und die polizeiliche Tätigkeit der 
„Gaſſenmeiſter“, verfiel und verkümmerte. Die freiwillige Löſch— 
hilſe wollte, trotz aller Vorſchriften, nicht dem Bedürfniſſe genügen. 
Im Armenweſen blieb zwar die bisherige ehrenamtliche Verwaltung 
durch einen größeren Kreis von Bürgern erhalten, aber auch ihr 
fehlte es an durchgreifender Wirkſamleit. Die notwendige Folge 
der Fernhaltung der Bürgerſchaft von den öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten war, daß ſich der Bürger immer ausſchließlicher auf das 
eigene Erwerbsleben, auf die Pflege ſeiner wirtſchaftlichen Sonder⸗ 
intereſſen beſchränkte, daß die Gemeinde und der Staat als läſtige 
Mahner erſchienen, deren Anforderungen man ſich tunlichſt entzog. 

Der abſolute Staat hielt die Mitwirkung der Bürgerſchaft an 
der Stadtverwaltung für ſtörend, für gefährlich, aber auch für 
überflüſſig, da ja das Beamtentum für alles ſorgte. Der Staat 
hatte ſeine Beamten durch reichliche Beſoldungen wirtſchaftlich ſo 
geſtellt, daß ſie ſich ohne Nötigung zu Nebenerwerb mit ungeteilter 
Kraft ihrem Dienſte widmen konnten. Dafür meinte er aber auch, 
von ihnen durch Befehl, Überwachung, Lohn und Strafe jede, auch 
die höchfte Leiſtung erzwingen zu können. Ein ſeltſamer Gegenſatz: 
das nach unten ſo mächtige Beamtentum war, wie wir ſahen, nach 
oben an Händen und Füßen gebunden, wurde in einer für unſre 
Begriffe von Amtsehre unerträglichen Art gegängelt, überwacht, 


26 unzulänglichteit des Beamtentums. Städtiſches Finanzweſen. 


ermahnt, geſcholten, mit Strafe bedacht. Dieſes Syſtem des 
Zwanges, der Überwachung, das die friſche Tatkraft, das Ver⸗ 
antwortungsgefühl erſtickte, die Beamten im alten ausgetretenen 
Gleiſe bureaukratiſcher Schablone feſthielt, mußte ſich raſch ab- 
nutzen. Die ewige Wiederholung derſelben Ermahnungen und 
Strafandrohungen ſtumpfte ab; das grundſätzliche Mißtrauen, auf 
dem das Syſtem beruhte, wirkte mit der Zeit verbitternd, demorali⸗ 
ſierend. So trug die Unterſchätzung der Freiwilligkeit, der Selbſt⸗ 
tätigkeit dazu bei, daß ein großer Teil der Wohlfahrtspflege des 
friderizianiſchen Stadtregiments unwirkſam blieb. Der paſſive 
Widerſtand der Bürgerſchaft gegen die Staats- und Gemeinde⸗ 
verwaltung, aber auch der unteren Schichten des Beamtentums 
gegen die oberen war nicht auszurotten. Er blieb nicht mehr 
ſo ſtark wie in habsburgiſcher Zeit, vermochte aber immer noch, 
wohltätige Abſichten der Staatsleitung zu vereiteln. 

Wie die allgemeine Verwaltungsordnung, jo war auch ins- 
beſondere das Finanz- und Steuerweſen der friderizianiſchen Zeit 
wenig geeignet, zur Opferwilligkeit des Bürgers für die Gemeinde, 
der Stadt für den Staat zu erziehen. Die ſtädtiſchen Einnahmen 
beſtanden mit geringen Ausnahmen nicht in Steuern, ſondern 
teils in Nutzungen von Vermögensbeſtandteilen, Gütern, Forſten, 
Mühlen uſw., teils in Abgaben vom Handel und Gewerbe. Dieſe 
letzteren Abgaben waren der Form nach meiſt Nutzungen von 
„Gerechtigleiten“; fie beruhten auf Monopolen und andern Be⸗ 
rechtigungen, die der Stadt in alter Zeit von ihren Landesherrn 
verliehen waren. Das Recht zur Beſteuerung der Bürgerſchaft, 
das den Städten heute die Deckung ihres raſch ſteigenden Geld⸗ 
bedarfs vorzugsweiſe ermöglicht, war bis zur Städteordnung dem 
Staate vorbehalten. Denn der abſolute Staat betrachtete ſich 
ſelbſt als einziges öffentlich rechtliches Gebilde, die Städte als 
bloße Privatvereine “e). Das Vorherrſchen der Nutzungen aus 
Vermögensbeſtandteilen und Gerechtigkeiten, das Fehlen des Be⸗ 
ſteuerungsrechtes hatte in mehrfacher Hinſicht ſchädliche Wirkungen. 
Einmal folgte daraus eine Zerſplitterung des Kaſſen- und Rechnungs⸗ 
weſens in viele kleine Sonderkaſſen und Einzelrechnungen, die den 
Verwaltungsaufwand erhöhte, die Überſicht erſchwerte, den Unter⸗ 
ſchleif begünſtigte“). Eine weitere Folge war, daß, wenn die je 
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nach der allgemeinen Wirtſchaftslage ſchwankenden Erträge der 
ſtädtiſchen Beſitztümer und Gerechtigkeiten®®) zurückgingen, entweder 
Schulden gemacht oder die Ausgaben beſchnitten werden mußten. 
Die ſtädtiſche Finanzverwaltung erhielt damit, wie M. Gebauer 
in ſeinem verdienſtlichen Buche „Breslaus kommunale Wirtſchaft 
um die Wende des 18. Jahrhunderts“ hervorgehoben hate), einen 
privatwirtſchaftlichen Charakter. Wie bei jedem ſorgſamen Haus: 
vater richteten ſich die Ausgaben nach den Einnahmen, nicht, wie das 
Weſen öffentlicher Finanzwirtſchaft erfordert, die Einnahmen nach 
den Ausgaben. Deshalb laſtete auf allen Verſuchen ſtädtiſcher Ver⸗ 
waltungsfortſchritte der Druck des Geldmangels, notgedrungener Spar⸗ 
ſamkeit. Der von den vorgeſetzten Behörden „zurechtgeſchneiderte“ 
Etat wollte nie ausreichen für die Koſten der Reformen, zu denen 
dieſelben Vorgeſetzten drängten. Namentlich beim Bauweſen war 
der Magiſtrat ſtets zwiſchen zwei Feuern ). Die Armen- und 
Krankenpflege konnte nicht gedeihen, weil man die Geldbeſchaffung 
der privaten Wohltätigkeit überließ, aber jede Aufwendung aus 
öffentlichen Mitteln ſcheute. Waren im Schulweſen die höheren 
„Lateinſchulen“ leidlich verſorgt, ſo befanden ſich die dem Bildungs⸗ 
bedürfniſſe der breiten Volksſchichten dienenden „deutſchen Schulen“ 
im kläglichſten Zuſtande. Denn die „Schulhalter“ wurden zwar 
vom Magiſtrat konzeſſioniert und beaufſichtigt, bezogen aber kein 
Gehalt und mußten von dem Schulgelde noch die Koſten für die 
Schulräume und »utenfilien beſtreiten 4). 

Endlich lähmte die Beſchränkung in den Mitteln der ſtädtiſchen 
Finanzwirtſchaft nicht nur die materiellen Leiſtungen der Stadt 
verwaltung: ſie erſtickte auch den Gemeinſinn, nährte die bürgerliche 
Selbſtſucht. Der Bürger war daran gewöhnt, daß bei regelrechtem 
Gange der Gemeindebedarf aus dem Ertrage früher geſammelten 
Vermögens, ehemals erworbener „Gerechtigkeiten“ gedeckt wurde. 
Deshalb war das einzige Ziel ſeiner Finanzpolitik die Erhaltung der 
ſtädtiſchen „Gerechtigkeiten“, Steigerung der Vermögensnutzungen, 
damit fie die Ausgaben deckten. Die Vorſtellung, daß jede Ber 
ſteuerung für ſtädtiſche Zwecke, namentlich jede direkte Stadtſteuer 
im Grunde eine unzuläſſige Brandſchatzung der Bürgerſchaft ſei 
und höchſtens einen vorübergehenden Notbehelf bilden dürfe, hat 
der Breslauer Bürgerſchaft noch lange nach Einführung der 
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Städteordnung das Einleben in die neue Selbſtverwaltung er- 
ſchwert. 

Nicht nur die Finanzwirtſchaft der Städte, auch die Art, wie 
der Staat das ihm vorbehaltene Beſteuerungsrecht ausübte, hatte 
nachteilige Wirkungen. Der friderizianiſche Staat glaubte, die 
Steuerlaſt gerecht zu verteilen, wenn er dem platten Lande die 
Grundſteuer, den Städten die an den Toren von den meiſten ein⸗ 
geführten Waren erhobene Akziſe, die früher erwähnte Servis⸗ 
abgabe“) und außerdem noch einigen größeren Städten Sonder⸗ 
ſteuern von verſchiedener Art und Höhe auferlegte. Solche Sonder⸗ 
ſteuern waren bei Breslau die früher erwähnten Dispoſitions- oder 
Überſchußgelder, ferner eine Reihe von kleineren Ausgaben für 
militärische Zwecke, mehrere auf Befehl des Königs in den Bres⸗ 
lauer Etat eingeſetzte Penſionen für Perſonen, die zur Stadt in 
keiner Beziehung ſtanden, und endlich eine 1759 eingeführte Ab⸗ 
gabe zur königlichen Manufakturkaſſe. Die Geſamtſumme dieſer 
von Breslau erhobenen Sonderſteuern wurde für die Zeit von 
1742—89 auf mehr als 830000 Tir. berechnet). Fühlten ſich 
die Städte ſchon durch die Akziſe gegenüber dem Lande zur Un⸗ 
gebühr ſtärker belaſtet, ſo wurde vollends die außergewöhnliche 
Beſteuerung der größeren Städte, die auf ganz unſicherer Schätzung 
ihrer Leiſtungsfähigkeit beruhte, als unbillig und widerrechtlich 
empfunden. Man verlor gegenüber dieſen Abgaben ganz das 
Bewußtſein einer notwendigen, geſetzlichen Leiſtung für die Allges 
meinheit. Als unter Friedrich Wilhelm II. die Breslauer Bürger⸗ 
ſchaft ihren ſpäter noch zu berührenden Kampf gegen die Sonder⸗ 
ſteuern führte, trat deutlich zutage, wie ſehr, wohl weniger die Höhe, 
als vielmehr die willkürliche Form der ſtaatlichen Anforderungen 
das Gefühl der Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Stadt und Staat 
geſchwächt hatte. 

Daß die Städte durch die Servisabgabe und zum Teil auch 
durch Sonderbeſteuerung für militäriſche Zwecke belaſtet wurden, 
verſtärkte die Neigung des erwerbenden Bürgertums, in dem 
Militär nur einen läſtigen Koſtgänger zu erblicken, und verſchärfte 
den ohnehin ſchon beſtehenden Gegenſatz zwiſchen Militär und 
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Zivil. Überhaupt hatte der friderizianiſche Staat bei ſeinen Be: 
mühungen um den Ausgleich der widerſtrebenden berufs- und 
geburtsſtändiſchen Intereſſen keine glückliche Hand. Denn man 
kam von der Vorſtellung nicht los, daß die einzelnen Stände, da 
ſie dem Staate in verſchiedener Weiſe dienten, von dieſem durch 
verſchiedenartige Sonderrechte in ihren Verrichtungen geſchützt und 
leiſtungsfähig erhalten werden müßten. Der Adlige, der dem 
Könige als Offizier diente und als Gutsherr die Rechtspflege und 
Polizei auf dem Lande verwaltete, der Beamte als Träger der 
Staats⸗ und Stadtverwaltung, der Soldat als Verteidiger des 
Vaterlandes, der Bürger, deſſen Handel und Gewerbebetrieb die 
Staatswohlfahrt förderte, ſie alle genoſſen Vorrechte und Be⸗ 
günſtigungen, die ſie von den andern Ständen trennten und die 
Mißgunſt der Nicht⸗Bevorrechtigten erregten. In den Städten 
machten ſich von ſolchen trennenden Standesvorrechten beſonders 
fühlbar: die Befreiung der „eximierten“ Adligen und Beamten 
von den Laſten und Pflichten der Bürger, die bevorzugte Stellung 
des Militärs, die ſelbſt ein Mann wie Breslaus heldenmütiger 
Verteidiger, General von Tauentzien, mit rückſichtsloſer, erbitternder 
Schroffheit geltend machte 1), andrerſeits wieder die Befreiung der 
Bürger von der Aushebung, die eiferſüchtig gehütete „Kanton— 
freiheit“, die den Bürger von der Schule des Heeres fernhielt, ihn 
den Bedürfniſſen und Intereſſen des Militärs fremd und ablehnend 
gegenüberſtehen ließ. Auch die alte Abſonderung zwiſchen der Stadt 
und dem Lande, namentlich den umliegenden Vorſtädten, beſtand 
unvermindert fort. Noch immer hatten die Vorſtädte dörfliche 
Gemeindeverfaſſungen, ſtand die Mehrzahl ihrer Bewohner unter 
der Erbuntertänigkeit des Magiſtrats oder der geiſtlichen Grund⸗ 
herrn, wenn ſich auch einzelne Bürger unbeſchadet ihres Bürger⸗ 
rechts in den Vorſtädten anſiedeln durften. Die kommunale, damit 
auch gerichtliche und polizeiliche Trennung der Stadt und der Vor⸗ 
ſtädte war ein ſchweres Hindernis für die Förderung einzelner ge— 
meinſamer Intereſſen, für die Beſeitigung beiderſeitig empfundener 
Übelſtände. Namentlich das Bettlerunweſen erwies ſich auch unter 
den „geiſtlichen Jurisdiktionen“ Breslaus als eine untrennbare 
Begleiterſcheinung der Krummſtabsherrſchaft. Um endlich eine 
durchgreifende Verbeſſerung der Armenverpflegung zu ermöglichen, 
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ſchloß ſich nach langen Verhandlungen 1783 ein Teil der Vorſtädte 
freiwillig der ſtädtiſchen Organiſation an, aber unter ſo nachteiligen 
Bedingungen, daß die Stadt noch vor der Städteordnung die Ver⸗ 
bindung wieder löſte “). Die Abſicht, daß die 1744 eingeſetzten 
Polizeiinſpektoren ihre Tätigkeit auch auf die geiſtlichen Juris⸗ 
diktionen ausdehnen ſollten, ſcheiterte an dem paſſiven Widerſtande 
der ihre Selbſtändigkeit gegen die Stadt eiferſüchtig hütenden 
Grundherrn. 

Das Verhältnis der Stadt zu den Vorſtädten wurde auch 
dadurch ungünſtig beeinflußt, daß es der ſtaatlichen Gewerbepolitit 
nur unvollkommen gelang, die wirtſchaftlichen Gegenſätze auszu⸗ 
gleichen, daß bei den Bemühungen um Hebung des Handels und 
Gewerbes teils beſtehende Sonderrechte geſchont, teils noch neue 
Privilegien, „Konzeſſionen und Exemtionen“ geſchaffen wurden. 
Einige Auswüchſe des in Breslau, wie erwähnt, beſonders ſchroff 
entwickelten Zunftzwanges wurden wohl beſchnitten. Aber im 
weſentlichen wurden noch immer durch die Innungsbeiträge, die 
hohen Kaufpreiſe der gewerblichen Realberechtigungen, ſchließlich 
auch durch die Akziſe die gewerblichen Erzeugniſſe der Stadtmeiſter 
erheblich verteuert, und dementſprechend ſuchten die Zünftler mit 
allen möglichen Zwangsmitteln den Wettbewerb der unter günſtigeren 
Bedingungen arbeitenden vorſtädtiſchen und ländlichen „Pfuſcher“ 
auszuſchließen“!“). Aber die ſtrengſte Torkontrolle konnte nicht 
hindern, daß die Vorſtädter gelegentlich Waren in die Stadt ein⸗ 
ſchmuggelten, oder daß die Städter vor der Stadt ihr Brot, ihr 
Fleiſch, ihre Schuhe billiger einkauften als an den ſtädtiſchen 
Brot-, Fleiſch- oder Schuhbänken. Die auf Drängen des Königs 
und feiner Behörden neu eingebürgerten Manufakturen, z. B. die 
Textilinduſtrie, ſiedelten ſich — ſchon weil es in der von Feſtungs⸗ 
wällen eingeſchloſſenen inneren Stadt an Raum fehlte — größten⸗ 
teils in den Vorſtädten an““). Um fo mehr mußte es die 
ſtädtiſche Kaufmannſchaft als Vergewaltigung empfinden, daß die 
merkantiliſtiſche Wirtſchaftspolitit des Staates durch ihre zum 
Schutze der aufblühenden Induſtrie erlaſſenen Ein- und Ausfuhr⸗ 
verbote den Zwiſchenhandel Breslaus ſchwer ſchädigte ). Alſo 
auch hier wurde eine wohltätige Abſicht des Staates für die Stadt 
eine Quelle des Verluſtes, der Unzufriedenheit. 
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Die eben geſchilderten Momente, die dem friderizianiſchen Stadt⸗ 
regimente nicht nur die materiellen Früchte ſeiner Wohlfahrtspflege, 
ſondern auch die „moraliſchen Eroberungen“, die es in Breslau 
machte, teilweiſe wieder verkümmerten, haben naturgemäß erſt mit 
der Zeit ihre hemmenden, ſtörenden Wirkungen ſo recht entfaltet. 
Betrachten wir nur die erſten Jahre oder ſelbſt Jahrzehnte der 
Regierung Friedrichs des Großen, ſo überwiegt der Eindruck eines 
faſt allſeitigen, bedeutenden Fortſchritts, den die Stadt an materieller 
Wohlfahrt wie an innerlichem Anſchluſſe an den Staat gegenüber 
der habsburgiſchen Zeit gemacht hat!“). Die techniſche Überlegen⸗ 
heit der preußiſchen Verwaltung gegenüber dem öſterreichiſchen 
Schlendrian, die Anziehungskraft des mächtig aufſtrebenden, rein⸗ 
deutſchen, Glaubensfreiheit verbürgenden Staates und nicht zuletzt 
der gewaltige Eindruck der Perſönlichkeit des großen Preußenkönigs 
— alle dieſe Kräfte im Verein überwanden zunächſt den Widerſtand, 
wogen das hemmende Schwergewicht reichlich auf. Aber allmählich 
regten ſich doch wieder die nur durch Selbſttätigkeit und Freiwilligkeit 
zu überwindenden Mächte des trägen Beharrens, der zähen Selbſt⸗ 
ſucht, des eigenwilligen Sondergeiſtes. Vor allem traten ſie von 
neuem ans Licht, als nach dem Tode des großen Königs ſein trotz 
aller Mängel großartiger, vielbewunderter Verwaltungsbau bis auf 
ſeine Grundfeſten unterwühlt und erſchüttert wurde. 


Kapitel 3. 


Die Vorboten der neuen Zeit, 


Die zwanzig Jahre vom Tode Friedrichs des Großen bis zur 
Kataſtrophe von 1806 tragen in hervorragendem Maße das Ge- 
präge einer widerſpruchsvollen Übergangszeit. Mängel und Übel⸗ 
ſtände des friderizianiſchen Syſtems, die bisher im ſtillen heran⸗ 
gewachſen waren, denen aber der Herrſcherwille des großen Königs 
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immer noch ein kräftiges Gegengewicht geboten hatte, traten nun 
unter den ſchwächeren Nachfolgern offen ans Licht!“). Dem⸗ 
entſprechend regte ſich die bisher unterdrückte öffentliche Meinung, 
die abfällige Kritik mißliebiger Staatseinrichtungen. Ja der Geiſt 
der Unzufriedenheit, der Widerſetzlichkeit, genährt durch das Beiſpiel 
der franzöſiſchen Revolution, führte vereinzelt — und zwar nament⸗ 
lich auch in Breslau und Schleſien — zu gewaltſamen Ausbrüchen, 
zu Unruhen. Teils aus freier Entſchließung, teils unter dem Drucke 
der öffentlichen Meinung ſuchten die Träger der Staatsgewalt in 
mancher Hinſicht den Volkswünſchen entgegenzukommen, die Härten 
des bisherigen Syſtems zu mildern, zu „ſoulagieren“. Aber jedes⸗ 
mal, wenn die Vertreter des abſoluten Staates den volkstümlichen 
Beſtrebungen nachgaben, regte ſich in ihnen gleich wieder die Furcht 
vor der Schmälerung, ja dem Verluſte ihrer Autorität und trieb 
ſie, ihr Entgegenkommen in andrer Hinſicht durch doppelt ſcharfes 
Betonen ihrer Macht und ihres Rechts wieder auszugleichen. 
Deshalb blieb man bei dem Streben, das Beſtehende den Zeit⸗ 
bedürfniſſen anzupaſſen, meiſt auf halbem Wege ſtehen. Hatte 
man mit der einen Hand gegeben, ſo nahm man mit der andern. 
Dadurch verfehlten aber die beſtgemeinten Maßregeln ihren Zweck; 
ja man erreichte das Gegenteil der beabſichtigten Wirkung. Die 
halben Zugeſtändniſſe, die unzureichenden Gewährungen, das 
Schwanken zwiſchen Erfüllung und Unterdrückung der Reform⸗ 
wünſche, wie es unter Friedrich Wilhelm II. und im weſentlichen 
auch noch im erſten Jahrzehnte der Regierung ſeines Nach⸗ 
folgers vorherrſchend war, mußte die unaufhaltſame Auflöſung 
der friderizianiſchen Staatsordnung, den notgedrungenen Übergang 
zu grundlegenden Neuſchöpfungen im Staatsleben nur noch be⸗ 
ſchleunigen. 

Breslau, das den Beginn der Regierung Friedrich Wilhelms II. 
durch eine Medaille mit der Inſchrift „nova spes regni“ hoffnungs⸗ 
freudig begrüßt hatte, bietet in ſeiner Geſchichte ein beſonders an⸗ 
ſchauliches Bild der Fehlſchläge und Enttäuſchungen jener Zeit. 
Deutlicher als anderwärts trat hier die Überlebtheit des Be⸗ 
ſtehenden und die Unzulänglichkeit der vorgenommenen Beſſerungs⸗ 
verſuche zutage. Vor allem zeigte ſich, daß die Hauptſtütze des 
Syſtems der Staatsallmacht und allesumfaſſenden Staatsfürſorge, 
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das Beamtentum, den hochgeſpannten, ja überſpannten Anſprüchen 
der friderizianiſchen Regierungskunſt auf die Dauer nicht genügen 
konnte“). In breiten Schichten der Bureaukratie regte ſich ſtatt 
der geforderten Uneigennützigkeit und Redlichkeit ein gewiſſenloſes, 
eigennütziges Strebertum; trotz der immer erneuten Mahnungen 
zum Fleiße und zum Dienſteifer zeigte ſich bequemes Gehenlaſſen, 
bureaukratiſche Schwerfälligkeit und Tatenſcheu. Je mächtiger das 
Beamtentum nach unten gegenüber der Maſſe der Regierten war, 
um ſo mehr mußte die Wahrnehmung ſeiner ſittlichen Mängel, der 
Unzulänglichkeit ſeiner Leiſtungen Unzufriedenheit, ja Erbitterung 
wecken. Und den Ausbrüchen des Vollsunwillens ſtand die herr 
ſchende Bureaukratie ratlos gegenüber, ſchwankend zwiſchen nach⸗ 
giebiger Schwäche, die zur Ungeſetzlichkeit verlockte, und über⸗ 
triebener Strenge, die zwar für den Augenblick Ruhe ſchaffte, aber 
im geheimen nur noch mehr reizte und erbitterte. 

Die hervorſtechendſten Breslauer Perſönlichkeiten und Ereigniſſe 
aus jener Zeit, namentlich die Perſon des Hofrats Werner und 
der Schneidertumult vom April 1793, ſind zwar von der neueren 
Forſchung in manchen Punkten verſchieden aufgefaßt worden. Aber 
im allgemeinen ſind ſie zweifellos als Anzeichen einer ſtarken 
Entartung der friderizianiſchen Bureaukratie zu beurteilen. Karl 
Friedrich Werner (1743—96), ſeit 1781 Magiſtratsmitglied, 
1790—93 zweiter Polizeidirektor in Breslau, war gewiß eine nicht 
unbedeutende Perſönlichkeit, von ungewöhnlicher geiftiger Regſamkeit 
und Tatkraft und hat in ſeinem Amtsleben der Stadt, namentlich 
durch ſeine große Gewandtheit in Geldangelegenheiten, zeitweilig 

) Die neuſte Schrift Ernſt von Meiers, „Franzöſiſche Einflüſſe auf die 
Staats- und Rechtsentwicklung Preußens im 19. Jahrhundert“, Band II 
(Leipzig 1908) ſucht zwar nachzuweisen, daß ſich Preußens Staatsverwaltung 
von 17861806 „nicht im Zuſtande der Stagnation oder der Degeneration, 
ſondern in dem der fortſchreitenden Entwicklung befunden habe“, und behauptet 
deshalb eine „durchſchnittliche Tüchtigkeit des Beamtentums und Geſundheit des 
alten Staatsweſens“. Aber auch v. Meier (S. 184) muß wenigſtens einen 
„Niedergang bei einem Teile des damaligen Beamtentums“ zugeben, ſowie er 
auch ſelbſt früher (Reform der Verwaltungsorganiſation, S. 332) feftgeftellt hat, 
daß „die mangelhafte Dienſtführung bei vielen mittlern und untern Beamten“ 
den radikalen Gedanken, die beſoldeten Magiſtratsmitglieder nur auf einjährige 
Kündigung anzuſtellen, gezeitigt habe. 
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weſentliche Dienſte geleiſtet. Aber überwiegend ſtellte er ſeine 
reichen Gaben in den Dienſt ſeines Privatintereſſes und in den 
ſeiner hohen Gönner, denen er ſeine amtliche Stellung verdankte. 
Auf die Fürſprache des Prinzen von Preußen hin wurde er durch 
den ſchleſiſchen Provinzialminiſter Grafen Hoym dem widerſtrebenden 
Magiſtrat als Mitglied geradezu aufgedrängt. Und als ihn be⸗ 
ſonderes Vertrauen des Königs in die neugeſchaffene Stelle als 
2. Polizeidirektor berufen hatte, hat er in dieſem verantwortungs⸗ 
vollen, einflußreichen Amte als hauptſächlicher Leiter des ſtädtiſchen 
Polizeiweſens nicht nur nebenbei die Geldgeſchäfte mancher hohen 
Herren, wie des ſtets geldbedürftigen Erbprinzen von Hohenlohe, 
beſorgt, ſondern er hat auch dank ſeinen guten Beziehungen ſich 
auf Koſten der Stadt erhebliche Vermögensvorteile verſchafft, 
z. B. die größere Hälfte des damaligen Stadtbeſitzes in Scheitnig 
für einen unverhältnismäßig niedrigen Preis an ſich gebracht. 
Daß er verſtanden hatte, ſelbſt für dieſe höchſt bedenklichen Ge⸗ 
ſchäfte die Genehmigung des Miniſters Hoym zu erlangen, ſchützte 
ihn zwar ſpäter vor Strafe, ändert aber ſehr wenig an ſeiner 
moraliſchen Verantwortung. 

Mit großer Geſchmeidigkeit nach oben verband Werner als 
echter Emporkömmling ſchroffes, dünkelhaftes Benehmen nach unten. 
Politiſch war er ſtrenger Abſolutiſt, der bei Konflikten die ſchärfſten 
Maßregeln empfahl und jeder Volksregung die gewaffnete Fauſt 
entgegenſetzen wollte. Daß es Werner war, der 1791 die ſpäter 
noch zu erwähnende zeitweilige Abſchaffung der Bürgerſchafts⸗ 
vertretung beim Könige durchſetzte, hat er zwar ſelbſt beſtritten, 
wurde aber trotzdem allgemein geglaubt. Dadurch wurde er binnen 
weniger Jahre der beſtgehaßte Mann in Breslau, deſſen Verdienſte 
um die Allgemeinheit völlig vergeſſen, deſſen Verfehlungen von der 
Nachrede noch übertrieben wurden. Schließlich wurde er an dem 
geſtraft, womit er geſündigt hatte. Als bei dem erwähnten Schneider⸗ 
tumulte ein an ſich unbedeutender Anlaß infolge ungeſchickten, bru⸗ 
talen Dreinfahrens der Behörden zu ernſten Ruheſtörungen und 
Blutvergießen geführt hatte, wurde Werner, den der Volkshaß als 
Urheber der ſchroffen obrigkeitlichen Maßnahmen brandmarkte, 
gleichſam als Sündenbock geopfert. Der König ließ ſeinen alten 
Günſtling fallen; Hoym gab ihn preis. Er wurde vom Amte ſus⸗ 
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pendiert, und wenn auch der gegen ihn angeſtrengte Strafprozeß 
mit einer formellen Freiſprechung endete, ſo ſchnitt ihm doch die 
Ungnade des Königs die Rückkehr ins Amt ab, und nach ſeinem 
frühen Tode mußten ſeine Erben den größeren Teil ſeiner unrecht 
mäßigen Erwerbungen wieder herausgeben 5%), 

Auch ſonſt fehlte es nicht an Anzeichen der Entartung im 
Beamtentume. Gleichzeitig mit Werner wurde der Oberbürger⸗ 
meiſter Jäger vom Amte ſuspendiert und im Dezember 1794 
wegen Rechnungsfälſchungen, Unterſchlagungen und grober Fahr- 
läſſigkeit in Verwaltung ſtädtiſchen Eigentums zur Amtsentſetzung 
und 6 Jahren Feſtung verurteilt. Ein früherer Leutnant von 
Nimptſch, der 1797 gegen den Willen des Magiſtrats als Rats- 
herr eingeſchoben worden war, wurde 1803 wegen grober Miß⸗ 
handlung ſeines Bedienten zu Amtsentſetzung und einjährigem 
Feſtungsarreſt verurteilt, kam aber ſchließlich auf dem Gnaden⸗ 
wege mit 3 Monaten Feſtung davon und behielt ſogar ſein Amt 
bis zur Städteordnung. Mehrfach hören wir von Spaltungen 
und Intriguen im Magiſtrat. Der Oberſyndikus K. G. Müller 
wurde in den Zeiten des Schneidertumults beſchuldigt, ſich als 
„Volkstribun“ aufgeſpielt und die Mißſtimmung gegen Werner 
und andre unbeliebte Magiſtratsmitglieder durch verleumderiſche 
Hetzereien noch geſteigert zu haben 5). 

Aber auch ohne beſondere Aufhetzung brach bei jeder Gelegen— 
heit, wo ſich eine Volksmeinung und -ſtimmung überhaupt äußern 
konnte, ein unbeſiegliches, ſtarkes Mißtrauen weiter Kreiſe der 
Bürgerſchaft gegen die Pflichttreue und Redlichkeit der Beamten 
hervor. Zeitweilig will es ſcheinen, als ſei das Amt, die Tätigkeit 
des Magiſtrats unausgeſetzt argwöhniſch zu überwachen, von der 
Kriegs⸗ und Domänenkammer auf die Bürgerſchaft und deren 
„Repräsentanten“ übergegangen. Nicht mehr die Kammer war es, 
die hauptſächlich zur Erhöhung der Erträge der ſtädtiſchen „Oko— 
nomieverwaltung“, zur Sparſamkeit im Bauweſen mahnte und 
drängte, ſondern die früher ſchweigend gehorchende Bürgerſchaft. 
Die Repräſentanten klagten im Namen der Stadtgemeinde gegen 
Werner und ſeine Erben auf Herausgabe des der Stadt zu Unrecht 
entzogenen Scheitniger Landbeſitzes; ſie betrieben die Unterſuchung 
gegen den Oberbürgermeiſter Jäger, die ſich hauptſächlich auf 
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Unterſchleife im Bauweſen richtete 2). Bei einer Verhandlung mit 
dem Magiſtrat im Februar 1795 rügten die Bürgerſchaftsvertreter 
den damaligen Zuſtand der ſtädtiſchen Bauverwaltung aufs ſchärſſte. 
Die Überwachung der Bauten durch den Bauinſpektor ſei ganz 
ungenügend; Tauſende gingen jährlich durch mangelhafte Aufficht 
verloren. Das damals ſchon ausgeſprochene Verlangen der Bürger: 
ſchaftsvertreter, bei der Bauaufſicht mitzuwirken, wurde bald darauf, 
trotz des Sträubens des Magiſtrats, von den Staatsbehörden durch 
Zulaſſung zweier gewählter „Bauamtsaſſeſſoren““) erfüllt 59). 

Beſonders ſchlagende Beiſpiele liefert Breslau für das Verſagen 
des friderizianiſchen Beamtentums auf dem Haupttätigkeitsgebiete 
des abſoluten Staates, im Polizeiweſen, und zwar ſowohl auf dem 
engeren Felde der Sicherheitspolizei, wie auf dem weiten Gebiete 
polizeilicher Wohlfahrtseinrichtungen. Für die Verbeſſerung der 
Sicherheitspolizei hegte die Regierung Friedrich Wilhelms II. leb⸗ 
haftes Intereſſe, namentlich ſeit ſie fürchtete, daß die Sendboten 
der franzöſiſchen Revolution das Gift umſtürzleriſcher Ideen in 
aller Welt zu verbreiten ſuchten. In Breslau wurde, da man 
dem alten Stadt- und Polizeidirektor Schlutius nicht mehr ges 
nügende Tatkraft und Umſicht zutraute, 1790 der beſondere Günſt⸗ 
ling des Königs, Werner, als zweiter Polizeidirektor eingeſetzt. 
Er ſollte mit feſter Hand Ruhe und Ordnung erhalten und auf alle 
verdächtigen Perſonen, „beſonders die Emiſſaires der franzöſiſchen 
Propagandageſellſchaft und fremde Spions“, ein wachſames Auge 
haben ). Aber ſowohl bei dem zu Werners Sturze führenden 
Schneidertumulte, wie bei ähnlichen, nur weniger blutig ver⸗ 
laufenen Unruhen im Jahre 1796 erwies ſich die Sicherheits- 
polizei als ganz unzulänglich, ſodaß nur das Militär die Ordnung 
wiederherſtellen konnte. 

Nicht beſſer ſtand es mit den polizeilichen Wohlfahrtseinrichtungen. 
Veranlaßt durch die „allgemeine Klage ſowohl des hieſigen als des 
auswärtigen Publiei“ über die Mangelhaftigkeit der öffentlichen 
Ordnung und der ſtädtiſchen „Polizeianſtalten“, beauftragte die 
Kammer im Herbſte 1795 den Kriegsrat von Goldfuß, mit Zus 
ziehung zweier Magiſtratsmitglieder das Breslauer Polizeiweſen 


) Vgl. S. 48 f. 
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in weiteſtem Umfange zu unterſuchen und Verbeſſerungsvorſchläge 
zu machen. Goldfuß erſtattete über das Ergebnis ſeiner Unter 
ſuchung einen gründlichen Bericht, der in überraſchender Weiſe 
zeigt, wie viele in den Reglements der erſten friderizianiſchen Zeit 
bekämpfte öffentliche Übelſtände noch nach 50 Jahren in wenig 
vermindertem Umfange fortbeſtanden. Scharf tadelte Goldfuß die 
herrſchende Unreinlichkeit, das lange Liegenbleiben des Unrats, das 
winterliche Glatteis, die das Regenwaſſer in weitem Bogen auf die 
Straße gießenden „Schnäbel“ der Dachrinnen, das ausgefahrene, 
lückige Pflaſter, die unbedeckten Rinnſteine, die vielen herrenloſen 
Hunde, das zu ſchnelle Fahren, die auf den Straßen ohne Auſſicht 
ſtehenden Fuhrwerke, die ungenügende Aufficht über das Markt⸗ 
weſen, über Maße und Gewichte, die Läſſigkeit in der Bekämpfung 
des Bettels und vieles andere. 

Den Hauptgrund für alle dieſe Mängel ſah Goldfuß in der 
Unzulänglichkeit der Beamtenſchaft. Alle Reformverſuche der Kammer, 
meinte er, würden vergeblich fein, wenn nicht dem Magiſtrat, bes 
ſonders den beiden Polizeidirektoren, Schlutius und dem Nach⸗ 
folger Werners, Kirchſtein, „mehr Feuer, mehr Dienfteifer und mehr 
Wärme fürs Gute“ beigebracht werden könne. Aber auch die 
untergeordneten Polizeiorgane des Magiſtrats ſeien an Zahl und 
Leiſtungen ganz unzulänglich. Von den beiden Polizeiinſpektoren 
empfahl Goldfuß für den einen Penſionierung, für den andern 
Strafverſetzung in eine kleine Stadt oder nach Südpreußen. Den 
meiſten der 12 Polizeiunterbeamten, mit denen man ſich bisher 
ſchlecht und recht beholfen hatte, erteilte Goldfuß Prädikate wie: 
„alt“, „verdroſſen“, „faul“, „Bierpolizei“, „kommode“, „ſchlecht in 
der Feder“, „hitzig und ausfallend“, „ſauft“, „allen Menſchen 
ſchuldig“, „zu nichts tauglich“. Er empfahl dringend, die Polizei⸗ 
beamten unter Ausmerzung der Untauglichen an Zahl bedeutend 
zu verſtärken, ihnen zur Erhöhung ihrer Autorität die früher ein⸗ 
geführte, aber ſpäter abgeſchaffte Uniform wieder zu verleihen und 
ihnen durch Wiederbelebung des allmählich faſt ganz eingeſchlafenen 
Inſtituts der ehrenamtlichen „Gaſſenmeiſter“ Unterſtützung zu ver— 
ſchaffen. So empfahl man ſchon 13 Jahre vor der Städte⸗ 
ordnung die freiwillige Mitwirkung der Bürger als Heilmittel 
der Schäden, die im Polizeiweſen teils durch falſche Sparſamkeit, 
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teils durch bequemes Gehenlaſſen des Beamtentums eingeriſſen 
waren 55), 

Derſelbe Druck, teils des Geldmangels, teils bureaukratiſcher 
Tatenſcheu laſtete auf dem Armenweſen, der Krankenpflege und 
dem Schulweſen, jenen weiten Gebieten, auf denen die Opferwillig⸗ 
keit und Tatkraft der modernen Selbſtverwaltung jo glänzende Er: 
folge erzielt. Noch immer war die Erkenntnis nicht durchgedrungen, 
daß hier die Stadtverwaltung nicht nur überwachen und regieren, 
ſondern auch, wo die Privattätigkeit nicht ausreiche, aus allgemeinen 
Mitteln Zuſchüſſe leiſten müſſe. Deshalb wurden zwar im einzelnen, 
wo eben die private Wohltätigkeit kräftig eingriff, entſprechend dem 
wachſenden Bedürfniſſe Fortſchritte erzielt. Aber wo nur größere 
Aufwendungen der Allgemeinheit hätten Abhilfe ſchaffen können, 
blieben ſchreiende Notſtände beſtehen. So hatte ſich ſchon um 
1770 die Überzeugung Bahn gebrochen, „daß eine erfolgreiche 
Armenpflege als notwendiges Korrelat das Vorhandenſein von 
Inſtituten vorausſetze, durch welche eiuerſeits völlig hilfloſe und 
arbeitsunfähige Perſonen ſicher verſorgt und andrerſeits arbeits- 
ſcheue Individuen zu nützlicher Tätigkeit zwangsweiſe angehalten 
werden könnten.“ Aber das endlich 1788 aus Vermächtniſſen und 
dem Ertrage von Sammlungen errichtete Armen- und Arbeitshaus 
erwies ſich von Anfang an zur Erfüllung ſeines doppelten Zweckes 
als völlig unzureichend. Immerhin hatten es ſeine Inſaſſen noch 
bedeutend beſſer als die Gefangenen im ſtädtiſchen Stockhauſe, das 
von einem ſachverſtändigen Zeitgenoſſen als „eins der erbärmlichſten“ 
Gefängniſſe, die überhaupt exiſtierten, bezeichnet wurde. Die Ein⸗ 
künfte der Armenkaſſe waren, weil, wie früher erwähnt, die Höhe 
der Beiträge dem Belieben des einzelnen freigeſtellt war, ſehr 
ſchwankend, und wenn die Einnahmen nicht zureichten, zehrte man 
eher von Kapitalbeſtänden, als daß die Stadtkaſſe das Fehlende 
zuſchoß. 

Die Armenkrankenpflege, wie die ſtädtiſche Krankenpflege über⸗ 
haupt lag nach übereinſtimmendem Urteile der Zeitgenoſſen ſehr im 
Argen. Die Krankenräume des altberühmten Allerheiligenhoſpitals 
waren überfüllt; es fehlte an Luft und Licht; die Wartung der 
Kranken, ihre Verpflegung, ihre Verſorgung mit Medikamenten 
waren höchſt mangelhaft. Die Sterblichkeit war ſtärker als in den 
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andern großen Krankenhäuſern Europas. Erſt nachdem das große 
Publikum durch kritiſche Schriften des Hoſpitalpredigers Müller 
und des Prorektors Schummel auf die unerträglichen Übelſtände 
hingewieſen worden war, wurde aus den Erträgen öffentlicher 
Sammlungen 1799— 1801 ein Erweiterungsbau errichtet, der aber, 
ebenſo wie die gleichzeitige Stiftung einer Hoſpitalapotheke durch 
den Kaufmann Andreas Kriſchke, nur gerade den dringendſten Not⸗ 
ſtand beſeitigte. Für diejenigen Armenkranken, welche die Anſtalts⸗ 
pflege nicht in Anſpruch nehmen konnten oder wollten, ſorgte die 
öffentliche Armenpflege ſo gut wie garnicht. Auch hier brachte 
nur private Initiative, die Errichtung des ſegensreichen Hausarmen⸗ 
Medizinalinſtituts (1802), einige Abhilfe. Bürgerſinn und Menſchen⸗ 
liebe einzelner betätigten ſich auch ſonſt noch in der Errichtung neuer 
Anftalten und Stiftungen für Hilfsbedürftige, wie in der Gründung 
des Handlungsdienerinſtituts (1774), der Selenkeſchen Stiftung für 
verarmte Kaufleute (1775), der Krullſchen Handwerkerſtiftung (1790). 
Aber manche der alten, noch ins Mittelalter zurückreichenden öffent- 
lichen Wohltätigkeitsanſtalten, wie das einſt „das reiche“ genannte 
Trinitatis⸗Hoſpital und das Hoſpital zu St. Hieronymus, befanden 
ſich mit verfallenen Gebäuden, verminderten Einkünften und ver⸗ 
alteten Einrichtungen in traurigem Zuſtande 5). 

Auch im Erziehungs- und Unterrichtsweſen entſprangen, wenn 
wir von dem höheren Schulweſen abſehen, die meiſten Fortſchritte 
dem privaten Wohltätigkeitsſinne. 1773 gründete der Zimmermeiſter 
Pfeiffer die erſte „Armenſchule“ für den Unterricht armer Kinder. 
1799 entſtand durch eine Stiftung des verdienſtvollen Ratsherrn 
Hickert die Erziehungsanſtalt „Zur Ehrenpforte“. Von den beiden 
alten „Kinderhoſpitälern“ (Waiſenhäuſern) wurde das „Neu⸗ 
ſtädtiſche“ durch Hickert, das „Hoſpital zum Heiligen Grabe“ 
durch den Begründer der Hoſpitalapotheke, Kriſchke, mit reichen 
Stiftungen bedacht. Demgegenüber beſtand die Hauptausgabe der 
Stadtkaſſe für das Elementarſchulweſen in jährlich etwa 180 Talern, 
die man an einzelne Lehrer für den Unterricht armer Kinder zahlte. 
Im übrigen blieben die armen „deutſchen Schulhalter“, nachdem 
ihnen ein 1766 gewährter kleiner Zuſchuß bald wieder entzogen 
worden war, lange Zeit ſich ſelbſt überlaſſen. Trotz wiederholter 
kläglicher Bittſchreiben, und obwohl der Kirchen- und Schulinſpektor 
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Gerhard den Magiſtrat immer von neuem auf die elende Lage der 
Schulhalter hinwies, wurden erſt wieder 1802 den 6 älteſten unter 
ihnen je 12 Taler jährliche Unterſtützung bewilligt ??). Danach 
darf man ſich nicht wundern, wenn der damalige Stand der Volks: 
bildung ſelbſt in der Provinzialhauptſtadt Breslau zur „Aufklärungs⸗ 
epoche“ ebenſowenig paßte, wie der Zuſtand der Gefängniſſe zu 
dem „philanthropiſchen“ Zeitalter. 

An den geſchilderten Mißerfolgen auf den einzelnen Verwaltungs⸗ 
gebieten hatte überall, wie wir ſahen, die Beſchränktheit der Geld- 
mittel reichlichen Anteil. Dementsprechend trat überhaupt die Über⸗ 
lebtheit des bureaukratiſch⸗abſolutiſtiſchen Syſtems, die Notwendig⸗ 
keit, der Stadt gegenüber dem Staate, der Bürgerſchaft gegenüber 
dem Beamtentum Selbſtändigkeit und Selbſttätigkeit einzuräumen, 
nirgends deutlicher hervor, als in dem Kern und Nerv aller Ber: 
waltungstätigkeit, im Finanzweſen und in der Rückwirkung der 
finanziellen Verhältniſſe auf die ganze Stadtverfaſſung. Bei den 
Vorgängen, die Hermann Markgraf in ſeiner „Finanz⸗ und Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte Breslaus unter Friedrich Wilhelm II.“ 9) grund⸗ 
legend klargeſtellt hat, liegt das Bedeutſamſte nicht darin, daß die 
Breslauer Kämmerei ihre aus habsburgiſcher Zeit überkommene 
Schuldenlaſt von über 700000 Talern unter Friedrich dem Großen 
noch um 160000 Taler vermehrt und ſich ſeit den ſiebziger Jahren 
zeitweilig in ernſtlichen Verlegenheiten wegen der Deckung ihres 
Geldbedarfs befunden hat. Konnte doch von einer Überſchuldung 
der Stadt, wie M. Gebauer nach allgemeinen finanzwiſſenſchaftlichen 
Grundſätzen dargetan hat 5), damals nicht die Rede ſein, und die 
erwähnten Schwierigkeiten der Geldbeſchaffung hätten ſich bei einer 
Reform des ſtädtiſchen Steuerweſens ohne Überlaſtung der Bürger⸗ 
ſchaft wohl heben laſſen. Bleibende, verfaſſungsgeſchichtliche Be⸗ 
deutung erhielten die damaligen Breslauer Finanznöte erſt dadurch, 
daß ſich aus ihnen ein Kampf der Breslauer Bürgerſchaft gegen 
die Willkür des abſoluten Staates entwickelte, gegen die Willkür, 
die ſich einmal in der früher erwähnten Sonderbeſteuerung der 
Stadt durch den Staat, ſodann in dem Ausſchluſſe der Bürgerſchaft 
von jeder Teilnahme am Stadtregimente kundtat. 

Sowie die ſtädtiſche Finanzuot unverkennbar hervortrat, zeigten 
ſich über ihre Entſtehung wie über die Mittel zu ihrer Abhilfe bei 
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Staat und Stadt entgegengeſetzte Auffaſſungen. Die Staatsbehörden 
erklärten, die finanziellen Schwierigkeiten ſeien durch ſchlechte Wirt- 
ſchaft der Stadtverwaltung ſelbſt verſchuldet, müßten alſo auch durch 
Selbſthilſe wieder behoben werden. Dieſe Selbſthilfe müſſe er: 
folgen entweder durch Steigerung der Einnahmen und Sparſamkeit 
bei den Ausgaben oder, wenn dies nicht ausreiche, durch Verkauf 
von Beſtandteilen des Stadtvermögens oder durch Beſteuerung der 
Bürgerſchaft. In der Stellungnahme der Bürgerſchaft zu der 
Finanznot zeigte ſich, wie die früher erwähnten, der Stadt durch 
den Staat auferlegten Sonderſteuern, namentlich die ſogenannten 
Dispoſitions⸗ und Überjchußgelder*), nicht als geſetzliche, not⸗ 
wendige Beiſteuern zum Staatsbedarf, ſondern als willkürliche, 
unrechtmäßige Belaſtung empfunden worden waren. Die ganzen 
finanziellen Schwierigkeiten, meinte die Bürgerſchaft, ſeien nur durch 
die unbilligen Anſprüche des Staates entſtanden, dürften alſo nicht 
durch Belaſtung der Bürgerſchaft, ſondern nur durch Hilfe des 
Staates gehoben werden. Die von den Staatsbehörden geſtellte 
Forderung, daß ſich die Stadt durch Veräußerung von Vermögens: 
ſtücken oder durch Einführung neuer Steuern ſelbſt helfen ſolle, 
reizte die Bürgerſchaft ſo ſehr zum Widerſtande, daß ſie wagte, 
ſich über das 1748 im „Rathäuslichen Reglement“ ergangene 
ſtrenge Verbot ihrer Meinungsäußerung in ſtädtiſchen Angelegen- 
heiten hinwegzuſetzen. Als 1775 die erſte Kunde von den Nöten 
der Kämmerei in weitere Kreiſe drang, trat die Bürgerſchaft unter 
Führung der Kaufmannſchaft eigenmächtig zuſammen. Sie erhob 
gegen die Abſicht der Behörden, einen Teil der Stadtlandgüter zu 
verkaufen, erfolgreichen Einſpruch und forderte, um über die ſtädtiſche 
Finanzlage ſtets unterrichtet zu ſein, wie in der habsburgiſchen Zeit 
zur jährlichen Abnahme der Kämmereirechnungen zugezogen zu 
werden 60), 

Zwar wurde damals dieſes letztere Begehren energiſch zurück 
gewieſen und der Kaufmannſchaft wegen eigenmächtiger Berufung der 
Bürgerſchaft ein ſcharfer Verweis erteilt, aber als allmählich die 
Finanzuöte wuchſen, begannen die Behörden ſelbſt zu zweifeln, ob 
die Wiederherſtellung einer regelrechten Geldwirtſchaft und die 


*) Vgl. S. 26 u. 28. 
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Tilgung der ſtädtiſchen Schulden ohne Mitwirkung von Bürger⸗ 
ſchaftsvertretern möglich ſein werde. Als 1787 zur Hebung der 
drückendſten Geldnot eine Reihe ſtädtiſcher Handelsabgaben durch 
einen neuen Zolltarif erhöht wurde, konnte man nicht verhindern, 
daß die Kaufmannſchaft nicht nur in eigenem Namen über dieſe neue 
Belaſtung des Breslauer Handels lebhafte Klage erhob, ſondern 
gleichzeitig auch als Vertreterin der ganzen Bürgerſchaft die geſamte 
Finanzlage der Stadt einer ſcharfen Kritik unterzog. Unumwunden 
ſtellte ſie die Forderung auf, daß der Staat in der von ihm ver- 
ſchuldeten Notlage Hilfe zu ſchaffen habe. Vor allem müßten die 
Zahlung der „Dispoſitions- oder Überſchußgelder“ und alle ſonſtigen 
Ausgaben für Zwecke, „welche die Stadt nichts angehen“, ſofort 
aufhören, und es müſſe der Stadt zur Bezahlung ihrer Schulden 
vom Könige ein größeres Gnadengeſchenk oder wenigſtens ein zins⸗ 
freies Darlehn auf längere Zeit gewährt werden. 

Damit waren die Anſprüche der Bürgerſchaft an den Staat 
zum erſten Male förmlich ausgeſprochen; fie wurden auch mit Ge— 
nehmigung des Provinzialminiſters Grafen Hoym im Sommer 1787 
von der Kaufmannſchaft dem Könige unterbreitet, erfuhren aber 
eine glatte Ablehnung ). Ja dem Begehren der Stadt wurde 
bald darauf das Verlangen des Staates, daß die Stadtgemeinde 
ſich ſelbſt helfen ſolle, in ſchroffſter Form gegenübergeſtellt. Im 
September 1789 ſtellte Hoym zwei Radikalmittel zur Abhilfe der 
ſtädtiſchen Finanznot der Bürgerſchaft zur Auswahl. Entweder 
ſollten alle Stadtlandgüter im Werte von etwa 200000 Talern 
verkauft werden, oder, wenn dies wie 1775 abgelehnt werde, ſolle 
der den Verkaufsplan ablehnende Teil der Bürgerſchaft die ſehlen⸗ 
den Gelder durch Umlage aufbringen. Gegenüber dieſen faſt wie 
Hohn klingenden Vorſchlägen regte ſich von neuem der Widerſtand 
der Breslauer Bürgerſchaft und zwar mit einer nach altpreußiſchen 
Begriffen unerhörten Kühnheit. Durch den Zuſammentritt ges 
wählter Vertreter der Kaufmannſchaft, des Gelehrtenſtandes und 
der Innungen bildete ſich eine aus mehr als 30 Köpfen beſtehende 
Bürgerſchaftsvertretung, der zwar jede verfaſſungsmäßige Grund⸗ 
lage fehlte, die aber für den Augenblick von den Behörden als 
rechtsbeſtändig anerkannt wurde. Als dieſe Bürgerſchaftsvertretung, 
ſtatt ſich auf die Vorſchläge der Behörden zu äußern, zunächſt 
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unter Führung von Rechtsgelehrten eine umfaſſende Unterſuchung 
der ganzen ſtädtiſchen Finanzverwaltung in Angriff nahm, ſtellte 
ihr der Magiſtrat alle gewünſchten Rechnungen, Akten und ſonſtigen 
Auskünfte zur Verfügung. Als Frucht dreimonatlicher quellen- 
mäßiger Unterſuchungen und erregter Verhandlungen entſtand ſchließ— 
lich die von dem Hof- und Kriminalrat Über sen. unter Beihilfe 
ſeines Kollegen Hofrats Sack verfaßte, vom 17. Dezember 1789 
datierte Denkſchrift „Hiſtoriſch-juriſtiſche Bemerkungen der Bres— 
lauiſchen Bürgerſchaft über den vorigen und jetzigen Zuſtand der 
hieſigen Stadt⸗Cämmerey“, mit der die Bürgerſchaft ihre Ablehnung 
der ihr zur Wahl geſtellten Finanzmaßregeln und ihre wiederholte 
Bitte um Staatshilfe ausführlich begründete “). 

Markgraf hat mit Recht darauf hingewieſen, daß dieſe merk— 
würdige Denkſchrift weit mehr iſt als ein „blos lokaler Schmerzens⸗ 
ſchrei der ſchleſiſchen Hauptſtadt“, daß ſie „als Proteſt gegen das 
friderizianiſche, überhaupt gegen das preußiſche Syſtem der Städte— 
verwaltung“ gewürdigt werden muß. In den herkömmlichen, ehr 
furchtsvollen Formen, aber mit entſchiedenem Freimute verwahrt die 
Denkſchrift das Recht des „freigeborenen Untertanen“, bei „Ge— 
ſetzen und anderen landesherrlichen Verordnungen“, die doch auch 
„blos Menſchenwerk“ und deshalb dem Irrtum unterworfen ſind, 
auf „nachteilige Folgen“ aufmerkſam zu machen. Gegenüber dem 
Anſpruche des Staates auf die Überſchüſſe der ſtädtiſchen Kämmereien 
wird das Recht der Bürgerſchaft, der „unſterblichen Gemeinde“ 
jetziger und künftiger Bürger auf den vollen Ertrag des Stadt— 
vermögens geltend gemacht. Wenn der Staat über die Stadt: 
gemeinden eine Art Vormundſchaft ausübe, ſo ſei doch in dieſem 
Falle das Mündel erwachſen und mit reifen Verſtandeskräften be— 
gabt, müſſe alſo geſetzlich vom Vormunde zu allen wichtigen Rechts: 
geſchäften zugezogen werden. Deshalb müßten Vertreter der Bürger: 
ſchaft bei der Veräußerung ſtädtiſchen Beſitzes, bei der Aufnahme 
neuer Schulden, aber auch, wie der Magiſtrat bereits 1784 ans 
erkannt habe, bei der jährlichen Aufſtellung des Etats und bei der 
Rechnungslegung zugezogen werden. 

Bei der Begründung der Rechte der Bürgerſchaft wird auch 
die Erinnerung an die vor noch nicht 50 Jahren beſeitigte alte 
Stadtfreiheit wieder lebendig. Die Forderung, daß die Bürger⸗ 
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ſchaft die ohne ihr Zutun durch unberechtigte Anſprüche des Staates 
entſtandene Schuldenlaſt jetzt durch außerordentliche Sonderbeſteuerung 
decken müſſe, ſei nicht damit zu begründen, daß „der Bürger ehehin 
auch außerordentliche Beiträge gegeben habe“. Denn „ehehin wurde 
der Bürger nach der damaligen faſt republicaniſchen Verfaſſung 
zu den allgemeinen Stadt-Angelegenheiten mit dazu gezogen: er 
that alſo als Patriot etwas freiwillig, was er vielleicht als Bürger 
zu thun nicht ſchuldig war“. Der große Gedanke, daß nur Selbſt⸗ 
regierung opferwilligen Gemeinſinn zu erzeugen vermag — in der 
Blütezeit der mittelalterlichen Stadtverfaſſung verwirklicht, dann 
lange zurückgedrängt, aber durch die moderne Selbſtverwaltung 
wieder belebt — iſt in unſrer Denkſchrift von 1789 mit voller 
Klarheit ausgeſprochen, und es iſt gewiß kein Zufall, daß die 
Schrift im Dezember 1808, zu einer Zeit als die Städteordnung 
zwar noch nicht amtlich bekanntgemacht, aber doch ſchon vom Könige 
vollzogen war, und ihr Erſcheinen in naher Ausſicht ſtand, zum 
Druck befördert worden iſt 60). 

Was in der Denkſchrift von 1789 bewußt bekämpft wird, 
was wir in den ſittlichen Mängeln des Beamtentums, in der Un⸗ 
zulänglichkeit der Sicherheitspolizei und der öffentlichen Wohlfahrts⸗ 
pflege, in dem Verſagen der ſtädtiſchen Finanzverwaltung zutage⸗ 
treten ſehen, find nicht vereinzelte Übelſtände. Es iſt die Überlebtheit 
des ganzen Syſtems; es ſind Schäden, die nicht durch bloßes Flick⸗ 
werk, ſondern nur durch grundlegenden Um- und Neubau beſeitigt 
werden konnten. Aber gerade die Fähigkeit, den Dingen auf den 
Grund zu gehen, ganze Arbeit zu machen, vermiſſen wir bei den 
Reformverſuchen der Jahre 1786-1806. Einzelnes wurde gebeſſert, 
aber die Grundlagen des Verwaltungsbaus blieben unverändert; 
neuer Moſt wurde in alte Schläuche gefüllt. Man bekämpfte die 
Außerungen innerer Übel, während der eigentliche Herd der Krankheit 
unerreicht blieb. Überall finden wir Halbheiten und Widerſprüche. 

Das große Vermächtnis der friderizianiſchen Zeit, das 1794 
veröffentlichte „Allgemeine Landrecht“ verlieh nur ſcheinbar den 
Städten und ihren Bürgergemeinden größere Bewegungsfreiheit. 
Es gab allerdings Vorſchriften über die Teilnahme der Bürger⸗ 
ſchaft und ihrer Vertreter an der Stadtverwaltung; es ſprach ſogar 
von einem Rechte der Bürgerſchaft zur Wahl des Magiſtrats. Aber 
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tatſächlich ruhte die Städteverfaſſung des Allgemeinen Landrechts 
noch ganz auf der alten abſolutiſtiſch-bureaukratiſchen Grundlage. 
Sie hatte zur Vorausſetzung die bisherige Trennung der drei 
Stände, des Adels, Bürger- und Bauernſtandes, die völlige wirt 
ſchaftliche Abſonderung von Stadt und Land, die Zunftverfaſſung 
des Handwerks, vor allem auch die bisherige Bevormundung der 
Stadtverwaltung durch die Staatsbehörden. Indem das Landrecht 
die Städte als „privilegierte Korporationen“ bezeichnete, beſtritt es 
ihren öffentlichsrechtlichen Charakter, ihre Weſensgleichheit mit dem 
Staate. Wurden Bürgerſchaftsvertreter grundſätzlich bewilligt, fo 
waren ihre Rechte aufs engſte begrenzt. Das Recht der Bürger- 
ſchaft, den Magiſtrat zu wählen, war nur eine bedeutungsloſe 
Phraſe, denn es war hinzugefügt, daß dieſes Recht der Bürger⸗ 
ſchaft durch den Magiſtrat ſelbſt ausgeübt werde. Es war alſo 
nichts anderes als das alte friderizianiſche Verfahren, daß der 
Magiſtrat für erledigte Stellen der Kammer Beſetzungsvorſchläge 
machen durfte“). Entſprechend dem überwiegend konſervativen 
Charakter der Städteverfaſſung des Allgemeinen Landrechts war 
auch das für Breslau erlaſſene „Revidirte Rathäusliche Reglement“ 
vom 29. März 1794 im weſentlichen keine Neuſchöpfung. Abs 
geſehen von den ſpäter zu erwähnenden Beſtimmungen über die 
Bürgerſchaftsvertreter macht es größtenteils den Eindruck eines 
ſchwächeren Aufguſſes des Rathäuslichen Reglements von 1748. 
In den meiſten Verwaltungszweigen ſind es dieſelben Übelſtände, 
die hier wie dort gerügt, dieſelben Mittel, die zu ihrer Bekämpfung 
vorgeſchrieben werden. 

Die Mängel des ſtädtiſchen Polizeiweſens waren, wie ſchon 
erwähnt, bei der Goldfußſchen Reviſion von 1795 klar hervor: 
getreten und allgemein anerkannt worden, aber nur ſehr bedingt 
trug die gewonnene Erkenntnis Frucht. Die von Goldfuß beſonders 
dringend empfohlenen Perſonalveränderungen wurden nur teilweiſe 
durchgeführt. Zwar der alte Polizeidirektor Schlutius, der die 
Polizei für „vortrefflich“ und darum jede Veränderung für über: 
flüſſig hielt, wurde durch den früheren Major Senfft von Pilſach 
erſetzt, aber verſchiedene andere 1795 als unbrauchbar bezeichnete 
Beamte blieben noch bis zur Städteordnung im Dienſte. Die Zahl 
der Polizeidiener wurde zwar allmählich verdoppelt, blieb aber 
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noch ganz unzureichend. Auf die Verbeſſerung des Straßenpflaſters 
wurden 1797 1800 für jene Zeit recht erhebliche Summen, über 
6000 Taler im Jahresdurchſchnitt, verwendet; auch die Straßen⸗ 
beleuchtung ſuchte man durch Einführung neuer großer „Reverberen“ 
zu verbeſſern. Aber zu einer durchgreifenden Reform an Haupt 
und Gliedern gelangte man weder bei der Sicherheits- noch bei 
der Wohlfahrtspolizei. Goldfuß hatte im April 1797 den Auftrag 
erhalten, die von ihm geforderte allgemeine „Polizei- und Straßen⸗ 
ordnung“ für Breslau zu entwerfen. Aber bald darauf war ihm 
der Beſcheid geworden: Polizeiſachen, wobei „einem Teil des 
Publikums läſtig gefallen werden muß“, ſeien beſſer auf ruhigere 
Zeiten zu verſchieben. Darauf ruhte die Sache jahrelang. Im 
Dezember 1803 erhielt Goldfuß einen neuen Auftrag, aber im 
Sommer 1806, wenige Monate, ehe der Feind ins Land brach, 
wartete man noch immer auf einen „ ſchicklichen Zeitpunkt“ zum Er⸗ 
laß der vor 10 Jahren allgemein als notwendig anerkannten Polizei⸗ 
ordnung 65). 

Dasſelbe Gepräge des Unzulänglichen und Widerſpruchsvollen 
trägt der Ausgang des Ringens zwiſchen Staat und Stadt um die 
Hebung der ſtädtiſchen Finanzuot und um die Zulaſſung von 
Bürgerſchaftsvertretern bei der Stadtverwaltung. In der Finanz⸗ 
frage mußte der Staat ſeinen bisherigen Standpunkt, daß die 
Stadt ſich ſelbſt helfen müſſe, aufgeben und ſeine Verpflichtung 
zur Rettung der bedrängten Kämmerei tatſächlich anerkennen. 
Nachdem die 13835 Taler betragenden „Überſchußgelder“ ſchon 
1790 um 6000 Taler ermäßigt worden waren, erwirkte im folgenden 
Jahre der früher erwähnte Hofrat Werner bei ſeinem königlichen 
Gönner noch größere Vergünſtigungen für die Stadt. Die zwei⸗ 
jährigen Rückſtände der Überſchußgelder wurden niedergeſchlagen, 
und für ſolange, bis die Kämmerei einen wirklichen Überſchuß er- 
ziele, wurde der Stadt ein jährliches „Gnadengeſchenk“ von 
12000 Talern gewährt. Ferner wurde der Stadt zur Erleichterung 
ihrer Schuldenlaſt ein zinsfreies Darlehn von 400000 Talern ges 
währt. Durch dieſe Bewilligungen, die es der Stadt ermöglichten, 
bis 1806 mehr als 100000 Taler Schulden abzuſtoßen, wurde 
anerkannt, daß der Staat bei ſeinen bisherigen Anſprüchen an die 
Stadt ihre Leiſtungsfähigkeit überſchätzt hatte. Trotzdem wurde aber 
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das ganze anfechtbare Syſtem der Überſchußgelder und der ſonſtigen 
Sonderbeſteuerung grundſätzlich aufrecht erhalten. Erſt nach der 
Städteordnung ſind dieſe Reſte der Steuerpolitik des abſoluten 
Staats für immer verſchwunden 6), 

Gemäß der unter Friedrich Wilhelm II. vorherrſchenden Neigung, 
mit der einen Hand zu geben, mit der andern zu nehmen, ſuchte 
man die Zugeſtändniſſe in der Finanzfrage durch um ſo größere 
Feſtigkeit in der Verfaſſungsfrage, durch Beſeitigung der zeitweilig 
zugelaſſenen Bürgerſchaftsvertretung wieder auszugleichen. Gleich. 
zeitig mit der Gewährung des Gnadengeſchenks und des zinsfreien 
Darlehns wurde der Magiſtrat am 20. Februar 1791 von Hoym 
ſtrengſtens angewieſen, künftig alle „eigenmächtigen Conventieula“ 
zu verhindern, bei denen die Bürgerſchaft bisher „nicht nur ihr 
Gewerbe vernachläſſigt habe, ſondern ſich auch manche Außerungen 
habe zu ſchulden kommen laſſen, welche den Pflichten eines guten 
Bürgers zuwider ſeien“. Für den Augenblick war damit der 
Bürgerſchaft ganz nach friderizianiſcher Praxis der Mund geſchloſſen; 
aber auf die Dauer waren die Geiſter, die man, wenn nicht ge— 
rufen, ſo doch notgedrungen geduldet hatte, nicht wieder zu bannen. 
Den erwähnten Schneidertumult vom April 1793 wollten anfäng⸗ 
lich die Staatsbehörden und der König ſelbſt nur für künſtlich ans 
gezettelt, für ein Werk der „franzöſiſchen Propagandageſellſchaft“ 
erklären. Aber der König ließ ſich bald von einer Geſandtſchaft 
der Breslauer Zünfte überzeugen, daß die Unruhen teils durch 
Verfehlungen des Magiſtrats und einzelner ſeiner Mitglieder, vor 
allem aber auch durch die allgemeine Unzufriedenheit über die Ab- 
ſchaffung der Bürgerſchaftsvertretung veranlaßt worden ſeien. Nach 
einigem Schwanken genehmigte der König bei ſeiner Anweſenheit 
in Breslau am 5. November 1793 die Einſetzung ſtändiger „Re⸗ 
präſentanten“ der Bürgerſchaft. Im Januar 1794 trat auf Grund 
dieſer Bewilligung die erſte geſetzmäßige Bürgerſchaftsvertretung 
ins Leben, und durch das „Revidierte Rathäusliche Reglement“ 
vom 29. März 1794 wurden ihre Befugniſſe im einzelnen näher 
beſtimmt 7). 

Was man dergeſtalt für Breslau unter dem Drucke volkstüm⸗ 
licher Bewegungen bewilligte, bedeutete allerdings nur einen Fort⸗ 
ſchritt im Vergleiche zu dem bisherigen völligen Ausſchluſſe der 
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Bürgerſchaft vom Stadtregimente. Im weſentlichen war es nur 
dieſelbe an Zahl und Einfluß geringfügige Scheinvertretung, wie 
ſie außerhalb Breslaus von alters her vielfach noch beſtand und 
durch das Allgemeine Landrecht den Städten überhaupt zugebilligt 
wurde. Ganze 12 „Repräſentanten“: 2 Gelehrte, 3 Kaufleute, 
7 Zünftler wurden von den berufsſtändiſchen Körperſchaften durch 
Wahlmänner gewählt, mußten aber von der Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer beſtätigt werden. Dieſe Repräſentanten ſollten bei der 
Aufnahme neuer Stadtſchulden und bei Abnahme der Kämmerei, 
Hoſpital⸗ und Armenkaſſenrechnungen zugezogen werden. Jedoch 
die Mitwirkung bei Aufſtellung des Stadthaushalts wie überhaupt 
das parlamentariſche Grundrecht der Geldbewilligung blieb ihnen 
verſagt. Sie mußten zwar befragt werden bei etwaiger Veräußerung 
ſtädtiſcher Vermögensſtücke, aber nicht bezüglich ihrer Verpachtung 
oder ſonſtigen Nutzung, wie ihnen überhaupt ein allgemeines Mit⸗ 
wirkungs⸗ und Aufſichtsrecht bei der Stadtverwaltung nicht zuſtand. 
Verhandlungen mit den Körperſchaften, die ſie vertraten, waren 
ihnen nur in beſonderen Fällen geſtattet, während eigenmächtige 
Berufungen der Bürgerſchaft ebenſo wie unbefugte „Conventicula“ 
unter ſich den Repräſentanten ausdrücklich verboten wurden. Nur 
unter polizeilicher Aufſicht durften die erſten Bürgerſchaftsvertreter 
über ſtädtiſche Angelegenheiten verhandeln “). 

Derſelbe Geiſt engherziger, mißtrauiſcher Beſchränkung, der bei 
Einſetzung der neuen Bürgerſchaftsvertretung gewaltet hatte, regte 
ſich auch in der Folgezeit, ſo oft die Repräſentanten im erſten 
Amtseifer eine etwas regere Tätigkeit entfalteten und dabei natur⸗ 
gemäß die engen Grenzen ihrer Befugniſſe auszudehnen ſuchten. 
Schon im Februar 1794 klagt Hoym dem Könige, daß die Re⸗ 
präſentanten in ihrem anmaßenden Übereifer glaubten, „ſich künftig 
in alle Branchen der rathäuslichen Verwaltung einmiſchen und 
jeder Magiſtratsperſon gebieten zu können““). Im März des⸗ 
ſelben Jahres wurde der Verſuch der Repräſentanten, das Recht 
zur Mitwirkung bei der Etatsaufſtellung zu erlangen, entſchieden 
zurückgewieſen. Als man ſich im Auguſt 1795 angeſichts der offen⸗ 
tundigen Übeljtände im Bauweſen zu der Bewilligung herbeiließ, 
daß zwei Repräſentanten als „Aſſeſſoren“ beim Bauamte an der 
Überwachung der Bauausführungen teilnehmen ſollten, unterließ 
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der Magiſtrat nicht die ausdrückliche Mahnung an die neuen 
„Aſſeſſoren“, den Geſchäftsgang nicht durch „unnütze Chicanen“ 
und „nichtsbedeutende, zweckwidrige Anträge“ zu erſchweren, oder 
gegenüber Beſcheiden des Magiſtrats „ſich unanſtändig oder unge— 
bührlich zu bezeigen“. Sie ſollten „aller Einmiſchung ohnerachtet“ 
nie vergeſſen, „daß fie als Repräſentanten dem Magiſtrat unter⸗ 
geordnet bleiben“. Ebenſo wurde die Beſorgnis vor der Anmaßung 
der Bürgerſchaftsvertreter ſofort rege, als man ihre Mitwirkung 
bei den früher erwähnten Beratungen über die Reform des Polizei- 
weſens nicht ganz umgehen konnte. Es müſſe den Repräſentanten, 
ſchrieb Hoym im Januar 1796 der Kammer, „der leicht ent⸗ 
ſtehende Wahn, als ſei ihre Einmiſchung bei jeder Gelegenheit 
notwendig, auf eine ſchickliche Art benommen werden, da fie ohne— 
hin zu demſelben incliniren und ſucceſſive Teil an der obrigkeitlichen 
Gewalt zu nehmen trachten“ 70). 

Vollends als bei einem Tumulte am 5. und 6. Oktober 1796, 
der allerdings an Umfang und Folgen hinter dem Schneidertumulte 
weit zurückblieb, die Repräſentanten unvorſichtigerweiſe ſich unbefugt 
eingemiſcht hatten, wurde von den Staatsbehörden eine Einſchränkung 
der Bürgerſchaftsvertretung ernſtlich erwogen, ja ſogar ihre erneute 
gänzliche Abſchaffung von der Bürgerſchaft befürchtet. Doch be⸗ 
gnügte ſich der König damit, durch Kammerreſkript vom 6. Januar 
1797 den Repräſentanten ihre Anmaßung und Eigenmächtigkeit 
ſtreng verweiſen und ihr beſonders mißliebiges Mitglied, den Ad: 
vokaten Rabſal, ſeines Amtes entſetzen zu laſſen. Auch wurde bei 
dieſer Gelegenheit für die Bürgerſchaftsvertreter ſtatt des an fran⸗ 
zöſiſche Vorbilder anklingenden Namens „Repräſentanten“ die in 
altpreußiſchen Städten längſt übliche Bezeichnung „Stadtverordnete“ 
vorgeſchrieben. Der jetzt allgemein herrſchende kommunale Ehren⸗ 
name „Stadtverordnete“ hat alſo in Breslau im Anſchluſſe an einen 
königlichen Strafakt zuerſt ſeinen Einzug gehalten r). 

Es liegt auf der Hand, wie ſehr die ängſtliche Beſchränkung 
des Bewilligten, das ſtete Schwanken zwiſchen Gewähren und 
Verſagen, das in der Breslauer Finanz- und Verfaſſungsgeſchichte 
jener Zeit ſo bezeichnend hervortritt, den damaligen Reformverſuchen 
jeden Erfolg verkümmern mußte. Die ſtädtiſche Finanznot, nach 
Auffaſſung der Bürgerſchaft durch Willkür des Staates entſtanden, 
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nun durch einen ebenſo willkürlichen Gnadenalt beſeitigt, konnte als 
Nachwirkung nur ein verſtärktes Widerſtreben der Stadt gegen die 
Anforderungen des Staates hinterlaſſen. Hatte ſich gezeigt, daß 
lautes Klagen und energiſches Drängen den Staat dazu veranlaßte, 
ſeine Anſprüche zu ermäßigen, ja ſogar bereits erhobene Abgaben 
in der Form von Gnadengeſchenken und zinsfreien Darlehnen zurück- 
zuerſtatten, jo zog die bürgerliche Logik daraus die natürliche Schluß⸗ 
folgerung, daß die Staatsnotwendigkeit, zu deren Befriedigung der 
Untertan beſteuert wurde, nicht gar ſo dringlich und unausweichlich 
ſei, daß man ſich ihr entziehen könne und darum auch möglichſt 
entziehen müſſe. 

Auch die Zulaſſung von Bürgerſchaftsvertretern konnte ſo, wie 
ſie erfolgte, die andernfalls möglichen Wirkungen nicht erzielen. 
Dieſe den Staatsbehörden förmlich aufgedrängten, ſtets mit größtem 
Mißtrauen betrachteten, auf Schritt und Tritt in ihren ohnehin 
kümmerlichen Befugniſſen tunlichſt beſchränkten Vertreter der ein- 
zelnen Berufsſtände ſahen naturgemäß ihre einzige Aufgabe in arg⸗ 
wöhniſcher Überwachung der Behörden, in eiferſüchtiger Wahrung 
der Rechte der von ihnen vertretenen Stände und Körperſchaften. 
Für die Zeit und Kraft, die ſie den öffentlichen Angelegenheiten 
widmeten, wollten fie nicht nur durch Förderung ihrer Standes- 
intereſſen mittelbar entſchädigt werden, ſondern ſie verlangten und 
erhielten auch für jeden größeren Zeitaufwand direkte Beſoldung ??). 
Der Begriff des unbeſoldeten Ehrenamtes war durch das herrſchende 
bureaukratiſch⸗abſolutiſtiſche Syſtem ganz verdunkelt. Zur Über⸗ 
brückung der beſtehenden Kluft zwiſchen Regierenden und Regierten, 
zum Ausgleiche der ſtändiſchen Sonderintereſſen, zur Entwicklung 
aufopfernden Gemeinſinns war die beſchränkte, einſeitige Wirkſam⸗ 
keit dieſer erſten Repräſentanten oder Stadtverordneten noch wenig 
angetan. 

Eine merkliche, zur neuen Zeit überleitende Wandlung in dem 
Verhältniſſe der Stadt zum Staate, des einzelnen Bürgers zur 
Geſamtheit brachten erſt die Kataſtrophe von 1806 und die an— 
ſchließenden zwei Jahre der franzöſiſchen Okkupation. Mit eiſerner 
Fauſt zerbrach die Zeit der Not veraltete Vorurteile, eingeroſtete 
Gewohnheiten, überlieferte Abhängigkeitsverhältniſſe. Unbarmherzig 
vernichtete ſie, was weder widerſtehen noch ſtützen konnte, was nur 
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noch dem Geſetze trägen Beharrens ſein Daſein verdankte. Aber 
dadurch ſchuf ſie auch Raum, Luft und Licht für die Triebkräfte 
des Neuen, die, lange unterdrückt und verkümmert, nun unaufhalt⸗ 
ſam emporſtrebten. 

Was man in glücklichen Zeiten ſicheren Beſitzes oft verkannt 
und geringgeſchätzt hatte, die Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Stadt 
und Staat, der Wert ſtarken ſtaatlichen Schutzes, wurde dem 
Bürgertume jetzt gewaltſam wieder eingeprägt. Die allgemeinen 
Kriegsleiden, der gemeinſame Haß gegen die gewalttätigen, über— 
mütigen Eroberer erzeugten ein früher nie gekanntes Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit aller Glieder des Staates, gaben der An- 
hänglichkeit an die Perſon des Königs eine ungeahnte Stärke und 
Wärme’). So leidenſchaftliche Patrioten, wie den erſt neuerdings 
gebührend gewürdigten Horndrechsler Johann Konrad Seeling ), 
die für König und Vaterland ihre ganze bürgerliche Exiſtenz 
opferten, Freiheit und Leben wagten, hatte die Breslauer Bürger⸗ 
ſchaft nie zuvor in ihrer Mitte gezählt. Zu der durch gemeinſames 
Leid geſtärkten und geläuterten Treue geſellte ſich die Dankbarkeit 
für das königliche Geſchenk der Feſtungswerke, das der Stadt zur 
Entſchädigung für ihre Kriegsleiden nicht nur baldigen materiellen 
Gewinn, ſondern auch künftig größere Bewegungsfreiheit für ihre 
bauliche Entwicklung verhieß. 

Der abſolutiſtiſch-bureaukratiſche Verwaltungsbau wurde bis in 
ſeine Grundfeſten erſchüttert. Der Sturm der Zeit ſchied im Be 
amtentume die Spreu vom Weizen. Ein Teil der alten Bureaukratie 
machte ſich durch kopfloſe Schwäche, ja durch gefliſſentliche Liebe— 
dienerei gegen die Eroberer vollends verhaßt und verächtlich; aber 
der beſſere Teil des Beamtentums zeigte eine Tüchtigkeit und 
Charakterfeſtigkeit, die ſelbſt dem tadelſüchtigen, argwöhniſchen 
Bürger Achtung einflößen mußte. Während dem Machthaber der 
alten Zeit, dem einſt allmächtigen „Vicekönig“ Hoym die Zügel ent: 
glitten, legte der hervorragendſte Vertreter des neupreußiſchen, reform⸗ 
freundlichen Beamtentums in Schleſien, der ſpätere Oberpräſident 
v. Merckel, durch die ſtandhafte Verweigerung der Eidesleiſtung an 
Napoleon den erſten Grund zu ſeinem ſpäteren hohen Anſehen 15). 
Die Kataſtrophe des Staats war dazu angetan, die Bureaukratie in 
ihrem bisherigen, den Regierten jo anſtößigen Unfehlbarkeitsdünkel 
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und Allmachtskitzel gründlich irre zu machen. Sie mußte auch 
ganz von ſelbſt die gewohnten amtlichen Unterordnungsverhältniſſe 
lockern und löſen. Die reglementsmäßige völlige Leitung des 
Magiſtrats durch die Kammer war nicht mehr durchzuführen. Wo 
Gefahr im Verzuge war — und wie oft war das nicht in den 
ſturmbewegten Zeiten der Fremdherrſchaft der Fall — mußte ſich 
die Kammer, ſtatt der vorgeſchriebenen vorherigen Anfrage, mit der 
nachträglichen Anzeige des Geſchehenen begnügen ). Als ebenſo 
undurchführbar erwies ſich die Beſchränkung der Stadtverordneten 
auf ihren bisherigen engen Wirkungskreis. Die Staatsbehörden 
und der Magiſtrat ſelbſt brauchten und verlangten ihre Mitwirkung 
zur Minderung der eigenen Verantwortung, wenn die Forderungen 
des Feindes nötigten, der Bürgerſchaft faſt unerträgliche, die bis⸗ 
herigen Abgaben um das Vielfache überſteigende Laſten aufzulegen. 
Die unaufhörlichen Requiſitionen, Einquartierungslaſten, Lazarett⸗ 
koſten u. a. Kriegsausgaben zwangen den Magiſtrat, unter Mit⸗ 
wirkung der Stadtverordneten im Januar und September 1807, 
im Januar und Auguſt 1808 immer drückendere Zwangsanleihen 
bei der Bürgerſchaft aufzunehmen. Der 354300 Taler betragende 
Anteil Breslaus an der gleich nach der feindlichen Eroberung dem 
Breslauer Departement auferlegten Kontribution mußte mit Ge⸗ 
nehmigung der Stadtverordneten auf die Bürgerſchaft umgelegt 
werden. Zur Verhütung des gänzlichen Zuſammenbruches der 
Kämmerei, um wenigſtens die aufgenommenen Zwangsanleihen ver⸗ 
zinſen zu können, wurden im Frühjahr 1808 nach langwierigen 
Beratungen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten indirekte 
Kriegsſteuern in Höhe von monatlich 5645 Talern eingeführt). 
So ſahen ſich die Stadtverordneten durch die Übermacht der Ver⸗ 
ältniſſe gezwungen, ihre bisherige ausſchließliche Tätigkeit der 
berwachung der Behörden, der Abwehr aller von der Bürger— 
ſchaft geforderten Opfer aufzugeben. Sie mußten ſich an ver⸗ 
trauensvolles Zuſammenwirken mit dem Magiſtrat gewöhnen; ſie 
mußten unter dem unerbittlichen Zwange ſtaatlicher Notwendigkeit 
lernen, ihren Mitbürgern Opfer zuzumuten und konnten nur ver⸗ 
ſuchen, die Laſt durch gerechte Verteilung zu mildern. Es war 
eine harte aber heilſame Schule des Staatsgefühls und des Ge— 
meinſinns. 
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Gewiß haben die Leiden der Franzoſenzeit nicht nur läuternd 
und erhebend gewirkt, ſondern haben, wie jede gewaltſame Er⸗ 
ſchütterung, auch die menſchlichen Schwächen hervortreten laſſen. 
Auch im Breslauer Bürgertume regte ſich nach dem Zuſammen— 
bruche eine gewiſſe Schadenfreude darüber, daß die Hauptſtützen 
des Staates, der hochmütige Offizierſtand und das herrſchſüchtige 
Beamtentum ſo kläglich verſagt hatten. Selbſt ein geiſtig hoch— 
ſtehender, verhältnismäßig vorurteilsfreier Mann wie der ſpätere 
erſte Stadtverordnetenvorſteher Breslaus, der Kaufmannsälteſte 
Johann Wolfgang Moriz, konnte, wenn die Kaufmannſchaft den 
Staat in der Not mit Geld und Kredit unterſtützen ſollte, das 
bittere Gefühl nicht loswerden, daß der früher mißachtete Bürger⸗ 
ſtand jetzt wieder gut machen ſollte, was die übermütigen Privi⸗ 
legierten geſündigt hatten?). Noch während der Feind im Lande 
ſtand, führte die Stadt bittere Klage, daß ſie bei Ausſchreibung 
der Kontributionen und Lieferungen für die Franzoſen gegen das 
platte Land benachteiligt worden ſei ““). Die allgemeine Stärkung 
des Staatsgefühls durch den Krieg ſchloß einzelne heftige Zuſammen— 
ſtöße zwiſchen Stadt: und Staatsbehörden keineswegs aus. Im 
Juni 1808 machten die Stadtverordneten der Kammer bittere Vor⸗ 
würfe, weil dieſe gegenüber einer ungerechten Forderung des fran— 
zöſiſchen Intendanten ſich der Stadt nicht genügend angenommen 
habe 0). Heftig wehrten ſich Magiſtrat und Stadtverordnete, als 
bei den Staatsbehörden der beſonders von militäriſcher Seite ge— 
förderte Plan auftauchte, die bereits begonnene Entfeſtigung der 
Stadt und ſomit das königliche Geſchenk des Feſtungsgeländes 
wieder rückgängig zu machen '). Ein weiterer Streitpunkt war die 
Frage, wie die Stadt ihren durch den Krieg ungeheuer geſteigerten 
Geldbedarf aufbringen ſolle. Die Bürgerſchaft bevorzugte, wie wir 
ſpäter noch ſehen werden, die indirekten Steuern, zum Teil weil 
ſie meinte, nur auf dieſem Wege alle ſtädtiſchen Einwohner, auch 
die „eximierten“ Adligen und Beamten faſſen zu können. Die 
Staatsbehörden dagegen drängten auf direkte Beſteuerung, die, nach 
Meinung der Bürgerſchaft, die Grundbeſitzer und die Gewerbe— 
treibenden ungerecht belaſtete. Deshalb wollte die Bürgerſchaft die 
obenerwähnten indirekten Kriegsſteuern möglichſt lange beibehalten; 
die Staatsbehörden wollten ſie baldigſt wieder abſchaffen. Noch 
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jahrelang nach Einführung der Städteordnung haben dieſe und 
ähnliche Intereſſengegenſätze erregend und verbitternd gewirkt“). 

Auch innerhalb der Bürgerſchaft ſelbſt fehlte es nicht an Kämpfen 
um die Verteilung der Kriegslaſten, und namentlich die Stadtver⸗ 
ordneten hatten bei ihren Bemühungen um einen gerechten Aus⸗ 
gleich gegenüber ihren Auftraggebern oft einen ſchweren Stand. 
Im März 1808 wurden die Kaufmannsälteſten Moriz und Kloſe 
von einem Teile der Kaufmannſchaft ſo heftig angegriffen, daß der 
Magiſtrat ſie nur mit Mühe davon abbringen konnte, ihre Amter 
als Stadtverordnete niederzulegen. Beſonders gab es auch Reibungen 
mit den zur Regelung der Einquartierung des franzöſiſchen Militärs 
gewählten „Stadtdeputierten“, die ſich Rechte der Stadtverordneten 
anmaßten und ihnen willkürliche, ungerechte Verteilung der Laſten 
vorwarfen. Die widerſtreitenden Intereſſen der Hausbeſitzer und 
der Mieter, der Kaufleute und der Handwerker mußten um ſo leb⸗ 
hafter und erbitterter verfochten werden, je mehr der von der ganzen 
Bürgerſchaft geforderte Kraftaufwand in der Tat jedes bisherige 
Maß weit überſtieg d). 

Alles in allem wieſen die bewegten Leidensjahre von 1806—8 
zwar den Weg, auf dem eine völlige Erneuerung der Stellung der 
Stadt zum Staate, des Bürgers zur Stadtgemeinde erreicht werden 
konnte. Es zeigten ſich aber auch deutlich die Mächte des Be— 
harrens, die dem ſegensreichen Fortſchreiten entgegenſtanden. Die 
zu ihrer Überwindung unentbehrlichen Kräfte ſind erſt durch Steins 
großes Reformwerk geweckt worden. 


Kapitel 4. 
Die Städteordnung von 1808. 


Die Entwicklung von Stadt und Staat ſchlug in alter Zeit 
ſcheinbar mit Notwendigkeit immer entgegengeſetzte Bahnen ein. 
Als der mittelalterliche Lehnsſtaat verfiel, ſtiegen die Städte empor. 
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Als die politiſche und wirtſchaftliche Blüte des Städtetums wellte, 
erhob ſich alles überragend der abſolute Beamten- und Militär⸗ 
ſtaat. Wohl hatte der friderizianiſche aufgeklärte Abſolutismus ſich 
redlich bemüht, nicht nur die Mittel der Städte für den Staats⸗ 
zweck zu benutzen, ſondern auch ihre Wohlfahrt durch ſtaatliche 
Machtmittel zu fördern. Aber er hatte den erſten Teil feiner Ab: 
ſichten vollſtändiger erreicht als den zweiten. Der Grund zu einer 
neuen, bisher nie erreichten Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Staat 
und Städten wurde erſt gelegt, als vor 100 Jahren der Staat 
daran ging, ſein eigenes Verfaſſungsleben wie das der Städte 
durch dasſelbe Mittel, durch die Weckung der ſchlummernden Kräfte 
der Selbſttätigkeit und Freiwilligkeit zu verjüngen und zu erneuern. 

Für Stein und die andern ausgezeichneten Männer, die mit 
ihm und nach ihm an der Wiedererhebung Preußens arbeiteten 
und den wohlmeinenden, aber zögernden und ſchwankenden König 4) 
mit ſich fortzureißen wußten, war die Städteordnung nur ein 
Teil eines umfaſſenden, grundlegenden Reformprogramms. Die 
bisherige „kaſtenartige Abſonderung“ zwiſchen den drei Ständen “), 
Adel, Bürgertum und Bauernſtand ſollte beſeitigt, eine annähernd 
gleichartige und gleichwertige Gemeindeverfaſſung für Stadt und 
Land ſollte geſchaffen werden. Auf allen Stufen der Verwaltung 
ſollte der beſoldeten Arbeit des fachmäßig gebildeten Berufsbeamten 
die freiwillige Tätigkeit des durch das Leben geſchulten Ehren⸗ 
beamten ergänzend zur Seite treten, und endlich ſollte die Mit⸗ 
wirkung von Vertretern der Nation an der Geſetzgebung den Neu— 
bau der Verfaſſung krönen. Eingeleitet wurde die zur Entfeſſelung 
der Volkskraft beſtimmte Geſetzgebung durch das Edikt vom 9. Oktober 
1807 betreffend den freien Gebrauch des Grundeigentums, das die 
aus Standesunterſchieden herrührenden Beſchränkungen des Grund— 
beſitzes und des Gewerbebetriebes beſeitigte, dem Bürger und 
Bauern den Beſitz adliger Güter, dem Adligen den Betrieb bürger⸗ 
licher Gewerbe grundſätzlich geſtattete. Darauf folgte als erſter, 
damals allein zur Ausführung gelangter Hauptteil des großen Re⸗ 
formwerks die am 19. November 1808 vom Könige vollzogene 
„Ordnung für ſämmtliche Städte der preußiſchen Monarchie“ “), 
die ſtatt der bisherigen ſtaatlichen Vormundſchaft über die Städte 
die Selbſtverwaltung der Bürgergemeinden durch ihre Organe, die 
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Stadtverordnetenverſammlung und den von ihr gewählten Magiſtrat 
begründete. 

Stein und ſeine Helfer vollbrachten ihre befreiende Tat in 
vollem, bewußtem Gegenſatze gegen die alte bureaukratiſch-ab⸗ 
ſolutiſtiſche Staatsform. „Ich halte es für wichtig“, ſchrieb Stein 
im Dezember 1807 an Hardenberg, „die Feſſeln zu zerbrechen, durch 
welche die Buraukratie den Aufſchwung der menſchlichen Tätigkeit 
hemmt, jenen Geiſt der Habſucht, des ſchmutzigen Vorteils, jene 
Anhänglichkeit ans Mechaniſche zu zerſtören, die dieſe Regierungs⸗ 
form beherrſchen. Man muß die Nation daran gewöhnen, ihre 
eigenen Geſchäfte zu verwalten und aus jenem Zuſtande der Kind» 
heit hinauszutreten, in dem eine immer unruhige, immer dienſtfertige 
Regierung die Menſchen halten will.“ „In die aus beſoldeten Beamten 
beſtehenden Landes⸗Collegia“, heißt es in Steins „Naſſauer Denk— 
ſchrift“, „drängt ſich leicht und gewöhnlich ein Miethlingsgeiſt ein, 
ein Leben in Formen und Dienſt-Mechanism, eine Unkunde des 
Bezirks, den man verwaltet, eine Gleichgültigkeit, oft eine lächerliche 
Abneigung gegen denſelben, eine Furcht vor Veränderungen und 
Neuerungen, die die Arbeit vermehren, womit die beſſeren Mit⸗ 
glieder überladen find, und der die geringhaltigen ſich entziehen ““).“ 

Die beſonderen Wirkungen des alten Syſtems auf die Verwaltung 
der Städte kennzeichnet am ſchlagendſten der Immediatbericht, mit 
dem die Miniſter Stein und Schrötter dem Könige die Städte: 
ordnung zur Vollziehung vorlegten. Lebhaft beklagt der Bericht, 
daß „leider das Weſentliche der Verfaſſung älterer Zeit, die Teil⸗ 
nahme der Bürgerſchaft an dem Gemeinweſen, welcher beinahe alle 
noch vorhandenen größeren, guten Einrichtungen in den Städten 
als Werke des Gemeingeiſtes ihr Daſein verdanken“, größtenteils 
zerſtört ſei. An der unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. 
vollendeten Vernichtung der ſtädtiſchen Selbſtändigkeit habe auch 
das Allgemeine Landrecht nichts geändert. Die dort vorgeſchriebene 
„Repräſentation der Bürgergemeine“ wurde „auf Zunft- und Korpo⸗ 
rationsverfaſſung gegründet und ſo unvollſtändig beſtimmt, daß der 
Geſamtwille der Bürgerſchaft nie zu erfahren iſt“. Dadurch mußte 
„Eifer und Liebe für die öffentlichen Angelegenheiten, aller Gemein⸗ 
geiſt, jedes Gefühl, dem Ganzen ein Opfer zu bringen, verloren 
gehen. Selbſt Bürger zu ſein, ward längſt nicht mehr für Ehre 
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gehalten. Man erwartete dagegen alles vom Staate, ohne Ver⸗ 
trauen zu ſeinen Maßregeln und ohne Enthuſiasmus für die Ver- 
faſſung. Das gemeine Weſen iſt daher auch ſeit geraumer Zeit 
nicht fortgeſchritten, ſondern mehr oder minder zurückgekommen“ 8). 

Den in der Leidenszeit des Staates gereiften Entſchluß, den 
Verfall des Städteweſens durch das einzig wirkſame Heilmittel zu 
bekämpfen, verkünden die Eingangsworte der Städteordnung: „Der 
beſonders in neuern Zeiten ſichtbar gewordene Mangel an an⸗ 
gemeſſenen Beſtimmungen des ſtädtiſchen Gemeinweſens und der 
Vertretung der Stadtgemeine, das jetzt nach Klaſſen und Zünften 
ſich teilende Intereſſe der Bürger und das dringend ſich äußernde 
Bedürfnis einer wirkſamen Teilnahme der Bürgerſchaft an der Ver⸗ 
waltung des Gemeinweſens überzeugen Uns von der Notwendigkeit, 
den Städten eine ſelbſtändigere und beſſere Verfaſſung zu geben, in 
der Bürgergemeine einen feſten Vereinigungspunkt geſetzlich zu bilden, 
ihnen eine tätige Einwirkung auf die Verwaltung des Gemeinweſens 
beizulegen und durch dieſe Teilnahme Gemeinſinn zu erregen und 
zu erhalten.“ Gemeinſinn, Bürgerſinn, in dieſe Worte faßt die 
Städteordnung auch weiterhin immer wieder den Inbegriff deſſen, 
was ſie erſtrebt, was ſie, um überhaupt ſegensreich wirken zu 
können, erreichen muß. 

Um das Bürgertum durch Selbſttätigkeit und Selbſtbeſtimmung 
zum Gemeinſinn zu erziehen, verzichtete der Staat auf feine bis⸗ 
herige Vormundſchaft, auf die alte Willkür und Ungleichheit in der 
Behandlung der einzelnen Städte. Der abſolute Staat hatte die 
beſonderen Privilegien, Statuten, Ortsgeſetze der Städte nach Gut⸗ 
dünken anerkannt oder aufgehoben, beſchränkt oder erweitert, aber 
eine zuſammenfaſſende, grundſätzliche Regelung des Städterechts 
nicht einmal verſucht. Auch das Allgemeine Landrecht ſollte kein 
neues, einheitliches Recht ſchaffen, ſondern „als Ausdruck des durch— 
ſchnittlich Beſtehenden“ neben den Ortsgeſetzen nur ergänzend, 
„ſubſidiaͤr“ gelten e). Erſt die Städteordnung erhob den Anſpruch, 
für alle Städte des ganzen Staates feſte, gleichmäßige, Zweifel 
und Willkür ausſchließende Rechtsgrundſätze zu ſchaffen. Sie er⸗ 
klärte alle abweichenden Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts, 
alle der Städteordnung entgegenſtehenden Ortsgeſetze, „Privilegien 
und Konzeſſionen“ für aufgehoben. Nur in einzelnen Fragen, die 
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durch die Städteordnung nicht geregelt waren, ſollten ortsgeſetzliche 
Beſtimmungen ergänzend eintreten und zu dieſem Behufe in 
„Statuten“ und „Geſchäftsreglements“ niedergelegt werden. Aber 
dieſe örtlichen Verwaltungsordnungen wurden, ſchon um für ihre 
Vereinbarkeit mit der Städteordnung eine Bürgſchaft zu gewinnen, 
ſtaatlicher Beſtätigung unterworfen“). 

Nach den Vorſchriften der Städteordnung und der ſie er⸗ 
gänzenden Ortsgeſetze ſollte die Bürgergemeinde ihre Angelegen— 
heiten im weſentlichen ſelbſtändig verwalten. „Die ganze Ein⸗ 
wirkung des Staates“, erklärt der erwähnte Immediatbericht, „be⸗ 
ſchränkt ſich auf die bloße Aufſicht, daß nichts gegen den Zweck 
des Staates vorgenommen werde, und die beſtehenden Geſetze bes 
folgt werden“ e). Die Einwirkung des Staates auf die Stadt⸗ 
verwaltung, die in 8 2 der Städteordnung näher umſchrieben war, 
bildete nicht mehr die Regel, ſondern eine nur bei möglichen Miß⸗ 
bräuchen der ſtädtiſchen Selbſtändigkeit eintretende Ausnahme. Die 
bisherige Vormundſchaft der Staatsbehörden über den Magiſtrat 
wurde durch die Mitwirkung der Bürgerſchaft und ihrer Organe 
erjeßt. Da der Magiſtrat, heißt es in $ 189, die Gemeindever⸗ 
waltung „mit Concurrenz der Bürgerſchaft und unter der Controlle 
der Stadtverordneten“ führt, iſt künftig „in den einzelnen Ad- 
miniſtrationsfällen“ die Genehmigung der Staatsbehörden „nicht 
weiter erforderlich“. 

Solange die ganze Verwaltung der Städte ſtaatlich war, die 
Magiſtrate nur untergeordnete Staatsbehörden bildeten, war eine 
Abgrenzung zwiſchen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Verwaltungsaufgaben 
ebenſo unmöglich, wie unnötig. Jetzt aber, wenn man den Bürger⸗ 
gemeinden eine durch die Staatsaufſicht wenig beſchränkte Selbſt⸗ 
verwaltung einräumte, entſtand die Möglichkeit, ja das Bedürfnis 
einer ſolchen Abgrenzung. Man mußte ſich die Frage vorlegen, 
ob nicht einzelne Verwaltungsgebiete ihrer Natur nach von der 
Übertragung an die bürgerliche Selbſtverwaltung ausgeſchloſſen, 
dem Staate vorbehalten bleiben müßten. Die Zivil- und Straf⸗ 
gerichtsbarkeit erſter Inſtanz und die freiwillige Gerichtsbarkeit 
einſchließlich des Vormundſchafts- und Hypothekenweſens hatte 
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bisher den Städten zugeſtanden. Zwar bildete in den großen 
Städten, in Breslau ſeit 1787), das Stadtgericht eine ſelbſtändige 
Abteilung des Magiſtrats, aber einzelne Zweige der Rechtspflege 
waren von andern Magiſtratsabteilungen verwaltet worden. Jetzt 
erfolgte, nicht durch die Städteordnung ſelbſt, aber an fie ans 
ſchließend durch beſondere Verordnung, eine vollſtändige, auch äußer⸗ 
liche Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung und ihre 
Überweiſung an beſondere Königliche Stadtgerichte. 

Waren die Urheber der Städteordnung bezüglich der Verjtaat- 
lichung des Gerichtsweſens einer Meinung, ſo konnte man ſich 
bezüglich der Ortspolizei, die bisher zu den wichtigſten Verwaltungs⸗ 
aufgaben des Magiſtrats gehört hatte, lange nicht einigen. Der 
Meinung von Frey, Altenſtein, Sack, Stägemann, die den not⸗ 
wendigen, organiſchen Zuſammenhang der Ortspolizei mit der 
ſonſtigen Ortsverwaltung betonten und deshalb den Städten die 
Polizei laſſen wollten, war auch Stein überwiegend geneigt. 
Andrerſeits verfocht Schön, in ehrlichem Widerwillen gegen die 
patrimoniale, gutsherrliche Polizei, energiſch die allgemeine Ver⸗ 
ſtaatlichung der Polizei, ohne zu bedenken, daß doch bei den Städten, 
mindeſtens ſeit der Städteordnung, von einer patrimonialen 
Polizeiverwaltung nicht die Rede ſein konnte. Schließlich kam es 
zu einem Kompromiſſe. Die Städteordnung behielt zwar die Polizei 
grundſätzlich dem Staate vor, ſtellte ihm aber anheim, entweder 
— in den größeren und wichtigeren Städten — beſondere königliche 
Polizeibehörden einzurichten, oder die Polizei durch die Magiſtrate 
„vermöge Auftrags“ unter Aufſicht der „oberen Polizeibehörde“ 
des Staates verwalten zu laſſen. Die Koſten für die Gerichts— 
wie für die Polizeiverwaltung ſollten trotz der Verſtaatlichung von 
den Städten weiter getragen werden “) 9). Zwei andre Verwaltungs: 
gebiete, das Schulweſen und das Einquartierungs- und Servis— 
weſen wurden zwar nicht ganz dem Staate zugewieſen, aber die 
Städteordnung“) ſtellte künftige Beſtimmungen in Ausſicht, welche 
die Mitwirkung des Staates über das allgemeine Auſſichtsrecht 
hinaus erweitern ſollten. Dieſe Verſchiebung der Regelung des 
*) Vgl. S. 21. ) St. O. 5 166168. 
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Servis⸗ und Schulweſens, ebenſo wie die anfänglichen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten und das ſchließliche Kompromiß bezüglich der 
Polizei, waren die erſten Anzeichen dafür, daß die Abgrenzung 
zwiſchen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Verwaltungsaufgaben wohl die 
ſchwierigſte, kaum je allgemeingültig und voll befriedigend zu löſende 
Aufgabe bei der Weiterbildung der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung 
darſtellte. 

Gewiſſe Zweifel und Schwierigkeiten entſtanden auch bei den 
Beſtimmungen über den Träger der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung, 
die Bürgergemeinde. In den letzten Zeiten des Verfalls der Stadt: 
verfaſſung hatte die Bürgergemeinde nur noch einen verhältnis: 
mäßig kleinen Teil der Stadtbevölkerung gebildet. Eine Ver— 
pflichtung zur Erwerbung des Bürgerrechts beſtand nach dem All— 
gemeinen Landrecht nur für die Gewerbetreibenden. Die nicht 
Verpflichteten hielten ſich meiſt von den bürgerlichen Laſten fern 
und begnügten ſich mit der Stellung als Schutzverwandte. Einzelne 
Bevölkerungsgruppen, wie die Juden, waren von der Erwerbung des 
Bürgerrechts ganz oder großenteils ausgeſchloſſen. In den Vor⸗ 
ſtädten lebten neben einer Überzahl meiſt erbuntertäniger Dorf— 
bewohner nur vereinzelte Stadtbürger. Die geſetzliche Gleichheit 
der Bürger und ihrer Leiſtungen für die Allgemeinheit war durch 
„Exemtionen“ und Sonderrechte aller Art durchbrochen. Dem— 
gegenüber ſtehen die Beſtimmungen der Städteordnung über den 
Umfang der Bürgergemeinde und den Begriff des Bürgerrechts 
einerſeits im vollem Einklange mit dem Grundgedanken der Reform⸗ 
zeit, die „Teilung des Volkes in möglichſt viele Gruppen, Schichten 
und Stände“ aufzuheben ). Die Trennung zwiſchen Stadt und 
Vorſtädten wurde beſeitigt. „Zum ſtädtiſchen Polizei- und Ge⸗ 
meindebezirk gehören alle Einwohner und ſämmtliche Grundſtücke 
der Stadt und Vorſtädte“. In jeder Stadt ſollte es künftig nur 
ein Bürgerrecht geben. „Der Unterſchied zwiſchen Groß- und 
Kleinbürgern und jede ähnliche Abteilung der Bürger in mehrere 
Ordnungen wird völlig aufgehoben“. „Stand, Geburt, Religion 
und überhaupt perſönliche Verhältniſſe machen bei Gewinnung des 
Bürgerrechts keinen Unterjchied“*). Überhaupt wurde die Ge⸗ 
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winnung des Bürgerrechts, wie auch ſchon im Allgemeinen Landrecht, 
nur an mäßige, leicht erfüllbare Bedingungen geknüpft. Alle Bürger 
wurden gleichmäßig zur Tragung der Gemeindelaſten, zu perſön— 
lichen Bürgerdienſten und zur Übernahme ſtädtiſcher Ehrenämter 
verpflichtet. Die bisherigen Prärogativen, Immunitäten, Exemtionen 
wurden grundſätzlich aufgehoben “). 

Aber andrerſeits konnten ſich die Urheber der Städteordnung 
nicht dazu entſchließen, ganze Arbeit zu machen und das Bürgerrecht, 
wie es Stein zeitweilig wünſchte, auf die ganze Einwohnerſchaft 
zu übertragen. Die Verpflichtung zur Erwerbung des Bürgerrechts 
wurde zwar von den Gewerbetreibenden auch auf die Beſitzer von 
Grundſtücken innerhalb des Stadtbezirks ausgedehnt. Aber im 
übrigen wurde die alte landrechtliche Unterſcheidung zwiſchen Bürgern 
und Schutzverwandten in die Städteordnung übernommen, ſodaß, 
wenigſtens in den größeren Städten, ein erheblicher und nicht der 
ſchlechteſte Teil der Einwohnerſchaft, ſehr zum Schaden der jungen 
Selbſtverwaltung, nach wie vor der Bürgergemeinde jernblieb®®). 
Auch die grundſätzliche Gleichheit in den Verpflichtungen der Bürger 
gegen die Stadtgemeinde wurde, weniger durch die Städteordnung 
ſelbſt als durch die ſpätere Geſetzgebung, zugunſten der Beamten 
wieder einigermaßen eingeſchränkt““). 

Die Bürgergemeinde iſt der eigentliche Träger der Stadt— 
verwaltung. Sie verfügt über das Gemeindevermögen; fie hand» 
habt das den Städten verliehene Beſteuerungsrecht; ſie beaufſichtigt 
„die zu gemeinſamen oder öffentlichen Zwecken beſtimmten, der 
Stadt zugehörigen Anſtalten und Stiftungen“; ſie hat in beſtimmten 
Fällen Strafgewalt über die Gemeindemitglieder. Aber „von allen 
nach Inhalt dieſer Ordnung der Stadtgemeine beigelegten oder der— 
ſelben ſonſt zuſtehenden Rechten wird einzig und allein die Befugnis 
der Stadtverordnetenwahl von der Stadtgemeine in der Geſamtheit 
ausgeübt“. In allem übrigen wird die Bürgergemeinde vertreten 
durch die von ihr gewählten Stadtverordneten. Dieſe haben durch 
ihre „Beratſchlagungen und Schlüſſe alle inneren ſowohl als 
äußeren Angelegenheiten der Stadtgemeine anzuordnen“, die aus- 
führenden Verwaltungsorgane zu wählen und deren Amtsführung 
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fortgeſetzt zu überwachen“). Ausführende Verwaltungsorgane ſind 
in erſter Reihe der Magiſtrat, ſodann die aus Magiſtratsmitgliedern, 
Stadtverordneten und andern Bürgern beſtehenden, gemiſchten Ver⸗ 
waltungsdeputationen und endlich die Bezirksvorſteher. 

Es iſt ſachlich wohl begründet, wenn in der Vorſtellung weiterer 
Kreiſe das Stadtverordnetenamt als eine Schöpfung der Städte⸗ 
ordnung gilt, und die Bürgerſchaftsvertreter des abſolutiſtiſchen 
Stadtregiments mehr oder minder vergeſſen ſind. Denn in der Tat 
haben die „Stadtverordneten“ vor und nach 1808 nicht viel mehr 
als den Namen miteinander gemeinſam. In der Zahl der Stadt⸗ 
verordneten, in der Art ihrer Erwählung, in dem Verhältniſſe zu 
ihren Wählern und vor allem in ihren Befugniſſen — überall 
grundlegende Unterſchiede, entſcheidende Fortſchritte. Bisher zählte 
die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Breslau ganze 12 Bürgerſchafts⸗ 
vertreter, die von den drei „Ständen“, Gelehrten, Kaufleuten und 
Zünftlern, gewählt wurden. Die Städteordnung gewährte ſchon 
den kleinen Städten (unter 3500 Seelen) 24—36, den mittleren 
Städten (bis 10000) 35—60 und den großen Städten (über 10000) 
60—102 Stadtverordnete“). Die Wahlen der Stadtverordneten 
ſollten nicht mehr „nach Ordnungen, Zünften und Corporationen“ 
ſtattfinden. „Es nehmen an den Wahlen alle ſtimmfähigen Bürger 
Antheil, und es wirkt jeder lediglich als Mitglied der Stadtgemeine, 
ohne alle Beziehung auf Zünfte, Stand, Corporation oder Sekte“ “““). 
Nicht das beſchränkte Klaſſenintereſſe, ſondern — ſoweit dies menſch⸗ 
liche Unvollkommenheit zuließ — die Rückſicht auf das Geſamtwohl 
ſollte den Ausſchlag geben. 

Wenn die Städteordnung die Stimmfähigkeit und damit auch 
die Wählbarkeit bei den Stadtverordnetenwahlen nicht ſchlechthin 
allen Bürgern zuſchrieb, ſondern einen mäßigen Zenſus — in 
großen Städten 200, in andern 150 Taler jährliches „reines Eins 
kommen“ — als Bedingung aufftellter), jo entſprang dies nicht 
plutokratiſcher Engherzigkeit, ſondern der berechtigten Überzeugung, 
daß die Ausübung politiſcher Rechte ohne eine wenigſtens be— 
ſcheidene wirtſchaftliche Selbſtändigkeit ein Unding ſei. Auch die 
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Vorſchrift, daß immer */ der gewählten Stadtverordneten Grund⸗ 
beſitzer ſein müßten“), ſollte kein Privilegium des Geldbeutels 
ſchaffen. „Der Hausbeſitz“, meint Preuß, „war damals auch in 
den großen Städten noch kein Gewerbebetrieb und noch nicht 
auf eine kleine Minderheit beſchränkt, ſondern im großen und 
ganzen wohl noch ein Kennzeichen bürgerlicher Selbſtändigkeit und 
Anſäſſigkeit“. Einen Schutz der Wahlfreiheit des wirtſchaftlich 
Schwächeren bedeutete die Einführung der geheimen Wahl, durch 
Ballotage über die vorgeſchlagenen Kandidaten“). Stein war 
anfänglich gegen geheime Abſtimmung, „denn ſie nähme dem Ab⸗ 
ſtimmenden das Gefühl der Verantwortlichkeit gegenüber der öffent⸗ 
lichen Meinung“. Aber ſchließlich gab die Notwendigkeit, Wahl⸗ 
beeinfluſſungen vorzubeugen, den Ausſchlag“e). Schützte die Städte: 
ordnung das Wahlrecht des Bürgers, jo forderte fie auch die Er⸗ 
füllung der Wahlpflicht. Wiederholtes unentſchuldigtes Ausbleiben 
bei den Wahlen bedrohte ſie mit Ausſchließung vom aktiven und 
paſſiven Wahlrechte, aber auch mit ſtärkerer Heranziehung zu den 
Gemeindeſteuern *). 

Suchte das Geſetz auf jede Weiſe zu erreichen, daß bei den 
Stadtverordnetenwahlen der Wille der Bürgerſchaft kräftig und un⸗ 
verfälſcht zum Ausdruck kam, ſo ſollten andrerſeits die einmal ge— 
wählten Stadtverordneten in ihren Entſchließungen von ihren Auf⸗ 
traggebern ganz unabhängig ſein. Die alten Bürgerſchaftsvertreter 
mußten „in allen Fällen, wo die Geſetze beſondere Einwilligung 
und Erklärung der Bürgerſchaft verlangen, ſolche gehörig nach— 
weiſen“. Die Stadtverordneten dagegen erhielten durch ihre Wahl 
ein für alle mal unbeſchränkte Vollmacht, die Gemeinde in allen 
Angelegenheiten mit bindender Kraft zu vertreten. „Sie bedürfen 
weder eine beſondere Inſtruction oder Vollmacht der Bürgerſchaft, 
noch ſind ſie verpflichtet, derſelben über ihre Beſchlüſſe Rechenſchaft 
1 geben. Das Geſetz und ihre Wahl ſind ihre Vollmacht, ihre 

berzeugung und ihre Anſicht vom gemeinen Beſten der Stadt 
ihre Inſtruction, ihr Gewiſſen aber die Behörde, der ſie deshalb 
Rechenſchaft zu geben haben. Sie ſind im vollſten Sinne Vertreter 
*) St. O. $ 85. ) St. O. 8 9. 
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der ganzen Bürgerſchaft, mithin ſo wenig Vertreter des einzelnen 
Bezirks, der fie gewählt hat, noch einer Corporation, Zunft 2c., zu 
der fie zufällig gehören““). Dieſe nach franzöſiſchen Muſtern ges 
bildeten, ſchwungvollen, oft zitierten Sätze hat neuerdings E. von Meier 
als praktiſch wenig bedeutenden „Phraſenartikel“ “e), durch den die 
Intereſſenpolitik weder aus den kommunalen noch aus den ſonſtigen 
Vertretungskörperſchaften verbannt worden ſei, etwas geringſchätzig 
beurteilt. Mit demſelben Rechte könnte man aber alle idealen 
Forderungen, weil ſie leider oft unerfüllt bleiben, als praktiſch 
belanglos abtun. Schließlich bleibt auch die Vorſchrift der Städte⸗ 
ordnung“), daß die Stadtverordneten und die ſonſtigen ſtädtiſchen 
Ehrenbeamten ohne jede „Remuneration“ dienen ſollen, dann eine 
unerfüllte ideale Forderung, wenn etwa der Gewiſſenloſe kommunalen 
Einfluß in materielle Vorteile umzuſetzen weiß. Trotzdem werden 
wir uns freuen, daß die Städteordnung den alten Begriff des un⸗ 
beſoldeten bürgerlichen „Ehrendienſtes“ in voller Reinheit wieder: 
belebt hat. 

War die geringe Bedeutung der alten Bürgerſchaftsvertretung 
vor allem eine Folge der ängſtlichen Beſchränkung ihrer Befugniffe 
durch das abſolutiſtiſch⸗bureaukratiſche Syſtem, jo brachte gerade 
in dieſem Punkte die Städteordnung einen entſcheidenden Um— 
ſchwung. In den Händen der Stadtverordneten lag jetzt vor allem 
die finanzielle Selbſtändigkeit der Städte, die „im ſchärfſten Gegen⸗ 
ſatze zu der bisher gerade auf dieſem Gebiete beſonders engherzigen 
Bevormundung eine faſt vollkommene wurde“. Die Stadtverordneten 
verfügen „über das Vermögen, die Rechte und Verbindlichkeiten der 
Stadt“ e). Sie üben im Namen der Bürgergemeinde das Be— 
ſteuerungsrecht, indem ſie „die zu den öffentlichen Bedürfniſſen der 
Stadt nötigen Geldzuſchüſſe auf die Bürgerſchaft verteilen und zu 
deren Aufbringung ihre Einwilligung geben“““ “). Ihr parlamen⸗ 
tariſches Grundrecht der Geldbewilligung iſt nur dadurch beſchränkt, 
daß ſie die Koſten für die verſtaatlichten Verwaltungszweige, Polizei 
und Gerichtsweſen, unverkürzt nach ſtaatlicher Feſtſetzung bewilligen 
müſſen f). Die Stadtverordneten beſtimmen die Gehälter des 
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Magiſtrats und der ſtädtiſchen Unterbeamten. Bei Anftellung der 
letzteren, die ſonſt durch den Magiſtrat erfolgt, können ſie wenigſtens 
„erhebliche, gegründete Ausſtellungen“ geltend machen“). Sie 
nehmen jeden ſtädtiſchen Neubau ab. Jede ſtädtiſche Amtsſtelle 
muß den Stadtverordneten ihre Rechnungen und „Überſichten von 
ihrer Adminiſtration“ zur Prüfung und Kenntnisnahme einreichen. 
„Die Stadtverordneten in der Geſammtheit kontrolliren die ganze 
Verwaltung des ſtädtiſchen Gemeinweſens in allen Zweigen“. „Über 
anzuſtellende Prozeſſe, abzuſchließende Vergleiche, Aufnahme und 
Kündigung von Kapitalien, Veräußerung und Verpfändung der 
Kämmereigüter ... Pläne zur Bewirtſchaftung von Grundſtücken .. 
jeden Neubau, jeden Lieferungskontrakt ... überhaupt über alle 
Gemeine-Gegenſtände von Wichtigkeit ſollen künftig jederzeit die 
Stadtverordneten ſich zuvor erklären, und deren Erinnerungen genau 
berückſichtigt werden““). So erſtreckt ſich das Gebiet der Beſchluß⸗ 
faſſung der Stadtverordneten über die ganze Stadtverwaltung. Aber 
ſie können „keine gefaßten Beſchlüſſe mit öffentlicher Autorität ſelbſt 
zur Ausführung bringen. Der Magiſtrat des Orts iſt allein dazu 
befugt und haftet dafür, daß nichts gegen den Staat und gegen 
die Geſetze ausgeführt werde“ ***), 

Betonten die alten Staatsbehörden bei jeder Gelegenheit die 
Unterordnung der nur geduldeten Bürgerſchaftsvertretung unter 
den Magiſtrat, ſo entſtand jetzt faſt das entgegengeſetzte Verhältnis. 
Verſchiedentlich wahrt allerdings die Städteordnung mit einer 
gewiſſen Abſichtlichkeit das Gleichgewicht, die Gleichberechtigung 
zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten. „Die ganze Gejchäfts- 
führung“, jagt $ 169, „in allen das Gemeinweſen betreffenden 
Angelegenheiten ſoll ſich zwar zur Begründung der Einheit in den 
Magiſtrat concentriren und von demſelben geleitet werden. Der 
Bürgerſchaft wird indeſſen zur Beförderung einer lebendigen Theil 
nahme an dieſen Angelegenheiten die kräftigſte Mitwirkung dabei 
zugeſtanden.“ Das Recht, die „Einführung neuer und Abänderung 
beſtehender Einrichtungen im Gemeinweſen“ zu beantragen, erhalten 
ebenſo der Magiſtrat wie die Stadtverordneten. Die Befugnis, 
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die Geſchäftsführung der Deputationen zu überwachen, wird an 
einer Stelle dem Magiſtrat allein, an einer andern Stelle auch 
den Stadtverordneten zugeſchrieben“). Aber betrachtet man die 
Städteordnung als Ganzes, ſo lag doch „das Schwergewicht der 
ganzen kommunalen Lebenstätigkeit nicht ſowohl bei der ſtädtiſchen 
Obrigkeit, dem Magiſtrat, als vielmehr bei dem Repräſentativorgan 
der Bürgerſchaft, den Stadtverordneten“. „Der Magiſtrat“, ſagt 
Meier, „hat nicht das Recht, diejenigen Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
verordneten, die ſeiner Ausführung bedürfen, einer materiellen 
Beurteilung zu unterziehen und je nach ſeiner Anſicht von der 
Nützlichkeit oder Verwerflichkeit derſelben ſeine Zuſtimmung zu er⸗ 
teilen oder zu verweigern. Er muß vielmehr auch gegen ſeine 
Überzeugung die Beſchlüſſe ſchlechthin zur Ausführung bringen; es 
ſteht ihm wenigſtens ein Einſpruchsrecht bei den Oberbehörden nur 
gegen geſetzwidrige, nicht auch gegen gemeinſchädliche Beſchlüſſe zu. 
Der Magiſtrat war mithin ... nur ein willenlojes Executiv-Comité.“ 
Deshalb iſt auch „von Streitigkeiten zwiſchen Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten und von Einrichtungen zur Schlichtung derſelben“ in 
der Städteordnung noch nirgends die Rede. Es beſtand kein Dua⸗ 
lismus, keine Gleichordnung zwiſchen beiden Körperſchaften, ſondern 
eine Unterordnung des ausführenden Magiſtrats unter die bes 
ſchließenden Stadtverordneten“). 

Schon in dieſer mächtigen, überwiegenden Stellung der Stadt⸗ 
verordneten zeigte ſich, wie ſehr die Urheber der Städteordnung 
gegenüber der beſoldeten Arbeit und der Fachbildung des Berufs⸗ 
beamten die freie Selbſttätigkeit und die praktiſche Lebenserfahrung 
des bürgerlichen Ehrenbeamten ſchätzten. Aber auch ſonſt trat dieſer 
Grundzug der Städteordnung überall zutage. Damit die Stadt⸗ 
verordneten nicht etwa durch einen beſoldeten Rechtsbeiſtand, den 
ſie zur Erleichterung ihrer Geſchäftstätigkeit annähmen, ungebührlich 
beeinflußt würden, erging die ſpäter zum Ausſchluß der Öffentlichkeit 
bei den Sitzungen gemißbrauchte Beſtimmung: „Niemand, der nicht 
wirklicher Stadtverordneter iſt, ſoll den Sitzungen derſelben bei⸗ 
wohnen“. Bei „Beratſchlagung über rechtliche Gegenſtände“ ſoll 
nur „der Syndicus des Magiſtrats den Vortrag machen“. Aus 
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ähnlicher Scheu vor ſchädlicher Beeinfluſſung wurden „wirkliche 
Staatsdiener und practicirende Juſtizcommiſſarien“ (Rechtsanwälte) 
von der Wahl in den Vorſtand der Stadtverordnetenverſammlung 
ausgeſchloſſen “). 

Nicht nur in der beſchließenden Körperſchaft ſollte der ſchlichte, 
praktiſche Bürgerverſtand ſelbſtändig und ausſchließlich walten. Auch 
in den ausführenden Verwaltungsorganen war ihm ein möglichſt 
weiter Spielraum vorbehalten. Steins Ideal für die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Magiſtrats war, das beſoldete Berufsbeamtentum ganz 
auszuſchließen; nur „ausgezeichnete Männer, welche die Poſten aus 
Liebe zum allgemeinen Beſten ſuchen“, ſollten die ausführende 
Stadtbehörde bilden. Allerdings konnte Stein dieſen Wunſch, der 
nicht aus Sparſamkeitsgründen, ſondern nur aus dem allgemeinen 
Streben nach Belebung des Bürgerſinns entſprang, gegen die Ein- 
wände ſeiner Mitarbeiter nicht aufrechterhalten. Immerhin be— 
handelten aber die Beſtimmungen der Städteordnung über den 
Magiſtrat das unbeſoldete Ehrenamt als die Regel, das beſoldete 
Amt als notgedrungene Ausnahme. Neben einer überwiegenden 
Mehrheit von unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern wurden als Be 
ſoldete in kleinen Städten ein Bürgermeiſter und ein Kämmerer, 
in mittleren Städten noch ein Syndikus, in großen Städten noch 
einige „gelehrte“ (d. h. rechtsgelehrte) Stadträte und ein Baurat 
zugelaſſen. Von dem Bürgermeiſter, in den großen Städten „Ober⸗ 
bürgermeiſter“ genannt, und dem Kämmerer wurde der Nachweis 
einer beſonderen Fachbildung nicht verlangt; auch durften ſie neben: 
bei „bürgerliche Gewerbe“ treiben“). Dieſe wenigen notwendigen 
Ausnahmen von dem Ehrenbeamtentume der Städteordnung waren 
die Wurzeln, aus denen ſich im Verlaufe des 19. Jahrhunderts 
durch das ungeahnte Wachstum der Städte „ein neuer Zweig des 
Berufsbeamtentums, eine eigenartige kommunale Bureaukratie“ 
entwickelt hat ve). 

Bei der Feſtſetzung der Amtsdauer der beſoldeten Magiſtrats⸗ 
mitglieder befanden ſich Stein und ſeine Helfer lange Zeit zwiſchen 
zwei Feuern. Um den Städten die Beſeitigung eines unfähigen, 
pflichtvergeſſenen Magiſtratsmitgliedes zu ermöglichen, ſchien die 
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lebenslängliche Anſtellung nicht ratſam. Aber auch der von Wider⸗ 
willen gegen den bureaukratiſchen Schlendrian eingegebene Gedanke, 
die beſoldeten Magiſtratsmitglieder nur auf einjährige Kündigung 
anzuſtellen, wurde verworfen. Denn die Gefahr lag doch zu nahe, 
daß dann ſtete Kabalen und ein ängſtlicher Byzantinismus nach 
unten die Tätigkeit des Beamten lähmen, und daß tüchtige Kräfte 
für Magiſtratsſtellen überhaupt nicht zu gewinnen ſein würden. 
Mit ſicherem Blicke fand Stein den rechten Mittelweg, auf dem für 
die Städte ſowohl das „läſtige Beibehalten“ eines Untauglichen 
vermieden, als auch das „leichtſinnige Verwerfen“ eines tüchtigen 
Mannes, der ſich vielleicht gerade durch ſeine Pflichttreue Feinde 
gemacht hatte, vermieden werden konnten. Die Magiſtratsmitglieder 
ſollten zwar auf Zeit, der Oberbürgermeiſter und der Kämmerer, 
ebenſo wie die unbeſoldeten Stadträte auf ſechs Jahre, die übrigen 
beſoldeten Räte auf zwölf Jahre gewählt werden. Aber die, welche 
nicht wiedergewählt wurden, erhielten einen Anſpruch auf Penſion, 
der ſonſt damals den Beamten noch nicht allgemein zuerkannt 
wurde *) 99), 

Unter dieſen geſetzlichen Bedingungen durften die Stadtverordneten 
„geachtete, rechtliche, einſichtsvolle und geſchäftskundige Männer“ zu 
Magiſtratsmitgliedern frei wählen, und der Staat begnügte ſich 
mit der Beſtätigung. Nur bei dem Oberbürgermeiſter war dem 
Landesherrn die Auswahl aus drei von den Stadtverordneten vor⸗ 
geſchlagenen Kandidaten vorbehalten. Die Erinnerung an die 
Vetternwirtſchaft alter Zeit führte zu der Vorſchrift, daß niemand 
zum Magiſtratsmitgliede gewählt oder vorgeſchlagen werden dürfe, 
der mit einem bereits amtierenden Mitgliede im 3. Grade verwandt 
oder verſchwägert jei**). 

„Der Magiſtrat“, jagt 8 47 der Städteordnung, „iſt der Vor⸗ 
ſteher der Stadt, deſſen Befehlen die Stadtgemeinde unterworfen 
iſt.“ Aber wir ſahen bereits, wie ſehr dieſe „Befehlsgewalt“ des 
Magiſtrats an die „kräftigſte Mitwirkung“ der durch ihre Stadt⸗ 
verordneten vertretenen Bürgerſchaft gebunden war. Und nicht 
nur durch die Stadtverordneten waren die Befugniſſe des Magiſtrats 
beſchränkt. „Der Magiſtrat“, heißt es in $ 174 und 175, „iſt die 
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ausführende Behörde. Er hat aber ohne unmittelbare Teilnahme 
von Bürgern nur die allgemeine Leitung der ganzen Verwaltung 
des Gemeinweſens und diejenigen ſpeciellen Geſchäftszweige abzu⸗ 
machen, wobei es nicht auf eigene Adminiſtration oder fortwährende 
Localauſſicht, ſondern hauptſächlich auf Geſetzes⸗ und Verfaſſungs⸗ 
kunde ankommt. Alle Angelegenheiten, womit Adminiſtration ver⸗ 
bunden iſt, oder die wenigſtens anhaltend Aufſicht und Controlle 
oder Mitwirkung an Ort und Stelle bedürfen, werden hingegen 
durch Deputationen und Commiſſionen beſorgt, welche aus einzelnen 
oder wenigen Magiſtratsmitgliedern, dagegen größtenteils aus Stadt⸗ 
verordneten und Bürgern beſtehen, die von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung gewählt und vom Magiſtrat beſtätigt werden.“ In 
dieſen „gemiſchten Deputationen“, die für alle Zweige der Stadt⸗ 
verwaltung gebildet werden ſollten, ſchuf die Städteordnung ein 
weiteres lebensvolles Organ der Selbſtverwaltung, das noch heute, 
ſelbſt in unſern modernen Großſtädten, bei der Überwachung der 
einzelnen Dienſtſtellen und Betriebe und bei der Vorbereitung der 
Magiſtrats⸗ und Stadtverordnetenbeſchlüſſe ausgezeichnete Dienſte 
leiſtet. 

Endlich ſollten die von den Stadtverordneten gewählten Bezirks- 
vorſteher als örtliche „Unterbehörde des Magiſtrats“ die „Beſorgung 
der kleinern Angelegenheiten und die Kontrolle der Polizeianordnungen“ 
übernehmen. Sie führten Aufſicht über Inſtandhaltung der Straßen, 
Brücken, Brunnen und Waſſerleitungen, über Straßenbeleuchtung 
und ⸗reinigung, Nachtwacht- und Sicherungsweſen ihres Bezirks. 
Auf allen Gebieten ſollten ſie Übelſtände ſelbſt beſeitigen oder 


wenigſtens an zuſtändiger Stelle anzeigen, bei drohenden Gefahren 


abwehrend eingreifen“). Auch in dem Bezirksvorſteheramte ver: 
danken wir der Städteordnung eine Einrichtung, die ſich, wenn 
auch in ihrem Wirkungskreiſe allmählich beſchränkt, doch auf dem 
weiten, verantwortungsvollen Gebiete der Armenpflege heute noch 
vorzüglich bewährt. 

So erging durch die Städteordnung in allen ihren Teilen der 
kräftige Mahnruf an die Bürger der Städte, ſich zu erheben über 
den engen Bereich der alltäglichen Berufsarbeit, der kleinlichen 
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Sonderintereſſen, opferwillig tätig zu ſein für das Ganze, für ihr 
Gemeinweſen, aber auch darüber hinaus für Staat und Volk. Denn 
die im kleinen Kreiſe des Gemeinweſens geſchulte Kraft ſollte ſich 
mit der Zeit auch an größeren Aufgaben bewähren; ſie ſollte teil⸗ 
nehmen an der Selbſtverwaltung größerer kommunaler Verbände, 
ja an der Geſetzgebung der ganzen Nation. „Die Städteordnung“, 
ſagt Preuß mit Recht, „kann nur als Grundſtein und Anfang der 
Umwandlung des alten Polizeiſtaats in den modernen Rechtsſtaat 
begriffen werden“. „Bei der bürgerlichen Selbſtverwaltung im 
angewieſenen Geſchäftskreiſe ſollte die Erziehung des Volkes zur 
politiſchen Freiheit einſetzen.“ „Mit der Wahl der Stadtverordneten 
durch die Bürgerſchaft drang zum erſten Male das Repräſentativ⸗ 
ſyſtem in den preußiſchen Staatsbau ein. Die Stadtverordneten 
waren die erſten Volksvertreter in Preußen“ 100). Und als nach 
vier Jahrzehnten die Saat der Reformzeit reifte, als der lange 
verzögerte Eintritt Preußens in die Reihe der Verfaſſungsſtaaten 
endlich zur Wahrheit wurde, hat das durch die Selbſtverwaltung 
politiſch geſchulte Bürgertum nach Kräften daran mitgewirkt, das 
Grundprinzip der Städteverfaſſung auch für den Staat durchzu⸗ 
ſetzen und auszugeſtalten. 


Kapitel 5. 
Schwierigkeiten der Neugeſtaltung. 


„Zutrauen veredelt den Menſchen, ewige Vormundſchaft hemmt 
ſein Reifen“. Dieſe Worte des Mannes, dem neben Stein das 
größte Verdienſt an der Schöpfung der Städteordnung gebührt, 
des Königsberger Polizeidirektors Frey, bezeichnen nicht nur den 
Ausgangspunkt und das gewollte Ziel des großen Reformwerks, 
ſondern gewiſſermaßen auch ſein Schickſal, die Entwicklung ſeiner 
Wirkſamkeit. Man kann in ihnen angedeutet finden, daß das 
bisher in Unmündigkeit, in politiſcher Unreife erhaltene Bürgertum 
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nicht ohne Mühen und Schwierigkeiten in die gewährte Freiheit 
würde hineinwachſen können. Es ſpricht ſich aber auch die feſte 
Zuverſicht aus, daß die unverwüſtliche Güte der menſchlichen Natur 
dieſer Schwierigkeiten Herr werden würde. „Nicht unwahrſcheinlich 
ift es“, ſchreibt Frey an andrer Stelle, „daß die neue Geſtaltung 
der Dinge im erſten Betriebe der Geſchäfte von Unvollkommenheiten 
begleitet ſein wird, daß Ungewohnheit und Schlaffheit manches 
verderben werden. Man laſſe ſich aber durch ſolche Mängel nicht 
abſchrecken und trage ſie mit Geduld, denn ſie ſind die natürliche 
Strafe für lange geduldete Fehler. Die beſſeren Früchte werden 
gewiß, wenn auch etwas ſpät, reifen“ 101), 

Vergegenwärtigen wir uns, ehe wir die Wirkſamkeit der Städte⸗ 
ordnung ſelbſt zu ſchildern verſuchen, die weſentlichſten Erſcheinungs⸗ 
formen der „lange geduldeten Fehler“, die Gründe dafür, daß die 
Früchte der Reform „etwas ſpät“ reiften. Wir finden dieſe Gründe 
einmal in dem Zuſtande der Städte ſelbſt: die politiſche Selbſt— 
erziehung des Bürgertums wurde weſentlich erſchwert durch die 
wirtſchaftliche Rückſtändigkeit der Städte, die in den erſten ſchweren 
Jahren und Jahrzehnten nach der Städteordnung nur ſehr langſam 
überwunden werden konnte. Andre Gründe lagen im Zuſtande des 
Staates: ſeine Verfaſſung und Verwaltung widerſprach lange Zeit 
den Vorausſetzungen und Abſichten der Reformzeit, aus denen die 
Städteordnung erwachſen war. 

„Als ein organiſches Glied im Geſamtbau eines von Grund 
auf erneuten Staatsweſens war die Städteordnung gedacht; als 
ein iſoliertes, auf ſich allein geſtelltes Inſtitut trat fie ins Leben“ 102), 
Die Abſicht der Reformzeit, die Verfaſſung des platten Landes 
unter Aufhebung der gutsherrlichen Polizei und der PBatrimonial- 
gerichte im Geiſte der den Städten verliehenen Selbſtverwaltung 
neuzugeſtalten, ſcheiterte am Widerſtande des Adels. Der Plan, 
in die Verwaltungsbehörden der Provinzen und der Regierungs⸗ 
bezirke ehrenamtliche „Repräſentanten“ zu berufen, kam über ſchwache 
Verſuche nicht hinaus. Die verheißene Teilnahme von Vertretern 
der ganzen Nation an der Geſetzgebung wurde durch die 1823 ges 
ſchaffenen Provinziallandtage in ganz unzulänglicher Weiſe verwirk⸗ 
licht. Trotz der von Steins Nachfolger Hardenberg veranlaßten Ver⸗ 
faſſungsverſprechen der Jahre 1815, 1817 und 1820 blieb Preußen 
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bis zum Jahre 1848 ein abſoluter Staat. Dieſes vierzigjährige 
Steckenbleiben des Staates im Abſolutismus mußte auf die Art 
und Weiſe, wie die Städteordnung durch die Geſetzgebung und 
durch die Verwaltungspraxis angewendet und ergänzt wurde, tief⸗ 
gehende Wirkungen ausüben. 

Eine gewiſſe Weiterbildung der Städteordnung von 1808 war 
an ſich ein ſachliches Bedürfnis. Liegt es von Natur „im Weſen 
jeder Reformgeſetzgebung, daß ſie in der Anwendung der neuen 
Prinzipien vielfach zu weit geht, ſchon deshalb, weil ſich manche 
ungünſtige Folgen auch bei der umfaſſendſten Erwägung nicht 
vorausſehn laſſen“, ſo zeigte außerdem die Städteordnung — im 
ganzen gewiß ein bewundernswertes, einheitliches Werk der Geſetz⸗ 
gebung — doch im einzelnen manche Spuren „des Dranges und 
der Eile“, in der das Geſetz noch vor Steins Scheiden aus dem 
Amte fertiggeſtellt werden mußte 1). Manche Beſtimmungen waren 
als erſte, mühſame Verſuche, ganz neue Grundſätze und Einrichtungen 
geſetzgeberiſch feſtzulegen, noch nicht klar und unzweideutig genug 
gefaßt. Andre Stellen des Geſetzes verrieten, daß fie auf Kom⸗ 
promiſſen zwiſchen entgegengeſetzten Auffaſſungen beruhten. Die 
demnach unerläßliche Ergänzung und Erläuterung der Städteordnung 
erfolgte nun nicht durch die Geſetzgebung eines Verfaſſungsſtaates, 
unter Mitwirkung einer Volksvertretung, in der die Städte ſelbſt 
ihre Wünſche und Bedürfniſſe frei erörtern durften, nicht im Geiſte 
einer Befeſtigung und Erweiterung der dem Bürgertume verliehenen 
Selbſtbeſtimmung. Sie vollzog ſich durch die lediglich vom Könige 
unter Beirat ſeiner Beamten oder auch nur von den Beamten ſelbſt 
ausgehenden Verfügungen der abſoluten Staatsgewalt; ſie ſtand unter 
dem Drucke eines in weiten Kreiſen der Bureaukratie mehr oder 
minder bewußt hervortretenden Strebens, den durch die Städte⸗ 
ordnung vollzogenen Verzicht der Staatsgewalt auf weite Macht⸗ 
und Tätigkeitsgebiete ſtückweiſe wieder rückgängig zu machen. Eine 
der weſentlichſten Errungenſchaften der Selbſtverwaltung, daß die 
Städte „zwar der ſtaatlichen Auſſicht, aber nicht der ſtaatlichen 
Leitung unterſtellt ſind, daß ſie zwar den Staatsgeſetzen, aber nicht 
den bloßen ſtaatlichen Verwaltungsbefehlen Gehorſam ſchulden“, 
war durch das Verharren im Abſolutismus wieder aufgehoben. 
Denn eine wirkliche Grenze zwiſchen Geſetz und Verwaltungsbefehl 
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gibt es wohl im Verfaſſungsſtaate, aber nicht bei der abſoluten 
Staatsform 100. 

So ergingen ſchon von der Einführungszeit der Städteordnung 
an königliche Kabinettsorders, aber auch bloße Miniſterialreſtripte 
in großer Zahl, die das Geſetz „teils ausführten und auslegten, 
teils umdeuteten und abänderten“ 1%), die aber alle gleichmäßig 
als „Deklarationen“ der Städteordnung Geltung beanſpruchten und 
in einer 1832 veröffentlichten zuſammenfaſſenden Sammlung aus⸗ 
drücklich für rechtsbeſtändig erklärt wurden. Teils brachten dieſe 
Deklarationen zweifellos notwendige Ergänzungen des Geſetzes, 
teils aber auch ebenſo zweifelloſe Verletzungen des „Geiſtes“ der 
Städteordnung, auf den man ſich allſeitig gern berief, dem jedoch 
der abſolutiſtiſch gefiunte Teil der Bureaukratie den eigenen Geiſt 
unterſchob. Schon 1819 meinte Wilhelm von Humboldt, daß die 
an der Städteordnung durch die „unglaubliche Menge von De— 
klarationen“ vorgenommenen Veränderungen „wohl nicht alle mit 
dem Geiſt des Inſtituts übereinſtimmend ſein mögen“. Da auch 
manche dieſer Deklarationen miteinander im Widerſpruche ſtanden, 
da man ſchließlich ſich nicht ſcheute, ſelbſt gegenüber ganz unzwei⸗ 
deutigen Beſtimmungen der Städteordnung für beſondere örtliche 
oder perſönliche Verhältniſſe Ausnahmen, Modifikationen, königliche 
„Dispenſe“ zu erwirken, wurde die durch die Städteordnung be» 
zweckte gerechte und gleichmäßige Regelung des Städteweſens be: 
denklich erſchüttert und der alten Willkür neuer Spielraum gewährt. 
Wenn 1837 die Breslauer Regierung ausführte, daß ſolche könig— 
liche Dispenſe „Belohnungen für beſondere Würdigkeit“ bilden 
müßten 16), jo lag ſehr nahe, daß die Regierungsbehörden die zu 
belohnende „Würdigkeit“ nicht nur in der Tüchtigkeit, ſondern ge: 
legentlich auch in der Fügſamkeit der Stadtbehörden ſuchten. Im 
ganzen iſt gewiß anzuerkennen, daß die neue Generation des Staats⸗ 
beamtentums, die gegenüber der Zeit vor 1806 vieles gelernt und 
manches vergeſſen hatte und der Beamtenſchaft der Städte lange 
Zeit techniſch überlegen blieb, ihr Übergewicht nicht nur in guter 
Abſicht, ſondern auch meiſt mit gutem Erfolge zum Wohle der 
Städte angewendet hat. Trotzdem regte ſich wieder, als natürliche 
Gegenwirkung gegen den Zwang von oben, das Mißtrauen, die 
Tadelſucht der Bürger ſelbſt gegen die beſtgemeinten Abſichten der 
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Staatsbehörden, der argwöhniſche Sondergeiſt, der gerade durch 
die Selbſtverwaltung überwunden werden ſollte. 

Zu den Punkten, an denen die auf Beſchränkung der ſtädtiſchen 
Selbſtändigkeit gerichtete Strömung beſonders ſtark einſetzte, gehörte 
zunächſt das Beſteuerungsrecht. Die Städteordnung ermächtigte 
und verpflichtete die ſtädtiſchen Behörden im allgemeinen, die für 
öffentliche Zwecke entſtehenden, aus den Exträgen des Stadt⸗ 
vermögens nicht zu beſtreitenden Koſten durch Beſteuerung der 
Einwohnerſchaft zu decken. Zwei Deklarationen von 1810 ſchärften 
dieſe Verpflichtung noch beſonders ein, indem ſie für den Fall der 
Weigerung, „die erforderlichen Fonds für die Kämmereikaſſen herbei- 
zuſchaffen“, Magiſtrat und Stadtverordnete mit „Exekution“ be⸗ 
drohten 107). Aber über die Art der Geldbeſchaffung, der Beſteuerung 
war zunächſt noch nichts vorgeſchrieben. Allmählich begann jedoch 
der Staat, auf die Formen der Kommunalbeſteuerung Einfluß zu 
nehmen, einzelne ſtädtiſche Abgaben als ungerecht, drückend, als 
belaſtend für den „inneren Verkehr“, für Handel und Gewerbe zu 
beſeitigen, bis das Abgabengeſetz von 1820 allgemeine, die bis— 
herige ſtädtiſche Autonomie aufhebende Grundſätze einführte 100). 
Auch die allgemeine Regelung der Beſteuerung des Militärs und 
der Beamten und die Vorſchrift, daß die Schutzverwandten nur 
% des Steuerbetrages der Bürger zahlen ſollten, zogen dem 
ſtädtiſchen Beſteuerungsrechte beſtimmte Grenzen. Das Recht des 
Magiſtrats, unter Anhörung der Stadtverordneten die ſtädtiſchen 
„Unterbeamten“ anzuſtellen, war zunächſt nach der Städteordnung 
ganz unbeſchränkt. Doch bald zwang die Notwendigkeit den Staat, 
die frühere Verpflichtung der Städte zur Verſorgung invalider 
Militärperſonen wieder aufleben zu laſſen. Die ſeit 1820 deswegen 
ergangenen Deklarationen der Städteordnung brachten die heute 
noch für die Städte jo wichtige und ſchwierige Militäranwärter⸗ 
frage in Fluß. Auch die in der Städteordnung vorgeſehenen 
näheren Beſtimmungen über das Kirchen- und Schulweſen brachten 
ſeit 1811 eine entſchiedene Verſtärkung der ſtaatlichen Einwirkung. 
Mit den Miniſterialverfügungen von 1811 begann für Breslau 
die bis zur Gegenwart fortgeſetzte allmähliche Einſchränkung der 
ſtädtiſchen Konſiſtorial- und Patronatsrechte. 

Doch die allezeit wirkſamſte Handhabe für eine Wiederverſtärkung 
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des ſtaatlichen Einfluſſes boten die Beſtimmungen der Städteordnung 
über die Polizeiverwaltung, denen zufolge in allen größeren Städten 
den Magiſtraten ſelbſtändige ſtaatliche Polizeibehörden zur Seite 
traten. Da, wie Preuß treffend bemerkt, „eine reale Scheidung 
von Ortsverwaltung und Ortspolizei genau ſo unmöglich iſt, wie 
die reale Scheidung eines Dinges von ſeinem Schatten, ſo ergaben 
ſich aus der Vorſchrift der formalen Scheidung beider Funktionen 
unendliche und unlösbare Kompetenzkonflikte, die aber doch glatt 
beendet und gelöſt wurden, und zwar ſtets zugunſten der Staats» 
polizei“. In dem „mehr oder minder latenten Kampfe zwiſchen 
ſtädtiſcher Kommunalverwaltung und ſtaatlicher Polizeidirektion“ 
war, trotz der formellen Gleichordnung beider Behörden, die von 
der ſtaatlichen Autorität gedeckte Polizeigewalt faſt immer der 
Stärkere. Je mehr die erſten Blütenträume der jungen Selbſt⸗ 
verwaltung welkten, um jo häufiger wurde der königliche Polizei⸗ 
präſident „zum Ausſchlag gebenden Faktor in der Kommunalver⸗ 
waltung“, deſſen Stellung bedenklich an die alten Stadt- und 
Polizeidirektoren friderizianiſchen Stils erinnerte 19). Der Breslauer 
Polizeipräſident, an ſich durchaus kein Abſolutiſt, erklärte dem 
Magiſtrat ſchon im Oktober 1812, bei allen polizeilichen Einrich⸗ 
tungen ſei die Polizeiverwaltung die „anordnende“, die ſtädtiſche 
Behörde die „befolgende und ausführende“ Gewalt. Die Vorſchrift 
der Städteordnung“), daß die Stadtgemeinden „die Koſten, welche 
die Erhaltung des nötigen Polizeiperſonals und die nach der Dis- 
poſition der Polizeibehörde erforderlichen Anſtalten notwendig 
machen“, unweigerlich aufbringen müßten, ſollte ſich jedenfalls nur 
auf die eigentlichen perſönlichen und ſächlichen Polizeikoſten be— 
ziehen. Jetzt wurde der unbeſtimmte Ausdruck „Anſtalten“ dazu 
benutzt, um bei allen möglichen, nach Meinung der Polizeibehörde 
notwendigen öffentlichen Einrichtungen das Bewilligungsrecht der 
Stadtverordneten tunlichſt auszuſchalten. In andrer Weiſe trat die 
Polizei den Organen der Selbſtverwaltung dadurch beſchränkend 
entgegen, daß die Bezirksvorſteher, anfangs als Helfer der Polizei 
freudig begrüßt, mit der Zeit einen großen Teil ihrer Befugniſſe 
an die Polizeibeamten verloren. 


*) St. O. $ 167, 168, 184. 
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Von allen Reibungen mit der Staatsgewalt wirkten leine jo 
verbitternd auf die Träger der Selbſtverwaltung wie die häufigen 
Zuſammenſtöße mit der Staatspolizei. Namentlich in den erſten 
Jahren der Städteordnung klagten die Breslauer bitter über die 
der Bürgerſchaft „ganz fremde Polizei“, welche die „alte Curatel“ 
des Abſolutismus über die Stadtgemeinde wieder erneuern wolle, 
über den Polizeipräſidenten, der „beinahe in alle ſtädtiſchen Ange⸗ 
legenheiten eingreife und beſonders in pekuniärer Hinſicht als 
Souverain handele“ 0). Die Polizeikoſten wurden als beſonders 
drückend empfunden, nicht nur wegen ihrer Höhe, ſondern auch, 
weil ſie zwangsweiſe für die mißliebige Staatsbehörde aufzubringen 
waren. Jede mögliche Gelegenheit, die kurze franzöſiſche Iupafion 
im Sommer 1813, eine Anderung der Geſetzgebung über die Polizei⸗ 
koſten 1821, die Umwälzung der Staatsverfaſſung im Jahre 1848, 
jeder Anlaß wurde von den Breslauer Stadtbehörden eifrig be⸗ 
nutzt zu dem Verſuche, die Polizeiverwaltung für die Stadt zurück⸗ 
zugewinnen. 

Wenn die Staatsbehörden mit ihren die Selbſtändigkeit der 
Städte einſchränkenden Auslegungen und Anwendungen der Städte⸗ 
ordnung ſogar in das innerſte Getriebe der Selbſtverwaltung, in 
die Geſchäftsführung und das gegenſeitige Verhältnis der ſtädtiſchen 
Behörden eingriffen, ſo waren dabei die Betroffenen ſelbſt nicht 
immer ohne Mitſchuld. Für eine Verbildung der Städteordnung, 
die auf die Entwicklung der Selbſtverwaltung höchſt nachteilig 
wirkte, für Beſchränkung der Offentlichkeit in der Stadtverwaltung, 
trugen wenigſtens in Breslau die ſtädtiſchen Körperſchaften die 
gleiche Verantwortung wie die Staatsbehörden. Die Städte⸗ 
ordnung, die auf jede Weiſe den äußeren und inneren Anteil der 
Bürgerſchaft an den öffentlichen Angelegenheiten beleben wollte, 
konnte unmöglich beabſichtigen, das Wirken der Selbſtverwaltungs⸗ 
organe mit dem jeden Anteil erſtickenden Schleier des Geheimniſſes 
zu umgeben. Das war nicht nur an ſich ſelbſtverſtändlich, ſondern 
ergab ſich auch daraus, daß die Städteordnung und die ihr bei⸗ 
gegebene „Inſtruction behufs der Geſchäftsführung der Stadt: 
verordneten““) den Druck von Auszügen aus den Rechnungen und 
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Verwaltungsberichten der einzelnen ſtädtiſchen Dienſtſtellen, von 
„kurzen Aufſätzen“ über wichtige Beratungsgegenſtände der Stadt⸗ 
verordneten und von „Gutachten der Stadtverordneten über die 
Verwaltung“ ausdrücklich vorſahen. Die früher erwähnte Ber 
ſtimmung“), daß nur „wirkliche Stadtverordnete“ den Sitzungen 
beiwohnen ſollten, hatte, wie der Zuſammenhang ergab, nur unrecht⸗ 
mäßigen, ſchädlichen Beeinfluſſungen der Bürgerſchaftsvertreter vor⸗ 
beugen ſollen. 

Aber die Breslauer Stadtverordneten deuteten dieſe unglücklich 
gefaßte Vorſchrift von Anfang an im engſten Sinne, um nicht nur 
das große Publikum, ſondern auch den Magiſtrat von der Teil⸗ 
nahme an den Stadtverordnetenſitzungen ſtreng auszuſchließen, und 
zur Drucklegung von Verwaltungsberichten und Rechnungsauszügen 
entſchloß man ſich während der erſten zwei Jahrzehnte der Selbſt⸗ 
verwaltung nur dann, wenn man, wie in der Armen- und Kranken⸗ 
pflege, durch Veröffentlichungen freiwillige Beiträge zu gewinnen 
hoffte. Als 1810 zu einer Beratung der Stadtverordneten über 
die Kommunalbeſteuerung der Bürgermeiſter und zwei Stadträte 
ſich einfanden, nahmen die Stadtverordneten daran Anſtoß. 1818 
kritiſierten fie die Vorſchrift der Städteordnung“), daß die Abs 
nahme der ſtädtiſchen Verwaltungsrechnungen in öffentlichen Ter⸗ 
minen ſtattfinden ſolle, als „idealiſch gedacht und darum nicht aus⸗ 
führbar“. Ein Miniſterialreſtript vom 3. November 1821, das 
die Befugniſſe der Stadtverordneten zu Veröffentlichungen möglichſt 
eng umgrenzte, erregte in Breslau, wo die Stadtverordneten über⸗ 
haupt nichts drucken ließen, gewiß keinen Anſtoß ). Die ſeit 
1831 veröffentlichten „Extrakte aus der Breslauiſchen Cämmerey⸗ 
Haupt⸗Rechnung“ wurden 1835 von Friedrich Lewald in ſeiner 
kritiſchen Studie „Breslau's Stadt⸗Haushalt“ als durchaus dürftig 
und unzureichend ſcharf getadelt. Erſt ſeit in den vierziger Jahren 
das politiſch allmählich mündig gewordene Bürgertum auf eine 
freiheitliche Ausgeſtaltung der Staatsverfaſſung hinzudrängen be⸗ 
gann, lernten auch die Breslauer Selbſtverwaltungskörperſchaften 
den Wert der Offentlichkeit würdigen. 1844 erſchien der erſte 
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ſtädtiſche „Hauptverwaltungsbericht“; 1847 erlangte Breslau nach 
langem Widerſtande der Staatsbehörden die Öffentlichkeit der Stadt⸗ 
verordnetenſitzungen. 

Die bis 1847 faſt ausſchließlich ſchriftliche Form der Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten erhöhte noch 
die Schwierigkeiten, die das gegenſeitige Verhältnis beider ohnehin 
in ſich ſchloß. Die Schaffung eines regelrechten, für die Dauer 
erträglichen „Modus vivendi“ zwiſchen den ſtädtiſchen Kollegien 
war bei dem Einleben in die Selbſtverwaltung eine der wichtigſten, 
aber auch der ſchwierigſten Aufgaben. Die durch die Städteordnung 
geſchaffene Teilung der Gewalten, die den Stadtverordneten die 
Beſchlußfaſſung, dem Magiſtrat die Ausführung zuſchrieb, reizte 
zunächſt jede der beiden Körperſchaften zu Übergriffen in den Macht⸗ 
bereich des andern Teils. Während der erſten Jahre der Selbit- 
verwaltung waren in Breslau die Stadtverordneten mit ihrem Be⸗ 
ſtreben, ihre Beſchlüſſe über den Kopf des Magiſtrats hinweg ſelbſt 
auszuführen, meiſt der angreifende Teil. Ja es kam vor, daß der 
Magiſtrat, um nicht gegenüber der Bürgerſchaft die Verantwortung 
für mißliebige Maßregeln tragen zu müſſen, bei der Ausführung 
ſelbſt die Stadtverordneten vorſchob. Die Vorſchrift der Städte⸗ 
ordnung“), daß der amtliche Verkehr der Stadtverwaltung mit den 
Staatsbehörden in der Regel durch den Magiſtrat vermittelt werden 
ſolle, wurde von den Stadtverordneten immer wieder übertreten. 
Die Stadtverordneten verſuchten, in das dem Magiſtrat vorbehaltene 
Wahlrecht der Lehrer, in die dem Oberbürgermeiſter zuſtehende Ver⸗ 
teilung der Geſchäfte im Magiſtrat einzugreifen. Sie beſtritten 
dem Magiſtrat das Recht, die Zahl der in die „Deputationen“ zu 
wählenden „Bürgermitglieder“ zu beſtimmen, und verſuchten über- 
haupt, den entſcheidenden Einfluß auf die Zuſammenſetzung und 
Geſchäftsführung der Deputationen zu gewinnen. Die Überzeugung 
der Stadtverordneten, daß der Magiſtrat alle ihre Beſchlüſſe un- 
weigerlich ausführen müſſe, wurde oft in kategoriſchem Befehlstone 
ausgeſprochen 112), 

Der Magiſtrat befand ſich anfänglich meiſt in Verteidigungs- 
ſtellung. Er beklagte ſich, teils bei der Regierung, teils bei den 
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Stadtverordneten ſelbſt, daß dieſe ihm gegenüber den „Reſtripten⸗ 
ſtil“ der friderizianiſchen Behörden anwendeten, daß fie ſich grund: 
ſätzlich „nur immer als die conſtitutionsmäßige Oppoſitionsparthei 
des Magiſtrats“ betrachteten, daß ſie ſich von Winkelkonſulenten 
und andern unverantwortlichen Ratgebern aufhetzen ließen. Bes 
züglich der Zuſammenſetzung der Deputationen beſtritt der Magiſtrat 
den Rechtsanſpruch der Stadtverordneten, beſtätigte aber in einzelnen 
Fällen ihre Beſchlüſſe, „um ſie nicht zu kompromittieren“. Aber 
allmählich, beſonders in den zwanziger Jahren, begann der Ma⸗ 
giſtrat von der Verteidigung zum Angriffe überzugehen, den 
Wirkungskreis der Stadtverordneten tunlichſt einzuſchränken, ſein 
Recht zum Widerſpruche gegen die Beſchlüſſe der Stadtverordneten 
mit einer gewiſſen Abſichtlichkeit geltend zu machen. So erklärte 
der Magiſtrat 1822 die bisher übliche Teilnahme von Stadtver⸗ 
ordneten an den vom Magiſtrat veranſtalteten Bietungsterminen 
für den Ausdruck eines „beleidigenden Mißtrauens“. Er beſtritt 
1823 die Zuſtändigkeit der Stadtverordneten in Sachen der ſtädtiſchen 
Feuerſozietät und ihre Befugnis, ſich über eine Beſchwerde wegen 
Handhabung der Marktpolizei zu äußern, ebenſo 1825 ihre Bes 
rechtigung, ſich in das Verfahren des Magiſtrats bei Feſtſetzung 
der Bürgerrechtsgebühren einzumiſchen 110). 

Bei derartigen Grenzſtreitigkeiten zwiſchen Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten befanden ſich die Staatsbehörden ſtets in der Rolle 
des „tertius gaudens“ und verfehlten nicht, beide Teile ihre aus: 
ſchlaggebende Mittelſtellung fühlen zu laſſen. In den erſten Zeiten 
der Selbſtverwaltung fiel die Entſcheidung des Staates nicht ſelten 
zugunſten der Stadtverordneten aus. Aber je länger je mehr wurde 
die ſtaatliche Bureaukratie ſchon durch den allgemeinen Autoritäts— 
inſtinkt des Abſolutismus auf die Seite des Magiſtrats getrieben. 
Ganz beſonders zeigte ſich die Neigung der Geſetzgebung und Ver: 
waltung des abſoluten Staates, den Einfluß der Stadtverordneten 
auf den Magiſtrat abzuſchwächen, in der wichtigen Frage der Amts- 
dauer der Magiſtratsmitglieder. Die Kabinettsorder von 1815, die 
das Miniſterium des Inneren ermächtigte, Magiſtratswahlen auf 
längere als die geſetzliche Dauer oder auf Lebenszeit zu bes 
ſtätigen, wurde von Männern wie Wilhelm von Humboldt und 
Merckel als offenkundige, höchſt bedenkliche Verletzung des Geiſtes 
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und des Wortlauts der Städteordnung getadelt, wurde aber trotzdem 
nicht ſelten angewendet 11. 

Die aus der Unſicherheit in der Abgrenzung der Befugniſſe 
entſpringenden Reibungen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten 
verminderten ſich in dem Maße, als die Selbſtverwaltung im all⸗ 
gemeinen den Kinderſchuhen entwuchs. In Breslau bildete ſich ſeit 
den vierziger Jahren zwiſchen beiden ſtädtiſchen Körperſchaften ein 
auf Anerkennung des gegenſeitigen Beſitzſtandes beruhendes Gleich- 
gewicht, ein ſelten unterbrochener Friedenszuſtand. Aber die Neigung 
der Staatsbehörden, die Befugniſſe der Stadtverordneten einzu⸗ 
ſchränken, iſt nicht mit dem abſoluten Staate für immer ver⸗ 
ſchwunden, ſondern iſt auch in der Gegenwart noch eine Begleit⸗ 
erſcheinung, ein Kennzeichen von Strömungen im Staatsleben, die 
auf Beſchränkung der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung überhaupt hin⸗ 
zielen. 

Finden heutzutage ſolche politiſche Strömungen ein gewiſſes 
Gegengewicht an der mächtig ſortſchreitenden wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung unſrer Städte, jo wirkten vor 1848 lange Zeit die politiſchen 
Momente und der wirtſchaftliche Zuſtand des Bürgertums und der 
Städte in der gleichen der Selbſtverwaltung ſchädlichen Richtung. 
Preußen beſaß am Anfange des 19. Jahrhunderts noch kein „kom⸗ 
paktes, ſelbſtbewußtes, zu politiſcher Wirkſamkeit befähigtes Bürger⸗ 
tum“ 115), das den ſtaatlichen Abſolutismus planmäßig und nach⸗ 
drücklich hätte bekämpfen können. Meinungsäußerungen wie die 
Denkſchrift der Breslauer Bürgerſchaftsvertreter von 1789 blieben 
vereinzelt und verhallten ungehört. Die Städteordnung, lediglich 
das Ergebnis einer „Revolution von oben“, fiel dem Bürgertum 
ohne ſein Zutun in den Schoß. Dieſer „politiſch amorphe“ 
Zuſtand des Bürgertums war weſentlich mitbedingt durch die 
wirtſchaftliche Rückſtändigkeit der Städte, über die uns die fort⸗ 
ſchreitende Einzelforſchung neue Aufſchlüſſe gibt. Die Unter⸗ 
ſuchungen von Ziekurſch über das „Ergebnis der friderizianiſchen 
Städteverwaltung“ haben erſt kürzlich dargetan, wie wenigſtens in 
Schleſien die von Friedrich dem Großen ſo nachdrücklich geförderte 
„Induſtrialiſierung“ weit mehr dem platten Lande als den Städten 
zugute gekommen iſt und den Stillſtand, ja den Rückgang des 
Städteweſens nicht verhindert hat. Die Bevölkerung der ſchleſiſchen 


— 


Wirtſchaftliche Bedrängniſſe des Bürgertums. 81 


Städte hat in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts nur unbedeutend 
zugenommen, im Verhältniſſe zur Geſamtbevölkerung ſogar ab» 
genommen. Der Prozentſatz der ſtädtiſchen Bevölkerung Schleſiens 
betrug 1756 22, 1807 nur 17. Selbſt nach der für unſre Begriffe 
ſehr beſcheidenen Einteilung der Städteordnung beſaß Schleſien an 
„großen Städten“ über 10000 Einwohner nur das (ohne die Vor⸗ 
ſtädte) 44000 Einwohner zählende Breslau, an Mittelſtädten über 
3500 nur 16, dagegen an Kleinſtädten unter 3500 nicht weniger 
als 113119), 

Dieſes Bürgertum, an Zahl und dementſprechend an wirtſchaft⸗ 
licher Kraft ohnehin ſo ſchwach, ſelbſt in Breslau ganz überwiegend 
aus kleingewerblichen Elementen beſtehend, war nun durch die Zeit⸗ 
ereigniſſe, vor allem durch die faſt zweijährige feindliche Invaſion, 
aufs äußerſte verarmt, verſchuldet, in ſeinem ganzen Erwerbsleben 
zurückgekommen. Die unerbittlichen Anforderungen der Kriegszeiten 
hatten alle bisherigen Leiſtungen für öffentliche Zwecke um das viel⸗ 
fache überſtiegen. Breslau hatte dem gänzlichen Zuſammenbruche 
ſeiner Kämmerei nur mit den äußerſten Mitteln, durch drückende 
Beſteuerung der notwendigſten Lebensbedürfniſſe und durch immer 
neue Zwangsanleihen entgehen können“). Die Schuldenlaſt der 
Stadt ſtieg auf mehr als das Doppelte. Den 1806/7 durch die 
Beſchießung in der Stadt und den Vorſtädten entſtandenen Schaden 
ſchätzte man auf 4 Millionen Taler. Im Sommer 1808 las man 
am Breslauer Rathauſe amtliche Bekanntmachungen, die angeſichts 
der herrſchenden unerhörten Teuerung aller Lebensmittel den ärmeren 
Klaſſen die Bereitung „nahrhafter und geſunder Speiſen“ aus Blut, 
Knochen, Fiſchgräten und allerlei Unkraut empfahlen 11). 

Und wie ſchwer wurde es dem Bürgertume, ſich aus dieſem 
wirtſchaftlichen Tiefſtande, der mit der Gewährung der Selbſt⸗ 
verwaltung zeitlich zuſammenfiel, wieder herauszuarbeiten. Auf 
den mit beiſpielloſen Opfern an Gut und Blut glücklich durch- 
gefochtenen politiſchen Freiheitskampf folgte in den nächſten Jahr⸗ 
zehnten der ſtille, aber darum kaum minder harte Kampf um den 
Wiederaufbau des heimiſchen Erwerbslebens, um die Befreiung 
von dem kaum erträglichen wirtſchaftlichen Übergewichte fremder 


*) Vgl. S. 52. 
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Mächte. Und auch in dieſem wirtſchaftlichen Freiheitskampfe wurden 
Schleſien und ſeiner Hauptſtadt durch die Ungunſt ihrer natürlichen 
Lage die ſchwerſten Opfer auferlegt. Es iſt ein treffendes Sinn⸗ 
bild für die wirtſchaftlichen Nöte, unter deren Drucke die Städte 
ſich in die ihnen gewährte Selbſtverwaltung einleben mußten, daß 
die gute Abſicht der Städteordnung, die Mitglieder der Selbſt⸗ 
verwaltungskörperſchaften durch Verleihung goldener und ſilberner 
Amtsketten und Medaillen zu ehren, ſich zunächſt als undurchführbar 
erwies und erſt in den vierziger Jahren in Erfüllung ging. Für 
die altpreußiſchen Städte waren die erſten Jahrzehnte der Selbſt⸗ 
verwaltung keine goldene, ſondern eine eiſerne Zeit. 

Wenn nun, wie die ſpätere Darſtellung zur Genüge zeigen 
wird, eine gewiſſenhafte Durchführung der Selbſtverwaltung nach 
den Vorſchriften und dem Geiſte der Städteordnung erhebliche An⸗ 
ſprüche an die Opferwilligkeit und die Arbeitskraft der Bürger 
ſtellte, ſo werden wir verſtehen, daß ein in jo hartem Dajeins- 
kampfe begriffenes Bürgertum dieſen Anſprüchen auf die Dauer 
nicht voll genügen konnte. Wir werden verſtehen, daß einem in 
der erſten Begeiſterung genommenen kräftigen Anlaufe bald ein 
merkliches Nachlaſſen der Schaffensluſt und kraft des Bürgertums 
folgte, daß das nach der Städteordnung jo überwiegende Ehren⸗ 
beamtentum bald auf den meiſten Gebieten der Stadtverwaltung 
gegenüber dem Berufsbeamtentume an Boden verlor. Außer durch 
die wirtſchaftlichen Nöte wurde die Dienſtwilligkeit der ſtädtiſchen 
Ehrenbeamten auch dadurch beeinträchtigt, daß ſie oft Mühe hatten, 
ſich bei ihren Mitbürgern Anſehen und Gehorſam zu verſchaffen. 
Den ſo lange von der Beamtenſchaft bevormundeten Bürgern „ward 
es überaus ſchwer, den Gedanken zu faſſen, daß jemand ihresgleichen 
Obrigkeit ſein könne“ 1%), Schon wenige Jahre nach Einführung 
der Städteordnung zeigen die Breslauer Stadtverordnetenprotokolle, 
welche Mühe man oft hatte, für die vielen zu beſetzenden Ehren⸗ 
ämter geeignete und dienſtwillige Inhaber zu finden. Kaum hatte 
ſich in einem Falle gezeigt, daß die Unkenntnis des Leſens und 
Schreibens als genügender Grund gelte, um das wenig begehrte 
Bezirksvorſteheramt ablehnen zu können, ſo meldeten ſich verſchiedene 
bereits amtierende Bezirksvorſteher, die wahrſcheinlich bisher ihre 
ſchriftlichen Arbeiten mit fremder Hilfe erledigt hatten, und ver⸗ 
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langten als Analphabeten Befreiung von ihrem Amte. Die ge- 
ringe Teilnahme der Bürgerſchaft an den Stadtverordnetenwahlen 
ſuchten die Breslauer Stadtverordneten 1816 durch einen ſchwung⸗ 
vollen Aufruf, ſpäter durch Androhung oder gar Anwendung der 
in der Städteordnung vorgeſehenen Strafmittel zu bekämpfen. 
Noch 1840 mußte ein Bankier zur Strafe für wiederholtes Aus⸗ 
bleiben bei den Stadtverordnetenwahlen ſechs Monate hindurch 
% ſeines Steuerſatzes zur Armenkaſſe zahlen 116). 

Das baldige Nachlaſſen des äußeren und inneren Anteils der 
Bürgerſchaft an der Selbſtverwaltung wird noch verſtändlicher, 
wenn man berückſichtigt, daß, wie ſchon früher erwähnt“), dieſe 
„Bürgerſchaft“ nur einen Teil der Stadtbevölkerung umfaßte. Die 
Zahl der „ſtimmfähigen“ und damit auch wählbaren Bürger betrug 
in Breslau bei der Stadtverordnetenwahl von 1809 nur 6,7% der 
Geſamtbevölkerung, während heute 12% der Bevölkerung bei den 
Stadtverordnetenwahlen ſtimmberechtigt find. Es erwies ſich bald 
als verhängnisvoller Fehler, daß die Städteordnung die Ber: 
pflichtung zum Erwerbe des Bürgerrechts zu eng gefaßt, nur auf 
die Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden ausgedehnt hatte. Zudem 
wirkte die Beſtimmung der Deklaration vom 11. Dezember 1809, 
daß die Schutzverwandten nur ½ der Kommunalbeiträge der Bürger 
entrichten ſollten, geradezu wie eine Prämie auf die Nichterlangung 
des Bürgerrechts. „Je länger deſto mehr“, ſchreibt Preuß, „hielt ſich 
die Intelligenz der liberalen Berufe, ſoweit ihre Angehörigen nicht 
zufällig Grundbeſitzer waren, von der Beteiligung am kommunalen 
Leben fern; die Schutzverwandten entwickelten ſich auf dieſe Weiſe 
zu einer neuen Klaſſe von Eximierten, die auf die kommunal⸗ 
politiſchen Rechte verzichteten und außer der Steuerzahlung keine 
kommunalen Pflichten übernahmen 12%).* Die Haupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Breslau macht keine Ausnahme von der durch Ziekurſch 125) 
für die ſchleſiſchen Städte überhaupt aufgeſtellten Regel, daß die 
Stadtverordnetenverſammlungen anfänglich neben ganz vereinzelten 
Beamten und Vertretern der freien Berufe und einer Minderzahl 
von bemittelteren Kaufleuten und Handwerkern ganz überwiegend 
Angehörige des Kleinhandels und des Kleingewerbes in ſich ſchloſſen. 


*) Vgl. S. 61. 
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Der Prozentſatz der Perſonen mit höherer wiſſenſchaftlicher oder 
technischer Berufsbildung betrug unter den Breslauer Stadtver⸗ 
ordneten 1809 —19: 4, 1820—29: 3,3, 1829—39: 4,6. Erſt ſeit 
den vierziger Jahren hat, mit dem Anteil der Bürgerſchaft über- 
haupt, auch insbeſondere das Intereſſe und die Mitwirkung der 
Angehörigen gelehrter Berufe an der Selbſtverwaltung eine be— 
deutende Zunahme erfahren. 

Nur wenn man ſich immer gegenwärtig hält, daß dergeſtalt 
unter den die Bürgergemeinde vertretenden Stadtverordneten klein⸗ 
bürgerliche Elemente vorherrſchten, die unter dem harten Daſeins— 
kampfe beſonders ſchwer litten, nur dann wird man das über⸗ 
raſchend langſame und mühevolle Hineinwachſen der Bürger⸗ 
ſchaft in die durch die Städteordnung ihr auferlegten Rechte und 
Pflichten gerecht beurteilen und unbefangen ſchildern können. Solche 
Elemente waren naturgemäß geneigt, die idealen Errungenſchaften, 
die weiteren, mittelbaren Vorteile der Selbſtverwaltung zu ver⸗ 
kennen und nur unmittelbaren, materiellen Gewinn von ihr zu 
verlangen. Gegenüber ſtaatlichen Anforderungen oder läſtigen 
Neuerungen, die ſich als notwendige Folge der Städteordnung 
ergeben, erhob man den Einwand, die Städteordnung ſolle doch 
das Wohl der Städte befördern, ihren „ökonomiſchen Zuſtand“ 
verbeſſern 125). 

Wie ſchwer mußte es unter dieſen Umſtänden den Stadtver⸗ 
ordneten werden, das Recht der Kommunalbeſteuerung zu hand: 
haben, die altgewohnte Anſchauung, daß die Städte unter gewöhn⸗ 
lichen Verhältniſſen mit den Erträgen ihres Vermögens auskommen 
müßten, allmählich zu überwinden. Und dann die vielen bitteren 
Kämpfe um die Form der Beſteuerung, um direkte oder indirekte 
Kommunalabgaben, um das Verhältnis zwiſchen Grund- und Ein⸗ 
kommenſteuer, endlich die lange Zeit vergeblichen Bemühungen, das 
Reſte-Unweſen ganz auszurotten, durch zweckmäßige Einſchätzung 
das zu verſteuernde Einkommen richtig zu faſſen. Bei Bemeſſung 
der Ausgaben mußte ſich die durch die ſchweren Zeiten gewiß ge— 
botene Sparſamkeit manchmal auch am unrechten Orte geltend 
machen. Die wichtige Stelle des Kämmerers, des Leiters der 
ſtädtiſchen Finanzverwaltung, wollte man in Breslau 1812 durchaus 
von einem unbeſoldeten Stadtrate nebenbei verwalten laſſen. Erſt 
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1837 entſchloß man ſich unter ſtarkem Drucke der Regierung, von 
der Beſtimmung der Städteordnung, daß der Kämmerer nebenbei 
ein „bürgerliches Gewerbe“ treiben dürfe, abzugehen 12). Nur mit 
Mühe gewöhnte man ſich an den Gedanken, daß die Koſten für 
das Armen- und Schulweſen im weſentlichen aus öffentlichen Mitteln 
beſtritten werden müßten. Zu der erſten größeren Aufwendung für 
das Breslauer Elementarſchulweſen entſchloß man ſich 1815, als 
durch das Ableben des 1809 penſionierten erſten Stadtdirektors 
die 1000 Taler feiner Penſion frei wurden 10. Schwer drückten 
die infolge der Einverleibung der Vorſtädte allerdings ſtark ge⸗ 
ſtiegenen Laſten für Straßenpflaſterung und Wegebau, zu denen 
die Regierung und der Polizeipräſident in öffentlichem Intereſſe 
fortgeſetzt drängten. Läſtig und unberechtigt erſchien auch dem 
verarmten, gedrückten Geſchlechte das Drängen der Aufſichtsbehörden 
zur Schuldentilgung. Man dürfe doch nicht, heißt es in dem 
Protokoll der Finanzdeputation vom 16. November 1812, „die 
Zeitgenoſſen, die ohnehin die ſchlagenden Calamitäten der gegen⸗ 
wärtigen Zeitperiode zu tragen haben, allzuſehr belaſten, um der 
ſpäteren Nachkommenſchaft einen ganz ſchuldenfreyen Statum zu 
überliefern“ 2). Dieſelbe aus den Zeitverhältniſſen erklärliche 
Neigung, kurzſichtig nur das nächſtliegende Bedürfnis zu berück⸗ 
ſichtigen, hat auch verſchuldet, daß das königliche Geſchenk des 
Feſtungsgeländes nicht ſo, wie es bei weitſchauender Vorſorge 
möglich geweſen wäre, nutzbar gemacht werden konnte, und es iſt 
ein ſchlechter Troſt, daß auch andre Städte in den knappen, müden 
Jahren nach den Freiheitskriegen den Fortfall ihrer Umwallung nicht 
nach Möglichkeit ausgenutzt haben 120). 

Nur wenn wir wiſſen, daß der allgemeine Druck auf den in 
den Selbſtverwaltungskörperſchaften vorherrſchenden Schichten bes 
ſonders ſchwer laſtete, verſtehen wir auch die Stellung dieſer Körper 
ſchaften zum Staate und zu ſeinen Geſetzen, ihre ſozial- und wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Anſchauungen. Ein lange Zeit ſchwer zu über⸗ 
windendes Hindernis für das Einleben in die Selbſtverwaltung 
war ſelbſt in der „Großſtadt“ Breslau die kleinbürgerliche Logik 
der Stadtverordneten, ihre privatrechtliche und wirtſchaftliche Auf⸗ 
faſſung öffentlicher Angelegenheiten. Von den Anſchauungen des 
modernen Rechts- und Verfaſſungsſtaates noch unberührt, verſuchten 
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ſie immer wieder, gegenüber mißliebigen Staatsgeſetzen beim Könige 
Hilfe zu finden, erhofften fie, von ſeiner „Gerechtigkeit“ das Fort: 
beſtehen ihrer alten, mit der neuen Ordnung der Dinge unverein⸗ 
baren ſtädtiſchen Privilegien zu erlangen. Die Erinnerung an 
Breslaus „Status republicanus“ wurde aus den Schatten der 
Vorzeit heraufbeſchworen, ſo oft die fortſchreitende Entwicklung der 
Staatsverfaſſung Opfer forderte. Zähe verfocht die Stadt ihre 
alte Gerichtshoheit, ihre Freiheit von der Wehrpflicht. Selbſt 
neben der herrlichen Erhebung des Frühjahrs 1813 regte ſich un⸗ 
verkennbar eine Unterſtrömung kleinbürgerlicher Selbſtſucht, die uns 
unverzeihlich erſcheinen müßte, wenn wir ſie nicht als Folge „lange 
geduldeter Fehler“ begreifen könnten. 

Das Beſtreben der Staatsbehörden, die das Erwerbsleben der 
Nation einengenden Feſſeln alter Vorurteile, überlebter Standes⸗ 
vorrechte zu beſeitigen, fand bei den Selbſtverwaltungskörper⸗ 
ſchaften der Städte hartnäckigen Widerſtand. Die Folge der Auf- 
hebung der Erbuntertänigkeit und der Freizügigkeit, der Andrang 
vom Lande oder aus den kleinen Städten nach der Großſtadt 
bildete jahrelang einen immer wiederkehrenden Haupt⸗Beſchwerde⸗ 
punkt der Breslauer Stadtverordneten. Die ſchon unter Friedrich 
Wilhelm II. verbeſſerte rechtliche und ſoziale Stellung der Juden 
hatte die Städteordnung dadurch noch weiter gehoben, daß ſie 
ihnen — allerdings, wie E. v. Meier ) meint: nur aus Vers 
ſehen — das aktive und paſſive Wahlrecht zur Stadtverordneten⸗ 
verſammlung gewährte. In Breslau, deſſen faſt 3000 Köpfe 
zählende Judenſchaft im Handel eine wichtige Rolle ſpielte, er 
leichterte man zunächſt bei der Einführung der Städteordnung den 
Zutritt der Juden zum Bürgerrechte und zur Stimmfähigkeit. 
Aber bald ſchlug die Stimmung wieder um: man verſuchte, ihre 
Zulaſſung zum Bürgerrechte, ihre Handelsberechtigungen möglichſt 
zu beſchränken, und in der Stadtverordnetenverſammlung erlangten 
die Juden erſt ſeit den vierziger Jahren eine ihrem Anteile an der 
Stadtbevölkerung entſprechende Vertretung. 

Beſonders groß war gerade in Breslau das Widerſtreben der 
kleinbürgerlichen Intereſſenpolitik gegen die Einführung der Ge- 
werbefreiheit und gegen die Ausdehnung des Stadtbezirks auf 
die Vorſtädte. Hat neuerdings erſt Ziekurſch für die ſchleſiſchen 
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Städte im allgemeinen darauf hingewieſen, wie die Einführung der 
Gewerbefreiheit das Bürgertum gegen die ganze Reformgeſetzgebung 
verbittert hat, ſo war in Breslau, wie ſchon mehrfach erwähnt, die 
Innungsverfaſſung außerordentlich ſtark entwickelt, und darum der 
Widerſtand gegen jede Schmälerung der Innungsprivilegien ganz 
beſonders heftig und leidenſchaftlich. Schon im März 1809 fand 
der mit der Einführung der Städteordnung betraute Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Dannenberg die Stimmung der Zünftler durch den 
drohenden Wettbewerb der vorſtädtiſchen Handwerksmeiſter jo ges 
reizt, daß er dem Miniſter Grafen Dohna berichtete, die Abſchaffung 
der Zünfte würde in Breslau „geradezu einen Aufſtand erregen“. 
Im Auguſt 1810 führte ein amtlicher Bericht des Regierungs⸗ 
Vizepräſidenten Merckel aus: das „in Breslau vorzüglich noch im 
Argen liegende Handwerks: und Innungsweſen“ ſei eins der größten 
Hinderniſſe, wenn man „Gemeinſchaftlichkeit der Bürger und Über⸗ 
einſtimmung derſelben zu einem Zwecke“ erreichen wolle *). Das 
Gewerbeſteueredikt vom November 1810 bildete für die Stimmung 
der Breslauer Bürgerſchaft gegenüber den durch die Reformgeſetz⸗ 
gebung geſchaffenen Zuſtänden geradezu einen Wendepunkt. Die 
trotz aller Schwierigkeiten immer noch überwiegend zuverſichtliche 
Stimmung machte einer tiefgehenden Erbitterung Platz. In heftigen 
Proteſten, in leidenſchaftlichen Klagen wurde von den ſtädtiſchen 
Körperſchaften, namentlich von den Stadtverordneten ausgeführt, 
wie durch die Gewerbefreiheit die ganze „bürgerliche Verfaſſung 
über den Haufen geworfen“ ſei, wie das einſt ſo angeſehene 
Breslauer Bürgertum nun ein „Jammerbild in allen Farben“ 
biete. Auf alle Weiſe ſuchte man dem Staate klarzumachen, was 
für Unheil er mit ſeiner „unbegrenzten Gewerbefreiheit“ angerichtet 
habe, und wie er deshalb wenigſtens der Stadt bei Ablöſung der 
in Breslau beſonders zahlreichen und wertvollen „Gewerbe-Real⸗ 
berechtigungen“ zu Hilfe kommen müſſe 18). In der Tat bedeutete 
dieſe Ablöſung, die trotz aller Klagen ſchließlich doch ohne Staats— 
hilfe durchgeführt werden mußte, für die Stadt eine ſchwere, erſt 
nach faſt 50 Jahren ganz beſeitigte finanzielle Belaſtung. 
Großenteils auf gewerblichem Gebiete lagen die für die Bres⸗ 
lauer Verhältniſſe ganz eigentümlichen Schwierigkeiten, die ſich der 
Verſchmelzung der Vorſtädte mit der Stadt entgegenſtellten. Die 
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Vorſtädte, in denen zur Zeit ihrer Eingemeindung auf Grund der 
Städteordnung ein Viertel der Geſamtbevöllerung Breslaus wohnte, 
waren von der Stadt nicht nur äußerlich durch die ausgedehnten 
Feſtungswerke, ſondern mehr noch innerlich durch die Verſchiedenheit 
ihrer Gemeindeverfaſſung, ihrer Orts- und Polizeiverwaltung, ihrer 
gewerblichen Verhältniſſe, ihres Steuerweſens, ihrer Gerichtsver⸗ 
faſſung, endlich auch durch ihre Zugehörigkeit zu verſchiedenen 
Feuerverſicherungsſyſtemen ſtreng geſchieden. Sie unterſtanden 
zum kleineren Teile dem Magiſtrat, zum größeren Teile neun 
verſchiedenen geiſtlichen Grund- und Gerichtsherrn. Abgeſehen 
von den Jurisdiktionsgebieten des Magiſtrats teilten ſich in die 
nordöſtliche Sandvorſtadt der Biſchof, das Domkapitel, das 
Sand⸗ und das Clarenſtift, in die öſtliche Ohlauervorſtadt der 
Biſchof und der Archidiakonus des Domkapitels, in die ſüdliche 
Schweidnitzervorſtadt die Johanniterkommende Corpus Chriſti und 
das Domkapitel, in die weſtliche Nikolaivorſtadt das Clarenſtift 
und der Pfarrer von St. Nikolai, in die nördliche Odervorſtadt 
das Matthias: und das Vinzenzſtift. 

Widerſtand gegen die Einverleibung der Vorſtädte in die Stadt 
leiſteten zunächſt die genannten geiſtlichen Herrſchaften, denen die 
Eingemeindung nicht nur als Schmälerung ihrer Ehrenrechte er— 
ſchien, ſondern auch eine Verminderung ihrer grundherrlichen und 
Gerichtseinnahmen zu bringen drohte. Ferner leiſteten Widerſtand 
die Städter, vor allem die in der Bürgerſchaft vorherrſchenden 
Zünftler, die den Wettbewerb der unter günſtigeren Bedingungen 
billiger arbeitenden Vorſtädter fürchteten. Aber auch die Beſorgnis, 
daß durch den Zutritt der Vorſtädter die Gemeindelaſten und die 
Feuerſozietätsbeiträge ſteigen würden, nährte den Widerſtand. 
Die Vorſtädter endlich, die durch die Belagerung von 1806/7 be⸗ 
ſonders ſchwer gelitten hatten, deren Häuſer, durch die Kugeln der 
Belagerten zerſtört, zum Teil noch in Trümmern lagen, erhofften 
zwar von der Vereinigung mit der Stadt die Befreiung von den 
grundherrlichen Laſten, die Zulaſſung zu den ſtädtiſchen Gewerbe— 
berechtigungen und zu der geringere Beiträge erhebenden ſtädtiſchen 
Feuerſozietät. Aber nur wenn ihnen dieſe Vorteile ausdrücklich 
zugeſichert würden, wenn ſie außerdem von der Teilnahme an der 
Tilgung der ſehr bedeutenden Stadtſchulden befreit würden, wollten 
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ſie die mit dem Erwerbe des ſtädtiſchen Bürgerrechts verbundenen 
Laſten auf ſich nehmen. Beſonders dieſe Schwierigkeiten des Ver⸗ 
hältniſſes der Vorſtädte zur Stadt waren der Grund, wenn nicht 
nur in der Bevölkerung, ſondern auch in den Kreiſen der mit der 
Einführung der Städteordnung betrauten Beamten zeitweilig ges 
glaubt wurde, die Einführung könne in Breslau nur „mit Modi⸗ 
fikationen“ erfolgen, wenn der Kriegsrat von Goldfuß meinte, die 
Einführungsarbeiten erforderten gerade in Breslau „große Circum⸗ 
ſpection“, und wenn Oberlandesgerichtsrat Dannenberg bedauernd 
feſtſtellte, daß die Städteordnung in Breslau infolge „verjährter 
Vorurteile“ nicht mit derſelben freudigen Bereitwilligkeit aufge⸗ 
nommen werde wie anderwärts 190), 

Unter dieſen Umſtänden konnte die Eingemeindung der Vor⸗ 
ſtädte nur äußerſt mühſam, nur ſchrittweiſe erfolgen und fand erſt 
1816 durch Aufhebung der vorſtädtiſchen „Ortsgerichte“ ihren äußer⸗ 
lichen Abſchluß. Der innere Gegenſatz zwiſchen Stadt und Vor⸗ 
ſtädten überdauerte aber die Vollendung der Eingemeindung und 
führte noch 1830 zu lebhaften Beſchwerden der Vorſtädter über 
allerlei Benachteiligungen durch die Städter. 

Alle dieſe vorſtehend angedeuteten mannigfaltigen Zweifel und 
Unklarheiten, Mängel und Schwierigkeiten, Gegenſätze und Sonder: 
intereſſen mögen im einzelnen unbedeutend und kleinlich erſcheinen. 
Aber im ganzen ergeben ſie doch den notwendigen Hintergrund, 
auf dem allein ein treues Bild des Werdens, Wachſens und Wirkens 
der jungen Selbſtverwaltung entworfen werden kann. 


Kapitel 6. 
Die erſte Stadtverordnetenverſammlung. 
Für den Augenblick und rein äußerlich betrachtet, ſchien die 


Städteordnung einen ausnehmend günſtigen Zeitpunkt für den Be⸗ 
ginn ihrer Wirkſamkeit, einen beſonders wohl vorbereiteten Boden 


90 Freudenfeſte nach dem Abzuge der Franzosen. 


zu finden. Denn gerade während der letzten Wochen vor ihrer 
Einführung feierte man in Breslau wie vielfach anderwärts mit 
rauſchenden Feſten, in froher patriotiſcher Erhebung das Ende der 
franzöſiſchen Okkupation. Mit dem Abzuge der feindlichen Bes 
ſatzung wähnte man überhaupt die Leidenszeit der Fremdherrſchaft 
für immer abgeſchloſſen. Befreit von ſchwerem Drucke trug man 
die Liebe zu König und Vaterland wieder freudig zur Schau. 
Mächtig regte ſich die Hoffnung auf beſſere Zeiten. Zu ihrer 
Verwirklichung fühlte ſich das Bürgertum befähigt und berufen, 
mit den durch das Unglück belehrten bevorrechtigten Ständen des 
alten Staates zuſammenzuwirken. 

Der erſte Freudentag Breslaus war der 20. November 1808, 
als die bisher von den Franzoſen beſetzten Wachtpoſten in Ab⸗ 
weſenheit preußiſchen Militärs von der neugebildeten Bürgergarde 
bezogen wurden. Stolz wehte über der Bürgermiliz die alte, wahr— 
scheinlich zur Feier des Weſtfäliſchen Friedens geſtiftete Stadtfahne. 
In den erſten Tagen des Dezember feierte man mit Feſtmählern 
und Feſtgedichten, mit „türkiſcher Muſik“ und Illumination den 
endgiltigen Abzug der Feinde, die Ankunft des preußiſchen Platz⸗ 
kommandanten, der erſten preußiſchen Truppen, des neuen Leiters 
der Landesverwaltung, des bald zum Oberpräſidenten ernannten 
Geheimrats von Maſſow. Im neuen Jahre neue Feſte, Fahnen⸗ 
weihen und Paraden der Bürgergarde und endlich am 8. Februar der 
feierliche Einzug des zur Garniſon der Stadt beſtimmten 2. Weſt⸗ 
preußiſchen Infanterieregiments, deſſen Offiziere und Mannſchaften 
die Stadt am 11. Februar mit einem für damalige Zeit unerhörten 
Aufwande bewirtete “). „Gott gebe“, ſchreibt der Chroniſt Friedrich 
Gotthilf Frieſe im Rückblick auf jene Feſteswochen, „der löblichen 
Bürgerſchaft allezeit ſoviel fröhlichen Mut und gute Tage!“ 181) 

Mußte die erſte Kunde von der durch die Städteordnung ges 


) Von dem den Offizieren gegebenen Feſteſſen im Zwinger, an dem 
198 Perſonen teilnahmen, berichtet Frieſe (Stadtbibliothek, Hſchr. B 1705 
fol. 108): „Man hat dem Coquo für die Perſon 4½ Reichsthaler gutes Geld 
accordiret, und iſt auch dreierley Wein in Abundantia auf dem Tiſche geweſen. 
In Summa es hat nichts gefehlet, was zur köſtlichen Bewirthung der geladenen 
Gäſte erforderlich geweſen, und ſoll dieſes Banquet gemeiner Stadt auf 2000 Rthl. 
zu ſtehen kommen.“ 
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währten Selbſtverwaltung bei der Bürgerſchaft in dieſen Zeiten 
roſiger Feſtſtimmung doppelt freudigen Anklang finden, ſo machte 
ſich bald genug, als bei der Durchführung des neuen Geſetzes die 
früher angedeuteten Hemmniſſe und Schwierigkeiten hervortraten, die 
nüchterne Proſa des grauen Alltags geltend. Vollends bei den an 
den Vorbereitungs- und Einführungsarbeiten zunächſt Beteiligten, 
bei den verſchiedenen Staats- und Kommunalbehörden zeigten ſich 
naturgemäß gegenüber der Neuordnung der Stadtverwaltung ſtark 
geteilte Gefühle, ein ſehr ungleiches Maß von Eifer und innerem 
Anteil. Der Miniſter des Innern Graf zu Dohna erſcheint aller— 
dings auch in unſern Breslauer Vorgängen als ein warmer Freund 
der Selbſtverwaltung, der die Entwicklung in der zweitgrößten Stadt 
der Monarchie mit tätiger Anteilnahme verfolgte, wenn auch manche 
ſeiner Willensäußerungen nicht an dem Maße der Kraft und Klar— 
heit Steins gemeſſen werden dürfen. Wie ſehr übrigens die Ein— 
wirkung der Zentralbehörden durch den Regierungsſitz in dem fernen 
Königsberg erſchwert war, tritt in der Breslauer Einführungs- 
geſchichte wiederholt zutage. Bei dem Oberpräſidenten von Maſſow 
ging das Intereſſe an der Durchführung des neuen Geſetzes über 
das pflichtſchuldige Maß kaum hinaus. Meiſt begnügte er ſich 
damit, die Miniſterialbeſcheide an die ihm nachgeordneten Stellen, 
die ihm erſtatteten Berichte an den Miniſter ohne viele eigenen 
Zutaten weiterzugeben. Auch die Breslauer Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer, ſeit Ende Februar 1809 „Königlich Preußiſche Breslauiſche 
Regierung“ genannt, zeigte anfangs, ſolange der zuſtändige De— 
partementsrat, Kriegs- und Domänenrat von Goldfuß die betreffenden 
Geſchäfte bearbeitete, keinen allzugroßen Eifer. Erſt als ſeit Anfang 
März ein beſonders ernannter königlicher Kommiſſar, der Breslauer 
Oberlandesgerichtsrat Dannenberg, die Vorbereitungsarbeiten leitete, 
entfaltete die Regierung eine lebhaftere Tätigkeit, die aber mehr 
ſekundärer Art war, auf die Unterſtützung des Kommiſſars ſich be— 
ſchränkte. Die eigentlich treibende und leitende Kraft bei dem 
ganzen Einführungsgeſchäfte war und blieb Dannenberg, der mit 
großer Tatkraft, Umſicht und Gewandtheit alle entgegenſtehenden 
Hinderniſſe überwand und im Großen wie im Kleinen ehrlich be— 
müht war, die neue Breslauer Selbſtverwaltung nicht nur dem 
Buchſtaben, ſondern auch dem Geiſte der Städteordnung anzupaſſen. 
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Von dem ausführenden Organe bei den Vorbereitungsarbeiten, 
dem Magiſtrat, deſſen Mitgliedern die Städteordnung im beſten 
Falle eine weſentliche Beſchränkung ihrer bisherigen Befugniſſe, 
vielleicht aber auch unfreiwillige Penſionierung zu bringen drohte, 
war freudige, bereitwillige Mitwirkung kaum zu erwarten. Immer⸗ 
hin fügte ſich der Breslauer Magiſtrat williger in das Unvermeid⸗ 
liche, als der Berliner, der ſich in warnenden Kaſſandrarufen über 
die unausbleiblichen ſchlimmen Folgen der Städteordnung erging 185). 
In ſeiner erſten amtlichen Kundgebung über das neue Geſetz äußert 
der Breslauer Magiſtrat nur die leiſe Beſorgnis, daß „die neue 
Städteordnung ſich für unſere gute Stadt in Unordnung verkehren“ 
könne, und die ſchmerzliche Vorahnung, daß er bei der durch die 
Einführung bedingten „hereuliſchen Arbeit“ vielleicht nur ſein eigenes 
Grab bereite 166). Von einzelnen Magiſtratsmitgliedern kamen für 
die Einführungsarbeiten der erſte Stadt- und Polizeidirektor Senfft 

von Pilſach wegen ſeines Alters und ſeiner Unfähigkeit und der 
Juſtizdirektor Müller als Leiter des Stadigerichts nicht in Frage. 
Die Hauptarbeit leiſteten der zweite Stadt- und Polizeidirektor 
Doſer, der Oberbürgermeiſter“) Müller, der Oberſyndikus Menzel 
und der Baurat Caspary. Namentlich Menzel erſcheint neben 
Dannenberg als die eigentliche Seele der Vorbereitungsarbeiten, 
als derjenige im alten Magiſtrat, der ſich zuerſt und am voll 
ſtändigſten mit dem durch die Städteordnung eingetretenen Um— 
ſchwunge abgefunden hat. 

Von dem Eifer, mit dem der Miniſter Graf Dohna von Anfang 
an zur möglichſten Beſchleunigung der Einführung drängte, ſtach 
das Tempo, das man in Breslau zunächſt einſchlug, merklich ab. 
Das vom 18. Januar datierte Schreiben, mit dem die Regierung 
dem Magiſtrat ein Exemplar der Städteordnung überſandte, wurde 
erſt am 25. präſentiert und am 28. im Magiſtrat vorgetragen. 
Als die hauptſächlichen Etappen des Einführungsgeſchäfts bezeichnete 
die Regierung die Einteilung der Stadt und der mit ihr zu ver— 
einigenden Vorſtädte in Bezirke von 1000 — 1500 Seelen, die Ge: 


*) Den Titel Oberbürgermeiſter führte bis zur Städteordnung nicht der 
Leiter, ſondern das vierte, hinter den drei Direktoren rangierende Mitglied des 
Magiſtrats. 


— 
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winnung des Bürgerrechts durch alle als Grundbeſitzer oder Ge— 
werbetreibende hierzu verpflichteten Städter und Vorſtädter, die 
Anfertigung der Bürgerrollen für die einzelnen Bezirke und die 
Bezeichnung der bei den Stadtverordnetenwahlen ſtimmberechtigten 
Bürger, die Wahl der Stadtverordneten und die Konſtituierung 
der Stadtverordnetenverſammlung, die Wahl des neuen Magiſtrats 
und der „gemiſchten Deputationen“, endlich der Entwurf des 
Geſchäftsreglements für den neuen Magiſtrat und des nach 8 49 
der Städteordnung abzufaſſenden Statuts. Die Forderung des 
Miniſters, daß die Mehrzahl der Einführungsarbeiten bis Anfang 
März, das Statut wenigſtens bis Mitte März erledigt ſein ſollte, 
erklärte der Magiſtrat ſofort für ganz undurchführbar, und ſchon 
die erſte Vorarbeit, zu der man ſchritt, nahm faſt den ganzen be- 
willigten Zeitraum in Anſpruch. Der Magiſtrat meinte nämlich 
— allerdings, wie die Regierung ſpäter behauptete, überflüſſiger 
Weiſe — als Grundlage für die Bezirkseinteilung und die Bürger- 
rollen zunächſt genaue „Seelenregiſter“ aufſtellen zu müſſen, und 
dieſe förmliche Volkszählung wurde erſchwert und verzögert nicht 
nur durch die Unbrauchbarkeit der dabei verwendeten Polizei⸗ 
beamten, ſondern vor allem durch den hier zuerſt einſetzenden 
Widerſtand der Vorſtädter gegen die Eingemeindung 169. 

Die Regierung hatte am 18. Januar die geiſtlichen Grund⸗ 
herrſchaften der Vorſtädte“) unter Überſendung der Städteordnung 
benachrichtigt, daß ihre Jurisdiktionsbezirke „in Hinſicht der Polizei 
und des Gemeinweſens“ mit der Stadt vereinigt werden müßten. 
Der Magiſtrat erſuchte die Grundherren um Beihilfe bei Aufſtellung 
der Seelenregiſter und forderte durch Zeitungsaufruf die grund: 
beſitzenden und gewerbetreibenden Vorſtädter zur Bürgerrechts— 
gewinnung auf. Aber der Erfolg war nur: teils paſſiver Wider: 
ſtand, teils Verwahrungen und Proteſte. Die geiſtlichen Grund— 
herren erklärten ſofort, die Vereinigung mit der Stadt bedrohe ihre 
wohlerworbenen grund- und gerichtsherrlichen Rechte und Einkünfte. 
Ihren Untertanen könnten fie nicht zumuten, die ſtädtiſchen Ge⸗ 
meindelaſten zu übernehmen, ohne daß ſie zur Entſchädigung dafür 
alle Rechte der Stadtbürger, namentlich in gewerblicher Hinſicht, 


*) Vgl. S. 88. 
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erlangten. Dieſe letztere Forderung ſchien aber zurzeit unerfüllbar, 
denn die Beſchränkungen des Gewerbebetriebes der Vorſtädter durch 
das ſtädtiſche Zunftweſen und durch die Akziſeverfaſſung hatte die 
Städteordnung keineswegs beſeitigt. Am ablehnendſten verhielten 
ſich unter den vorſtädtiſchen „Machthabern“, wie meiſt in ſolchen 
Fällen, die größten und die kleinſten. Biſchof und Domkapitel 
würdigten den Magiſtrat zunächſt überhaupt keiner Antwort. Der 
Malteſer⸗Komtur von Corpus⸗Chriſti, deſſen Vorſtadtgebiet ganze 
77 Seelen zählte, erklärte die Beſtimmungen der Städteordnung 
über die Vorſtädte für unklar und widerſpruchsvoll und verwahrte 
ſich namentlich gegen die Zumutung, wegen der auf ſeinem „Kreuz⸗ 
hofe“ betriebenen Brauerei das Bürgerrecht erwerben zu müſſen. 
Bald verbreitete ſich in der Stadt und den Vorſtädten das Gerücht, 
die Städteordnung würde in Breslau wegen der beſtehenden ört⸗ 
lichen Schwierigkeiten überhaupt nicht eingeführt werden 195). 

Der Magiſtrat, ſchon durch dieſen erſten Widerſpruch ganz ein: 
geſchüchtert, erklärte der Regierung am 11. Februar nochmals, an 
die Einführung der Städteordnung bis zum 1. März ſei unter den 
obwaltenden Umſtänden gar nicht zu denken. Nach der Bezirks⸗ 
einteilung würden die Schwierigkeiten „erſt recht angehen“, denn 
kein Vorſtädter werde das Bürgerrecht erwerben. „Es läßt ſich 
mit Zuverläſſigkeit vorausſehen, daß ohne bedeutende Modificationen 
ſich die Städteordnung hier nicht introducieren laſſen wird, wenn 
anders nicht auf allen Punkten Verwirrung entſtehen ſoll.“ Die 
Regierung antwortete am 15. Februar beruhigend: Die Ein⸗ 
wendungen der Grundherrn, die ja zunächſt an ihren Einkünften 
nichts verlieren würden, ſeien nicht zu berückſichtigen. Die vor⸗ 
ſtädtiſchen Untertanen müſſe man wegen ihrer künftigen Gewerbe— 
berechtigungen und ihrer Teilnahme an den ſtädtiſchen Gemeinde 
laſten tunlichſt zu beruhigen ſuchen. Zugleich verſuchte die Re⸗ 
gierung, dem Magiſtrat dadurch beizuſpringen, daß ſie dem 
Domkapitel und dem Malteſer⸗Komtur — erſterem verbindlicher, 
letzterem ziemlich kurz angebunden — ihren Widerſtand gegen die 
Vereinigung ihrer Bezirke mit der Stadt auszureden ſuchte. Mit 
der Zeit bequemten ſich denn auch alle Grundherrn, die verlangten 
Seelenregiſter zu liefern, aber infolge dieſer Widerſprüche und 
Anſtände war erſt Anfang März die Vorarbeit für die erſte 
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Station des Einführungsgeſchäfts, für die Bezirkseinteilung, er⸗ 
ledigt 19%), 

Daß von da an die Einführungsarbeiten endlich in raſcheren 
Fluß kamen, bewirkte weniger das Drängen des Miniſters, der am 
20. Februar den Breslauern die raſche Vollendung der Einführung 
in Königsberg als Muſter vorhielt, als vor allem die Übernahme 
der Leitung durch den obenerwähnten königlichen Kommiſſar, Ober⸗ 
landesgerichtsrat Dannenberg. Sofort mit frischer Tatkraft ein- 
greifend, in fortwährender perſönlicher Fühlung mit den meiſt⸗ 
beteiligten Magiſtratsmitgliedern Doſer, Menzel, Caspary, unter 
tätiger Teilnahme ſelbſt an der trockenen Einzelarbeit, brachte 
Dannenberg zuwege, daß ſchon nach wenigen Tagen die Bezirks- 
einteilung erledigt war, und die Bürgerrollen energiſch in Angriff 
genommen wurden. Damit wurde nun aber die dornige Frage 
der Bürgerrechtsgewinnung durch die Vorſtädter brennend. Denn 
da bisher in den Vorſtädten nur ſehr wenige Bürger wohnten, 
konnte, wenn die Vorſtädter bei ihrem Widerſtande beharrten, ſehr 
leicht der Fall eintreten, daß in einzelnen Vorſtadtbezirken wenige 
oder gar keine ſtimmfähigen Bürger ſich fanden, und damit 
eine den Vorſchriften der Städteordnung entſprechende Stadtver⸗ 
ordnetenwahl überhaupt unmöglich wurde. Die Regierung hatte 
ſchon am 3. März einen energiſchen Ton angeſchlagen und die 
Gerichtsämter der Vorſtädte „bei ſtrengſter Verantwortung“ an⸗ 
gewieſen, ihre Untertanen zur Bürgerrechtsgewinnung anzuhalten. 
Am 7. März wies der Magiſtrat auf Dannenbergs Veranlaſſung 
in einem kräftigen Mahnſchreiben darauf hin, daß „nach dem be⸗ 
ſtimmt ausgeſprochenen Willen des Königs“ die Städteordnung 
fraglos und ohne Widerrede auch in Breslau einzuführen ſei, und 
daß nach 8 23 des Geſetzes jeder, der die Bürgerrechtsgewinnung 
verweigere, „das betriebene ſtädtiſche Gewerbe niederlegen und das 
erworbene Grundſtück veräußern“ müſſe. Am 13. März forderte 
Dannenberg ſelbſt die geiſtlichen Grund- und Gerichtsherren auf, 
ihre Untertanen außer auf die Strafbeſtimmungen des 8 23 auch 
auf die „wohltätige Abſicht“ der Städteordnung hinzuweiſen. Das 
neue Geſetz wolle in den Bürgern „durch ehrenvolle Teilnahme“ an 
der Stadtverwaltung „Sinn für das allgemeine Beſte erregen“. Es 
bringe den Vorſtädten, weun auch keinen unmittelbaren, materiellen 
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Gewinn, ſo doch mancherlei „Ehrenrechte“ und mittelbare, für ſpäter 
zu erwartende Vorteile. 

Daß für den Augenblick bei den vorſtädtiſchen Untertanen die 
Furcht, durch Übernahme der bürgerlichen Laſten und Pflichten ihre 
ohnehin ſchon bedrängte wirtſchaftliche Lage noch zu verſchlechtern, 
alle Drohungen und Verheißungen wirkungslos machte, war immer⸗ 
hin verſtändlich. Die Abgaben der Vorſtädter an ihre Grundherren, 
namentlich die bei allen Befigveränderungen geforderten „Laudemien“, 
waren recht drückend. Die 77 ſtädtiſchen Zünfte verwehrten den 
verhältnismäßig zahlreichen vorſtädtiſchen Handwerkern das Halten 
von Lehrlingen, ſie verſperrten ihren Erzeugniſſen den Abſatz in 
der Stadt, ließen den „Pfuſchern“ ihre Waren an den Toren weg⸗ 
nehmen. Während der Kriegszeit hatten die Vorſtädter durch Brand, 
Plünderung, Einquartierung, Kontributionen ganz beſonders ſchwer 
gelitten. Den Wiederaufbau ihrer während der Belagerung von 
1806/7 zerſtörten Häuſer erſchwerte teils drückender Geldmangel, 
teils die gewerbliche Eiferſucht der Städter, die ihnen die Ver— 
wendung auswärtiger Bauhandwerker nicht geſtatten wollten. Die 
„provinzialſtädtiſche“ Feuerſozietät, bei der die Vorſtädter zehnmal 
jo hohe Beiträge zahlten wie die Städter bei der ihrigen, ver- 
mochte keine zureichende Hilfe zu gewähren. Ihre Lage machte 
die Vorſtädter naturgemäß wenig geneigt, fernliegende, ideale 
Vorteile durch naheliegende materielle Opfer zu erkaufen. „Was 
es heißt“, ſchrieb das Gerichtsamt des Vinzenzſtifts an Dannen- 
berg, „den Geiſt der Nation wecken, dürfte keine menſchliche 
Beredſamkeit ihnen begreiflich machen können, und eben ihre 
Armuth macht fie unempfänglich für die aus dem Ehrenpunkte her⸗ 
genommenen Argumente, die ſie zum Theil nur mit ſtillen Thränen 
auf ihren Aſchenhaufen beantworten“. Zu den ſtillen Tränen ge— 
ſellten ſich ſehr laute und entſchiedene Bedingungen der Vorſtädter 
für ihren Anſchluß an die Stadt: Wegfall ihrer grundherrlichen 
Abgaben, Aufnahme in die ſtädtiſche Feuerſozietät, vollſtändige 
gewerbliche Gleichſtellung mit den Städtern, Befreiung von der 
Mitverpflichtung zur Tilgung der ſtädtiſchen Schulden. Dieſe 
Forderungen wurden teils in einer Geſamteingabe der meiſten 
Vorſtadtgemeinden an die Regierung vom 14. März, teils in zahl⸗ 
reichen Einzelerklärungen in verſchiedener Faſſung immer wieder 
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aufgeſtellt. Das Domkapitel führte in einem geharniſchten Schreiben 
vom 16. März aus: die Eingemeindung in die Stadt, die gar 
kein Recht auf die Vorſtädter habe, bringe dieſen ſo große Nach— 
teile, daß das Kapitel ſeine Untertanen unmöglich zur Bürgerrechts⸗ 
gewinnung „überreden“ könne 139). 

Angeſichts dieſer allgemeinen Klagen und Forderungen wurden 
nachgerade auch die das Einführungswerk leitenden Staatsbehörden 
zweifelhaft, ob man ohne Zugeſtändniſſe und Modifikationen durch— 
kommen werde. Die Regierung ſtellte, vorbehaltlich höherer Ge— 
nehmigung, vier Punkte auf, in denen man den Wünſchen der Vor⸗ 
ſtädter tunlichſt entgegenkommen wollte: Bei den den Vorſtädtern auf⸗ 
zuerlegenden bürgerlichen Steuer- und ſonſtigen Laſten jollte „billige 
Rückſicht“ auf ihre bisherigen Leiſtungen an die Grundherrn ge— 
nommen werden. Die Vorſtädter ſollten nur an den eigentlichen 
Stadtſchulden, aber nicht an der Kriegsſteuer und den Koſten der 
franzöſiſchen Einquartierung 1807/8 teilnehmen. Soweit nicht die 
Zunft⸗ und die Akziſeverfaſſung im Wege ſtänden, ſollten Vorſtädter 
und Städter gleiche gewerbliche Berechtigungen haben. Die Auf— 
nahme der Vorſtädter in die ſtädtiſche Feuerſozietät ſollte näher 
erwogen werden, wenn in den Vorſtädten die Häuſer maſſiv gebaut 
und die Schindeldächer abgeſchafft würden 199). 

Dannenberg glaubte, im Entgegenkommen gegen die begründeten 
Beſchwerden der Vorſtädter über dieſe allerdings wenig bedeutenden 
Zugeſtändniſſe der Regierung erheblich hinausgehen zu müſſen. In 
einem direkten, geheimen Berichte an den Miniſter ſchilderte er am 
17. März die Gründe, warum die Städteordnung, die dem Bürger⸗ 
ſtande „ſeine alte Kraft und Achtung wiederverſchaffen“, jedem die 
„vollkommenſte Freiheit, ſein Vermögen und ſeinen Fleiß auf die 
vortheilhafteſte Art anzuwenden“, ſichern wolle, in Breslau ſo großen 
Schwierigkeiten begegne. Namentlich die „verjährten Vorurteile“ des 
Zunftzwanges ſtänden einem freiwilligen Anſchluſſe der Vorſtädter an 
die Stadtgemeinde entgegen, aber die Zunftverfaſſung aufzuheben, 
ſei unmöglich. „Eine ſolche Maßregel würde einen Teil der Ein: 
wohner gegen den andern bewaffnen.“ Unter dieſen Umſtänden 
würden die bisherigen Verſuche, die Vorſtädter zur Bürgerrechts⸗ 
gewinnung zu bewegen, jedenfalls erfolglos bleiben, und die für 
den Fall der Weigerung angedrohten Maßregeln des $ 23 ſeien 
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unausführbar. Man könne doch unmöglich „13 900 Menſchen ihres 
Eigentums und Gewerbes entſetzen“. Deshalb ſchlug Dannenberg 
vor, diejenigen Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden in den Vor: 
ſtädten, die nicht auf Grund der vier Punkte der Regierung das 
Bürgerrecht freiwillig erwürben, für jetzt nur als Schutzverwandte 
zu betrachten und nicht zum Bürgerwerden zu zwingen. Nur wer 
künftig in den Vorſtädten ein Grundſtück erwerbe oder ein 
„bürgerliches Gewerbe“ beginne, ſolle Bürger werden müſſen 140). 
Zum Glück für das Gelingen des Einführungswerkes verharrte 
der peſſimiſtiſche Berichterſtatter, wie er auch dem Miniſter ver- 
ſprochen hatte, trotz ſeiner geheimen Beſorgniſſe bis auf fernere 
Weiſung bei der Weiterführung ſeiner bisherigen Maßnahmen; ja 
er verdoppelte ſeine Tätigkeit. Am 18. März, nach Vollendung 
der Bürgerrollen für die 38 Bezirke der innern Stadt, wagte man, 
trotz des noch unentſchiedenen Kampfes mit den Vorſtädtern, den 
Termin für die Stadtverordnetenwahlen auf den 6. und 7. April 
feſtzuſetzen, und nun unternahm Dannenberg noch einen letzten, 
energiſchen Verſuch, auch für die 11 Vorſtadtbezirke geſetzmäßige 
Wahlverſammlungen ſtimmfähiger Bürger zuſtandezubringen. In 
einem neuen Rundſchreiben vom 18. März an alle vorſtädtiſchen 
Gerichtsämter appellierte der Kommiſſar an die Gehorſamspflicht 
des königstreuen Staatsbürgers: Verhandlungen über die Befolgung 
der Städteordnung ſeien an ſich unzuläſſig; als gehörig publiziertes 
landesherrliches Geſetz müſſe die Städteordnung unweigerlich aus— 
geführt werden. Ferner wurde auf die vier Punkte der Regierung, 
auf den ſchon früher betonten „Ehrenpunkt“ und auf die mittel⸗ 
baren, für ſpäter zu erwartenden Vorteile aus der neuen Selbſt⸗ 
verwaltung hingewieſen. Das Domkapitel erhielt auf ſeine Vor— 
ſtellung vom 16. März den kurzen Beſcheid: von einer „Über: 
redung“ der Untertanen ſei überhaupt keine Rede geweſen, nur 
von pflichtmäßiger Befolgung eines Geſetzes. Allerdings ſei zu 
wünſchen, daß ein Geſetz wie die Städteordnung, die dem Egoismus 
entgegenarbeiten wolle, nicht nur gezwungen befolgt werde 14). 
Nachdem ſodann Dannenberg in den nächſten Tagen in perſön— 
lichen Verhandlungen mit den Gerichtsbehörden und den Gemeinde: 
vorſtänden der einzelnen Vorſtadtbezirke nochmals alle erdenklichen 
Gründe für die Vereinigung mit der Stadt geltend gemacht hatte, 
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ſpielte er am 25. März feinen letzten Trumpf aus: eine wieder— 
holte, kategoriſche Drohung mit den Strafbeſtimmungen des § 23, 
die er im geheimen ſelbſt für unausführbar hielt. In knappſter 
Form wurden die „eingeſeſſenen oder bürgerliche Gewerbe treibenden“ 
Vorſtädter aufgefordert, ſich an beſtimmten Terminen zur Ableiſtung 
des Bürgereides auf dem Rathauſe einzufinden, „widrigenfalls die 
Ungehorſamen ohnfehlbar werden angehalten werden, ihre Grund— 
ſtücke zu veräußern oder das betriebene Gewerbe niederzulegen“. 
Dieſes letzte, draſtiſche Mittel wirkte. Es erwarben daraufhin in 
den letzten Tagen des März zwar nicht alle Verpflichteten das 
Bürgerrecht, aber doch ſo viele, daß in allen Vorſtadtbezirken 
geſetzmäßige Wahlen vorgenommen werden konnten. Ehe noch 
aus Königsberg ein Beſcheid auf den Bericht vom 17. März ein⸗ 
gelaufen war, hatte Dannenberg, wie Friedrich der Große bei 
Mollwitz, die verlorengegebene Schlacht doch noch gewonnen 142). 
Als dann die vom 30. März datierte Antwort Dohnas am 9. April 
in Breslau eintraf, paßte ſie wenig zu der inzwiſchen veränderten 
Sachlage. Der Miniſter wollte, über Dannenbergs Vorſchläge 
hinausgehend, ſich angeſichts der entgegenſtehenden Schwierigkeiten 
zunächſt mit der Unterſtellung der Vorſtädte unter die ſtädtiſche 
Polizei begnügen und die kommunale Vereinigung ganz vertagen. 
Als ihm aber Maſſow auf Grund eines Berichtes von Dannenberg 
vorſtellte, daß die kommunale Vereinigung inzwiſchen durch die 
auch in den Vorſtädten zuſtandegekommenen Stadtverordnetenwahlen 
tatſächlich ſchon vollzogen ſei, erhob der Miniſter am 24. April 
weiter keine Einwendungen und ſprach nur die Hoffnung aus, daß 
ſich hinſichtlich der zwiſchen Städtern und Vorſtädtern noch bes 
ſtehenden gewerblichen und andern Differenzpunkte „die Anſichten 
weiter ordnen“ würden 149), 

Ehe noch der Widerſtand der Vorſtädter überwunden war, 
hatte der Magiſtrat, wie oben erwähnt, am 18. März unter Mit⸗ 
wirkung Dannenbergs mit der Vorbereitung der Stadtverordneten⸗ 
wahlen begonnen. Man verteilte die in den 49 Bezirken abzu⸗ 
haltenden Wahltermine auf 17 Wahlkommiſſare und auf die Vor- 
und Nachmittage des 6. und 7. April, beſtimmte die Wahllokale, 
Ort, Zeit und Anordnung der die Wahl einleitenden Gottesdienſte, 
den Wortlaut der Zeitungsankündigungen der Wahlen und der 
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jedem Stimmfähigen zuzuſendenden Einladungsſchreiben und endlich 
den Bedarf an Wahlformularen und sutenfilien, unter denen — da 
nach der Städteordnung über die Kandidaten ballotiert werden 
ſollte — je 1800 weiße Kugeln als bejahende und ſchwarze Würfel 
als verneinende Stimmzeichen erſcheinen 14), 

Vom 21.— 23. März verhandelte eine aus Dannenberg, Ober- 
bürgermeiſter Müller, Doſer, Menzel und den bisherigen 12 „Stadt⸗ 
verordneten“ beſtehende Kommiſſion über die Zahl der zu wählenden 
Stadtverordneten und Stellvertreter, über die Verteilung derſelben 
auf die einzelnen Bezirke und über die für die Stimmfähigkeit der 
Bürger maßgebenden Grundſätze. „In Rückſicht der Größe und 
Wichtigkeit hieſiger Stadt“ ſetzte man für die Breslauer Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung die in der Städteordnung zugelaſſene 
Höchſtzahl von 102 feſt; Stellvertreter waren demnach 34 zu 
wählen. Bei den Feſtſetzungen über die Stimmfähigkeit bei den 
Stadtverordnetenwahlen, die uns intereſſante Einblicke in die 
Stimmung und das ſoziale Empfinden der bisherigen Bürgerſchafts⸗ 
vertreter gewähren, führte man die Regel, daß in zweifelhaften 
Fällen immer der Grundbeſitz als „durchſchlagende Qualität“ an⸗ 
zuſehen ſei, mit großer Strenge durch. Bei den meiſten der im 
folgenden genannten Kategorien, die man von der Stimmfähigkeit 
ausſchloß, wurde feſtgeſetzt, daß die dazu gehörigen Grundbeſitzer 
doch das Stimmrecht haben ſollten. Ausgeſchloſſen von der Stimm— 
fähigkeit wurden nicht nur nach $ 74 der Städteordnung alle 
Magiſtratsmitglieder, ſondern auch „nach der Analogie“ des be— 
treffenden Paragraphen alle ſtädtiſchen Beamten mit Ausnahme 
der Grundbeſitzer. Während man bei allen Zunftmeiſtern ohne 
weiteres annahm, daß ſie die von der Städteordnung geforderten 
200 Taler Einkommen beſäßen und damit ſtimmberechtigt ſeien, 
wurden von den Geſellen nur die Grundbeſitzer zugelaſſen. Aus⸗ 
geſchloſſen wurden, abgeſehen von den zugehörigen Grundbeſitzern, 
alle „Marktzieher, Kraftmehler, Gaſſenſchlächter und überhaupt 
ſolche Perſonen, welche keine eigentliche, beſtändige, bürgerliche 
Nahrung, ſondern nur vorübergehende Gewerbe treiben“, ferner 
„alle diejenigen, welche in Rückſicht auf zünftige Gewerbe mit dem 
Namen Pfuſcher bezeichnet werden“. Nur zwei Kategorien ſollten 
nicht einmal durch Grundbeſitz die Stimmfähigkeit erhalten können: 
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„Hurenwirthe und alle diejenigen, ſo ähnliche ehrloſe Gewerbe 
treiben“, und endlich — der Scharfrichter, der zwar „nach dem 
Geſetz nicht unehrlich iſt, doch die öffentliche Meinung gegen ſich 
hat“. Der Scharfrichter ließ ſich übrigens dieſe für die Haupt— 
und Reſidenzſtadt etwas mittelalterlich-rückſtändige Behandlung nicht 
widerſpruchslos gefallen, und der Magiſtrat konnte ſeine Beſchwerde 
nur mit der Ausrede zurückweiſen, man habe ihn nicht als Scharf⸗ 
richter, ſondern als ſtädtiſchen Beamten vom Stimmrecht aus— 
geſchloſſen 149). 

Weniger engherzig zeigte man ſich bei der Zulaſſung der Juden 
zum Bürgers und Stimmrecht. Hatte man die Juden, zu ihrer 
lebhaften Genugtuung, ſchon Ende 1808 an der Bildung der 
Bürgergarde teilnehmen laſſen, ſo bereitete der Magiſtrat nach 
der Bekanntmachung der Städteordnung auch ihrer Bürgerrechts⸗ 
erwerbung keine Schwierigkeiten. Ja, um die Juden „möglichſt 
den Chriſten zu aſſimilieren“, ließ man ſie auf ihren Wunſch den 
Bürgereid in der Ratsſtube ableiſten, während ſonſt die Vereidigung 
in der Synagoge üblich war. Dementſprechend begegnete auch ihre 
Zulaſſung zum Stimmrechte in der Kommiſſion keinem Widerſpruche. 
Bald darauf machte ſich allerdings ſowohl in der Bürgerſchaft wie 
in der Stadtverordnetenverſammlung eine den Juden weniger freund⸗ 
liche Stimmung geltend 100). 

Eine bezeichnende Meinungsverſchiedenheit zeigte ſich bei den 
Kommiſſionsverhandlungen und in einem anſchließenden Briefwechſel 
zwiſchen dem ſpäteren Stadtverordnetenvorſteher Moriz, dem Ober⸗ 
präſidenten, der Regierung und Dannenberg hinſichtlich der Vor— 
ſchrift der Städteordnung, daß zur Stimmfähigkeit 200 Taler 
jährliches „reines Einkommen“ nötig ſeien. Moriz vertrat die 
mehr plutokratiſche Auffaſſung, es ſei damit ein Vermögensertrag 
von 200 Talern, nicht der Erwerb überhaupt gemeint. 200 Taler 
Erwerb habe ſchließlich jeder Holzhacker in Breslau. Auch die 
Regierung glaubte, die Beſtimmung auf eine Vermögensrente deuten 
zu müſſen, weil ſonſt in Breslau viele Tagelöhner ſtimmfähig 
werden und dadurch „die Verwaltung des Gemeindeweſens ſehr 
gefährden“ könnten. Aber Dannenberg und mit ihm die Mehrheit 
der Kommiſſion erblickten in dem „reinen Einkommen“ den „wirt: 
lichen jährlichen Erwerb nach Abzug gewerblicher Betriebsunkoſten“. 
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„Es ſcheint mir“, ſchrieb Dannenberg der Regierung, „nicht in dem 
Geiſte der Städteordnung zu liegen, daß bloß Begüterte an der 
Stimmfähigkeit Anteil nehmen ſollen. Nur ganz Unvermögende, 
die ſich vielleicht durch angebotene Vorteile möchten verleiten 
laſſen, find davon ausgeſchloſſen“ 147), 

Nach den erwähnten von der Kommiſſion aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen waren in Breslau, bei einer Geſamtbevölkerung von rund 
57 800 Seelen, unter 4340 Bürgern 3831 Stimmfähige. Die 
49 Stadtbezirke hatten alſo durchſchnittlich kaum 80 Wähler. 
Man hätte glauben ſollen, daß ſo kleine, nahe beieinander wohnende 
Wählerſchaften ſich leicht über die zu wählenden Perſonen hätten 
verſtändigen können. Aber man ſtand derartigen Geſchäften noch 
ganz ungeübt und ratlos gegenüber. Noch wenige Tage vor der 
Wahl wurde dem Magiſtrat und Dannenberg von verſchiedenen 
Seiten aus der Bürgerſchaft vorgeſtellt: in einer großen Stadt wie 
Breslau wären auch die nächſten Nachbarn zu wenig miteinander 
bekannt. Es ſei unmöglich, die Wahlen gehörig vorzubereiten, 
wenn nicht die Liſten der in jedem Bezirke Stimmfähigen, alſo 
auch Wählbaren durch den Druck veröffentlicht würden. In der 
Städteordnung war zwar nichts derartiges vorgeſehen, aber der 
Wunſch erſchien billig, und ſo wurden ſchleunigſt die Bürgerrollen 
ſelbſt in die Druckerei gegeben, und die gedruckten Liſten noch in 
letzter Stunde an die Wähler verteilt 10). 

Die würdige Geſtaltung der religiöſen Feier, mit der am 6. April 
die Stadtverordnetenwahlen eingeleitet wurden, hatte die Behörden 
ſchon längſt lebhaft beſchäftigt. Miniſter Graf Dohna hatte ſchon 
am 3. Februar gemahnt, man ſolle in Breslau, wie es mit gutem 
Erfolge in Königsberg geſchehen ſei, die Wählerſchaft „durch Predigten 
in echt chriſtlichem Sinne in die religiöfe Stimmung verſetzen laſſen, 
in welcher ein ſo edles und großes Werk begonnen werden muß, 
wenn es gedeihen ſoll“. Maſſow legte am 11. März Dannenberg 
beſonders ans Herz, den Gottesdienſt „überall mit imponierendem 
Anſtande und Würde anzuordnen, damit allen Frivolitäten, die 
hier mehr als anderwärts zu beſorgen ſind, vorgebeugt werde“. 
So wurden denn am Morgen des 6. April in den ſechs lutheriſchen 
und neun katholiſchen Kirchen, der reformierten Hofkirche und der 
Synagoge feierliche Gottesdienſte abgehalten. In den latholiſchen 
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Kirchen eröffnete der Geſang „Veni Sancte Spiritus“ die Feier. 
Für die Predigt war den Geiſtlichen kein beſtimmter Text vor⸗ 
geſchrieben worden, ſondern nur eine „kurze, dem Gegenſtande ſich 
anpaſſende Rede“ von 25 Minuten, in der die Prediger „Tich aller 
Ausfälle auf den löblichen Magiſtrat enthalten und die Bürger 
ermahnen ſollten, ohne alle perſönliche Rückſichten“ die Würdigſten 
und Fähigſten zu wählen. In den evangeliſchen Kirchen predigte 
man über den vom Magiſtrat vorgeſchriebenen Text Jeremias 29, 7: 
„Suchet der Stadt Beſtes und betet für ſie zum Herrn; denn wenn 
es ihr wohlgeht, ſo geht es Euch auch wohl!“ „Man hat alle 
Urſache“, berichtete der Oberpräſident dem Miniſter, „ſowohl mit 
den in den latholiſchen als proteſtantiſchen Kirchen gehaltenen 
Vorträgen zufrieden zu ſein“. Ebenſo vollzogen ſich die an den 
Gottesdienſt anſchließenden Wahlakte „mit der größten Ruhe und 
Ordnung“ 149), 

Die allgemeine Wahrnehmung, daß die Stadtverordnetenwahlen 
von 1809 einen „Sieg des kleinen Mannes“, des Kleingewerbe— 
ſtandes, eine entſchiedene Niederlage für die früheren „Eximierten“, 
das Beamtentum und die gelehrten Berufe bedeuteten, gilt in 
hervorragendem Maße auch für Breslau. In Königsberg, wo das 
Ergebnis die Bureaukratie unliebſam überraſchte, befanden ſich 
unter 136 Gewählten 49 Kaufleute, 71 „Kleinbürger“, 4 Juden 
und immerhin noch 12 „Eximierte“. Die Berliner wählten einen 
„Eximierten“, den früheren Kammerpräſidenten von Gerlach zum 
Stadtverordnetenvorſteher und dann zum Oberbürgermeiſter. Da⸗ 
gegen unter den 136 in Breslau gewählten Stadtverordneten und 
Stellvertretern war kein Juriſt, kein Arzt, kein Apotheker, von 
Beamten nur der Bauinſpektor, ſpätere Stadtbaurat Knorr. An 
„Akademikern“ waren nur gewählt: der Propſt Rahn bei St. Bern⸗ 
hardin, ein Erbſaß und Privatlehrer, der früher Theologie, und ein 
Kaufmann, der früher Jura ſtudiert hatte. Die Judenſchaft war 
unter den Gewählten garnicht vertreten. Das Gros der 136 Stadt⸗ 
verordneten und Stellvertreter bildeten 40 Kaufleute und Fabrikanten, 
22 Gaſtwirte und Deſtillateure und 60 Handwerker 150), 

Zur Kenntnis der einzelnen Perſönlichkeiten in Breslaus erſter 
Stadtverordnetenverſammlung beſitzen wir eine ſcheinbar ſehr wert⸗ 
volle „authentiſche“ Quelle in dem mit kurzen Charakteriſtiken ver: 
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ſehenen Verzeichniſſe der neuen Magiſtratsmitglieder, Stadtver⸗ 
ordneten und Stellvertreter, das der Oberpräſident von Maſſow 
auf Wunſch des Miniſters Grafen Dohna dieſem am 6. Mai ein⸗ 
reichte. Aber bei näherer Einſicht in dieſe Liſte finden wir uns 
etwas enttäuſcht. Nur wenigen Namen ſind wirklich bezeichnende, 
die Kenntnis der Perſönlichkeit bereichernde Angaben oder Urteile 
beigefügt. Meiſt hilft ſich der Oberpräſident mit allgemeinen, 
wohlwollenden Wendungen, wie „ein guter, braver Bürger“ oder 
„ein ſolider, wackerer, rechtlicher Mann“ oder nur „fromm und 
bieder“, „rechtlich und gebildet“. Manchmal heißt es: „es iſt 
nichts Nachteiliges bekannt“, und nur etwa zehnmal wird das 
ſchlechteſte Prädikat „mittelmäßig“ oder „ein mittelmäßiges Subjekt“ 
ausgeteilt, was allerdings ſchon genügte, um den Miniſter zu einem 
Tadel über die große Zahl der „mittelmäßigen Subjekte“ zu ver⸗ 
anlaſſen ). Zur Erklärung dieſer auffallenden Farbloſigkeit der 
amtlichen Liſte muß man berückſichtigen, daß das friderizianiſche 
Stadtregiment nicht dazu angetan geweſen war, große ſtaats— 
männiſche Talente des Bürgerſtandes, die ſich etwa „in der Stille 
gebildet“ hätten, ans Licht der Offentlichkeit zu ziehen. Die beſten 
Bürger waren für den alten Polizeiſtaat im allgemeinen die, von 
denen die Behörden am wenigſten wußten. So erklärt es ſich, 
daß der Oberpräſident über manchen der Gewählten von 1809 
nichts Beſonderes zu ſagen hat, der ſich doch für uns von der 
Menge der Namenloſen, bald wieder Vergeſſenen deutlich abhebt. 
In der für Maſſows Auffaſſung ſo wenig gegliederten Maſſe 
findet unſre heutige Kenntnis doch eine Anzahl intereſſanter Einzel 
erſcheinungen und bezeichnender Gegenſätze. 

Neben einfachen Handwerkern und Kleinhändlern, die kaum 
ihren Namen ſchreiben konnten, und denen Maſſow mit dem Prä⸗ 
dikat „ohne ſonderliche Kultur“ kein Unrecht tat, finden wir Männer 
wie Breslaus erſten Stadtverordnetenvorſteher, den Kaufmannsälteſten 
Johann Wolfgang Moriz und den Protokollführer der Verſamm⸗ 
lung, den Bäckerälteſten Karl Samuel Stienauer, die ihre Standes- 
genoſſen nicht nur an natürlichen Anlagen, ſondern auch an viel 
ſeitiger, durch Anſchauung ausländiſcher Verhältniſſe bereicherter 
allgemeiner Bildung weit überragten. Wir finden hochverdiente, 
idealgeſinnte Förderer ihres Gewerbes, wie den Beſitzer der Stadt⸗ 
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buchdruckerei Johann Auguſt Barth, Schöpfer neuer, heute noch 
blühender Induſtriezweige, wie den Schrotgießer Ernſt Friedrich 
Ohle, Urheber hervorragender wohltätiger Stiftungen, wie den 
Färber Heinrich Theodor Claaſſen. Hier kleine Leute, die mit 
dem Groſchen rechnen mußten, und die ſchon ihre Dürftigkeit 
hinderte, über den engen Rahmen ihrer Werkſtatt oder ihrer Gaſſe 
hinaus den Blick auf das Große, Ganze zu richten — dort Männer 
von bewährtem, opferwilligem Gemeinſinne und Patriotismus, wie 
Stienauer, der Propſt Karl Ludwig Rahn, der Drechsler Johann 
Konrad Seeling, der Sattler Johann Hennig, der Wachszieher 
Bernhard Supper, die Kaufleute Ferdinand Schiller, Siegmund 
Lebrecht Schlegel, Karl Heinrich Schwarz und andre Vertreter der 
Breslauer Kaufmannſchaft, die unter Führung von Moriz in den 
Jahren 1807 und 1808, zwar nicht ohne Bedenken und Bedingungen, 
aber doch ſchließlich mit rühmlicher Bereitwilligkeit den Staat bei 
der Abzahlung der franzöſiſchen Kontribution mit Darlehnen und 
Bürgſchaften im Betrage von vielen Millionen unterſtützt hatte. 
Selbſt unter Männern, die an Beruf und Bildung einander nahe— 
ſtanden, finden wir bezeichnende Gegenſätze. Hier ein früherer 
Theologe und Privatlehrer, ein durch Rechthaberei und Streitſucht 
zur kommunalen Tätigkeit wenig geeigneter Mann, der ſpäter als 
Protokollführer der Verſammlung das Verhältnis zwiſchen Magiſtrat 
und Stadtverordneten ungünſtig beeinflußt zu haben ſcheint — dort 
Propſt Rahn, ein unermüdlicher Helfer und Anwalt der Notleidenden 
aller Art, ein eifriger Hüter der öffentlichen Sittlichkeit, hochverdient 
um die Neugeſtaltung der Armenpflege und des Schulweſens, die 
treibende Kraft bei der Errichtung der höheren Bürgerſchule am 
Zwinger 165). 

Alles in allem fehlte es alſo der erſten Stadtverordnetenver— 
ſammlung neben der Mittelmäßigkeit, die ſelbſt in großer, ver: 
antwortungsvoller Zeit das ausgetretene Gleis nicht verlaſſen kann, 
gewiß nicht an Männern, welche die Bedeutung des Augenblicks 
voll verſtanden, die mit beſtem Willen, die durch die neue Selbſt⸗ 
verwaltung der Bürgerſchaft auferlegten Pflichten in weiteſtem 
Umfange zu erfüllen, auch die erforderliche Kraft und Einſicht 
verbanden. Freilich bewegten ſich ſelbſt die tüchtigſten, leitenden 
Kräfte unter den Stadtverordneten bei der völligen Neuheit der 
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ihnen zugefallenen Pflichten und Aufgaben zunächſt noch mit un⸗ 
ſicheren Schritten auf ſchwankendem Boden. Vor allem mußten 
ſie anfänglich gerade durch ihren idealen Schwung und ihre friſche 
Schaffenskraft fortwährend zur Überſchreitung der ihrem Wirken 
durch geſetzliche Beſtimmungen und ſonſtige Umſtände gezogenen 
Grenzen verleitet werden. Auf Schritt und Tritt ſtieß die bürger⸗ 
liche Logik ſchon bei den erſten Maßnahmen der neuen Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung mit dem Buchſtaben, aber auch manchmal 
mit dem Geiſte der Geſetze zuſammen. 

Wenige Tage nach der Wahl, am 11. April, fand die Prüfung 
der Wahlprotokolle ſtatt, bei der die bisherigen zwölf „Stadt⸗ 
verordneten“ zum letzten Male in Tätigkeit traten“), und am Vor⸗ 
mittage des 17. April erfolgte im Gymnaſium zu St. Maria 
Magdalena die Eröffnungsſitzung der neuen Verſammlung. Der 
Oberſyndikus Menzel „proklamierte“ die Erſchienenen als die „rechts 
mäßig gewählten und obrigkeitlich beſtätigten Stadtverordneten 
hieſiger Haupt und Reſidenzſtadt“ und begrüßte fie mit herzlichen 
Wünſchen für eine gedeihliche Wirkſamkeit, allerdings auch mit der 
Mahnung, der Bürgerſchaft an „Achtung, Vertrauen und Gehorſam 
gegen die rechtmäßige Obrigkeit“ mit gutem Beiſpiele voranzugehen. 
Die Exemplare der Städteordnung und des Verzeichniſſes der 
Stadtbezirke, die er dabei der Verſammlung überreichte, waren mit 
dem alten Stadtfiegel geſchmückt, durch deſſen Unterjchrift „Senatus 
Populusque Wratislaviensis“ man ſich an die „alte republikaniſche 
Verfaſſung der Stadt“ erinnert fühlte 160). 

Bei dem darauffolgenden erſten Geſchäfte, der Wahl des Vor⸗ 
ſtandes, bewieſen auch die kleinbürgerlichen Elemente der Ver— 
ſammlung ihre Achtung vor höherer Bildung und erprobter Tüchtigkeit. 
Die Wahl zum Vorſteher fiel faſt einſtimmig auf den Kaufmanns⸗ 
älteſten Moriz. Der zu ſeinem Stellvertreter gewählte Kaufmann 
Johann Gottlieb Müller, der früher Juriſt geweſen war, wurde 
bald darauf zum unbeſoldeten Stadtrat gewählt und durch den 
Kaufmann Ferdinand Schiller erſetzt. Protokollführer wurde Propſt 


*) Am 9. Juni ſandte ihnen der Magiſtrat mit einem anerkennenden Begleit- 
schreiben die auf ihren Wunſch von der Regierung ausgeſtellten „Dimiſſorialien“ 
(Entlaſſungsurkunden). 
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Rahn, ſein Stellvertreter der Bäckerälteſte Stienauer. Aber mit 
der ſonſt ſehr zweckmäßigen Wahl Rahns beging man ſchon den 
erſten Verſtoß gegen die Städteordnung, da ihr $ 116 alle „wirt 
lichen Staatsdiener“, zu denen nach dem Allgemeinen Landrechte 
auch die Geiſtlichen gehörten, aus dem Vorſtande der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ausſchloß. Die Regierung ſchrieb denn 
auch bald an Dannenberg, die Wahl ſei, trotz aller perſönlicher 
Tüchtigkeit Rahns, geſetzlich unzuläſſig. Moriz bemühte ſich zwar 
lebhaft, unter Hinweis darauf, daß Rahn ſchwer zu erſetzen ſei, 
um Zurücknahme der Verfügung. Aber ſchließlich mußte man ſich 
einem ausdrücklichen Befehle des Miniſters fügen. An Rahns 
Stelle trat Mitte Juni Stienauer; deſſen Stellvertreter wurde der 
Buchdrucker Barth 1). 

Auch die am Nachmittage des 17. April vollzogene Wahl der 
je 49 Bezirksvorſteher und Stellvertreter führte zu Beanſtandungen, 
da ſich die Stadtverordneten in drei Fällen über die Beſtimmung 
der Städteordnung, daß die zu Wählenden Grundbeſitzer ſein 
müßten, hinweggeſetzt hatten. Als der Magiſtrat die Beſtätigung 
dieſer Wahlen ablehnte, verſuchten es die Stadtverordneten auch 
hier mit Gegenvorſtellungen. Sie erklärten, es komme doch auf 
den Geiſt des Geſetzes an. Würden die Gewählten nicht beſtätigt, 
ſo müßte man vielleicht drei „minder Brauchbare“ wählen, „welches 
aber unmöglich der königlichen Intention gemäß ſeyn kann“. Der 
Magiſtrat wendete ſich nun an Dannenberg, der aber jedes Ab- 
weichen vom Geſetze für unzuläſſig erklärte 15). 

Beſſeren Erfolg hatten die Stadtverordneten mit einem am 
18. April gefaßten Beſchluſſe, der ſich zwar auch gegen eine Be— 
ſtimmung der Städteordnung richtete, der aber jedenfalls ihrer 
Denkungsart alle Ehre machte. Einſtimmig beſchloſſen ſie, als 
erſte Kundgebung nach ihrer „völligen Konſtituierung“ ein Schreiben 
an den König zu richten, in dem ſie, neben ihrem Danke für die 
durch Erlaß der Städteordnung bewieſene „landesväterliche Huld 
und Gnade“, die Bitte ausſprachen, „als Männer ohne Anſprüche 
und eitle Anmaßung, die ſich erſt in Zukunft um ihre Mitbürger 
verdient machen ſollen“, ſich der ihnen durch die Städteordnung 
zugedachten goldenen Amtsketten und Medaillen „beſcheiden enthalten 
zu dürfen“. Dieſe Kundgebung, zu der außer dem ausgeſprochenen 
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Beweggrunde der Beſcheidenheit gewiß auch der Wunſch geführt 
hatte, der Stadtgemeinde die für jene Zeit immerhin erheblichen Ans 
ſchaffungskoſten zu erſparen, verſetzte die Staatsbehörden anfänglich 
in eine gewiſſe Verlegenheit. Die Regierung erklärte am 25. April 
dem Miniſter, ohne ſich beſtimmt für oder gegen den Antrag der 
Stadtverordneten auszusprechen: Einerſeits würde die Beſchaffung 
ſovieler Ketten und Medaillen erhebliche Koſten verurſachen; 
andrerſeits ſei zu befürchten, daß der gerade in der Provinzial— 
hauptſtadt ausgeſprochenen Verzicht als „Nichtachtung einer äußeren 
Auszeichnung“ verſtanden werden könne. Auch gäbe vielleicht die 
Beobachtung des vorgeſchriebenen Zeremoniells den Beteiligten 
„mehr Ernſt und äußere Würde“. Der Miniſter antwortete am 
16. Mai: die Beweggründe der Stadtverordneten ſeien Löblich, 
aber die Sache habe „allerdings ihre zwei Seiten“, und nur, weil 
die in der Städteordnung vorbehaltenen näheren Beſtimmungen 
über die Form der Ketten und Medaillen noch nicht erlaſſen ſeien, 
könne man den Stadtverordneten vorläufig geſtatten, ſich als Amts- 
tracht mit ſchwarzer Kleidung zu begnügen. Tatſächlich hat dieſer 
„vorläufige“ Zuſtand, wahrſcheinlich weil auch ſonſt Bedenken 
gegen die koſtſpieligen Ehrenzeichen laut geworden waren, noch mehr 
als 30 Jahre gedauert, und erſt unter Friedrich Wilhelm IV. wurde 
die gutgemeinte, aber den Verhältniſſen von 1808 wenig entſprechende 
Vorſchrift der Städteordnung ausgeführt 159), 

Zwei weitere zweifelhafte und ſtrittige Fragen, die ſchon in den 
erſten Anfängen der Stadtverordnetenverſammlung zur Erörterung 
kamen, waren: die Stellung der aus Magiſtratsmitgliedern, Stadt⸗ 
verordneten und andern Bürgern zu bildenden Deputationen zu 
beiden ſtädtiſchen Kollegien und die Reihenfolge der Einberufung 
der Stellvertreter. Über die Frage, für welche ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungszweige Deputationen gewählt werden ſollten, hatte die 
Städteordnung zwar eine Reihe allgemeiner Geſichtspunkte auf— 
geſtellt, aber weiteres beſonderer örtlicher Feſtſetzung je nach dem 
Bedürfniſſe überlaſſen. Daß dieſe Feſtſetzung in dem zwiſchen 
Magiſtrat und Stadtverordneten zu vereinbarenden Geſchäfts⸗ 
reglement erfolgen ſollte, war in der Städteordnung wenigſtens 
angedeutet. Trotzdem nahmen die Stadtverordneten die alleinige 
Entſcheidung dieſer Frage ſofort für ſich in Anſpruch. Ohne 
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weitere Verſtändigung mit dem Magiſtrat wählten ſie ſchon am 
18. April die aus der Stadtverordnetenverſammlung und der 
Bürgerſchaft zu entnehmenden Mitglieder für diejenigen zehn Depu— 
tationen, die ſie für nötig hielten. Dieſer Übereifer hatte keinen 
weiteren praktiſchen Erfolg, als daß die Wahlen, nach inzwiſchen 
erfolgter Regelung der Frage durch das Geſchäftsreglement, am 
4. Mai noch einmal vorgenommen werden mußten. Doch zeigte ſich 
ſchon hier das ſpäter noch öfters zu Streitigkeiten führende Be— 
ſtreben der Stadtverordneten, möglichſt ausſchließlichen Einfluß 
auf die Zuſammenſetzung und Geſchäftsführung der Deputationen 
zu gewinnen 157), 

Die Frage, in welcher Reihenfolge die Stadtverordneten-Stell⸗ 
vertreter einberufen werden ſollten, wurde zum erſten Male ſtrittig, 
als verſchiedene Stadtverordnete infolge ihrer Wahl zu unbeſoldeten 
Stadträten ausſcheiden mußten. Die etwas unklare Beſtimmung 
der Städteordnung verſtanden die Stadtverordneten dahin, daß 
diejenigen Stellvertreter einrücken ſollten, die in dem Bezirke, dem 
der Ausgeſchiedene angehört hatte, die meiſten Stimmen erhalten 
hätten. Der Magiſtrat dagegen meinte, es müßten ohne Rückſicht 
auf die Bezirkszugehörigkeit diejenigen einrücken, die überhaupt, 
unter allen Stellvertretern, die höchſte Stimmenzahl hätten. Der 
Magiſtrat konnte ſich, außer auf Zweckmäßigkeitsgründe, auch darauf 
berufen, daß nach dem Geiſte der Städteordnung die Stadt⸗ 
verordneten nicht nur ihren Wahlbezirk, ſondern die ganze Bürger: 
ſchaft vertreten ſollten. Trotzdem haben ſich die Stadtverordneten 
zwar für diesmal der Magiſtratsauffaſſung anbequemt, aber in 
ſpäteren Jahren noch wiederholt ihren Bezirks-Standpunkt ver⸗ 
treten 159), 

So zeigte ſich ſchon bei den erſten Schritten der Stadtverordneten, 
daß es ihnen trotz redlichen Bemühens nicht ganz leicht werden 
würde, ſich in die ihnen durch das Geſetz zugewieſene Stellung 
innerhalb der neuen Selbſtverwaltung hineinzufinden. Bei den Ber 
ratungen über die zu entwerfenden neuen Verwaltungsordnungen 
und bei der Neugeſtaltung des Magiſtrats mußte dies noch ſchärfer 
hervortreten. 
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Kapitel 7. 


Heue Verwaltungsorduungen. 


Neben der allgemeinen Grundlage, welche die Städteordnung 
für die Neugeſtaltung der Stadtverwaltung geſchaffen hatte, waren 
örtliche Ausführungs- und Ergänzungsbeſtimmungen vorgeſehen, 
in denen der verſchiedenen Größe der Städte und ihren ſonſtigen, 
in natürlichen Bedingungen oder in der geſchichtlichen Entwicklung 
wurzelnden Beſonderheiten Rechnung getragen werden ſollte. Ein 
Geſchäftsreglement ſollte die künftige Zuſammenſetzung und Tätigkeit 
der neuen Selbſtverwaltungsorgane nach dem beſonderen Bedürfniſſe 
näher beſtimmen. Ein Statut ſollte, rückwärtsſchauend, feſtſtellen, 
was von den der Stadt von alters her durch ihren Landesherrn 
verliehenen „Privilegien und Konzeſſionen“ oder von früheren, 
ſtaatlich genehmigten Gemeindebeſchlüſſen mit der Städteordnung 
noch vereinbar ſei und darum weiter in Geltung bleiben dürfe. 
Dieſe beiden Verwaltungsordnungen ſollten noch von dem alten 
Magiſtrat entworfen, den neugewählten Stadtverordneten zur 
Außerung vorgelegt und der Regierung zur Beſtätigung ein 
gereicht werden. 

Der vom Oberſyndikus Menzel verfaßte, am 19. April 1809 
vom Magiſtrat genehmigte Entwurf eines „Geſchäftsreglements 
für den künftigen Magiſtrat der Königlichen Haupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Breslau“ hat zwar, ebenſo wie das Statut, niemals aus: 
drückliche ſtaatliche Beſtätigung gefunden, hat aber doch Jahrzehnte⸗ 
lang im weſentlichen als Richtſchnur für die Stadtverwaltung 
gedient. Menzel vollzog in ſeinem Entwurf die Anwendung der 
Städteordnung auf die Breslauer Verhältniſſe mit ſicherer Hand. 
Dannenberg beanſtandete an der „anerkennenswerten gründlichen“ 
Arbeit nur das eine, daß ſie gelegentlich hiſtoriſche Nachrichten 
bringe, die eigentlich in einem Geſetze überflüſſig ſeien 8). Jeden: 
falls ließ ſich Menzel durch geſchichtliche Reminiszenzen nicht ab⸗ 
halten, überall in ſeinem Entwurfe, auch hinſichtlich der ſpäter von 
den Stadtverordneten jo heftig bekämpften Trennung der Rechts- 
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pflege und der Polizei von der Stadtverwaltung, durchaus auf 
den Boden der Reformgeſetzgebung zu treten. 

Bisher war das Stadtgericht eine Abteilung des „kombinierten 
Magiſtrats“ geweſen, und einzelne Zweige der Rechtspflege, wie 
das Hypothekenweſen und die Teſtamentsſachen, waren nicht vom 
Stadtgericht, ſondern teils vom „kombinierten“ Magiſtrat, teils 
vom Polizeimagiſtrat bearbeitet worden 100. Nunmehr ſollten nach 
dem Entwurfe die Mitglieder des Stadtgerichts und des Waiſen— 
amts ganz aus dem Magiſtrat ausſcheiden und dieſer „mit Gegen- 
ſtänden der Rechtspflege nichts mehr zu tun haben“. Ferner ſollte 
neben den Magiſtrat eine beſondere „Ortspolizeibehörde“ treten, 
deren Leiter, ebenſo wie die Räte des Stadtgerichts, als nicht mehr 
zum Magiſtrat gehörig, der Wahl der Stadtverordneten nicht unter- 
ſtand“). Das Beſoldungsweſen der Magiſtratsmitglieder und der 
Beamten des Stadtgerichts, welche die Stadt auch nach der Abtrennung 
des Gerichts weiter beſolden mußte, wurde durch den Entwurf in 
zweckmäßiger Weiſe vereinfacht. Die Einkünfte der Beamten floſſen 
bisher aus ſehr verſchiedenen Quellen. Zu dem aus der Kämmerei— 
fajje, der eigentlichen „Stadthauptkaſſe“, gezahlten feſten Gehalte 
(Salarium fixum) traten die ſchwankenden Einnahmen aus den 
„Siegelgeldern“ und ſonſtigen Sporteln, die bei gerichtlichen, aber 
auch bei gewiſſen Verwaltungsakten von den Parteien gezahlt 
wurden, ferner allerlei Remunerationen und Gratifikationen aus 
den vielen ſtädtiſchen Sonderkaſſen (Ziegel-, Forts, Judenamtslaſſe, 
Hoſpitalkaſſen ꝛc.). Der Entwurf beſtimmte nun, daß die Sportel⸗ 
einnahmen der einzelnen Beamten nach dem Durchſchnitte der letzten 
ſechs Jahre vor dem Kriege fixiert und dem feſten Gehalte zu— 
geſchlagen werden ſollten. Die bisher von der Kämmereikaſſe ganz 
unabhängige Sportelkaſſe ſollte nur noch als Annahmeſtelle für die 
Parteien fortbeſtehen, aber ihre Beſtände an die Kämmereikaſſe 
abliefern). 

Die Zahl der Mitglieder des geſamten Magiſtrats, einſchließlich 
des Stadtgerichts, die nach dem Rathäuslichen Reglement von 1748 
auf 20 (2 Direktoren, ein Bürgermeiſter, 13 Ratmänner, je 2 Syndiei 
und Secretarii) feſtgeſetzt und durch die Anſtellung eines zweiten 
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Polizeidirektors, 1790 auf 21 geſtiegen war, konnte jetzt, ſoweit 
es ſich um beſoldete Mitglieder handelte, infolge der Abtrennung 
der Rechtspflege und der Polizei und des Zutritts unbejoldeter 
Stadträte“) natürlich verringert werden. Immerhin glaubte der 
bisherige Magiſtrat, wie er in einer Anmerkung zu dem Entwurfe 
„auf Pflicht und Gewiſſen“ verſicherte, im Intereſſe eines „guten 
und ſchnellen Geſchäftsganges“ bei der Bemeſſung des künftigen Be— 
darfs das Höchſtmaß der Städteordnung, ſechs beſoldete Magiſtrats⸗ 
mitglieder, erheblich überſchreiten zu müſſen. Der Entwurf forderte 
an Beſoldeten: einen Oberbürgermeiſter, je einen „gelehrten“ (d. h.: 
rechtsgelehrten) Bürgermeiſter und Syndikus, zwei weitere „gelehrte“ 
Stadträte, einen Kämmerer und je zwei Stadträte für das Baufach 
und für das Forſt⸗ und Okonomieweſen. An Unbeſoldeten waren 
zwölf Stadträte vorgeſehen““). 

Über die Verteilung der Geſchäfte unter die Magiſtratsmitglieder, 
die im einzelnen „der Einſicht und dem pflichtmäßigen Ermeſſen“ 
des Oberbürgermeiſters überlaſſen blieb, gab der Entwurf nur 
einige allgemeine Vorſchriften. Dem Oberbürgermeiſter wurde, 
außer ſeiner leitenden Tätigkeit als „Chef des geſammten Magiſtrats“, 
noch ein reichliches Maß an Einzelarbeit zugewieſen: die Auſſicht 
über die Geſchäftsführung der Deputationen, die Vorbereitung der 
Magiſtrats⸗ und Stadtverordnetenwahlen, die Beamtenanſtellungs⸗ 
ſachen und die Führung der Konduitenliſten. Die Bearbeitung 
des Gehalts- und Penſionsweſens ſollte er gemeinſam mit dem 
Kämmerer übernehmen; bei der Aufficht über das Kämmereiweſen 
und der Bearbeitung der Kirchen-, Schul- und Stiftungsſachen 
unterſtützten ihn der Bürgermeiſter und der Syndikus. Alle „die 
Grundverfaſſung und die Privilegia der Stadt betreffenden Anz 
gelegenheiten und die damit in Verbindung ſtehende Aufficht über 
das Stadtarchiv“ hatten der Bürgermeiſter und der Syndikus zu 
beſorgen. Der Syndikus ſollte bei Prozeſſen der Stadt, ſofern 
er ſie nicht ſelbſt führte, den damit beauftragten „Juſtizkommiſſarius“ 


*) Auch daß die Secretarii ſpäter nicht zum Magiſtrat, ſondern zu den 
„Unterbeamten“ gerechnet wurden, iſt bei Vergleichung der Mitgliederzahl des 
Magiſtrats vor und nach der Städteordnung zu berückſichtigen. 
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(Rechtsanwalt) informieren und kontrollieren und den Stadt⸗ 
verordneten nötigenfalls als rechtsverſtändiger Gutachter dienen. 
In die Bearbeitung der Innungs- und Gewerbeſachen, dieſer 
„wichtigen und weitläufigen Branche der magiſtratualiſchen Geſchäfts⸗ 
verwaltung“, ſollten ſich alle „gelehrten“ Stadträte mit den Un- 
beſoldeten teilen. Im übrigen beſtand ein großer Teil der Arbeit 
der einzelnen Magiſtratsglieder in der leitenden Tätigkeit oder 
ſonſtigen Mitwirkung in den einzelnen Deputationen, die ſie nach 
Anweiſung des Oberbürgermeiſters übernehmen mußten “). 

Die Feſtſetzungen des Geſchäftsreglements über die Verteilung 
der Geſchäfte und Befugniſſe zwiſchen dem Magiſtrat, den De: 
putationen und der Stadtverordnetenverſammlung ſind für die 
Weiterentwicklung der Stadtverfaſſung und -verwaltung von bes 
ſonderer Bedeutung. „Das Magiſtratscollegium“, ſagt der Entwurf, 
„teilt ſich 1. in das Plenum, 2. in mehrere einzelne Deputationen“ **). 
Damit trat dem Anſpruche der Stadtverordneten auf die Be— 
herrſchung der Deputationen die Auffaſſung gegenüber, daß dieſe 
von Magiſtratsmitgliedern geleiteten Selbſtverwaltungsorgane, wenn 
auch unter ihren Mitgliedern Stadtverordnete und andre Bürger 
überwögen, doch nur Abteilungen des Magiſtrats bildeten. 

Im „Plenum“ des Magiſtrats ſollten nach dem Entwurfe 
verhandelt werden, außer den zum Teil ſchon vorſtehend erwähnten 
„Generalien der Verwaltung“: Die Zulaſſung zum Bürgerrecht und 
die Führung der Bürgerrollen, die Leitung, Prüfung und Beſtätigung 
der Wahlen der Stadtverordneten und ſonſtigen Ehrenbeamten, das 
Gewerbe- und Innungsweſen, die „Handels, Manufaktur und 
Schiffahrtsſachen“, das Judenweſen und ſodann alle Angelegenheiten, 
die auf Grund beſonderer Beſtimmung von den Deputationen an 
den Magiſtrat gebracht werden mußten. Ferner ſollte der geſamte 
Magiſtrat „kraft des ihm zuftändigen Conſiſtorial- und Patronat⸗ 
rechts“ bearbeiten: „alle inneren und äußeren Angelegenheiten der 
evangeliſch-lutheriſchen Kirchen, Gymnaſien, Schulen und Hospitäler 
in der Stadt, Vorſtadt und auf den Stadt- und Hospitalgütern“, 
die Wahl, Anſtellung, Beſoldung und Penſionierung aller Geiſtlichen, 
Lehrer, Kirchen-, Schul⸗ und Hoſpitalbeamten, endlich „die Ver⸗ 
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waltung und Collatur der ſtädtiſchen Stipendien und andern milden 
Stiftungen“, ſoweit ſie nicht ſtiftungsgemäß einzelnen Korporationen, 
Familien oder Privatperſonen zuſtand oder zum Geſchäftskreiſe der 
Armen: oder Hoſpitaldirektion gehörte. Hierbei ſollte ſich die 
Mitwirkung der Bürgerſchaft darauf beſchränken, daß wie bisher 
in den Vorſteherämtern der Kirchen und Hoſpitäler neben Magiſtrats⸗ 
mitgliedern auch „bürgerliche“, künftig von den Stadtverordneten 
zu wählende Vorſteher tätig ſeien, und daß der Kirchen- und Schul⸗ 
inſpektor, vier Geiſtliche und die Rektoren der zwei Gymnaſien dem 
Stadtkonſiſtorium mit beratender Stimme angehörten *). 

Bezüglich des Finanzweſens waren die Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfs etwas ſchwankend. Einerſeits wurde „das geſamte Stadt- 
kämmereiweſen“, d. h. das Kaſſen⸗, Rechnungs-, Etats⸗, Steuer⸗ 
und Schuldenweſen, dem Plenum des Magiſtrats zugewieſen. 
Andrerſeits ſollten als Kuratoren für die Kämmereikaſſe und jede 
ſtädtiſche Sonderkaſſe neben je 1—2 Magiſtratsmitgliedern auch je 
1—2 Stadtverordnete tätig ſein, und „mit dieſer Deputation der 
Stadtverordneten“ ſollten Vertreter des Magiſtrats die Steuer- und 
Schuldenangelegenheiten, namentlich neue Tilgungs- und Steuer⸗ 
pläne, für das Plenum beider ſtädtiſcher Körperſchaften vorberaten. 
Aber wenn auch an dieſer Stelle der Entwurf die von den Stadt⸗ 
verordneten zu wählenden Kaſſenkuratoren als „Deputation“ be⸗ 
zeichnete, jo war doch im übrigen von einer Kämmerei- oder Finanz⸗ 
deputation nirgends die Rede“). 

Den zehn im Entwurfe vorgeſehenen Deputationen wurde, je 
nach Art und Bedeutung ihrer Geſchäfte, ein ſehr verſchiedenes 
Maß von Selbſtändigkeit zugewieſen. Die unter Vorſitz des Ober⸗ 
bürgermeiſters tagende, durch die Teilnahme ſämtlicher Bezirks⸗ 
vorſteher ſehr zahlreiche Armendirektion „handelt völlig frei und 
ſelbſtändig“. Nur Anderungen ihrer „Grundverfaſſung“, Ver⸗ 
fügungen über die Subſtanz ihres etwaigen Grundbeſitzes und die 
Ausſchreibung „gezwungener“ Beiträge von der Bürgerſchaft unter⸗ 
liegen der Genehmigung des Magiſtrats und der Stadtverordneten. 
Auch muß ſie jährlich ihre Etats einreichen und Rechenſchaft von 
ihrer Verwaltung ablegen. Sie hat ein ſelbſtändiges Kaſſenweſen 
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und wählt, mit Ausnahme des Armenhauspredigers, alle beſoldeten 
Beamten ihres Dienſtbereichs. Derſelben weitgehenden Selbſtändig⸗ 
keit erfreut ſich die das Allerheiligenhoſpital und deſſen ländlichen 
Grundbeſitz verwaltende, ebenfalls ſehr zahlreiche Krankenhoſpital⸗ 
direktion. Nur ſind von ihrem Wahlrechte außer den Geiſtlichen 
auch die Lehrer auf den Hoſpitalgütern und die Anſtaltsärzte aus: 
geſchloſſen. Bei der Feueraſſekuranz-Deputation unterliegt die Feſt⸗ 
ſetzung der von den Mitgliedern der Feuerſozietät zu entrichtenden 
Beiträge der Genehmigung des Magiſtrats. Die „Erbbeſchauer“, 
welche die Brandſchäden abſchätzen, wählt die Deputation. Die 
Sicherungspolizei⸗Deputation, die das Nachtwacht- und Feuerlöſch⸗ 
weſen, die Straßenreinigung und -beleuchtung und, gemeinſam mit 
der Baudeputation, den Marſtall beaufſichtigt, iſt berechtigt, die 
Nachtwächter anzuſtellen und zu entlaſſen, Polizeiſtrafen bis zu 
5 Talern feſtzuſetzen und Ausgaben bis zu 50 Talern anzuweiſen. 
Im übrigen „kann ſie in allen bedenklichen Fällen“ und „muß ſie 
in wichtigen Fällen“ an den Magiſtrat berichten“). 

Wie unentwickelt das Bauweſen und überhaupt die techniſchen 
Betriebe der Stadt im Vergleich zu heute waren, zeigen die Be— 
ſtimmungen des Entwurfs über die Baudeputation. Ihre Mit⸗ 
gliederzahl iſt etwa halb ſo groß wie die der Hoſpitaldirektion. 
Dabei umfaßte ihr Geſchäftsbereich nicht nur die Wirkungskreiſe der 
heutigen Baus, Betriebs: und Promenadendeputation und der Bau: 
polizei, ſondern auch heute nicht mehr beſtehende Verwaltungszweige, 
wie das Mühlen⸗, Ziegel- und Kalkamt. Alle Bauanſchläge von 
mehr als 200 Talern mußte ſie dem Magiſtrat zur „Prüfung und 
Beſtätigung“ vorlegen. Die Tagelöhner nahm der Bauinſpektor 
an, die Bauaufſeher wählte die Deputation, die ſonſtigen Beamten 
der Magiſtrat. Die Forſt⸗ und Okonomiedeputation durfte über 
Verpachtungen und Pachtremiſſionen bis zu 100 Talern ſelbſtändig 
beſchließen und die „Haideläufer“ anſtellen. Die „Strafanſtalts⸗ 
deputation“, der das zunächſt noch ſtädtiſch bleibende Gefängnis⸗ 
weſen unterſtand, war zu Ausgabenanweiſungen bis zu 100 Talern 
und zur Beſetzung einiger Aufſeherſtellen befugt. Die Sanitäts- 
polizeideputation und die das Maß- und Gewichtweſen beaufſichtigende 
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Eich⸗ und Schaudeputation erſcheinen in dem Entwurf an Mit⸗ 
gliederzahl und Befugniſſen am knappſten bedacht. Für die Servis- 
und Einquartierungsdeputation wurden noch gar keine näheren 
Beſtimmungen gegeben, da vorläufig noch eine königliche Servis: 
kommiſſion beſtand “). 

Die ſtädtiſchen „Unterbeamten“, d. h. alle nicht zum Magiſtrat 
gehörigen Berufsbeamten der Stadtgemeinde ſollten, mit den eben 
erwähnten Ausnahmen, vom Magiſtrat gewählt und „nach Be— 
dürfnis“ auf Lebenszeit angeſtellt werden. Die gegenwärtig anges 
ſtellten „Subalternen“ behalten zwar, „inſofern fie mit wahrem 
Nutzen für die Stadt fortdienen können“, ihre Stellen, aber künftig 
ſoll das „Subalternperſonal“ tunlichſt vermindert werden. Doch 
trotz aller Sparſamkeit bei den Verwaltungskoſten iſt jedem Bes 
amten ein auskömmliches Gehalt zu gewähren, „damit er durch 
Nahrungsſorgen in ſeiner Amtsthätigkeit nicht gehindert oder wohl 
gar zu Pflichtwidrigkeiten verleitet werde“). 

Die Ausführungen des Entwurfs über die Mitwirkung der 
Stadtverordneten bei der Verwaltung, ſoweit ſie nicht in den 
Deputationen erfolgt, zeigen uns, daß auch diejenigen Elemente der 
alten Bureaukratie, die ſich, wie Menzel, mit der Städteordnung 
willig abfanden, eine ſtarke Neigung der Stadtverordneten zur 
Überſchreitung ihrer Befugniſſe vorausſahen. Der Entwurf verweiſt 
zunächſt auf die Städteordnung im allgemeinen, ſodann aber auch 
„zu Vermeidung aller Irrungen“ auf einige die Tätigkeit des 
Stadtparlaments begrenzende Einzelbeſtimmungen, wie auf den 
$ 157, der bei der Anſtellung der Beamten den Stadtverordneten 
nur das Recht zur Außerung „erheblicher gegründeter Ausſtellungen“ 
zuſchrieb. Gehaltserhöhungen und Penſionen bedürfen zwar der 
Genehmigung der Stadtverordneten. Aber bezügliche Geſuche ſind 
zunächſt an den Magiſtrat zu richten, „indem der Magiſtrat allein 
zu beurteilen hat, ob und inwiefern das Geſuch Berückſichtigung 
verdient“. Als „vorzüglichſter Gegenſtand“ der Verwaltung, bei 
dem die Stadtverordnetenverſammlung in ihrer Geſamtheit mitzu⸗ 
wirken hat, wird das Finanzweſen und die ſtädtiſche Vermögens⸗ 
verwaltung hervorgehoben. Aufnahme und Tilgung ſtädtiſcher 
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Schulden, Kauf, Verkauf oder Verpachtung von Kämmerei- und 
Hoſpitalgütern und Veränderungen im Steuerweſen bedürfen der 
Genehmigung der Stadtverordneten. Die Etats ſind ihnen zur 
„Einſicht und Mitvollziehung“ vorzulegen, und jährlich iſt ihnen 
„über die ganze Kämmereiverwaltung Rechnung zu legen“. Die 
Vorſchrift des Entwurfs, daß ſich die Stadtverordnetenverſammlung 
in mehrere, nach Geſchäftszweigen gegliederte „Sectionen“ teilen 
ſolle, blieb wohl deshalb zunächſt unausgeführt, weil die Stadt- 
verordneten ſolche Fachausſchüſſe in den Deputationen zu beſitzen 
glaubten. Nachdrücklich werden die Stadtverordneten gewarnt, ſich 
unbefugterweiſe „in das Formelle der magiſtratualiſchen Geſchäfts⸗ 
verwaltung oder überhaupt in einen Zweig derſelben einzumiſchen“, 
der ihnen nicht durch das Reglement ausdrücklich zugewieſen ſei. 
Andrerſeits wird zweckmäßigerweiſe betont, daß ſchriftliche Verhand⸗ 
lungen zwiſchen beiden ſtädtiſchen Kollegien tunlichſt zu vermeiden 
ſeien “). 

Den Schluß des Reglements bilden einige Bemerkungen über 
die Bezirksvorſteher. Abgeſehen von ihren durch das künftige 
Polizeireglement näher feſtzuſetzenden polizeilichen Verrichtungen 
werden unter ihren Pflichten erwähnt: die Auskunftserteilung über 
die Vermögensverhältniſſe ihrer Bezirksinſaſſen zum Zwecke der 
Steuerveranlagung, ihre Mitwirkung in der Armenpflege und 
beim Servis- und Einquartierungsweſen, ihre Dienſtleiſtungen bei 
Führung der Bürgerrollen und bei den Stadtverordnetenwahlen ““). 

Obwohl Menzel bei ſeiner verdienſtlichen Arbeit im allgemeinen 
die Städteordnung gewiſſenhaft beobachtet und, ſoweit es ſich um 
die Rechte der Stadtverordneten handelte, nicht allzu ängſtlich aus⸗ 
gelegt hatte, ſo konnte doch ſein Entwurf nicht ohne Widerſpruch 
bleiben. Dannenberg zwar fand, abgeſehen von dem obenerwähnten 
formellen Bedenken, nichts daran auszuſetzen. Am 24. April gab 
er den Entwurf an die Regierung zur Beſtätigung weiter, und am 
ſelben Tage ſandte er den Stadtverordneten einen Auszug aus dem 
Reglement mit dem Bemerken, daß die Verſammlung auf Grund 
des Entwurfs, ohne deſſen Beſtätigung abzuwarten, zur Wahl des 
Magiſtrats und der Deputationen ſchreiten könne. Werde in den 
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höheren Inſtanzen die Zahl der künftigen Magiſtratsmitglieder 
anders feſtgeſetzt, jo müßten nachträglich einzelne Gewählte zurück⸗ 
treten oder Zuwahlen ſtattfinden. Doch gerade in dieſem Punkte, 
bezüglich der Zuſammenſetzung des Magiſtrats, erhoben die Stadt⸗ 
verordneten den erſten Widerſpruch gegen den Entwurf. Am 
30. April erſuchte Dannenberg die Regierung, die Beſtätigung des 
Reglements vorläufig auszuſetzen, da, wie er höre, die Stadtver⸗ 
ordneten mit einer geringeren Zahl beſoldeter Magiſtratsmitglieder 
auszukommen hofften, und am 1. Mai wählte die Verſammlung 
tatſächlich, ſtatt der im Entwurfe vorgeſehenen zehn, nur acht Be⸗ 
ſoldete 11), 

Weitere, mannigfache Widerſprüche gegen das Reglement traten 
in der zur Wahl der Deputationen beſtimmten Stadtverordneten⸗ 
ſitzung vom 4. Mai zutage. In zwei Fällen handelte es ſich nur 
um einfache Zweckmäßigkeitsfragen. Die Stadtverordneten wollten 
in der Vereinfachung des Beſoldungsweſens noch über den Ent⸗ 
wurf hinausgehen und wie die Sporteln, ſo auch alle bisherigen 
„Separatgehälter“ aus ſtädtiſchen Sonderkaſſen den „feſten Ge: 
hältern“ zuſchlagen und durch die Kämmereikaſſe zahlen laſſen. 
Ferner wollten ſie zweckmäßigerweiſe die Verwaltung der Güter 
des Allerheiligenhoſpitals nicht der Hoſpitaldirektion, ſondern der 
den ſonſtigen Landbeſitz verwaltenden Forſt- und Okonomiedeputation 
zuweiſen. In andern Fällen handelte es ſich nicht um rein tech⸗ 
niſche Verbeſſerungen, ſondern um Macht- und Rechtsfragen. Beim 
Kirchen- und Schulweſen erklärten die Stadtverordneten, im übrigen 
die Konſiſtorialrechte dem Magiſtrat als „ausſchließliches Vorrecht“ 
zugeſtehen zu wollen, wenn ihnen nur Teilnahme an der Wahl der 
Prediger und Lehrer gewährt würde. Propſt Rahn begründete in 
einem Schreiben an Dannenberg dieſen ſpäter noch öfters hervor: 
tretenden Herzenswunſch der Stadtverordneten mit dem Hinweiſe, 
daß ja „faſt jede Dorfgemeinde“ bei den Wahlen mitwirke. „In 
der bisherigen Verfaſſung lag der Grund, weshalb gerade die 
Hauptſtadt der Provinz ſchlechtere Prediger und Schullehrer hatte, 
als jede andere“. Einen beſonders energiſchen Ton ſchlugen die 
Stadtverordneten bezüglich der Hoſpitäler an. Sie erklärten, daß 
ſie ſich die „Adminiſtration derſelben durchaus vorbehielten, welches 
auch die früheren Beſtimmungen ſein mögen“. Ebenſo wurde wegen 
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der Kämmereiverwaltung beſchloſſen, „auf einer beſonderen Depu⸗ 
tation zu beſtehen“. Endlich ſollte der König gebeten werden, das 
Servis⸗ und Einquartierungsweſen ausſchließlich der Stadtver—⸗ 
waltung zu überweiſen. 

Bei der Wahl der Deputationen wurden allerdings dieſe Bes 
ſchlüſſe nur teilweiſe ausgeführt. Die Stadtverordneten wählten 
außer den durch das Reglement vorgeſchriebenen neun Deputationen“) 
zwar noch eine aus ſechs Mitgliedern beſtehende Deputation für 
Kirchen: und Schulſachen, aber keine Kämmerei- oder Finanzdepu⸗ 
tation. Hinſichtlich der Zuſammenſetzung der Deputationen hielt 
man ſich ſonſt im weſentlichen an das Reglement; nur in die Armen⸗ 
direktion wählte man ſtatt der vorgeſchlagenen zwei Geiſtlichen deren 
vier: zwei lutheriſche, einen katholiſchen und einen reformierten, 
„weil der Sinn der Städteordnung dahin geht, alle Armen zu 
vereinigen“ 162), 

Von den am 4. Mai gefaßten Beſchlüſſen der Stadtverordneten 
empfahl die Regierung am 11. Mai dem Miniſter nur den das 
Beſoldungsweſen betreffenden zur Berüdfichtigung **). Bezüglich 
der Prediger: und Lehrerwahl wurde darauf hingewieſen, daß die 
„Deputation für Cultus“ mit dem Plane einer allgemeinen Um⸗ 
geſtaltung der Patronatsverfaſſung umgehe. Aber ehe noch ein 
Beſcheid hierauf erfolgen konnte, ſandten die Stadtverordneten am 
15. Mai an Dannenberg noch eine neue, ausführlichere, neben den 
bisherigen noch eine ganze Anzahl neuer Punkte umfaſſende Zus 
ſammenſtellung ihrer Abänderungsanträge zum Geſchäftsreglement. 
Die Stadwerordneten bemängelten die allerdings etwas verwickelten 
Beſtimmungen des Entwurfs über die Verwaltung der Sportelkaſſe. 
Sie erklärten je einen beſoldeten Bau- und Okonomierat für ge— 
nügend, mit Rückſicht auf die von den Unbeſoldeten und von den 
Deputationen zu leiſtende Arbeit. Energiſch wiederholten ſie ihre 
Wünſche einer beſonderen Kirchen-, Schul und Hoſpitaldeputation 
und ihrer Teilnahme an der Wahl der Geiſtlichen und Lehrer, 


*) Die Servisdeputation wurde zunächſt noch nicht gebildet. Vgl. S. 116. 
) Über feine tatſächliche Ausführung vgl. Gebauer, Breslaus kommunale 
Wirtſchaft, S. 65 f. 
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unter Hinweis auf die „bisher obwaltenden Mißbräuche“. Die 
Elementarſchulen ſeien „im allerkläglichſten Zuſtande“, die Gym: 
naſien „nur wenig beſſer“; die Lehrerbeſoldungen ſeien zum Teil 
„erbärmlich“. Breslau habe, weil bei der Prüfung der „General— 
ſubſtituten“, der Anwärter für die geiſtlichen Amter, nicht ſtreng 
genug verfahren werde, nur „wenig vorzügliche Prediger“. Min⸗ 
deſtens müßten die Stadtverordneten das Recht haben, gegen die 
Wahl ungeeigneter Geiſtlichen oder Lehrer „aus relevanten Gründen 
proteſtieren“ zu können. Die gegenwärtigen Hoſpitalvorſteher müßten 
ſich alle einer Neuwahl unterziehen, damit man die Ungeeigneten 
ausſcheiden könne. Bei dieſer allgemeinen Aufzählung der Wünſche 
und Beſchwerden der Stadtverordneten kam auch ihr ſpäter im 
Zuſammenhange zu ſchildernder Widerſtand gegen die Loslöſung 
der Polizei von der Stadtverwaltung zum Ausdruck. „Es iſt der 
allgemeine Wunſch, daß die Polizei mit dem Magiſtrat vereiniget 
werde, da beide ſo mannigfaltig correſpondieren.“ Im einzelnen 
wurde angeregt, daß die Polizei gegen die „höchſt unſittlichen 
Gaſſenlieder“ künftig ſtrengere Zenſur üben möge. Sparjamteits- 
rückſichten trieben zu den Forderungen, daß das Judenamt als 
entbehrlich abgeſchafft, die beſondere Predigerſtelle am Allerheiligen⸗ 
hoſpital erſpart und die Stellen der Stadtzimmer- und maurer⸗ 
meiſter abgeſchafft werden möchten. Das ſpäter noch oft hervor⸗ 
tretende Mißtrauen gegen die Bau- und Landgüterverwaltung 
führte zu dem Verlangen, daß bei der Annahme der Bauarbeiter 
„zur Vermeidung von Unterſchleifen“ die Baudeputation, und bei 
Beamtenanſtellungen innerhalb der Güter- und Forſtverwaltung die 
Stadtverordnetenverſammlung mitwirken ſolle 1%), 

Als Dannenberg am 19. Mai das Geſchäftsreglement unter 
Beifügung der geſtellten Abänderungsanträge nochmals bei der 
Regierung zur Beſtätigung einreichte, verſah er das Wunſch- und 
Beſchwerderegiſter der Stadtverordneten mit ausführlichen An⸗ 
merkungen. Er bemerkte unter anderm: etwas mehr Strenge bei 
der Wahl der Predigtamtskandidaten könne vielleicht nicht ſchaden, 
aber daß Breslau weniger „vorzügliche Prediger“ habe als andre 
Orte, könne man „nicht geradezu behaupten“. Über die Rechts- 
ſtellung der Hoſpitalvorſteher gab er eine eingehende Darlegung, 
aus der er den Schluß zog, daß höchſtens für einige wenige Stellen 
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Neuwahlen ſtattfinden könnten“). Das Judenamt, führte er aus, 
reſſortiere von der Regierung, alſo könne nur dieſe über feine Fort— 
dauer verfügen. Die Stadtzimmer- und -maurermeiſter ſeien nach 
Verſicherung des Magiſtrats unentbehrlich; auch bezögen ſie kein 
Gehalt, ſondern hätten für ihre Tätigkeit nur das Entgelt, daß 
ſie bei Vergebung öffentlicher Bauten vorzugsweiſe berückſichtigt 
würden 16. 

Damit waren die Verhandlungen über das Geſchäftsreglement 
wenigſtens für Breslau abgeſchloſſen. Die Regierung benachrichtigte 
Dannenberg am 2. Juni, ſie habe den Entwurf dem Miniſter zur 
Beſtätigung vorgelegt. Bis dieſe erfolge, ſei der Entwurf in der 
Stadtverwaltung „einſtweilen zugrunde zu legen“. Wie in der 
Frage der Amtstracht““) wurde auch hier das Proviſorium für 
Jahrzehnte zum Definitivum. Beſcheid kam von oben nur auf 
zwei zum Entwurf geſtellte Anträge der Stadtverordneten. Dohna 
verfügte am 10. Juni, daß das Verlangen einer Übertragung der 
Polizei an den Magiſtrat als „ganz unſtatthaft“ zurückzuweiſen ſei. 
Die „Section für Kultus und öffentlichen Unterricht“ ſchrieb der 
Regierung vom 21. Juni, die Wahlfrage der Geiſtlichen und Lehrer 
müſſe „in suspenso“ bleiben bis zum Erlaſſe näherer Beſtimmungen, 
„auf welche die Section bereits Bedacht nimmt“. Dagegen iſt 
über die Beſtätigung des Entwurfs ſelbſt ein Beſcheid nie erfolgt. 
Aber obwohl die Beſtätigung aus unbekannten Gründen aus 
blieb, hat ſich doch das Reglement auch in ſeiner nicht-authen⸗ 
tiſchen Form als Richtſchnur der Verwaltung gut bewährt, und 
ſpäter, bei der Einführung des „Regulativs über das Geſchäfts— 
verfahren der Magiſtrate“ vom 25. Mai 1835 fand man in Breslau, 
daß das neue Regulativ in weſentlichen Teilen nur das verordnete, 
was man auf Grund des Reglements von 1809 längſt kannte 
und übte 166). 

Die Aufgabe der zweiten noch von dem alten Magiſtrat zu 
entwerfenden Verwaltungsordnung, des Statuts, die noch lebens⸗ 


*) Die Frage, ob dieſe Neuwahlen vom Magiſtrat oder von den Stadt- 
verordneten zu vollziehen ſeien, hänge davon ab, ob man dem Magiſtrat feine 
Konſiſtorial⸗ und Patronatsrechte im bisherigen Umfange belaſſen werde. 

+) Siehe S. 108. 
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fähigen Reſte der alten ſtädtiſchen Privilegien und Ortsgeſetze zus 
ſammenzufaſſen, war kaum voll befriedigend zu löſen. Mitten in 
der durch die Städteordnung bedingten Umwälzung der Stadt⸗ 
verfaſſung und verwaltung konnte man kaum überſehen, was mit 
der Neuordnung der Dinge noch vereinbar war. Zudem war die 
ganze Reformgeſetzgebung des Staates, deren Glied die Städte— 
ordnung war, noch im Fluſſe und ſollte bald darauf eine weſent⸗ 
liche Grundlage der ſtädtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung, den Zunft⸗ 
zwang hinwegräumen. Deshalb erſcheint uns der gleichfalls von 
Menzel verfaßte, am 6. Juni 1809 vom Magiſtrat angenommene 
Entwurf eines „Statuts für die Königliche Haupt: und Reſidenz⸗ 
ſtadt Breslau“, nicht, wie das Geſchäftsreglement, als eine Rüſt⸗ 
kammer für die künftige Verwaltung, ſondern mehr als ein Muſeum 
vergangener, durch den Umſchwung der politiſchen, wirtſchaftlichen 
und ſozialen Anſchauungen größtenteils beſeitigter Einrichtungen 
und Zuſtände. 

Schon in den erſten Paragraphen des Statuts erſchien neben der 
Bezeichnung Breslaus als Haupt- und Reſidenzſtadt die ſchon ſeit 1741 
unwirkſam gewordene Eigenſchaft als „Landſtand von Schleſien“; 
neben dem Stadtwappen erſchien das „Ehrenrecht, mit rotem Wachſe 
zu ſiegeln“, und das von den Staatsbehörden, die ja noch bis 1809 
im Namen des Königs verfügten, dem Magiſtrat zu erteilende „Prä— 
dicat und Ehrenwort: Veſte und Hochgelahrte““). Bezüglich des Um⸗ 
fanges der ſtädtiſchen Verwaltungstätigkeit wurde — und zwar war 
dies in den nächſten Jahren von Bedeutung — trotz der geſetzlichen 
Vorſchriften über die Verſtaatlichung der Polizei und der Gerichts: 
barkeit, doch noch die Fiktion aufrechterhalten, daß der Magiſtrat 
nach wie vor im Beſitze der vor alters der Stadt verliehenen 
„Polizei-, Civil⸗ und Criminaljurisdiktion“ ſei und fie nur ges 
wiſſermaßen vertretungsweiſe durch beſondere Gerichts- und Polizei⸗ 
behörden ausüben laſſe. Deshalb beſchrieb das Statut mit großer 
Genauigkeit den räumlichen Umfang der „magiſtratualiſchen“ Zivil⸗ 
und Kriminalgerichtsbarkeit in der inneren Stadt, in den Vorſtädten 
und auf den Stadtlandgütern. Es verzeichnete die zahlreichen 
Gruppen der „in realibus“ oder „in personalibus“ von der 


) Statut 8 1-6. 
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ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit „eximierten“ Perſonen, wie der Adligen, 
der katholiſchen Geiſtlichen, der reformierten Geiſtlichen und Lehrer, 
der königlichen Beamten, der Beamten der geiſtlichen Stifter, der 
Militärperſonen und der Angehörigen der „hieſigen Leopolds⸗ 
Univerſität“. Hinſichtlich des Rechts, die Beamten zu wählen, hieß 
es im Statut, daß die Polizeibeamten von der Regierung angeſtellt 
würden; dagegen nahm man bei den Gerichtsbeamten an, daß ſie 
zwar das Oberlandesgericht ernennen, daß aber das Stadtgericht 
„Namens des Magiſtrats“ ein Vorſchlagsrecht ausüben würde “). 

An die ausführliche Darſtellung der vermeintlichen, tatſächlich 
ſchon an den Staat übergegangenen polizeilichen und gerichtlichen 
Befugniſſe des Magiſtrats ſchloß ſich die Anführung des Konſiſtorial⸗ 
und des Patronatsrechts, unter Aufzählung der Rechtstitel, auf 
denen ſie beruhten. Gegenüber den Anſprüchen der Stadtverordneten 
wurde betont, daß der Magiſtrat die Konſiſtorialrechte, „ohne 
Concurrenz der Stadtgemeinde“ ausübe. Es folgte das Recht der 
„Cantons- und Enrollementsfreiheit“, die Freiheit von der Aus: 
hebung, die jo bald dem großen Gedanken der allgemeinen Wehr: 
pflicht weichen mußte, dann das Recht der Stadt auf herrenloſe 
Güter, die Befugnis, von dem Vermögen nach auswärts Ver⸗ 
ziehender 10% „Abfahrtsgeld“ und von Erbſchaften, die nach 
auswärts gingen, 10% „Abſchoß“ zu fordern, endlich das Recht, 
für die innere Stadt eine eigene Feuerſozietät zu bilden **). 

Unter der großen Zahl der aufgeführten gewerblichen Berech— 
tigungen der Stadt haben einige wenige, wie die der Stadt 
zuſtehende Fiſchereigerechtigkeit ), noch für die Gegenwart Be— 
deutung. Größtenteils handelte es ſich hier um verſchiedenartige 
durch die Stadt erhobene Handels- und Verkehrsabgaben in der 
Form von Monopolen und andern ausſchließlichen Berechtigungen, 
die, zum Teil ſchon 1809 nur noch trümmer- und ſchattenhaft, 
durch die Gewerbe- und Steuergeſetzgebung des Staats bald ganz 
beſeitigt worden find. So erſcheint hier das Stapel: oder Nieder: 
lagsrecht, einſt eine weſentliche Grundlage der Breslauer Handels— 
blüte, aber im Laufe der Jahrhunderte auf ein Mindeſtmaß 


*) Stat. $ 9, 10, 17—24. **) Stat. $ 25, 26, 27, 29. 
a) Stat. 8 39, 40. 
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zuſammengeſchrumpft, ſodann das durch den vorſtädtiſchen Gewerbe⸗ 
betrieb längſt durchlöcherte Meilenrecht, die Maut- und Zollgerech⸗ 
tigkeit, die ausſchließliche Berechtigung der Stadtwage, das Zwangs⸗ 
recht der ſtädtiſchen Mühlen gegenüber den „Mahlgäſten“ aus der 
inneren Stadt und den unter Magiſtratsjurisdiktion ſtehenden 
Vorſtädten, das Zwangsrecht der ſtädtiſchen Ziegeleien gegenüber 
allen Bauluſtigen der inneren Stadt, die ausſchließlichen Berech— 
tigungen der Stadt zum Handel mit Kalk, Pech, Harz, Hopfen 
und fremden Bieren ſowie zum Eichen der Maße und Gewichte. 
Das ausſchließliche Recht zum Holzhandel, das lange nicht ausgeübt 
worden war, ſuchte man in der Folgezeit wieder zu beleben“). 
Zu den durch die ſpätere Geſetzgebung beſeitigten ausſchließlichen 
ſtädtiſchen Gewerbeberechtigungen gehörten auch die Innungsrechte, 
wenn ſie auch nicht von der geſamten Stadtgemeinde, ſondern von 
einzelnen Körperſchaften ausgeübt wurden. Das Statut verzeichnet 
denn auch alle gewerblichen Körperſchaften: die Kaufmannſchaft, 
die teils nur zum Großhandel, teils auf Grund von „Einzelungs⸗ 
gerechtigkeiten“ zum „Minut oder Detailhandel“ berechtigt war, 
dann die Reichkrämer, die Partkrämer und endlich die Handwerks: 
innungen. Unter dieſen werden beſonders hervorgehoben die „ge— 
ſchloſſenen Zünfte“, bei denen, entweder weil die Zulaſſung zum 
Meiſterrecht an den Beſitz einer „Realberechtigung“ (Brotbank, 
Schuhbank ꝛc.) geknüpft war, oder auf Grund ſonſtiger Be 
ſtimmungen die Mitgliederzahl über ein beſtimmtes Maß nicht 
hinausgehen durfte“). Auf das Verzeichnis der Innungen folgen 
Abſchnitte über die acht privilegierten Apotheken der Stadt, über 
die privilegierte Stadtbuchdruckerei und über die beiden andern, in 
ihren Berechtigungen beſchränkten Druckereien, über die Judenſchaft, 
deren gewerbliche und ſonſtige Berechtigungen ja gleichfalls nur 
auf beſonderen Privilegien und Konzeſſionen beruhten, und endlich 
Angaben über diejenigen Gewerbe, die zwar nicht zünftig, aber 
„bürgerlich“ waren, d. h. deren Betrieb an die Gewinnung des 
Bürgerrechts geknüpft war. Mitteilungen über das ſtädtiſche Markt- 
recht und das in den Abendſtunden für das Paſſieren der Tore 


4) Stat. $ 28, 30—38, 41, 42. 
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erhobene „Sperrgeld“, ſowie endlich eine Aufzählung der neueren 
landesherrlichen Privilegienbeſtätigungen für Breslau beſchließen 
die lange Liſte „wohlerworbener“ ſtädtiſcher Sonderrechte, die man 
aus dem alten Polizeiſtaat in den neuen Rechts- und Verfaſſungs⸗ 
ſtaat hinüberretten wollte “). 

Da das Statut nicht wie das Geſchäftsreglement für die 
Zukunft neue Beſtimmungen treffen, ſondern im weſentlichen nur 
das Beſtehende feſtſtellen wollte, ſo hatten die Stadtverordneten, 
denen der Entwurf am 8. Juni vorgelegt wurde, im ganzen weniger 
daran auszuſetzen. Aber einzelne Wünſche und Beſchwerden wurden 
bei dieſer Gelegenheit doch wieder laut. Die Stadtverordneten 
ſtellten die natürlich ausſichtsloſe Forderung, daß die Polizei⸗ 
beamten nur mit ihrer Genehmigung angeſtellt werden dürften. 
Sie wiederholten ihr früheres Verlangen, an der Ausübung der 
Konfiftoriale und Patronatsrechte teilzunehmen. Bezüglich der 
Rechtspflege ſtellten ſie zwei durchaus berechtigte, aber erſt viel 
ſpäter erfüllte Forderungen: Das Stadtlandgüteramt ſollte aus 
Sparſamkeitsgründen mit dem Stadtgericht vereinigt, und die 
Verſchiedenheit der Rechtsnormen in den Vorſtädten, wo teils das 
ſtatutariſche Recht der Stadt Breslau von 1577, teils das ſoge— 
nannte „Wenzeslaiſche Kirchenrecht“ galt, ſollte beſeitigt werden. 
Die ſpäter noch ſtärker hervortretende Neigung der kleinbürgerlichen 
Elemente unter den Stadtverordneten, die Zulaſſung zum Bürgers 
rechte zu erſchweren, zeigte ſich in dem Verlangen, daß die 
Stadtverordneten bei der Bürgerrechtsgewinnung mitwirken ſollten. 
Namentlich forderten ſie, daß die Zulaſſung weiterer jüdiſcher 
Bürger und der „Künſtler, die zu keiner Innung gehören“, ihrer 
„Approbation“ unterliegen ſollte, „um nicht unwürdige Subjekte 
dazu gelangen zu laſſen“ 16h. Als Dannenberg den Entwurf des 
Statuts mit den Bemerkungen der Stadtverordneten am 11. Juni 
der Regierung zur Beſtätigung einreichte, empfahl er den Antrag 
wegen des Stadtlandgüteramts zur Berückſichtigung und warf feiner: 
ſeits, in Erinnerung an die Schwierigkeiten wegen der Bürgerrechts 
gewinnung der Vorſtädter, die Frage auf, ob nicht in dem Statut 
das Verhältnis der Vorſtädte zur Stadt geregelt werden müſſe. 


*) Stat. $ 45—50. 


126 Nichtbeſtätigung des Statuts. Umbildung des Magiſtrats. 


Schließlich riet er, das Statut jedenfalls nur „mit Vorbehalt der 
Rechte eines jeden dritten“ zu beſtätigen 109). 

Daß der Entwurf des Statuts auch nicht mit dieſem Vor⸗ 
behalt beſtätigt worden iſt, erſcheint nicht auffallend. Denn er 
war ſchon zur Zeit ſeiner Abfaſſung in manchen Punkten mit den 
beſtehenden Geſetzen unvereinbar, und die praktiſche Geltung ſeines 
Inhalts wurde in den folgenden Jahren durch den Fortſchritt der 
Geſetzgebung immer mehr beſchränkt. Aber trotzdem hat der Ent 
wurf nicht nur als Fixierung des Zuſtandes vieler Zweige des 
ſtädtiſchen Lebens bei Beginn der Reformzeit einen bleibenden 
wiſſenſchaftlichen Quellenwert, ſondern er beanſprucht auch heute 
gelegentlich noch praktiſche Bedeutung. Denn ſo lange unſer Recht 
auf geſchichtlicher Grundlage ruht, reißen die tauſendfachen Fäden 
nie ab, die von den Rechts- und Beſitzfragen der Gegenwart zu 
ſcheinbar längſt überwundenen Rechtsanſchauungen und Eigentums⸗ 
verhältniſſen der Vergangenheit zurückführen. 


Kapitel 8. 
Die Umbildung des Magiſtrats. 


Waren die erſten Einführungsarbeiten und die Vorbereitung 
der Stadtverordnetenwahlen namentlich durch den Gegenſatz zwiſchen 
Stadt und Vorſtädten erſchwert worden, hatte ſich bei den Bes 
ratungen über die neuen Verwaltungsordnungen das Streben der 
Stadtverordneten nach Erweiterung ihrer Befugniſſe, ihre Unzu—⸗ 
friedenheit mit vielen beſtehenden Einrichtungen geltend gemacht, 
ſo konnte ſich auch der letzte Hauptteil des Einführungswerkes, die 
Umbildung des Magiſtrats, nicht ganz ohne Schwierigkeiten voll⸗ 
ziehen. Bei dieſem Anlaſſe mußten die übertriebenen Hoffnungen 
der Bürgerſchaft auf eine Verbilligung der Verwaltungsloſten durch 
die neue Selbſtverwaltung unliebſam enttäuſcht werden. Der 


Der bisherige Magiftrat. Vorwahl. 127 


natürliche, in feinen Grenzen wohlberechtigte Sparſamkeitstrieb 
der Stadtverordneten mußte mit den geſetzlichen Vorſchriften und 
dem tatſächlichen Bedürfniſſe gelegentlich in Widerſpruch geraten. 
Sodann mußte bei der Umgeſtaltung des Magiſtrats auch die aus 
verſchiedenen Gründen die Gemüter erregende Frage einer Trennung 
der Polizei von der Stadtverwaltung zur Entſcheidung kommen. 

Die von dem Miniſter Grafen Dohna ſchon am 20. Februar 
ausgeſprochene Befürchtung, es könnten ſich bei der Magiſtratswahl 
unlautere Einflüſſe auf die Stadtverordneten zugunſten „untaug⸗ 
licher Individuen“ geltend machen, ſcheint allerdings in Breslau 
ſich wenig oder gar nicht beſtätigt zu haben. Hier bot ſchon die 
ſtarke Verminderung der Magiſtratsſtellen reichliche Gelegenheit, 
unter Beibehaltung der beſten Kräfte die unbrauchbaren unter den 
bisherigen Mitgliedern auszuſcheiden. Den bisherigen Magiſtrat 
bildeten, abgeſehen von dem Juſtizdirektor, den zwei Räten des 
Stadtgerichts und den beiden „Secretarii““) folgende 16 Mitglieder: 
der erſte Stadt⸗ und Polizeidirektor Seufft von Pilſach, der zweite 
Stadt⸗ und Polizeidirektor Doſer, der Oberbürgermeiſter Benjamin 
Gottlieb Müller, der Oberſyndikus Menzel, der Syndikus Raticke, 
die Ratmänner Witte, Caspary, von Nimptſch, Müllendorf, Poſer, 
Friedrich Wilhelm Müller, Grunwald und endlich die „bezünfteten“ 
Ratmänner, die nach altem Brauche“) aus vier beſtimmten Innungen 
entnommen, übrigens im weſentlichen ebenſo wie die andern 
Magiſtratsmitglieder beſoldet wurden. Es waren dies der Kretſchmer 
Baldowsky, der Fleiſcher Keſſel, der Tuchmacher Jungfer und der 
Reichkrämer Rahner 165). 

Über dieſe bisherigen Magiſtratsmitglieder, mit Ausnahme der 
beiden Polizeidirektoren, veranſtaltete die Stadtverordnetenverſamm— 
lung, nachdem ſie am 24. April von Dannenberg zur Vornahme der 
Magiſtratswahlen aufgefordert worden war, zunächſt am 28. April 
eine Art Vorwahl, um zu entſcheiden, wer auf die Kandidatenliſte für 
die eigentliche Wahl geſetzt werden und wer von vornherein aus⸗ 
ſcheiden ſolle. Hierbei erlangten Raticke, der von früher her übel 
beleumundete von Nimptſch ne) und die vier Zünftler nicht die Mehr- 


*) Über dieſe vgl. die Anmerkung zu S. 112. ) Vgl. S. 3. 
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heit, wurden alſo zum Ausſcheiden und zur Penſionierung in Ausſicht 
genommen. Bei der am 1. und 2. Mai vorgenommenen eigentlichen 
Magiſtratswahl galt es zunächſt, die drei Kandidaten zu beſtimmen, 
die nach der Städteordnung dem Könige zur Auswahl für die Ober: 
bürgermeiſterſtelle vorgeſchlagen werden mußten. An erſter Stelle 
und mit größter Stimmenzahl ſchlugen die Stadtverordneten den 
bisherigen Oberbürgermeiſter Müller vor, außerdem den Kaufmann 
von Wallenberg und den Juſtizkommiſſarius Enger. Zum beſoldeten 
Kämmerer wählten ſie den Stadtverordneten Kaufmann Chriſtian 
Gottlob Hennig. Von Beſoldeten wurden wiedergewählt: Ober⸗ 
ſyndikus Menzel, Caspary als Baurat, ferner Witte, Grunwald, 
Poſer und F. W. Müller. Zu unbeſoldeten Stadträten wählte man 
zunächſt zwei bisherige beſoldete Magiſtratsmitglieder, Müllendorf 
und den Zünftler Jungfer, ferner die Kaufleute Joh. Gottlieb 
Müller, Hayn, Molinari, Förſter, Jäckel und Landeck, Schneider 
meiſter Gerlach, Kupferſchmiedemeiſter Eitz, Töpfermeiſter Hönſch 
und Vorwerksbeſitzer Kümmel. Jäckel, Müller, Gerlach, Hönſch 
und Kümmel waren Stadtverordnete. Die bisher zur Vertretung 
im Magiſtrat bevorrechtigten vier Zünfte verſuchten, wie ſchon früher 
in einer Eingabe an Dannenberg, ſo auch jetzt noch im Wahltermine 
ihre Anſprüche geltend zu machen, aber ohne Erfolg 165). 

Der perſönlichen Tüchtigkeit und dienſtlichen Brauchbarkeit der 
in den neuen Magiſtrat Wiedergewählten und Neugewählten ſtellte 
die Regierung in einem Berichte an den Miniſter im allgemeinen 
das beſte Zeugnis aus. Die Stadtverordneten hätten bei der 
Entſcheidung über Wiederwahl oder Entlaſſung der bisherigen 
Mitglieder „eine beſonnene, richtige Würdigung“ bewieſen. Der 
neue Kämmerer ſei „völlig geeignet“, die zwölf unbeſoldeten Räte 
ſeien „ſämtlich geſetzlich und einige im vorzüglichen Grade dazu 
geeigenſchaftet“. Durch das, was wir ſonſt von den Perſönlich⸗ 
keiten der Mitglieder des neuen Magiſtrats wiſſen, wird dieſes 
günſtige Urteil überwiegend beſtätigt. Über den Oberbürgermeiſter 
Müller find die Stimmen allerdings etwas geteilt. Der eben: 
erwähnte Regierungsbericht empfahl ſeine Ernennung. Die Stadt⸗ 
verordneten rühmten ihn in einer Eingabe an den König, in 
der ſie ſeine Ernennung dringend erbaten, als „äußerſt tätig, 
geſchickt, erfahren und verdient“. Auch in den neuerdings von 
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O. Linke veröffentlichten Briefen Merckels wird ihm „Tätigkeit, 
Talent und Kenntnis“ nicht abgeſprochen. Aber andrerſeits findet 
ihn Merckel „etwas franzöſiſch geſinnt“ und vermißt bei ihm die 
Bereitwilligkeit, „auf die Maßregeln der Regierung vorurteilsfrei 
einzugehen“ 170), In den vielen kleinen Rechtsſtreitigkeiten und 
Verfaſſungskämpfen, die das Einleben in die neue Selbſtverwaltung 
während der erſten Jahre mit ſich brachte, tritt Müller, der ſchon 
1812 wegen Kränklichkeit aus dem Amte ſchied, verhältnismäßig 
wenig hervor. 

In den Verfaſſungsfragen lag das Haupttätigkeitsgebiet Menzels, 
der, wie ſpäter noch zu erwähnen, zum Lohn für ſeine Verdienſte 
um das Einführungswerk und dank ſeiner großen Beliebtheit bei 
den Stadtverordneten die Bürgermeiſterſtelle erhielt. Auf die 
Gefahr hin, dieſe Beliebtheit zu verlieren, trat Menzel den Ver⸗ 
ſuchen der Stadtverordneten, in die dem Magiſtrat vorbehaltene 
ausführende Gewalt einzugreifen, mehrfach entſchieden entgegen. 
Namentlich bekämpfte er auch die Neigung der Stadtverordneten, der 
Reformgeſetzgebung des Staates alte, nicht mehr anwendbare und 
lebenskräftige Privilegien und Gerechtſame der Stadt gegenüber⸗ 
zuſtellen. In einzelnen ſolchen Fällen iſt der Nachfolger Menzels 
als Syndikus und Vertrauensmann der Stadtverordneten, Grun⸗ 
wald, der bürgerlichen Logik nicht nachdrücklich genug entgegen⸗ 
getreten. Sonſt aber hat ſich Grunwald in verſchiedenen ſchwierigen 
Auseinanderſetzungen zwiſchen der Stadt und dem Staate, bei der 
Neuregelung des Servis- und Einquartierungsweſens wie überhaupt 
in ſeiner Amtsführung als einſichtiger und tätiger Mann bewährt, 
ſodaß ſein früher Tod (Juni 1815) ein entſchiedener Verluſt für 
die Stadt war. Neben Grunwald wird in einem Berichte Merckels 
vom Auguſt 1810 der Kämmerer Hennig unter „der bedeutenden 
Anzahl patriotiſch geſinnter, von ächtem Bürgerſinn durchglühter 
Einwohner“ Breslaus beſonders hervorgehoben 17). Unter den bes 
ſoldeten Mitgliedern des neuen Magiſtrats iſt noch ein hochverdienter 
Mann rühmend zu nennen, der zwar nicht am 1. Mai gewählt 
wurde, aber aus beſonderer Veranlaſſung nachträglich noch zutrat: 
der eigentliche Schöpfer der Breslauer Promenaden, Baurat Knorr. 
Den erſten unbeſoldeten Stadträten Breslaus iſt es offenbar ſchwer 
geworden, einen ſie befriedigenden, dabei nicht übermäßig von ihren 
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Berufsgeſchäften abziehenden Wirkungskreis im Magiſtrat zu finden, 
ſodaß die meiſten von ihnen bald wieder ausgeſchieden ſind. Ab⸗ 
geſehen von den aus dem alten Magiſtrat übernommenen unbe⸗ 
ſoldeten Räten Müllendorf und Jungfer hat nur der Schneider⸗ 
meiſter Gerlach als tätiges Mitglied der Servisdeputation eine 
längere, fruchtbare Wirkſamkeit ausgeübt. 

Ehe der ſo zuſammengeſetzte neue Magiſtrat nach ſeiner Be⸗ 
ſtätigung und feierlichen Einführung in Tätigkeit treten konnte, 
war noch eine ganze Reihe von Vorfragen zu löſen. Namentlich 
mußte die Streitfrage nach dem Umfange der künftigen Ver⸗ 
waltungstätigkeit des Magiſtrats, als mit ſeiner Zuſammenſetzung 
notwendig ſich berührend, nunmehr brennend werden. Zwar die be⸗ 
vorſtehende Trennung der Rechtspflege von der Stadtverwaltung, die 
durch Miniſterialerlaß vom 18. April !“) angeordnet wurde, erregte 
die Gemüter zunächſt noch nicht. Da das Stadtgericht bisher ſchon 
eine ziemlich ſelbſtändige Sonderſtellung innerhalb des „kombinierten 
Magiſtrats“ eingenommen hatte, war man über die Tragweite der 
Neuerung ſo wenig im klaren, daß der Statutenentwurf, wie wir 
ſahen, den Magiſtrat nach wie vor als eigentlichen Inhaber der 
Gerichtsbarkeit behandelte. Erſt nach Abſchluß des Einführungs⸗ 
werks, als dem Magiſtrat das Wahlrecht der Gerichtsbeamten 
entzogen wurde, und die Stadtgerichte ſich ausdrücklich als könig⸗ 
liche Behörden bezeichneten, regte ſich namentlich bei den Stadt⸗ 
verordneten der Widerſtand gegen den Verluſt der alten ſtädtiſchen 
Gerichtshoheit. Dagegen fiel das eifrige, allerdings erfolgloſe 
Widerſtreben der Stadtverordneten gegen die Verſtaatlichung der 
Polizei noch als ſtörendes Moment in die Einführungszeit hinein. 

Nur über einen Punkt waren die Staatsbehörden und die 
Bürgerſchaft ſtets miteinander einig, über die Unzulänglichkeit und 
Reformbedürftigkeit der bisherigen Polizeiverwaltung. Dieſe war, 
wie wir ſahen“), ſchon 1795 durch eine gründliche Reviſion feſt⸗ 
geſtellt worden, aber ohne daß durchgreifende Abhilfe erfolgte. 
Noch wenige Monate vor Erlaß der Städteordnung, im April 1808, 
hatte ſich die Kammer ernſtlich damit beſchäftigt, wie den „täglich 
lauter werdenden, nur zu gerechten“ Beſchwerden des Publikums 
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über die Mangelhaftigkeit der Polizei Rechnung zu tragen ſei. 
Ganz abgeſehen von der unter den Staatsbehörden weit verbreiteten 
Neigung, die in der Städteordnung dem Staate vorbehaltene Be: 
fugnis zur Einrichtung eigener Polizeibehörden möglichſt ſelbſt in 
kleineren Mittelſtädten auszuüben, war es unter dieſen Umſtänden 
ſelbſtverſtändlich, daß der Staat in der großen und wichtigen Stadt 
Breslau die Beſſerung der Polizei ſelbſt in die Hand nahm 119). 
Dementſprechend hatte auch der Entwurf des Geſchäftsreglements 
angenommen, daß in Breslau ebenſo wie in Berlin und Königs— 
berg eine vom Magiſtrat getrennte „beſondere Ortspolizeibehörde“ 
eingerichtet werden würde und hatte nur bezüglich der Geſchäfts⸗ 
verteilung zwiſchen beiden Behörden auf künftige Beſtimmungen 
verwieſen *). 

Im April beſchäftigte ſich der Miniſter Graf Dohna bereits 
mit der Frage, wer die Leitung der künftigen ſtaatlichen Polizei⸗ 
behörde in Breslau übernehmen ſollte. Der Miniſter bat ſeinen 
Vertrauensmann Merckel um Vorſchläge, wie man den bisherigen 
Polizeidirektor Senfft von Pilſach, „welcher doch ein ſchwaches 
Subject ſein ſoll“, möglichſt bald entfernen und durch den Stabt- 
direktor Streit in Liegnitz erſetzen könne. Merckel antwortete darauf 
mit einer allerdings vernichtenden Kritik des bisherigen Hauptes 
der Breslauer Stadt- und Polizeiverwaltung. „Herr von Pilſach“, 
ſchreibt Merckel, „iſt freilich ein ganz untauglicher Polizeidirector. 
Zum Stadtdirector wird er nicht wieder gewählt werden, und ich 
weiß in der That zu ſeiner Entfernung keine andern Vorſchläge 
zu machen, als daß ihn der König gradezu entläßt. Sein ganzes 
Benehmen iſt hinreichend Grund dazu. Er verſteht nichts, laum 
zu ſchreiben, wie ſo manche, faſt die meiſten alten Majors, und 
iſt ein ſchwacher Mann, ohne Energie, beherrſcht von einem intris 
ganten Weibe, deren Haus der Tummelplatz der genußliebenden 
Franzoſen und frivohlen Weiber war“. An einem Vorwande zu 
ſeiner Entlaſſung könne es nicht fehlen, „da er wegen Anzeige 
preußiſchen Eigenthums an die franzöſiſchen Behörden auf Befehl 
des Finanzminiſterii in fiscaliſchen Anſpruch genommen“ worden 
ſei. Dagegen bezeichnete Merckel den vom Miniſter zum künftigen 
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Polizeipräſidenten vorgeſchlagenen Stadtdirektor Streit als „ges 
diegenen, vollkommen qualificirten, routinirten, von den Liegnitzer 
Einwohnern geliebten Mann, der in allen Lagen ſich gut zu nehmen 
gewußt hat“. Streit gehörte — und deshalb mußte er Merckel 
beſonders ſympathiſch ſein — zu den liberalen, reformfreundlichen 
Elementen des Beamtentums. In jüngeren Jahren hatte er Bes 
ziehungen zu dem Kreiſe der Unzufriedenen, die ſich um den Kriegs— 
rat Zerboni ſcharten. Die Liegnitzer Bürgerſchaft hatte ihm ſoeben 
durch die Wahl zum Bürgermeiſter ihr Vertrauen bekundet. Später 
als Breslaus erſter Polizeipräſident iſt er allerdings gelegentlich mit 
der Stadtverwaltung in Konflikt gekommen, aber ſeinen ehrlichen Willen, 
mit den Selbſtverwaltungsorganen vertrauensvoll zuſammenzuwirken, 
hat er ebenſo bewieſen wie feine ſonſtige Einſicht und Tüchtigkeit 14). 

Die Verhandlungen zwiſchen Dohna und Merckel blieben 
natürlich geheim, und es war von den Staatsbehörden noch keine 
Außerung über die künftige Breslauer Polizeiverwaltung erfolgt, 
als der Termin der Magiſtratswahl kam, und damit die Stadt 
verordneten gewiſſermaßen zur Stellungnahme in der Polizeifrage 
gezwungen wurden. Entweder mußten ſie, wenn ſie die Polizei 
für die Stadt in Anſpruch nahmen, die Polizeidirektoren Seufft 
und Doſer ihrer Abſtimmung unterwerfen; dann waren ſie aber 
nach der Städteordnung im Falle der Nicht-Wiederwahl verpflichtet, 
ſie zu penſionieren. Oder ſie mußten die Polizei als Staatsbehörde 
anerkennen und dann, wie auch der Entwurf des Geſchäftsreglements 
vorſchrieb, von einer Abſtimmung über die Polizeidirektoren abjehen. 
Die Stadtverordneten verſuchten nun, ganz ſicher zu gehen. Einer— 
ſeits, um die Penſionierung zu vermeiden, ſtimmten ſie über Senfft 
und Doſer nicht ab. Andrerſeits beſchloſſen ſie am 2. Mai, dem 
Könige vorzutragen, „daß der Wunſch der Bürger ſey, das Polizei⸗ 
direktorium mit dem Magiſtrat zu vereinigen und ein beſſeres 
Perſonale zu erhalten“. Am folgenden Tage erbaten ſie ſich vom 
Magiſtrat den bisherigen Gehaltsetat der Polizei zur näheren 
Prüfung, und am 15. Mai wiederholten ſie bei der Beratung 
über den Entwurf des Geſchäftsreglements ihren Wunſch der Bei— 
behaltung einer ſtädtiſchen Polizeiverwaltung *) 179). 
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Inzwiſchen regten ſich auch die bisherigen Polizeidirektoren 
Senfft und Doſer, die wohl immer noch hofften, auch bei einer 
Neugeſtaltung der Polizeiverwaltung im Dienſte zu bleiben. Unter 
Mitwirkung des Regierungsrats von Goldfuß, der ſchon 1795 die 
Breslauer Polizei hatte reformieren wollen, verſuchten ſie, den 
Entwurf eines Polizeireglements für Königsberg, der ſpäter auch 
für Breslau als Richtſchnur vorgeſchrieben wurde, nach den Breslauer 
Verhältniſſen umzuarbeiten. Man prüfte ferner den Gehaltsetat 
der Polizei, von deſſen 13 794 Talern faſt die Hälfte auf die 
Direktoren (3944 Taler auf Senfft, 2927 auf Doſer), der Reſt 
auf 32 „Subalterne“ entfiel, und unterſuchte die Dienſtfähigkeit 
der bisherigen Beamten. Dabei wurde feſtgeſtellt, daß der Polizei⸗ 
inſpektor „ganz unbrauchbar“, ein Polizeikommiſſar taub, ein andrer 
blind war, ein Polizeidiener 72, ein andrer gar 83 Jahre zählte 170). 

Die entſcheidende Wendung brachte das Schreiben der Regierung 
vom 17. Mai, in dem ſie dem Magiſtrat die Ernennung Streits 
zum Polizeipräſidenten mitteilte. Senfft werde dadurch „einſtweilen 
blos auf ſeinen ſtädtiſchen Oberbürgermeiſterpoſten“ beſchränkt und 
habe die Leitung der Polizei gleich nach Streits Ankunft abzutreten. 
Von Doſer war dabei nicht die Rede, ſodaß dieſer noch weiterhin 
hoffte, bei der Breslauer Polizeiverwaltung oder anderwärts ver⸗ 
wendet zu werden. Am 29. Mai forderte der Magiſtrat die Stadt: 
verordneten auf, ſich über die durch Streits Anſtellung erwachſenden 
Koſten, 2000 Taler und den Betrag für Unterhaltung eines Reit⸗ 
pferdes, zu äußern und zugleich die Penſion für Senfft zu be⸗ 
ſtimmen, der nicht zum Oberbürgermeiſter vorgeſchlagen ſei, daher 
ausſcheiden müſſe. Doch nun ſetzten ſich die Stadtverordneten zu— 
nächſt kräftig zur Wehr. Dem Magiſtrat erklärten fie am 5. Juni, 
daß ſie zwar die Koſten für Streit genehmigen wollten, aber nicht 
die Penſionierung Senffts, da dieſer niemals, wie die Regierung 
behaupte, „Oberbürgermeiſter“ geweſen ſei, vielmehr als Polizei 
direktor ihrer Wahl garnicht unterſtanden habe, und ſie nach der 
Städteordnung nur zur Penſionierung der Nicht-Wiedergewählten 
verpflichtet ſeien. In einem Schreiben an die Regierung vom ſelben 
Tage ſchlugen ſie einen recht ſelbſtherrlichen Ton an: die ihnen 
zugehende Nachricht, daß für die künftige Polizeibehörde eine 
Wohnung von acht Zimmern gemietet werden ſolle, weiſe darauf 
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hin, daß eine bedeutende Vermehrung des Perſonals beabſichtigt 
ſei. Eine ſolche Vermehrung ſei aber unmöglich bei dem bekannten 
kläglichen Zuſtande der Kämmerei, der doch nach der wohltätigen 
Abſicht der Städteordnung nicht noch verſchlechtert, ſondern ver⸗ 
beſſert werden ſolle. Die Vermehrung ſei aber auch überflüſſig, 
da das Polizeiperſonal bereits durch die gewählten je 49 Bezirks⸗ 
vorſteher und Stellvertreter vergrößert worden ſei. Die Stadt⸗ 
verordneten müßten daher „gegen Anſtellung von Perſonen, die ſie 
nicht kennten, feierlich proteſtieren“ und ſich eine Prüfung des neu 
zu entwerfenden Polizeietats vorbehalten, da ſie angeſichts andrer 
„noch weit nötigerer“ Aufgaben, nicht wüßten, wieviel ſie „auf dieſes 
Etabliſſement wenden“ könnten. Am 8. Juni, bei der Beratung 
über den Entwurf des Statuts wiederholten die Stadtverordneten 
ihren Proteſt „gegen ein koſtſpieliges Bureau“ und beſchloſſen, den 
König zu bitten, „daß die volle Ausübung der Polizei im Magiſtrat 
verbleibe, ohne daß ein beſonderes Polizeibureau exiſtire“ ““). 

Die Staatsbehörden wurden von dieſem Vorſtoße der Stadt⸗ 
verordneten unliebſam überraſcht. Die Regierung erwiderte am 
12. Juni: Der Entſchluß zur Einrichtung einer vom Magiſtrat ges 
trennten Polizeibehörde ſei „beſtimmt und unabänderlich“; ein Lokal 
von „wenigſtens 8 heizbaren, geräumigen Zimmern“ ſei unbedingt 
nötig, und die Koſten hierfür und für das nötige Perſonal müßten 
„ohne fernere unſtatthafte Weigerung“ aufgebracht werden. Der 
von den Stadtverordneten ausgeſprochene Proteſt ſei „eine Ans 
maßung, welche der Städteordnung ganz zuwiderläuft“. Über den 
vom Magiſtrat ihr mitgeteilten Beſchluß der Stadtverordneten wegen 
des Gehalts für Streit und der Penſion für Senfft ſchrieb die 
Regierung am 23. Juni: von einer „Genehmigung“ des Gehalts 
für Streit ſei nicht die Rede, da dasſelbe nach der Städteordnung 
nur von der Beſtimmung der Staatsbehörden abhänge. Senfft 
ſei in jedem Falle zu penſionieren, teils als nicht wiedergewähltes 
Magiſtratsmitglied, teils als früherer Polizeibeamter, deſſen Ruhe⸗ 
gehalt zu den von der Stadt aufzubringenden Polizeikoſten gehöre. 
Graf Dohna ſchrieb der Regierung am 20. Juni: Die Stadt⸗ 
verordneten hätten, „wahrſcheinlich nur von einzelnen unruhigen 
Köpfen geleitet“, wegen der Polizei wie in andern Fragen „höͤchſt 
unangemeſſene Beſchlüſſe“ gefaßt. Die Regierung ſolle, wenn die 
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Stadtverordneten noch weiter „zu Unzufriedenheiten Veranlaſſung 
gäben“, ſofort Anzeige erſtatten, damit durch Entfernung der Auf- 
wiegler aus der Verſammlung oder durch andre „nachdrücklichere 
Maßregeln“ größeres Unheil verhütet werden könne 110). 

Doch zunächſt dauerte das Widerſtreben der Stadtverordneten 
gegen die Umbildung der Polizeiverwaltung noch fort. Nach 
Empfang des Regierungsſchreibens vom 12. Juni richteten ſie am 
18. eine Immediateingabe an den König, in der ſie unter Hinweis 
auf den „ſchrecklichen Zuſtand“ der Kämmerei von der „unbegrenzten 
Vaterhuld und Gerechtigkeitsliebe“ des Monarchen wenigſtens eine 
Herabſetzung der auf 20000 Taler geſchätzten Polizeikoſten erbaten. 
Am 30. Juni erklärten ſie dem Magiſtrat, daß ſie zwar gegen die 
Verſtaatlichung der Polizei an ſich nichts einwenden wollten, aber 
ſich vorbehalten müßten, „die Notwendigkeit jeder Ausgabe zu 
prüfen und die Bedarfsſumme zu beſtimmen“. Am 3. Juli richteten 
ſie nochmals an den König die dringende Bitte, den „erhabenen 
Zweck“ der Städteordnung mindeſtens durch eine den Kräften und 
Bedürfniſſen der Breslauer Kämmerei angemeſſene „Moderation“ 
des Polizeietats verwirklichen zu helfen. Sie erhielten aber auf 
alle ihre Vorſtellungen von der Regierung nur den kurzen Beſcheid: 
Wer einen Zweck wolle, müſſe auch die Mittel wollen; um eine 
„wachſame, rechtliche und energiſche“ Polizei zu bekommen, dürfe 
man die Koſten nicht ſcheuen 179), 

Darauf gaben die Stadtverordneten ihren Widerſpruch gegen 
die neue Staatspolizei zunächſt im weſentlichen auf und fügten 
ſich notgedrungen den vollzogenen Tatſachen. Inzwiſchen, am 
3. Juli, hatte der neue Polizeipräſident Streit ſein Amt angetreten, 
nachdem er von Magiſtrat und Stadtverordneten in verbindlichen 
Begrüßungsſchreiben vertrauensvolle Mitwirkung zur Verbeſſerung 
der polizeilichen Einrichtungen in Breslau erbeten hatte. Als erſte 
Vorbedingung dieſer Verbeſſerung erfolgte alsbald eine gründliche 
Erneuerung und Vermehrung des Perſonals. Von den bisherigen 
34 Polizeibeamten wurden nur 20 beibehalten, 14 penſioniert. 
Gleichzeitig wurde die Beamtenzahl auf 50 vermehrt. Die Zahl 
der Polizeiinſpektoren ſtieg von 1 auf 3, die der Kommiſſare von 4 
auf 8, die der Polizeidiener oder »aufieher von 16 auf 24. Der 
vom Könige am 15. Juli genehmigte neue Polizeietat betrug 
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17800 Taler, wozu aber noch die Penſionen der Ausſcheidenden“) 
traten. Als Verwaltungsordnungen erhielt die neue Staatspolizei 
einmal eine vom 3. Juli datierte Inſtruktion für die Polizei⸗ 
kommiſſarien, die ſpäter auch den Bezirksvorſtehern als Richtſchnur 
für ihre polizeilichen Verrichtungen diente, ferner das für Königs⸗ 
berg erlaſſene Polizeireglement, das durch Miniſterialverfügung 
vom 20. Juli auch für Breslau als Norm vorgeſchrieben wurde. 
Durch den in § 2 ausgeſprochenen Grundſatz, daß die „eigentliche 
Natur“ der Polizei vor allem „Schnelligkeit und Einheit“ erfordere, 
und darum jede „collegialiſche Beratſchlagung“ mit der Polizei⸗ 
verwaltung unvereinbar ſei, ſuchte das Reglement die Verſtaatlichung 
der Polizei theoretiſch zu begründen. Aber weder dieſe theoretiſche 
Begründung noch die zweifelloſe Tüchtigkeit des neuen Polizei⸗ 
präſidenten konnten hindern, daß das Mißvergnügen der Bürger⸗ 
ſchaft über die Trennung der Polizei von der Stadtverwaltung 
bei jeder ſpäteren Gelegenheit noch hervortrat 10). 

Hatte es ſich bei dem Widerſtande der Stadtverordneten gegen 
die Staatspolizei neben der Machtfrage beſonders auch um den 
Koſtenpunkt gehandelt, jo mußte ſich der Sparſamkeitstrieb der 
neuen Bürgerſchaftsvertreter auch bei der Gehaltsfeſtſetzung für den 
neugewählten Magiſtrat zu betätigen ſuchen. Wie überhaupt die 
Legende von den „Hungerlöhnen“ der friderizianiſchen Bureaukratie 
durch die Forſchungen von J. Ziekurſch“), wenigſtens für die Ober⸗ 
beamten und für Schleſien widerlegt worden iſt, ſo waren auch die 
Beſoldungen der Breslauer Magiſtratsmitglieder bisher, wie die 
Regierung ſelbſt zugeſtand, „ſehr anſehnlich“ geweſen. Es bezogen 
die Polizeidirektoren Senfft und Doſer, wie erwähnt, 3944 und 
2927 Taler, Juſtizdirektor Müller 2616, Syndikus Raticke 1841, 
Oberbürgermeiſter Müller 1707, die übrigen, einſchließlich der vier 
Zünftler, je 1500-700 Taler, alſo Summen, die ſelbſt nach der im Ans 
fang des 19. Jahrhunderts eingetretenen Preisſteigerung immer noch 
recht beträchtlich waren. Wenn nun nach $ 158 der Städteordnung 


*) 2000 Taler für Senfft und Dofer und 2024 Taler für die Unterbeamten. 
Magiſtratsakten 8. 191 (Sept. 4). 

) Ziekurſch, Beiträge zur Charakteriſtit der preußiſchen Verwaltungs- 
beamten in Schleſien bis zum Untergange des friderizianiſchen Staats (Dar⸗ 
ſtellungen u. Quellen z. ſchleſ. Geſch. IV), Breslau 1907. 
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die Stadtverordneten ſich mit neu zu wählenden Magiſtratsmitgliedern 
„über die Beſoldung vereinigen“, andrerſeits aber nach 8 161 
Wiedergewählte an ihrem bisherigen Dienſteinkommen nichts ein⸗ 
büßen ſollten, ſo lag es nahe, daß die Stadtverordneten mehr die 
erſtere als die letztere Beſtimmung anzuwenden ſuchten. Nach der 
Städteordnung hätte die Feſtſtellung der Beſoldungen gleich bei 
der Magiſtratswahl erfolgen müſſen, aber die Stadtverordneten 
konnten ſich zunächſt nur über zwei Gehaltspoſten ſchlüſſig machen. 
Man bewilligte für die Oberbürgermeiſterſtelle 2000 Taler und 
beſtimmte das Gehalt des neuen Kämmerers Hennig auf nur 
1000 Taler, „weil dabei mehr auf ſeinen patriotiſchen Gemeinſinn 
als auf ſeine vollgiltige Belohnung geſehen wurde“. Im übrigen 
beſchloß man am 2. Mai, vor Feſtſtellung des Gehaltsetats beim 
Könige anzufragen, ob man an die bisherigen „übermäßigen Ge⸗ 
hälter“ gebunden ſei. Dieſer Beſchluß wurde zwar anſcheinend 
nicht ausgeführt; dafür verſuchte man, wenigſtens durch Verhand⸗ 
lungen mit den Wiedergewählten die Gehälter etwas herabzuſetzen. 
Wahrſcheinlich hatten es die Wiedergewählten dem Drängen 
Dannenbergs, der die Stadtverordneten wiederholt auf $ 161 der 
Städteordnung hinwies, zu danken, daß ſie ſchließlich bei dieſen 
Verhandlungen ziemlich günſtig abſchnitten. Der beſondere Günſtling 
der Stadtverordneten, Menzel, erlangte ſogar eine erhebliche Gehalts: 
erhöhung, von 1380 auf 1700 Taler; die Beſoldungen der Räte Cas⸗ 
pary, Grunwald und Poſer wurden, mit geringen Differenzen gegen 
die bisherigen Einkünfte, auf 1300, 1200 und 1000 Taler abgerundet. 
Nur der Okonomierat Witte, ein ältlicher, wohl nicht mehr ſehr dienſt⸗ 
fähiger Herr, wurde von 1537 auf 1200 Taler herabgedrückt 18). 
Differenzen andrer Art zwiſchen den Wünſchen der Stadt— 
verordneten und den geſetzlichen Vorſchriften führten zu längeren 
Verhandlungen mit den Regierungsbehörden und bewirkten, daß 
die Einführung des Anfang Mai gewählten Magiſtrats erſt am 
13. Juli erfolgen konnte. Die Stadtverordneten hegten nämlich 
den lebhaften Wunſch, den bisherigen Oberbürgermeiſter Müller, 
der, wie früher berichtet“), dem Könige an erſter Stelle als Kandidat 
für den Oberbürgermeiſterpoſten präſentiert worden war, im Falle 
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ſeiner Nicht⸗Ernennung zum Oberbürgermeiſter wenigſtens als 
Bürgermeiſter zu behalten. Deswegen unterließen ſie, einen der 
am 1. Mai gewählten rechtsgelehrten Räte zum Bürgermeiſter zu 
beſtimmen und wollten dieſe Frage bis zur Ernennung des Ober⸗ 
bürgermeiſters offenhalten. Dannenberg und die Regierung hielten 
dies aber für unzuläſſig. In der Meinung, daß infolge der Unter⸗ 
laſſung der Stadtverordneten nun die Staatsbehörden den Bürger⸗ 
meiſter beſtimmen könnten, berichtete die Regierung dem Miniſter: 
von den drei dienſtälteſten Räten komme Witte wegen ſeiner 
Schwerhörigkeit, Caspary, da er als Baurat und Menzel, da er 
als Syndikus gewählt ſei, wohl nicht in Frage, der Miniſter möge 
daher ein andres Magiſtratsmitglied zum Bürgermeiſter beſtimmen. 
Dohna bezeichnete darauf den Stadtrat F. W. Müller, der jedoch 
nicht, wie die Städteordnung verlangte, Juriſt, ſondern Kaufmann 
war und bisher das Leihamt verwaltet hatte. Inzwiſchen hatten 
aber die Stadtverordneten auf Dannenbergs Drängen ſelbſt einen 
Entſchluß gefaßt. Für den Fall der Ernennung Müllers zum Ober- 
bürgermeiſter nahmen ſie als Bürgermeiſter Menzel und an deſſen 
Stelle als Syndikus Grunwald in Ausſicht, was der Miniſter auf 
nochmaligen Bericht der Regierung ſchließlich genehmigte 8). 

Als bald darauf der König die Ernennung Müllers zum Ober⸗ 
bürgermeiſter vollzog, ſchien alles zur Zufriedenheit geregelt; doch 
ergab ſich noch eine unerwartete Schwierigkeit. Caspary, ob⸗ 
wohl kein „Architekt von Metier“, war im alten Magiſtrat Bau⸗ 
rat geweſen und auch von den Stadtverordneten als ſolcher wieder⸗ 
gewählt worden. Die Regierung empfahl, trotz der Vorſchrift des 
$ 149 der Städteordnung, ihn ohne Prüfung auf Grund jeiner 
praktiſchen Bewährung zu beſtätigen; aber der Miniſter verfügte, 
Caspary könne nur Baurat werden, wenn er ſich einer techniſchen 
Fachprüfung unterziehe. Natürlich ſträubte ſich der 52 jährige 
Caspary gegen dieſe Forderung, und die Stadtverordneten wollten 
weder ihn ausſcheiden laſſen und penſionieren, noch neben ihm 
einen beſonderen Baurat beſolden. So war noch in letzter Stunde, 
kurz vor der Einführung des neuen Magiſtrats ſeine Zuſammen⸗ 
ſetzung in dieſem Punkte unſicher. Endlich nach mehrtägigen Ver⸗ 
handlungen einigte man ſich auf den von der Regierung vor⸗ 
geſchlagenen Ausweg, daß Caspary als rechtskundiger Stadtrat im 
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Kollegium blieb, der Bauinſpektor Knorr ohne Gehaltserhöhung 
Stadtbaurat wurde, und ein „Baukondukteur“, ebenfalls ohne 
Gehaltserhöhung, an ſeine Stelle trat. Durch dieſes ſinnreiche 
Mittel der Beförderung bei gleichem Gehalt wurde dem Geſetze 
genügt und jede Mehrausgabe vermieden 189), b 

In einer Formfrage, wegen des Ranges der künftigen Magiſtrats⸗ 
mitglieder, verurſachte Dannenberg, der ſich ſonſt um die Beſeitigung 
aller Schwierigkeiten große Verdienſte erwarb, ſelbſt einige Zweifel 
und Erörterungen. Die Regierung hatte ſchon am 16. März dem 
Magiſtrat mitgeteilt, daß, abgeſehen von dem Oberbürgermeiſter 
und Bürgermeiſter, alle beſoldeten und unbeſoldeten Räte unter— 
einander um ihren Rang loſen ſollten. Dannenberg hielt dies für 
unbillig und beantragte, den bisherigen Magiſtratsmitgliedern ihren 
Rang zu laſſen und jedenfalls die Beſoldeten vor den Unbeſoldeten 
einzuordnen. Aber der Miniſter entſchied am 10. Juni, es bleibe 
bei der Ausloſung, und zu einer Bevorzugung der Beſoldeten liege 
kein Grund vor. Im Gegenteil würden eher „Dienſte, die ohne 
Vergeltung geleiſtet werden“, zu einem höheren Range berechtigen. 
Darauf erfolgte am 8. Juli die Ausloſung, bei welcher der Zufall 
gerade dem in letzter Stunde eingeſchobenen Baurat Knorr den 
erſten Platz nach den Bürgermeiſtern verſchaffte 184), 

Neben trockenen Gegenſtänden wie Rang und Befugnis, Gehalt 
und Penſion der Magiſtratsmitglieder erörterten die beteiligten 
Behörden in dieſen Wochen auch die reizvollere Frage, durch welche 
Feierlichkeiten der Höhepunkt und Abſchluß der ganzen Neubildung 
der Stadtverwaltung, die Einführung des neuen Magiſtrats am 
13. Juli, die nötige Weihe oder, wie die Regierung einmal ſchrieb, 
möglichſt viel „Feſtlichkeit und rührende Würde“ erhalten könne, 
Zunächſt war man lange darüber zweifelhaft, wo der Hauptteil 
der Feier, die Vereidigung des Magiſtrats ſtattfinden ſolle, ob 
in der evangeliſch-lutheriſchen erſten Haupt- und Pfarrkirche zu 
St. Eliſabeth oder „nach altem Breslauiſchen Brauche“, im Fürſten⸗ 
ſaale des Rathauſes, in dem einſt am 7. November 1741 die 
ſchleſiſchen Stände dem jungen Preußenkönige gehuldigt hatten. 
Der Oberpräſident und der Miniſter fanden anfangs mit Rückſicht 
auf die katholiſchen Feſtteilnehmer die Vereidigung in der Eliſabet— 
kirche bedenklich. Wenn überhaupt eine kirchliche Feier ſtattfände, 
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ſollte ſie irgendwie in zwei Abſchnitten, in einer evangeliſchen und 
in einer katholiſchen Kirche ſtattfinden. Aber ſowohl die Regierung 
und Dannenberg, wie auch der Magiſtrat und die überwiegende 
Mehrheit der Stadtverordneten wünſchten, die Feier nur in der 
Eliſabethkirche, dem alten Gotteshauſe des Rates und der ſtädtiſchen 
Patrizier, abzuhalten, und da die katholiſche und die reformierte 
Geiſtlichkeit, entſprechend der damaligen duldſamen Zeitſtimmung, 
ihr Erſcheinen in der Eliſabethkirche zuſagten, konnte man die kon⸗ 
feſſionellen Bedenken fallen laſſen 185). 

Eine weitere viel erörterte Frage war, wer außer den Stadt⸗ 
verordneten und Bezirksvorſtehern den Magiſtrat im feierlichen 
Zuge in die Kirche begleiten ſolle. Um, wie die Regierung vor⸗ 
ſchlug, „nach Analogie der griechiſchen Volksfeſte das Alter und 
die Jugend in dieſe Feier zu verflechten“, wurde beſchloſſen, die 
zwölf älteſten Bürger der Stadt und die „Schuljugend der oberen 
Claſſen der ſtädtiſchen Hauptſchulen nebſt ihren Lehrern“ am Zuge 
teilnehmen zu laſſen. Ferner beſchloſſen die Stadtverordneten, daß 
die Bürgergarde den Zug begleiten ſolle; nur verbaten fie ſich jede 
Teilnahme Berittener. Noch am Tage vor der Einführung erklärten 
fie dem Magiſtrat, daß fie „ſchlechterdings keinem Anführer zu 
Pferde im Zuge folgen würden“. Wahrſcheinlich ſollte dadurch, 
wie durch den früheren Beſchluß, daß die Stadtverordneten „ohne 
Degen“ erſcheinen ſollten, der bürgerliche Charakter der ganzen 
Veranſtaltung gewahrt werden. Die Innungsälteſten wurden mit 
ihrem Begehren, ſich am Zuge und an der kirchlichen Feier offiziell 
beteiligen zu dürfen, von den Stadtverordneten an Dannenberg 
verwieſen, von dieſem aber ablehnend beſchieden: ſie dürften ſich, 
wie jeder andre Bürger, dem Zuge anſchließen, könnten aber keine 
bevorrechtigten Plätze in der Kirche erhalten 160). 

Bei der Entſcheidung darüber, ob zur Feier des Tages aus 
öffentlichen Mitteln ein Feſtmahl und eine Illumination veranſtaltet 
werden ſollten, bewährte ſich der durch die Städteordnung geweckte 
Gemeinſinn in rühmlicher Weiſe. Während die alten Stadtbehörden 
vor fünf Monaten für ein Bankett zum Empfange der Garniſon 
2000 Taler ausgegeben hatten“), wurden jetzt Feſtmahl und Illumi⸗ 
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nation mit Rückſicht auf die Finanznot der Stadt von den Stadt⸗ 
verordneten abgelehnt. Statt deſſen beſchloß man, 120 arme 
Bürger mit je 1 Tlr. 10 Sgr. zu beſchenken und die Hoſpitaliten 
und Waiſenkinder zu bewirten. Wer ſonſt zur Feier des Tages 
tafeln wollte, ſollte dies auf eigene Koſten tun 187). Das Beſtreben, 
die Feier im Geiſte der Städteordnung würdig zu geſtalten, regte 
ſich ſelbſt in den der heiteren Kunſt geweihten Räumen des Theaters. 
Lange beriet die Theaterdirektion, wie der Regiſſeur Becker Dannen— 
berg berichtete, mit „einigen Gelehrten“ über die Anordnung einer 
Feſtvorſtellung. Mehrere vorgeſchlagene Stücke wurden verworfen; 
denn ſie „enthielten wieder die Abſonderung der Stände, welches 
gerade dem entgegenſtrebt, was man für die Zukunft wünſcht“. 
Endlich wurde beſchloſſen, daß bei feſtlich erleuchtetem Hauſe und 
nach einem „mit Pauken und Trompeten“ eingeleiteten Prolog 
Mozarts Oper „Titus“, die „als Bild eines gütigen Monarchen“ 
für den Tag am angemeſſenſten erſchien, aufgeführt werden ſollte 159), 

Nach ſo vielen Vorberatungen und Vorbereitungen verlief der 
13. Juli ohne Mißklang als Freudentag für die ganze Stadt. 
Muſik vom Rathausturme leitete den Feſttag ein. Alle Läden 
waren geſchloſſen; jede gewerbliche Arbeit ruhte. Von der Magda- 
lenenkirche, wo ſich die Teilnehmer ſammelten, ging der Feſtzug nach 
der Eliſabethkirche: voran die Schützengilde, dann zwei Kompagnien 
Bürgergarde, darauf die Schüler und Lehrer, die Bezirksvorſteher 
und ihre Stellvertreter, die 12 älteſten Bürger, darunter zwei Mit— 
glieder der Judenſchaft, die Stadtverordneten und deren Stellver— 
treter und endlich der neue Magiſtrat, zuletzt Oberbürgermeiſter 
Müller, geleitet von den Vertretern der Regierung, Dannenberg 
und dem Referendar Keltz. Den Beſchluß des Zuges bildeten 
wieder Bürgergarde und die Innungsälteſten. Unter dem Geläute 
aller Glocken, von blumenſtreuenden Schulkindern begrüßt, betraten 
die Feſtteilnehmer die Eliſabethkirche. Vom Orgelchore ertönte eine 
für den Tag gedichtete und komponierte Feſtkantate; auch der Text 
des folgenden Gemeindegeſanges war der Veranlaſſung angepaßt. 
Kircheninſpektor Hermes predigte über die Worte 1. Petri 4, Vers 11: 
„So jemand ein Amt hat, daß er es tue als aus dem Vermögen, 
das Gott darreichet“. An den eigentlichen Gottesdienſt ſchloß ſich 
die von den beiden Regierungsvertretern vollzogene Vereidigung 
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der Magiſtratsmitglieder. Darauf würdigte das neue Stadtober⸗ 
haupt, Oberbürgermeiſter Müller in kurzen, treffenden Worten die 
Bedeutung des Augenblicks. Er ſprach die Hoffnung aus, daß die 
mit der Städteordnung eingetretene „Umwälzung“ das Vertrauen 
zwiſchen Bürgerſchaft und Behörden wiederherſtellen, ſchlummernde 
Talente wecken, die Verwaltung mit friſchem Leben erfüllen werde. 
Er begrüßte die neuen Träger der Selbſtverwaltung, ermahnte die 
Bürgerſchaft zu Gemeinſinn und Achtung vor den Geſetzen und 
ſchloß mit Dank und Segenswünſchen für den König. Mit dem 
hierauf unter erneutem Geläute aller Glocken angeſtimmten Ambro⸗ 
ſianiſchen Lobgeſange fand die kirchliche Feier ihr Ende. Beim 
Ausgange aus der Kirche ſammelten die angeſehenſten Bürger der 
Stadt die Kollekte für die Armen aller Bekenntniſſe ein. 

Darauf ging der Zug nach dem Rathauſe, wo wieder blumen⸗ 
ſtreuende Kinder die Teilnehmer empfingen, und eine Ehrenjungfrau 
dem Oberbürgermeiſter einen Epheukranz, Dannenberg und dem 
Stadtverordnetenvorſteher Moriz Eichenblätterkränze überreichte. In 
der „Ratsſtube“ vollzog Dannenberg in Gegenwart eines Aus⸗ 
ſchuſſes der Stadtverordneten und der geſamten ſtädtiſchen Beamten⸗ 
ſchaft die Einführung des Magiſtrats. Im Namen der Beamten 
hielt Ratsſekretär Zimmermann eine Begrüßungsrede, in der er 
treue Pflichterfüllung auch unter den veränderten Verhältniſſen 
verſprach, allerdings auch die Wünſche der Beamten für die Ver⸗ 
beſſerung ihrer Lage dem Wohlwollen der ſtädtiſchen Behörden 
empfahl. Nachdem der Einführungsakt protokolliert war, und der 
Oberbürgermeiſter die Feſtteilnehmer mit Dank für ihre Mitwirkung 
verabſchiedet hatte, ging allmählich die vor dem Rathauſe ver⸗ 
ſammelte ſchauluſtige Menge auseinander unter Hochrufen auf den 
König, den Oberbürgermeiſter, den Magiſtrat, „das Kollegium der 
Herren Stadtverordneten und die ganze löbliche Bürgerſchaft“. 

Am Nachmittag wurde den Waiſenkindern aus den „Sinder- 
hoſpitälern“ ein Feſt in dem „Fürſtengarten“ zu Altſcheitnig ges 
geben, und auch ſonſt ſtrömte alles an dem ſchönen Sommertage 
nach Scheitnig und den andern öffentlichen Gärten und „Luſtorten“ 
der Umgegend. Die Schulzen der ſtädtiſchen Kämmereidörfer, die 
an dem Freuden- und Ehrentage ihrer „Grundherrſchaft“ teil⸗ 
genommen hatten, wurden in einem Garten im Bürgerwerder be⸗ 
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wirtet; die Schützengilde veranftaltete im Schießwerder ein großes 
Ballfeſt. Wenn auch eine Illumination der öffentlichen Gebäude 
unterblieb, ſo ließen ſich doch viele Private dieſe Art der Freuden— 
bezeugung nicht nehmen. Ein gleichzeitiger Feſtbericht hebt beſonders 
hervor, daß „an dem Haufe des Regierungspräſidenten Merckel 
eine geſchmackvolle Illumination am Abend dieſes frohen Tages 
angebracht“ war. Auch die Kunſt tat das Ihrige, den Geburtstag 
der Selbſtverwaltung zu feiern. Zwar bei den zahlreichen Feſt⸗ 
gedichten, die nach ſchleſiſcher Sitte nicht fehlen durften, war, wie 
ein Regierungsſchreiben es ausdrückte, „der äſthetiſche Wert ungleich 
geringer als der dadurch geäußerte gute Wille“. Aber den Prolog 
bei der Feſtvorſtellung im Stadttheater ſprach einer der größten 
unter den Meiſtern der Schauſpielkunſt, Ludwig Devrient. Alles 
in allem wurde, ſo verſichert der erwähnte Feſtbericht, „dieſe große 
Feierlichkeit, dergleichen Breslaus Annalen noch nicht aufzuweiſen 
haben, in der ſchönſten Ordnung, Ruhe, Eintracht und Zufrieden⸗ 
heit vollführt“ 189), 

Als der Feſtesjubel verrauſcht war, blieben im Anſchluſſe an 
die Einführung des Magiſtrats noch drei Geſchäfte zu erledigen: 
die Übernahme der ſtädtiſchen Kaſſen durch den neuen Magiſtrat, 
die Einführung der Deputationen und die Auseinanderſetzung mit 
den bisherigen, nicht wiedergewählten Magiſtratsmitgliedern. An 
der am 17. Juli vollzogenen Kaſſenübernahme beteiligten ſich: 
Dannenberg als Einführungskommiſſar, der Oberbürgermeiſter, der 
Kämmerer und zwei andere Räte namens des neuen Magiſtrats, 
Senfft und Doſer als Vertreter des alten Magiſtrats und ſieben 
Stadtverordnete. Bei der großen Menge der ſtädtiſchen Sonderkaſſen 
geſtaltete fich das Geſchäft ziemlich langwierig. Übernommen wurden: 
die erſte Kämmereikaſſe, die General-Kriegskoſtenkaſſe, die Forſtkaſſe, 
die Depoſitengelder-„Maß- und Gewichtskaſſe, die Getreidedispoſitions⸗ 
kaſſe, die zweite Kämmereikaſſe, die Inquiſitions-, die General-Schulen⸗ 
amtskaſſe, die Büttnerſche, Uthmannſche, Fürſtſche und Krullſche Funda⸗ 
tionskaſſe, die Stadtlandgüteramts⸗, Ziegelamts, Feuerſozietätskaſſe, 
die Stadtzollamtskaſſe nebſt der Baugefällen-, Schiff und Roß⸗ 
mauthgefällenkaſſe, die Stadtwage- und Fiſchamtskaſſe, die Bauamts⸗ 
und die Marſtallkaſſe. Dabei blieben noch verſchiedene kleinere Sonder: 
kaſſen wegen der Geringfügigkeit ihrer Beſtände unberückſichtigt 190), 
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Für die neun auf Grund des Geſchäftsreglements am 4. Mai 
gewählten Deputationen“) hatte man inzwiſchen Ort und Zeit der 
Sitzungen beftimmt**). Einige von ihnen ſcheinen ſich auch ſchon 
vor der offiziellen Einführung gelegentlich verſammelt zu haben. 
Aber man wollte doch dieſe wichtigen Selbſtverwaltungsorgane nicht 
ganz formlos ihre Tätigkeit eröffnen laſſen. Die von Dannenberg 
angeregte Vereidigung der nicht ſchon als Magiſtratsmitglieder 
ohnehin vereidigten Angehörigen der Deputationen erklärte allerdings 
die Regierung im Hinblick auf den Bürgereid für überflüſſig. 
Aber wenigſtens eine förmliche Einführung der Deputationen erſchien 
wünſchenswert. Dieſe erfolgte in den Tagen vom 19.— 24. Juli 
in der Weiſe, daß Dannenberg, der hiermit ſeine verdienſtliche 
Tätigkeit beſchloß, die Deputationsmitglieder auf Grund des Ge⸗ 
ſchäftsreglements mit den Gegenſtänden ihrer Geſchäftstätigkeit bes 
kanntmachte und ſie auf ihren Bürgereid verwies. Bei der Armen⸗ 
und der Hoſpitaldirektion, die ihre ſelbſtändige Kaſſenverwaltung 
hatten, wurde damit die Übernahme der betreffenden Kaſſen ver 
bunden !91), 

Was die ausſcheidenden Magiſtratsmitglieder betraf, ſo waren 
ihre Penſionsanſprüche durch die Städteordnung geregelt. Bei 
den Polizeidirektoren Senfft und Doſer hatten ſich die Stadt⸗ 
verordneten anfänglich dieſer Verpflichtung zu entziehen verjucht***), 
Muften fie ſich dem Drängen der Staatsbehörden ſchließlich fügen 
und beiden die vorgeſchriebene Penſion (je 1000 Taler) bewilligen, 
ſo verhielten ſie ſich ablehnend gegen alle, auch von der Regierung 
unterſtützten Anregungen, namentlich bei Doſers Penſionierung über 
das geſetzliche Maß hinauszugehen 10). Eine förmliche Auflöſung 
und Entlaſſung des alten Magiſtrats fand nicht ſtatt, da nach einer 


*) Die außerdem von den Stadtverordneten eigenmächtig gewählte Kirchen⸗ 
und Schulendeputation trat nicht in Wirkſamkeit. 

i Es ſollten tagen, wöchentlich: die Sicherungsdeputation (Dienstag), die 
Strafanſtaltsdeputation (Mittwoch), die Forft- und Otonomiedeputation (Donners 
tag), die Baudeputation (Sonnabend); vierzehntägig: die Armendirektion (Diens⸗ 
tag) und die Hoſpitaldirektion (Donnerstag); nach Bedarf: die Feueraſſekuranz., 
die Sanitätspolizei- und die Eich» und Schaudeputation. Staatsarchiv Rep. 199 
Suppl. MRD No. 224 Acta Comm. II, 206 f. 

+) Vgl. S. 132 f. Staatsarchiv Rep. 17 II 2r vol. II, Aug. 15. 
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Miniſterialverfügung „die Städteordnung ſchon die Stelle förm⸗ 
licher Entlaſſungen für die ausſcheidenden Magiſtratualen vertreten“ 
ſollte 18). Sang⸗ und klanglos wurde das alte Stadtregiment zu 
Grabe getragen. Nur der Abſchied des bisherigen Hauptes der 
Stadtverwaltung, des alten Senfft von Pilſach von ſeinem Amte 
entbehrte nicht einer gewiſſen dramatiſchen Zuſpitzung. Es war in 
der Stadtverordnetenſitzung am 10. Juli. Das Programm für 
die unmittelbar bevorſtehende Einführungsfeier wurde eben end: 
gültig feſtgeſtellt. Man verhandelte über die Geſtaltung des Felt: 
zuges, über die Akte der Wohltätigkeit, mit denen man, ſtatt mit 
üppigen Gelagen, dem Tage die rechte Weihe geben wollte. Die 
Bezirksvorſteher ſtellten ſich ein, um für ihre Teilnahme an der 
Feier die nötigen Weiſungen zu empfangen. Die zu unbeſoldeten 
Stadträten gewählten Stadtverordneten erſchienen zum letzten Male 
in der Sitzung, um ihren bisherigen Kollegen zu verſichern, daß 
ſie mit ihnen auch als Magiſtratsmitglieder „brüderlich Hand in 
Hand zum Beſten der Stadt wirken“ würden. Die Vorfreude 
eines bedeutungsvollen Feſttages, die Hoffnung auf eine glücklichere 
Zukunft beherrſchte die Verſammlung. Da kam, ſo berichtet das 
Protokoll lakoniſch, „der Geheime Rath Senfft von Pilſach und 
nahm Abſchied von der ſämmtlichen Bürgerſchaft“. So berührten 
ſich die alte und die neue Zeit. 

Gegen Ende der Sitzung wurde beſchloſſen, an Senfft „ein 
Belobungsſchreiben“ zu richten, „worinnen ihm für die Wahr- 
nehmung der Rechte der Bürgerſchaft während ſeines Directorats 
ganz beſonders gedankt“ werden ſollte 00. Nur die verſöhnliche 
Abſchiedsſtimmung, die alle Gegenſätze ausgleicht, hatte dieſen 
Beſchluß zeitigen können. Denn im allgemeinen hatten ja die 
Bürger ihren alten Magiſtraten gerade das am meiſten verübelt, 
daß ſie, in ſtrenger Abhängigkeit von ihren Vorgeſetzten, kaum je 
verſucht hatten, die „Rechte der Bürgerſchaft“ gegen die abſolute 
Staatsgewalt geltend zu machen. 
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Kapitel 9. 
Die klitterwochen der Selbſtuerwaltung 1809/10, 


Je mehr die weitere Geſchichte der Breslauer Selbſtverwaltung 
von Kämpfen und Widerſtänden, von Stockungen und Rückſchlägen 
zu berichten hat, um ſo lieber verweilen wir bei der Schilderung 
der erſten, jugendlich friſchen Kraftentfaltung, mit der unſer Bürger⸗ 
tum nach Beſeitigung der bisherigen bureaukratiſchen Vormundſchaft 
feinen neuen Wirkungskreis auszufüllen beſtrebt war. Die Städte⸗ 
ordnung, ſchrieb Merckel im Auguſt 1810, hat in Breslau „die 
ſchlummernde Regſamkeit der Bürger geweckt, friſches Leben in alle 
Zweige der Kommunalverwaltung gebracht“ und „ſchöne Denkmäler 
des Gemeinſinns und der Wohltätigkeit“ geſchaffen 15). Daß unter 
dem Drucke der Zeitverhältniſſe dem Aufſchwunge nur zu bald eine 
merkliche Erſchlaffung folgte, nimmt den erſten Regungen des durch 
die Städteordnung belebten Gemeinſinns nichts an Wert und Würde. 

Den weiten, vorwiegend kleinbürgerlichen Kreiſen, die ſich im 
Frühjahr 1809 als unbeſoldete Stadträte, Stadtverordnete und 
Deputationsmitglieder, als Bezirksvorſteher und „Armenväter“ in 
den Dienſt der jungen Selbſtverwaltung ſtellten, war es mit ihren 
Rechten, aber auch mit ihren Pflichten heiliger Ernſt. Sie waren 
bereit zu erheblichen Aufwendungen an Zeit und Arbeitskraft, ſelbſt 
zu Geldopfern für gemeinnützige Zwecke. Die Stadtverordneten 
tagten anfangs zwei- bis dreimal wöchentlich, waren aber auch 
ſonſt durch Teilnahme an allerlei Deputationen und Kommiſſionen, 
durch zahlreiche Dienſtreiſen und Lokaltermine ſtark belaſtet. Bei 
dem Nachtwachtweſen, bei der Feuerſozietät, beim Feuerlöſchweſen 
wurden bisher beſoldete Dienſtleiſtungen nunmehr durch freiwillige 
Hilfskräfte ausgeführt. Die Mitglieder der Sicherungsdeputation 
übten durch nächtliche Patrouillengänge die Aufficht über die Nacht» 
wächter. Die Bezirksvorſteher und Armenväter ſammelten ſelbſt 
die freiwilligen Beiträge zur Armenkaſſe ein, um durch perſönliche 
Einwirkung und ſanften moraliſchen Zwang die Opferwilligkeit zu 
fteigern. In die Bau- oder Okonomiedeputation wurde gewählt, 
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wer mit eigenem Geſpann die ſtädtiſchen Güter und Forſten be⸗ 
reiſen konnte. Im Januar 1810 wurde unter den Stadtverordneten 
angeregt, man ſolle, da das Wetter zu Spazierfahrten nicht geeignet 
ſei, ſeine Pferde für die Stadt Sand fahren laſſen. Mitglieder 
der Öfonomiedeputation ſtifteten aus eigenen Mitteln Obſtbaum— 
pflanzungen auf den Stadtlandgütern. Die Stadtverordneten legten 
ſich dadurch, daß jeder für den von ihm in den Sitzungen benutzten 
Stuhl eine jährliche Gebühr entrichtete, in dieſem „Stuhlgelde“ 
eine freiwillige Abgabe für gemeinnützige oder wohltätige Zwecke 
auf. Das einjährige Jubiläum ihrer Amtsführung feierten ſie 
nicht durch ein Feſteſſen, ſondern durch die Pflanzung von Allee: 
bäumen in den Vorſtädten 100). 

Mit peinlichſter, auf die Dauer kaum durchführbarer Gewiſſen⸗ 
haftigkeit und Gründlichkeit ſuchten ſich die erſten Stadtverordneten 
in allen Verwaltungsfragen ein eigenes Urteil zu bilden, überall 
die Intereſſen der Bürgerſchaft zu wahren, jedem Übelſtande ab- 
zuhelfen. Auch in unbedeutenderen Angelegenheiten wurden vor— 
beratende Ausſchüſſe gewählt, Lokaltermine abgehalten, da, wo die 
Kenntnis der Stadtverordneten nicht ausreichend erſchien, Sach⸗ 
verſtändige aus der Bürgerſchaft vernommen. Beſchwerdeführer 
durften ihre Anliegen perſönlich in der Verſammlung vortragen. 
Aber auch jede der zahlreichen anonymen Anzeigen und Beſchwerden 
wurde, anfangs wenigſtens, auf ihre Berechtigung geprüft. Erſt 
im Mai 1810 beſchloß man, anonyme Schreiben nicht mehr zu 
berückſichtigen. Eifrig war man bemüht, durch Vorſchriften zur 
Erhaltung der Ruhe und Ordnung in den Sitzungen die Arbeiten 
der Verſammlung zu fördern. Wenn Geſetze, heißt es in einem 
Geſchäftsordnungsentwurfe vom Juni 1809, ſchon bei bloßen Ber: 
gnügungsgeſellſchaften nötig find, um wieviel mehr „bei Verſamm— 
lungen, wo es auf Verantwortlichkeit des Gewiſſens, auf das Wohl 
und Wehe einer Volkszahl von 60000 Menſchen ankommt“. Die 
Strafandrohungen des Entwurfes richteten ſich gegen Ruheſtörungen 
jeder Art, Unterbrechungen des Vorſtehers oder andrer Redner, 
aber auch gegen vorzeitiges Verlaſſen der Sitzungen. Der Sitzungs⸗ 
beſuch wurde anfänglich ſtreng kontrolliert; die Namen der Fehlenden 
nebſt den Entſchuldigungsgründen wurden in den Protokollen ver⸗ 
merkt. Wiederholt wurden Geldſtrafen für unentſchuldigte Ver⸗ 
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ſäumnis der Sitzungen feſtgeſetzt. Ein 1810 gewählter Stadtver⸗ 
ordneter wurde wegen beharrlichen Fernbleibens von den Sitzungen 
im Auguſt 1811 aus der Verſammlung ausgeſchloſſen, in eine Geld- 
ſtrafe von 3 Tlr. genommen, des aktiven und paſſiven Wahlrechts 
auf drei Jahre verluſtig erklärt und auf ein Jahr um ½ in ſeinen 
Gemeindeabgaben erhöht 105). 

Dem Ernſte und der Gewiſſenhaftigkeit, mit der die erſten 
Stadtverordneten ihre Pflichten zu erfüllen ſuchten, entſprach ihr 
Selbſtbewußtſein, ihr Machtgefühl. Wenn ſie gleich nach ihrem 
Zuſammentritte auf die ihnen zugedachten Amtsketten und Medaillen 
verzichteten“) und ſpäter das angebotene Geſchenk einer Fahne als 
„unſchicklichen Tand“ zurückwieſen, zeigten ſie durch dieſe ſtolze 
Beſcheidenheit ein ſtarkes Bewußtſein ihrer Würde. In andern 
Fällen verhielten ſie ſich gegen Auszeichnungen und Huldigungen 
nicht ſo ablehnend. Als in einer Sitzung vier Volksſchullehrer mit 
ihren Schülerinnen ſich einfanden, und die Kinder „Glückwünſche 
überreichten und Blumen ſtreuten“, wurde der Magiſtrat „an⸗ 
gewieſen“, jedem der Lehrer einen Poſten Brennholz anfahren zu 
laſſen !99). 

Schon dieſe „Anweiſung“ an den Magiſtrat zeigt, wie die 
erſten Stadtverordneten die ihnen durch die Städteordnung zu— 
gewieſene ausſchlaggebende Stellung in der Stadtverwaltung in 
weiteſtem Umfange und mit allem Nachdruck in Anſpruch nahmen. 
In dringlichem, jeden Widerſpruch ausſchließenden Befehlstone 
verkündigten die Protokolle und oft auch die Schreiben der Stadt⸗ 
verordneten an den Magiſtrat die Beſchlüſſe der Verſammlung. 
Der Magiſtrat „ſoll“ die von den Stadtverordneten beſchloſſenen 
Bauten und Reparaturen ſofort ausführen. Er darf ſelbſt bei 
kleineren Bauarbeiten die Genehmigung der Stadtverordneten nicht 
erſt nachträglich einholen. Er ſoll gewiſſe Aktenauszüge binnen 
48 Stunden liefern. Er darf, „um ſich nicht ſelbſt zu entwürden“, 
in Schreiben an die Stadtverordneten nicht von „Reſkripten“ des 
Polizeipräſidenten ſprechen. Wenn die Stadtverordneten einen ihrer 
Beſchlüſſe trotz der Einwendungen des Magiſtrats aufrechterhielten, 
hieß es im Protokoll: „es bleibt dabei“. Eiferſüchtig wurde darüber 


*) Vgl. S. 107 f. 
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gewacht, daß in den Deputationen den Stadtverordneten und ſonſtigen 
Bürgern der ihnen gebührende Einfluß nicht verkümmert werde. 
Im Auguſt 1809 wurde angeregt, daß die Deputationen ihre Ber 
richte erſt den Stadtverordneten und dann dem Magiſtrat erſtatten 
ſollten, „damit der Magiſtrat ſich nicht Vorrechte anmaße, wie er 
es zu tun ſcheint“. Dagegen nahmen die Stadtverordneten, wenn 
fie in der Sache Recht zu haben glaubten, unbedenklich Befugniſſe 
in Anſpruch, die, wie die Anſtellung und Entlaſſung der ſtädtiſchen 
Beamten, durch die Städteordnung dem Magiſtrat vorbehalten 
waren. Sie vereitelten durch ihren Widerſpruch die Wahl des 
durch ſeine Franzoſenfreundlichkeit und durch ſeine Beziehungen 
zur Gräfin Lichtenau mißliebigen Profeſſors Schummel zum Rektor 
des Eliſabetans. Sie erzwangen die Penſionierung des Forſt⸗ 
inſpektors Merensky, der teils im Dienſte unfähig, teils als früherer 
„Jagdklapitän des Prinzen Jerome“ gleichfalls der Franzoſen⸗ 
freundſchaft verdächtig war. Bei unvolkstümlichen Maßregeln, wie 
Ausſchreibungen neuer Steuern, ließ es ſich der Magiſtrat recht 
gern gefallen, wenn die Stadtverordneten entgegen der Städte⸗ 
ordnung an der Ausführung und damit an der Verantwortung 
teilnahmen 199). 

Selbſtbewußt, im Vertrauen auf ihre gute Sache und die Ger 
rechtigkeit des Königs verfochten die Stadtverordneten ihre Meinung 
wie gegen den Magiſtrat ſo auch gegen die Staatsbehörden. Stets 
waren ſie bereit, gegen ablehnende Regierungs- und Miniſterial⸗ 
beſcheide an höchſter Stelle Berufung einzulegen. Immer drängten 
ſie den Magiſtrat, ſtädtiſche Anſprüche, Rechte, Privilegien auch 
gegenüber dem Staate und ſeinen Geſetzen geltend zu machen. Der 
Magiſtrat geriet hierbei oft in üble Lage. Machte er auf Drängen 
der Stadtverordneten gegen die Regierung Front, ſo zog er ſich herbe 
Zurechtweiſungen von oben zu, wie z. B. im Juni 1809, als die 
Stadtverordneten darauf beſtanden, daß die Regierung ihre Be— 
rechtigung zu einer mißliebigen Forderung durch Vorlegung einer 
königlichen Kabinettsorder nachweiſen ſollte. Andrerſeits wenn der 
Magiſtrat gegen die Regierung nicht energiſch genug vorging, 
machten ihm die Stadtverordneten wegen ſeiner Schwäche und 
Pflichtvergeſſenheit die bitterſten Vorwürfe. Die alte Vormund⸗ 
ſchaft des Staats über die Städte habe aufgehört; als „Organ“ 


150 Überwachung der Güter-, Forft-, Zoll-, Bauverwaltung. 


der Stadtverordneten ſei der Magiſtrat verpflichtet, ihre Forderungen 
nach oben rückhaltlos zu vertreten 2%). Die vielen Reibungsflächen, 
die das Verhältnis zwiſchen Stadt und Staat gerade in den erſten 
Jahren der Selbſtverwaltung bot, gaben den Stadtverordneten nur 
zu häufig Gelegenheit, ihren Eifer für das Beſte der Stadt und 
ihr kräftiges Selbſtbewußtſein auch im Widerſtande gegen die 
Staatsbehörden zu betätigen. 

Ein beträchtlicher Teil des Wirkens der durch die Städteordnung 
geſchaffenen Selbſtverwaltungsorgane bewegte ſich naturgemäß noch 
auf ähnlichen Bahnen wie einſt die Haupttätigkeit der „Bürgerſchafts⸗ 
repräfentanten“*), Durch mißtrauiſche Überwachung des Magiſtrats 
und ſeiner Beamten bei der Verwaltung des Stadtvermögens und 
beim Bauweſen ſuchte man Verſchwendung und Unterſchleif zu 
verhüten, die Einnahmen zu ſteigern, die Ausgaben herabzuſetzen. 
Bei den Stadtlandgütern erfolgte eine gründliche Unterſuchung und 
die tunlichſte Beſſerung ihres Kulturzuſtandes, ihrer Pachtverhältniſſe, 
ihrer Baulichkeiten, des Zuſtandes der Untertanen. Die ſehr ver⸗ 
wahrloſte Beſchaffenheit der ſtädtiſchen Forſten ſuchte man durch 
Beſeitigung des unfähigen Forſtinſpektors, durch Aufſtellung regel⸗ 
rechter Wirtſchafts- und Kulturpläne, durch umfangreiche Neu⸗ 
pflanzungen und wirkſame Forſtſchutzmaßregeln zu verbeſſern. Da 
die Stadtverordneten Unterſchleife bei der Verwaltung der ſtädtiſchen 
Zolleinnahmen mutmaßten, wurde eine eingehende Unterſuchung des 
Stadtzollamts vorgenommen, und für die Zukunft eine ſcharfe, fort⸗ 
laufende Überwachung beſchloſſen. Auch die Verwaltung des Ziegel— 
amts ſtand im Rufe der Unredlichkeit und Unwirtſchaftlichkeit. Bei 
der Reviſion der Ziegelrechnung für 1809/10 ſtellten die Stadt⸗ 
verordneten nicht weniger als 87 Notate auf. Am liebſten wollten 
ſie das Ziegelamt ganz eingehen laſſen und die Kaſſen- und 
Rechnungsführung der Ziegeleien dem Zollamte übertragen. 

Am ſtärkſten war das Mißtrauen der Stadtverordneten und 
demgemäß ihr Streben nach Mitwirkung bezüglich der Bau— 
verwaltung. Immer wieder erhoben ſie den Vorwurf, daß infolge 
mangelnder Aufſicht die Arbeiter bei den ſtädtiſchen Bauten nichts 
leiſteten, daß die Materialien veruntreut oder verſchwendet würden. 
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Wiederholt verlangten ſie, daß der Magiſtrat ſelbſt kleinere Bau⸗ 
arbeiten nicht ohne ihre und der Baudeputation Bewilligung vor⸗ 
nehmen dürfe. Im Auguſt 1809 wurden auf Drängen der Stadt⸗ 
verordneten die heute noch üblichen „Baurapporte“, d. h. wöchent⸗ 
liche Anzeigen an die Stadtverordneten über die Zahl und die 
Arbeitsplätze der bei der Stadt beſchäftigten Bauarbeiter, eingeführt. 
Gleichzeitig wurde die im „Geſchäftsreglement“ nur auf 13 feſt⸗ 
geſetzte Mitgliederzahl der Baudeputation faſt verdreifacht, weil 
ihre Mitglieder alle ſtädtiſchen Bauſtellen fortgeſetzt überwachen 
ſollten. Im Juni 1810 wurde infolge neuer Klagen über die 
Bauverwaltung in der Stadtverordnetenverſammlung angeregt, bei 
jedem ſtädtiſchen Bau ſolle, da der Baurat mit andern Ge⸗ 
ſchäften überhäuft ſei, ein Mitglied der Baudeputation die eigent⸗ 
liche Leitung übernehmen. Zwar war eine ehrenamtliche Baus 
aufficht in dieſem Umfange auf die Dauer undurchführbar; jeden- 
falls konnte aber Baurat Knorr noch 1816 rühmend hervorheben, 
daß unter den Mitgliedern der Baudeputation keine ſo tätig und 
gewiſſenhaft ſeien, wie die 1809 gewählten 20). 

Doch die hauptſächlich überwachende Tätigkeit im Bau- und 
„Okonomieweſen“ konnte, ſo eifrig ſie auch geübt wurde, den 
Reformdrang der erſten Selbſtverwaltungsorgane bei weitem nicht 
ausfüllen. Auch in vielen andern ſtädtiſchen Verwaltungszweigen 
regte ſich ein rüſtiges Schaffen. Am bedeutendſten und augen- 
fälligſten waren die Erfolge der jungen Selbſtverwaltung auf dem 
vor allem Selbſttätigkeit und Opferwilligkeit erfordernden Gebiete, 
in der Armenpflege. Das Vertrauen, das die Städteordnung“) 
ausſprach, indem ſie „das ganze Armenweſen den Händen der 
Bürgerſchaft, ihrem Gemeinſinn und der Wohltätigkeit der Stadt⸗ 
einwohner anvertraute“, wurde in vollem Umfange gerechtfertigt. 
Von grundlegender Bedeutung war, daß ſich nach der Städte: 
ordnung die Zahl der in der Armenpflege tätigen Perſonen um ein 
vielfaches vermehrte. An die Stelle der bisherigen 50 Mitglieder 
der Armenverpflegungskommiſſion traten jetzt etwa 400 freiwillige 
Helfer. Unter der das ganze Armenweſen leitenden Armen— 
direktion wirkte in jedem der 49 Stadtbezirke eine aus dem Bezirks- 


) St. O. 5 179 0. 


152 Reformen im Armenweſen. Kirchen- und Schulweſen. 


vorſteher und 6—8 „Armenvätern“ beſtehende Bezirks-Armen⸗ 
kommiſſion. Indem dieſe Bezirkskommiſſionen die eingehenden 
Unterſtützungsgeſuche prüften und die Almoſenempfänger fortlaufend 
überwachten, konnte jetzt weit beſſer als vorher die wahre Hilfs- 
bedürftigkeit von der falſchen unterſchieden, der Mißbrauch des 
Almoſens verhütet werden. Außer durch Almoſenverteilung ſuchte 
die neue Armenverwaltung durch Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit 
und durch Erziehung hilfloſer Kinder das Elend wirkſamer als 
bisher zu bekämpfen. 

Kam ihrem Wirken weſentlich zuſtatten, daß ihr Geſchäftskreis 
jetzt auch die früher geiſtlichen Vorſtadtgebiete mitumfaßte, ſo forderte 
freilich dieſe ſowohl intenfivere als auch räumlich erweiterte Armen⸗ 
pflege ungleich größere Mittel. Aber um dieſe größeren Mittel 
ohne Inanſpruchnahme der Stadtkaſſe durch das alte Syſtem freis 
williger Beiträge“) zu erlangen, bot die Vermehrung der Zahl der 
in der Armenpflege tätigen Perſonen eine vortreffliche Handhabe. 
Dadurch daß, wie ſchon erwähnt, die Bezirksvorſteher und Armen⸗ 
väter das mühevolle Amt der Einſammlung der Armenbeiträge 
ſelbſt übernahmen, wurde dem durch die Städteordnung ohnehin 
geweckten Gemeinſinn der Bürger noch kräftig nachgeholfen, ſodaß 
die Einnahmen der Armenkaſſe von 22000 (1808/9) auf 42000 
(1809/10) und ſelbſt auf 53000 Taler (1810/11) ſtiegen. Rühmlich 
wurde anerkannt, daß, obwohl die Judengemeinde ihre alte, ge: 
ſonderte Armenverpflegung behielt, eine Anzahl jüdiſcher Mitbürger 
freiwillig zur ſtädtiſchen Armenkaſſe beiſteuerte. Daß mit der aus⸗ 
giebigeren Armenpflege auch die Unterdrückung der Straßenbettelei 
Hand in Hand gehen konnte, wurde einmal durch die Vereinigung 
der Vorſtädte mit der Stadt, ſodann durch die kräftige Mitwirkung 
der gegen früher verbeſſerten Polizei ermöglicht 5). 

Das lebhafte Intereſſe der Stadtverordneten für das Kirchen⸗ 
und Schulweſen, das wir ſchon in der Einführungszeit der Städte: 
ordnung hervortreten ſahen“), blieb auch noch weiter rege. Wieder⸗ 
holt beſchloſſen die Stadtverordneten, allerdings vergeblich, daß die 
von ihnen gegen den Willen des Magiſtrats gewählte Kirchen- und 
Schuldeputation in Wirkſamkeit treten ſollte. Die offenkundig elende 
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Beſchaffenheit des evangeliſchen Elementarſchulweſens“) erregte inner⸗ 
halb und außerhalb der Stadtverordnetenverſammlung große Unzu⸗ 
friedenheit und dringende Reformwünſche. Unter den Stadtverordneten 
drängt enamentlich Propſt Rahn auf Beſeitigung dieſer unhaltbaren 
Zuſtände, und zahlreiche anonyme Zuſchriften an die Verſammlung 
bekundeten den Unwillen der Bürgerſchaft. Eine Zuſchrift, welche 
die Stadtverordneten Ende März 1810 an den Magiſtrat weiter: 
gaben, bezeichnete ganz zutreffend als die weſentlichen Punkte des 
Reformprogramms: Verbot des Unterrichtens durch Ungeprüfte, Ver⸗ 
minderung der übermäßig zahlreichen Privatſchulen, Verbeſſerung des 
„kläglichen Zuſtandes“ der „privilegierten deutſchen Stadtſchulen“, 
Gewährung von freier Wohnung, Holzgeld und „etwas Trakta— 
ment“ an die Lehrer, Verbeſſerung der Schulauſſicht, Sonderung 
der Knaben und Mädchen und endlich Veranſtaltung öffentlicher 
Prüfungen, „aber ohne allen Klingklang“. Als im Juli 1810 die 
Lehrer der evangeliſchen „privilegierten Schulen“ die Regierung um 
Schutz gegen den Wettbewerb der vielen „Winkelſchulen“ und um 
Verbeſſerung ihrer ganz unzulänglichen Einkünfte baten, benutzte 
die Regierung dieſen Anlaß ſofort zum Eingreifen. Ein Schreiben 
vom 8. Auguſt machte dem Magiſtrat Vorwürfe über den „höchſt 
traurigen Zuſtand der Stadtſchulen“ und forderte zunächſt genaue 
Unterſuchung der gerügten Verhältniſſe und eingehenden Bericht. 
Darauf trat eine aus dem Polizeipräſidenten Streit, Stadtrat 
Müller I, Paſtor Fiſcher und Propſt Rahn beſtehende Unter⸗ 
ſuchungskommiſſion zuſammen. Aber es ſollten noch Jahre ver: 
gehen, bis die hiermit begonnenen Reſormverſuche zum Ziele ge— 
langten 20%), 

Große, ſofortige Erfolge erzielte dagegen die junge Selbſt— 
verwaltung bei Verbeſſerung der ſtädtiſchen Krankenpflege. Das 
ſchon längſt reformbedürftige Allerheiligenhoſpital““) erfuhr eine 
gänzliche Neugeſtaltung. Während die ärztliche Verſorgung des— 
ſelben bisher hauptſächlich von ungeprüften Heilgehilfen, ſogenannten 
„Arztgeſellen“, beſorgt worden war, wurde jetzt ein leitender 
Hoſpitalarzt, der als Arzt und Schriftſteller rühmlich bekannte 
Dr. Ebers, ein Oberwundarzt und zwei geprüfte Unterwundärzte 
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angeſtellt. Die Auswahl und Anleitung der Wärterinnen übernahm 
ſtatt des Schaffners der leitende Arzt. Die Aufnahme der Kranken, 
die Behandlung der Armenkranken, die Verſorgung des Hoſpitals 
mit Arzneimitteln wurden zweckmäßiger geregelt. Die Bekleidung 
der Kranken, die Heizung, Lüftung und Reinigung der Kranken⸗ 
zimmer wurden tunlichſt verbeſſert. Selbſt die Einführung ver⸗ 
ſchiedener Koſt je nach Grad und Art der Krankheit und die An— 
ſchaffung von Badewannen für das Hoſpital waren erſt Erxrungen⸗ 
ſchaften der Selbſtverwaltung. Die Mittel zu allen dieſen Neuerungen 
gewann man teils durch beſſere Nutzung der Hoſpitalgüter und 
forſten und zweckmäßigere Verwendung der Legate; teils brachte 
der neubelebte Gemeinſinn der Bürgerſchaft eine Zunahme der 
Geſchenke, Vermächtniſſe und der von der Kaufmannſchaft und den 
Innungen geleiſteten Jahresbeiträge. Im Hinblicke auf die trotz 
aller Ungunſt der Zeitverhältniſſe erreichte Neugeſtaltung der 
ſtädtiſchen Krankenpflege konnte die Hoſpitaldirektion in ihrem 
Berichte für 1809/10 mit Recht ausſprechen, daß „nicht in den 
Tagen müßiger Ruhe und üppigen Wohllebens ruhmwürdige Thaten 
und vorzügliche Bürgertugenden entſproſſen, ſondern daß ſie ſtets 
dem Drange widriger Schickſale und der dadurch veranlaßten An⸗ 
ſpannung aller Thätigkeiten und Kräfte Entſtehen und Gedeyhen 
zu danken haben“ 2%), 

Auch für die Krankheitsverhütung, die Geſundheitspflege fehlte 
es in der Frühzeit der Selbſtverwaltung nicht an verſtändnisvollem 
Anteil. Die Sanitätspolizeideputation beriet über die Einführung 
von „Rettungskäſten zur Wiederbelebung plötzlich Verunglückter“, 
über die Verbilligung der beſonders den Mittelſtand belaſtenden 
übermäßigen Apothekerpreiſe, über Maßregeln gegen den Verkauf 
von unausgebackenem Brot und „ungeſundem Landfleiſch“. Bei 
der Baudeputation erhob ſie Beſchwerde über die den Fußgänger 
mit Arms und Beinbrüchen bedrohende Beſchaffenheit der Straßen: 
gerinne und Bürgerſteige. Aber wie ſehr gerade auf dieſem Ge— 
biete „Zeit, Umſtände, Mangel an Fonds und Indolenz“ dem 
Reformeifer entgegenwirkten, wie die Ausdünſtungen der Dünger⸗ 
gruben, der Schlamm des Stadtgrabens und der Stadtohlau, das 
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gemeinſchädliche Treiben der „Afterärzte, Wunderdoktoren und alten 
Weiber“ jeder vernünftigen Geſundheitspflege ſpotteten, davon ent- 
wirft der Bericht über die Wirkungen der Städteordnung, den der 
Magiſtrat im Auguſt 1810 der Regierung erſtattete“), ein mehr 
anſchauliches als erbauliches Bild 200). 

Erfolgreicher war man gegenüber einem beſonders üblen Ver⸗ 
mächtniſſe des alten Stadtregiments, dem elenden Zuſtande der 
Strafanftalten**). In den mit Gefangenen überfüllten Räumen der 
„Frohnfeſte“ hauſten leichte und ſchwere, junge und alte Verbrecher, 
Geſunde und Kranke beieinander. Bekleidung und Verpflegung 
waren ganz unzureichend; ſelbſt die Kranken erhielten oft ver— 
dorbenes, unverdauliches Brot. „Kerkerfieber“ und andre ver: 
heerende Krankheiten forderten zahlreiche Opfer. Nach einem Be⸗ 
richte vom Dezember 1809 waren in drei Monaten 31 Sträflinge 
geſtorben, andre 36 waren krank. Gegenüber ſolchen ſchreienden 
Mißſtänden fand die von Syndikus Grunwald und Stadtrat 
Gerlach geleitete Strafanſtaltsdeputation einen fruchtbaren Wirkungs— 
kreis. Die Begründung einer beſonderen Gefangenen-Kranken⸗ 
anſtalt beſeitigte die Überfüllung und die Anſteckungsgefahr. Die 
Bekleidung und Ernährung der Gefangenen wurde verbeſſert. Für 
Reinlichkeit, Zucht und Ordnung ſorgte man durch ſchärfere Über- 
wachung des Dienſtperſonals und Erlaß eines ausführlichen Regle— 
ments. Die Mittel für die eingeführten Verbeſſerungen gewann 
man durch zweckmäßigere Beſchäftigung der Gefangenen, wobei 
namentlich die der Deputation angehörigen Gewerbetreibenden gute 
Dienſte leiſteten 20%), 

Eifrig bemühten ſich Breslaus erſte Stadtverordnete, auch einen 
andern Schandfleck der herrſchenden Zuſtände, die öffentliche Unſitt— 
lichkeit, aus der Welt zu ſchaffen. Die Staatsbehörden hatten 
ihrerſeits begonnen, die öffentlichen Häuſer in abgelegene Straßen 
zu verweiſen, ſie ſcharf zu überwachen und die Aufnahme von 
Mädchen möglichſt zu erſchweren. Im November 1809 regte die 
Regierung beim Magiſtrat an: da nach der Städteordnung nur 
„Einwohner von unbeſcholtenem Wandel“ Bürger fein dürften, 
ſollten die Stadtverordneten zur Ausſchließung der Bordellwirte 
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vom Bürgerrechte aufgefordert werden. Die Stadtverordneten, denen 
teils anonyme Zuſchriften, teils wiederholte Vorſtellungen Propſt 
Rahns das Gewiſſen geſchärft hatten, wollten angeſichts dieſer Auf— 
forderung gleich ganze Arbeit machen. Man wollte nicht nur die 
Bordellwirte durch Entziehung des Bürgerrechts zum Verkaufe ihrer 
Häuſer zwingen, ſondern ihnen durch weitergehende Beſtimmungen 
überhaupt ihr unſauberes Handwerk legen. Zwar dieſe letzteren 
einſchneidenden Beſchlüſſe mußten, da ſich die Staatsbehörden zur 
gänzlichen Unterdrückung des Bordellweſens nicht entſchließen konnten, 
wieder zurückgenommen werden. Aber im übrigen erklärte die Mer 
gierung den ſittlichen Eifer der Stadtverordneten für höchſt achtungs⸗ 
wert und ließ ihn „zum Beiſpiel für andre Städte“ in den Zeitungen 
rühmend hervorheben. Auch blieb das Vorgehen, ſelbſt in der ab⸗ 
geſchwächten Form der Bürgerrechtsentziehung, nicht wirkungslos, 
da mehrere der Betroffenen, um nicht ihre Grundſtücke verkaufen 
zu müſſen, ihr Gewerbe aufgaben 20°), 

Doch von der Betrachtung des vielſeitig und erfolgreich wirkenden 
friſchen Tatendranges und rühmlichen Gemeinſinns der neuen Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane müſſen wir uns nun zu den Schattenſeiten des 
Bildes wenden, zu den früher“) ſchon in allgemeinen Umriſſen an⸗ 
gedeuteten Schwierigkeiten der Neugeſtaltung. Wir müſſen im 
einzelnen verfolgen, wie die natürlich nicht mit einem Schlage zu 
überwindenden Nachwirkungen der bisherigen Bevormundung des 
Bürgertums, wie die wirtſchaftlichen Nöte der Zeit, die unfertigen, 
ſchwankenden Zuſtände im Staatsleben ſchon in der Frühzeit der 
Selbſtverwaltung ihren nachteiligen Einfluß übten. 

Am ſtärtſten zeigte ſich das den Aufſchwung hemmende Schwer⸗ 
gewicht im Finanz- und Steuerweſen. Einerſeits zwangen die Nöte 
der Zeit, erſt die Opfer und Schäden der Kriegs- und Okkupations⸗ 
jahre, dann die Anſprüche des nach der Kataſtrophe ſich wieder auf- 
richtenden Staates, der Stadtwirtſchaft neue Einnahmequellen zu 
erſchließen. Andrerſeits ſchuf bei Löſung der Frage, wie der Mehr⸗ 
bedarf zu decken ſei, teils Intereſſenpolitik innerhalb der Bürger⸗ 
ſchaft, teils die Einwirkung der Staatsbehörden ſtarke Reibungen, 
ſchwer auszugleichende Gegenſätze. 


=) Vgl. S. 70-89. 
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Die Einnahmen der Stadt waren ſeit dem Kriege erheblich 
zurückgegangen. Die „Kameralgefälle“, jene Reſte der mittelalter— 
lichen direkten Stadtſteuern, die unter verſchiedenen Bezeichnungen 
noch beſtanden, waren bei der Verarmung eines Teils der Bürger— 
ſchaft vielfach uneintreibbar. Die allgemeine Stockung des Handels 
verurſachte große Ausfälle bei dem wichtigſten Teile der Stadt» 
einnahme, bei den Handelsgefällen. Die Pachteinnahmen und 
ſonſtigen Erträge aus dem Stadtvermögen gingen zurück. Dem⸗ 
gegenüber waren die Ausgaben ganz bedeutend geſtiegen. Nur ein 
Teil des enormen Geldbedarfs der Kriegs- und Okkupationszeit 
war durch Ausſchreibung auf die Bürgerſchaft ſofort gedeckt worden. 
Großenteils hatte man ſich durch Anleihen geholfen, ſodaß die 
Schuldenlaſt der Stadt in den Jahren 1807—9 von 750000 auf 
1300000 Taler, der jährliche Zinsbedarf um faſt 30000 Taler 
geſtiegen war. Noch im Oktober 1809 wurde ein zur Deckung 
rückſtändiger Kriegskoſten erforderlicher Betrag von 200000 Talern 
nicht durch Ausſchreibung, ſondern durch Anleihe beſchafft. Eine 
andre Nachwirkung der Kriegszeit war eine ſtarke Steigerung der 
Bauausgaben. Die Städteordnung brachte eine Vermehrung der 
Polizeikoſten um 7800 Taler, des Penſionsetats um 8215 Taler, 
ganz abgeſehen davon, daß die intenſivere Tätigkeit der neuen 
Stadtverwaltung und die Erweiterung ihres Wirkungskreiſes auf 
die Vorſtädte die Anſprüche an die Stadtkaſſe ſteigern mußte. 

Dazu kamen die ſteigenden Anforderungen des Staates. Zwar 
die jährlich etwa 12700 Taler betragenden alten Sonderſteuern 
an den Staat“), die „Überſchußgelder“, Penſionen und Zahlungen 
zum „Manufakturfonds“, wurden der Stadt im April 1809 erlaſſen. 
Aber dieſe Erleichterung wurde dadurch reichlich aufgewogen, daß 
die Neuregelung des geſamten Servis- und Einquartierungsweſens 
nach der Kataſtrophe des Staates für Breslau eine ſehr weſentliche 
Mehrbelaſtung brachte. Die Stadt hatte ſeit der preußiſchen Beſitz⸗ 
ergreifung an Servis, d. h. an Koſten für die Unterbringung des 
in Bürgerquartieren liegenden Teils der Garniſon, rund 80000 Taler 
aufzubringen. Jetzt aber nach dem Servisregulativ vom 17. März 
1810 wurde einmal der Servis um mehr als die Hälfte, auf 


) Vgl. S. 28, 46 f. 
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rund 124000 Taler, erhöht. Ferner wurden der Stadt erhebliche, 
früher vom Staate getragene Koften für die innere Einrichtung 
und bauliche Unterhaltung der Kaſernen und der Lazarette, für den 
Wachtdienſt, für die Verwaltung des Servisweſens und andere 
militäriſche Zwecke auferlegt, ſodaß die Stadt im ganzen etwa 
160 000 Taler, alſo das doppelte ihrer bisherigen Leiſtung, auf⸗ 
zubringen hatte. Dieſe im Verhältniſſe zu andern Städten unerhörte 
Mehrbelaſtung der Stadt ſchuf der Stadtverwaltung ernſte Schwierig— 
keiten, wurde aber erſt Ende 1811 infolge der lebhaften Beſchwerden 
der Bürgerſchaft ermäßigt 8). 

Bezüglich der Frage, ob die Stadt ihren geſteigerten Geldbedarf 
durch direkte oder indirekte Beſteuerung decken ſolle, beſtanden lange 
Zeit tiefgehende Meinungsverſchiedenheiten. Bisher zog die Stadt 
den größten Teil ihrer Einnahmen aus Handelsgefällen und andern 
indirekten Steuern. Durch direkte Beſteuerung wurden, abgeſehen 
von den obenerwähnten „Kameralgefällen“, nur die 80000 Taler 
Servislaſten aufgebracht, und zwar durch Beſteuerung des Grund⸗ 
beſitzes nach dem Kaufwert der Grundſtücke (Realſervis), des Ge⸗ 
werbes und des Einkommens (Nahrungs- und Perſonalſervis). Doch 
war die Einſchätzung zur Servisſteuer im Laufe der Zeit recht 
mangelhaft geworden, durch viele teils ausdrücklich, teils ſtill— 
ſchweigend gewährte „Exemtionen“ durchbrochen worden. Auch 
daß die vom Gewerbe erhobene Servisſteuer nicht direkt von den 
einzelnen Gewerbetreibenden, ſondern in Pauſchquanten von den 
gewerblichen Körperſchaften eingezogen wurde, und dieſen die Ver⸗ 
teilung der Abgabe auf ihre einzelnen Mitglieder überlaſſen blieb, 
war ein für die Ergiebigkeit der Steuer und für die Gerechtigkeit 
ihrer Verteilung ſchädlicher Rückſtand mittelalterlicher Steuer— 
technik 506). 

Gegen eine dem vermehrten Bedarf entſprechende Um: und 
Weiterbildung der direkten Gemeindeſteuern herrſchte in den 
ſtädtiſchen Verwaltungskörperſchaften eine ausgeſprochene Abneigung. 
Immer wieder bekämpfte man ſtädtiſcherſeits die „Läftige, Wider⸗ 
willen erregende und wegen der vielen entſtehenden Reſte immer 
unzuverläſſig bleibende Erhebung direkter Abgaben“. Bei dieſer, 
führte man aus, werde eine Minderheit zahlungswilliger und 
⸗fähiger Bürger am ſtärkſten belaſtet, während ein erheblicher Teil 
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der Einwohnerſchaft ſich der Zahlungspflicht mehr oder weniger 
entzöge. Um die direkte Beſteuerung zu vermeiden, griff man 
lieber zu Anleihen oder, als dies nicht mehr ausreichte, zu einer 
Erweiterung des beſtehenden indirekten Abgabenſyſtems. Nur in⸗ 
direkte Steuern, meinten die Stadtbehörden, träfen „alle Communes 
glieder ohne Unterſchied, arme und reiche, hohe und niedere nach 
Maßgabe und Verhältnis ihrer Kräfte“. Die Stadt hatte im 
Mai 1808 bei den Staatsbehörden durchgeſetzt, daß fie zur Ver⸗ 
zinſung und Tilgung ihrer Kriegsſchulden indirekte Steuern in 
Höhe von monatlich 3850 Talern, Abgaben vom vermahlenen 
Roggen und Weizen, vom Braumalz und Branntweinſchrot, Zu⸗ 
ſchläge zum Wagegelde für Kaufmannsgüter, zum Schlachtzoll und 
zum „Marktrecht“ (den Wochenmarktsgebühren), einführen durfte. 
Dieſe „verdeckten Auflagen“ wurden ſtädtiſcherſeits bei jeder Ge— 
legenheit als gerecht, unmerklich und unſchädlich gegenüber jeder 
andern Beſteuerungsart gerühmt, und als ſie trotzdem im Dezember 
1809 wieder abgeſchafft werden mußten, blieben ſie noch jahrelang 
das ſteuerliche Ideal, zu dem die Stadtbehörden immer wieder 
zurückſtrebten. Dieſe entſchiedene Begünſtigung der indirekten 
Steuern beruhte zweifellos auf einer gewiſſen Intereſſenpolitik der 
namentlich in der Stadtverordnetenverſammlung vorherrſchenden 
Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden. Durch die direkten Steuern 
jener Zeit wurden Grundbeſitz und Gewerbebetrieb verhältnismäßig 
am ſchärfſten herangezogen, während das bewegliche Vermögen für 
die damalige Steuertechnik weit ſchwerer zu faſſen, und das Eins 
kommen der Beamten und Militärperſonen der Beſteuerung großen— 
teils entzogen war. Die indirekten Steuern dagegen mußten alle 
tragen, auch die Kapitaliſten, auch die ſonſt bevorzugten Beamten 
und Militärs, ſelbſt die in Breslau vorübergehend Anweſenden, 
die bei dem verhältnismäßig ſtarken Fremdenverkehr der Stadt 
immerhin ins Gewicht fielen 10). 

In geradem Gegenſatze zu der ſtädtiſchen Auffaſſung waren die 
Staatsbehörden grundſätzliche Gegner der indirekten Gemeinde— 
abgaben. Sie bemängelten die Beſteuerung der Fremden für ſtädtiſche 
Zwecke als unbillig, die Erhöhung der Handelsabgaben als ver— 
kehrsfeindlich, die Beſteuerung der „Bedürfniſſe der erſten Not— 
wendigfeit“ als eine drückende Belaſtung der breiten Volksſchichten. 


160 Beſchränkung d. indirekten, Weiterbildung d. direkten Beſteuerung. 


Merckel äußerte ſich im September 1809 ſehr abfällig über die 
plutokratiſche Steuerpolitik der Stadtverordneten. „Das Kriegs⸗ 
ſchuldenweſen“, ſchrieb er an Dohna, „wollen ſie durchaus nicht 
regulieren, wenn eine Vermögens- oder Einkommenſteuer ſtatthaben 
ſoll. Durch Zölle und Acciſen wollen ſie ſchlechterdings nur ſich 
Geld machen, damit ja der Reichere nichts beiträgt; und der 
Armere ſieht's nicht ein.“ uh) Wahrſcheinlich war die Einführung 
der „verdeckten Auflagen“ von den Staatsbehörden überhaupt nur 
widerwillig, notgedrungen bewilligt worden. Sofort nach dem 
Abzuge der Franzoſen im Dezember 1808 begann der Staat, auf 
die Wiederabſchaffung der Auflagen hinzudrängen. Die Einführung 
der Städteordnung, die ja den Städten „finanzielle Autonomie“, 
Selbſtändigkeit bezüglich der Aufbringung ihres Gemeindebedarfs 
bringen ſollte, verſchaffte der Stadt einen kurzen Aufſchub. Aber 
der Umſtand, daß die Auflagen mit den eigenen Steuerplänen des 
Staates unvereinbar erſchienen, gab ſchließlich den Ausſchlag für 
ihre Abſchaffung. Alle die wiederholten Verwahrungen und Vor⸗ 
ſtellungen des Magiſtrats und der Stadtverordneten hatten nur 
den Erfolg, daß der Stadt im Januar 1810 vom Staate als 
vorübergehender Erſatz ein ſogenannter „Akziſe-Übertrag“, ein Bus 
ſchlag zur Akziſe in Höhe von monatlich 3000 Talern, bewilligt 
wurde, aber nur für ſolange, bis der ſtädtiſche Geldbedarf durch 
direkte Steuern gedeckt werden könne 219). 

So ſah ſich die Stadt vom Staate gezwungen, ihre direkten 
Gemeindeabgaben weiterzubilden und ihre alten, trümmerhaften 
„Kameralgefälle“ durch eine neue, ergiebigere Grund-, Gewerbe— 
und Einkommenſteuer zu erſetzen. Aber wie widerwillig ſich nament⸗ 
lich die Stadtverordneten dem Zwange fügten, trat in den folgenden 
Verhandlungen über die neue Steuer deutlich hervor. Erſt gab es 
Differenzen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten über die Form 
der Verhandlungen. Dann konnten ſich die Stadtverordneten 
monatelang nicht darüber einigen, ob die Grundſteuer, wie bisher 
beim Realſervis, nach dem Kauſpreiſe oder, wie der Magiſtrat 
vorſchlug, nach dem Ertrage der Grundſtücke berechnet werden, 
ferner ob die veraltete Veranlagung der Gewerbetreibenden nach 
Korporationen gemäß dem Antrage des Magiſtrats abgeſchafft 
werden ſolle. Infolge dieſer Unſchlüſſigkeit, und da mehrere Ver⸗ 
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ſuche der Stadtverordneten zur Wiedererlangung der „verdeckten 
Auflagen“ natürlich ſcheiterten, mußte man im Dezember 1810 
den dringenden Geldbedarf noch einmal durch eine Anleihe von 
30 000 Talern decken 210). 

Ehe dieſe unerquicklichen Verhandlungen zum Abſchluſſe kamen, 
ſah ſich die Stadt noch in anderer Weiſe zur Reform ihrer direkten 
Beſteuerung genötigt. Die im Frühjahr 1810 eingetretene, früher 
erwähnte Verdoppelung der Servislaſt zwang zu einer neuen, ge 
rechteren Verteilung der Servisſteuer. Die von Syndikus Grun⸗ 
wald geleitete ſtädtiſche Servisdeputation, die im September 1810 
an die Stelle der bisherigen königlichen Serviskommiſſion trat, 
ſtellte hierfür folgende Grundſätze auf: Von der geſamten Servis⸗ 
laſt werden ½ 6durch eine Steuer vom Grundbeſitz (Realſervis), 
% durch Beſteuerung des Gewerbes und des Einkommens (Ber: 
ſonalſervis) aufgebracht. Die Grundſteuer wird nach dem möglichſt 
genau zu ſchätzenden Ertrage des Grundſtücks veranſchlagt. Die 
Perſonalſteuer wird von der einzelnen Perſon, nicht mehr von den 
Körperſchaften erhoben. Für die Höhe des Steuerſatzes iſt maß⸗ 
gebend: bei den Gewerbetreibenden der nach gewiſſen Grundſätzen“) 
geſchätzte Ertrag des Gewerbes, bei den andern Steuerzahlern teils 
das Einkommen, teils die Wohnungsmiete. Die bisherigen Exem— 
tionen vom Servis hören auf. Die nach dieſen Grundſätzen in 
verhältnismäßig kurzer Zeit, bis März 1811, vorgenommene Neu: 
veranlagung zur Servisſteuer trug zwar die Spuren der Eile, in 
der ſie entſtanden war, an ſich und erwies ſich binnen wenigen 
Jahren als unzulänglich. Aber für den Augenblick bedeutete ſie 
einen großen Fortſchritt 214). : 

Mit der Neuverteilung der Servislaſt kam endlich auch die - 
Einführung der neuen direkten Gemeindeſteuern zum Abſchluß. Der 
Magiſtrat erklärte den Stadtverordneten am 29. März 1811: wenn 
die Kämmerei nicht binnen kurzem zahlungsunfähig werden ſolle, 


*) Alle Gewerbetreibenden waren in 17 Klaſſen eingeteilt. Zur 1. Klaſſe 
(mit einem jährlichen Normalſteuerſatze von ½ Taler) gehörten: Tagelöhner, 
Hausknechte, Flickſchneider ꝛc., zur 15. Klaſſe: Kaufleute dritten Ranges, Apo- 
theler ꝛc., zur 17. Klaſſe (Normalſteuerſatz 48 Taler): Kaufleute erſten Nanges- 
Vgl. Kries „Die Einkommenſteuer in Breslau“ S. 7. 
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müſſe die Umgeſtaltung des „ſtädtiſchen Abgabenſyſtems“ unbedingt 
bis zum J. Juni, dem Beginne des neuen Etatsjahrs, erledigt ſein. 
Er ſchlug vor, die als „Kommunallaſtenbeitrag“ zu bezeichnende 
Abgabe nach denſelben Grundſätzen und auf Grund der gleichen 
Veranlagung wie die Servisſteuer zu erheben. Nur ſollten nicht 
wie beim Servis ½ des Bedarfs durch die Grundſteuer und ½1 
durch die Perſonalſteuer aufgebracht werden. Vielmehr ſollte zur 
Vermeidung einer Überlaſtung und Entwertung des Grundbeſitzes, 
„um deſſen Konſervation es uns doch vorzüglich zu tun ſein muß“, 
und zur wirkſamen Heranziehung „aller derjenigen vermögenden 
Einwohner, welche zufällig kein Grundeigentum beſitzen“, nur ½ 
der auszuſchreibenden Geſamtſteuerſumme durch die Grundſteuer 
und ½ durch die Perſonal- (Gewerbe- und Einkommen-) ſteuer auf⸗ 
gebracht werden. Die Stadtverordneten konnten gegen dieſe Vor⸗ 
ſchläge des Magiſtrats nichts weſentliches einwenden, und ſo 
wurde am 22. Mai 1811 die Einführung der neuen „Kommunal⸗ 
laſtenbeiträge“, deren Ertrag für 1811/12 auf 51 944 Taler feſt⸗ 
geſetzt war, bekanntgemacht. Die Steuer wurde gleichzeitig mit der 
Servisſteuer in monatlichen Raten eingezogen. Trat während des 
Etatsjahres ein außergewöhnlicher Geldbedarf ein, ſo konnte man 
jetzt durch ſogenannte „Extraausſchreibungen“ in Höhe von einem 
oder mehreren Monatsbeträgen der Servisſteuer verhältnismäßig 
leicht Rat ſchaffen. Immerhin wurde aber noch Jahre lang die 
direkte Beſteuerung als unliebſamer, möglichſt zu vermeidender 
Notbehelf empfunden 15). 

Die geſchilderten Differenzen wegen der Deckung des ſtädtiſchen 
Geldbedarfs mußten natürlich die Tätigkeit der jungen Selbſtver⸗ 
waltung ungünſtig beeinfluſſen. Sie wirkten lähmend auf die Be— 
reitwilligkeit zu koſtſpieligen Reformen, verbitternd auf das Ver⸗ 
hältnis der Stadt zum Staate. Wenn namentlich in den techniſchen 
Verwaltungszweigen, z. B. in der Straßenpflaſterung, beleuchtung, 
reinigung, im Feuerlöſchweſen, die Erkenntnis der beſtehenden 
Übelftände nur ſehr allmählich Frucht trug, jo lag das, außer an 
techniſchem Unvermögen, vor allem an Geldmangel. 

Daß die neue Stadtverwaltung auf dieſen Gebieten durch die 
Folgen des alten Schlendrians, durch die Nachwirkungen der Kriegs 
jahre und namentlich auch durch die Erweiterung ihres Wirkungs⸗ 
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kreiſes auf die Vorſtädte vor große, dringliche Aufgaben geſtellt 
war, wurde allgemein anerkannt. Der neue Polizeipräſident, der 
mit friſcher Tatkraft überall Ordnung ſchaffen wollte, drängte un⸗ 
aufhörlich zur Verbeſſerung des „höchſt elenden“, vom Publikum 
„mit vollem Rechte getadelten“ Pflaſters in der Stadt, zur Bes 
ſeitigung der „gifthauchenden, die Luft verpeſtenden“ Lachen und 
Gräben, zur Schaffung einer wenigſtens notdürftigen, „weitläuf⸗ 
tigen“ Straßenbeleuchtung in den Vorſtädten. Die Stadtverord⸗ 
neten rügten die „traurigſte Beſchaffenheit“ des Pflaſters, die der 
Magiſtrat nicht durch zweckloſe Flickarbeit, ſondern durch völlige 
Umpflaſterung beſſern ſolle. Die Sanitätspolizeideputation bes 
ſchwerte ſich über die lebensgefährliche Anlage der Bürgerſteige. 
Vorſtadtbewohner ſtellten dem Magiſtrat vor, wie ein Fremder, 
der die Untiefen ihrer bei Regenwetter grundloſen Straßen nicht 
kenne, froh ſein müſſe, „mit dem Verluſt ſeiner Schuhe, in be— 
ſudelten Strümpfen, noch mit geſunden Beinen hindurchzukommen“. 
Aber die Mittel zu gründlicher Abſtellung der beklagten Übelſtände 
wollten ſich durchaus nicht finden laſſen. Als Polizeipräſident 
Streit der Sicherungsdeputation nahegelegt hatte, die Hausbeſitzer 
zur Pflaſterung der Bürgerſteige mit Klinkern aufzufordern, erklärte 
dies die Deputation bei den ſchlechten Zeiten für ganz ausfichts- 
los. Der gewöhnliche Feldſtein ſei nun einmal das billigſte und 
brauchbarſte Pflaſterungsmaterial. Nachdem die Stadtverordneten 
eben über die Flickerei beim Straßenpflaſter geklagt und gründliche 
Beſſerung verlangt hatten, ſetzten fie für 1810/11 doch nur 1500 
Taler auf den Pflaſterungsetat 210). 

Vor allem war und blieb während der erſten Jahre der 
Selbſtverwaltung die Frage unlösbar, wie die Koſten für die 
teils von den Bewohnern ſelbſt, namentlich aber auch von dem 
Polizeipräſidenten dringend geforderten Wohlfahrtseinrichtungen in 
den Vorſtädten beſtritten werden ſollten. Die ſtädtiſchen Behörden, 
in denen natürlich die Vertreter der inneren Stadt weit überwogen, 
ſuchten ſich jeder Leiſtung aus ſtädtiſchen Mitteln jo lange zu ent⸗ 
ziehen, als die Vorſtädter nichts zu den ſtädtiſchen Steuern bei⸗ 
trugen. Die Heranziehung der Vorſtädter zu den Stadtſteuern 
begegnete aber großen, noch zu ſchildernden Schwierigkeiten. Die 
geiſtlichen Grund- und Gerichtsherren, die bis auf weiteres ihre 
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bisherigen Einkünfte weiter bezogen, verweigerten gleichfalls jede 
Aufwendung und ſuchten ſie auf die Untertanen abzuwälzen. Ein 
Grundherr der Ohlauervorſtadt erklärte die ganze Straßenbeleuchtung 
für überflüſſig, da aus den Fenſtern der Häuſer genug Licht auf 
die Straße falle. Im ganzen zeigte ſich bei dieſer, wie jeder andern 
Gelegenheit, daß der Widerſtand gegen die Vereinigung der Bor: 
ſtädte mit der Stadt zwar bei Einführung der Städteordnung für 
den Augenblick überwunden, aber durchaus noch nicht endgiltig aus 
der Welt geſchafft worden war 217. 

Auch in andrer Hinſicht, bezüglich des Verhältniſſes zwiſchen 
Stadt und Staat, wurden die eingewurzelten Gegenſätze und Vor⸗ 
urteile durch die Städteordnung und die ſonſtige Reformgeſetz— 
gebung nicht mit einem Schlage beſeitigt; ja ſie wurden durch die 
Zeitverhältniſſe in mancher Hinſicht vorübergehend noch verſchärft. 
Zu den beſprochenen Differenzen in der Steuerfrage trat der Gegen: 
ſatz der Stadt gegen die Staatspolizei, der Widerſpruch gegen die 
Verſtaatlichung des Gerichtsweſens und gegen die Beſchränkung 
der ſtädtiſchen Konſiſtorialrechte, der Streit um die Verwendung 
des Feſtungsgeländes, das Sträuben gegen die Errichtung einer 
Bürgergarde als Vorſtufe zur allgemeinen Wehrpflicht und endlich 
ſeit dem Herbſt 1810 der vor allem tief erbitternde und verbitternde 
Widerſtand gegen die Gewerbegeſetzgebung des Staates. In allen 
dieſen Kämpfen zwiſchen Stadt und Staat erſcheint der durch die 
Städteordnung geweckte Gemeinſinn der Bürgerſchaft einigermaßen 
auf der erſten, ſtadtbürgerlichen Entwicklungsſtufe zurückgeblieben, 
noch nicht ganz zum Staatsbürgertum ausgewachſen. Was die neuen 
Selbſtverwaltungsorgane, vor allem die Stadtverordneten, mit ans 
erkennenswertem Mute und mit erheblichen Opfern an Zeit und Ar— 
beitskraft gegen den Staat verteidigten, waren großenteils zweifellos 
berechtigte Intereſſen der Stadt. Aber daneben verfocht man auch 
veraltete, übelſtändige Sonderrechte, die mit der notwendigen Ent⸗ 
feſſelung der Volkskraft, mit der fortſchreitenden Entwicklung zum 
Rechts- und Verfaſſungsſtaate unvereinbar waren. Man ſträubte 
ſich gegen Opfer, die für die innere und äußere Wiedergeburt des 
Staates und Volkes unvermeidlich waren. Erſt allmählich löſten 
ſich dieſe Gegenſätze zwiſchen Stadt und Staat, ſofern ſie nicht 
überhaupt naturnotwendig und darum nie ganz lösbar waren. 
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Daß der Staat den Städten ihre Patrimonialgerichtsbarkeit 
entziehen wollte — ohne daß gegenüber dem Adel ein gleiches 
geſchah — war in der Städteordnung zwar angedeutet“), aber 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen. Deshalb hatten die auf Grund 
der Städteordnung entworfenen Verwaltungsordnungen einerſeits 
zwar das Stadtgericht als „ein beſonderes, mit dem neuen Magiſtrat 
in keiner Verbindung, ſondern für ſich beſtehendes Collegium“, 
andrerſeits aber den Magiſtrat doch noch als Inhaber der Gerichts— 
barkeit und das Stadtgericht gewiſſermaßen als ſein Organ hin⸗ 
geſtellt““). Offenkundig wurde die Abſicht einer Verſtaatlichung 
der Rechtspflege erſt, als man auf Grund des Miniſterialerlaſſes 
vom 18. April 1809) der Stadt das Recht zur Wahl der Räte 
und Unterbeamten des Stadtgerichts entzog. Bisher war dieſes 
Wahlrecht ſo ausgeübt worden, daß das Stadtgericht dem König⸗ 
lichen Oberlandesgericht die zu Ernennenden präſentierte. Jetzt ſollte 
die Ernennung auf Vorſchlag des Oberlandesgerichts durch den 
Juſtizminiſter erfolgen 210). 

Die Entziehung des Wahlrechts der Gerichtsbeamten gab den 
Anſtoß zu den Verſuchen der ſtädtiſchen Behörden, unter Berufung 
auf alte Privilegien und Gerechtſame die Selbſtändigkeit der 
Stadt zunächſt im Gerichtsweſen, ſodann auch bezüglich der Polizei⸗ 
verwaltung gegen den Staat zu verteidigen. Der Magiſtrat aller⸗ 
dings unternahm dieſe Verſuche mit geringem Nachdruck. Er ließ 
ſich, wenigſtens in ſeiner Mehrheit, bald überzeugen, daß die alte 
ſtädtiſche Gerichtshoheit und Polizeigewalt, wie ſie ja im weſent⸗ 
lichen ſchon durch die preußiſche Beſitzergreifung beſeitigt war, mit 
der neueren ſtaatlichen Geſetzgebung vollends unvereinbar ſei. Nur 
Syndikus Grunwald ſtand auf ſeiten der Stadtverordneten, die 
zwei Jahre hindurch doch noch etwas von den einſtigen Sonder⸗ 
rechten der Stadt zu retten hofften. Auf Grund eines umfaſſenden 
Urkundenmaterials, das von der Verleihung des Magdeburger Rechts 


) Einmal dadurch, daß in den Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung 
und Tätigkeit des Magiſtrats von der Rechtspflege nirgends die Rede war, 
ſodann durch die Feſtſetzung des $ 184, daß die „Koſten der Juſtizverwaltung“ 
künftig nicht von den Stadtverordneten bewilligt, ſondern „vom Staate durch 
deſſen Behörden beſtimmt“ werden ſollten. 

) Vgl. S. 111, 122. Teil II S. 161, 210. % Bol, S. 130. 
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und der Erwerbung der Stadtvogtei bis herab zu den friderizianiſchen 
Verwaltungsordnungen reichte, verſuchten die Stadtverordneten zu 
beweiſen, daß Breslau die Gerichtshoheit, die Polizeigewalt, die 
Unabhängigkeit von „Subalternkollegien“ des Staates von den 
früheren Landesherrn, nicht nur „ex gratia“ ſondern großenteils 
„titulo oneroso“, gegen Geldzahlungen erworben habe. Daraus 
folgerten ſie, daß die Stadt dieſe ihre Gerechtſame keinesfalls durch 
einſeitige ſtaatliche Verfügung, ſondern nur durch förmlichen Prozeß 
und richterliches Erkenntnis und keinesfalls ohne Entſchädigung für 
die Erwerbungskoſten verlieren dürfe. Anfangs hegten die Stadt⸗ 
verordneten das feſte Vertrauen, daß der gerechte König, wenn 
man ihn nur recht unterrichte, die alten Ehren- und nutzbaren 
Rechte der Stadt nicht antaſten werde. Später, als dieſe Zu— 
verſicht durch wiederholte ablehnende Beſcheide erſchüttert war, 
boten ſie dem Staate als Gegenwert für die Belaſſung ihrer Ge— 
richtsbarkeit und Polizeigewalt den Verzicht auf gewiſſe Gelb» 
anſprüche, die Breslau von alters her, z. B. auf Grund der ſo— 
genannten „rudolphiniſchen Schuld“ von 16010, an den Staat 
hatte. Freilich konnte der Verzicht auf dieſe alten Geldanſprüche, 
deren Geltendmachung ohnehin kaum mehr möglich war, den Staat 
nicht ſonderlich reizen 218). 

Der praktiſch ergebnisloſe, aber für die damalige Staatsauf⸗ 
faſſung immerhin bezeichnende Privilegienſtreit begann damit, daß 
der Magiſtrat am 31. Juli 1809 den Miniſterien des Innern und der 
Juſtiz vorſtellte, das „Recht der freien Wahl ſämtlicher ſtädtiſcher 
Beamten ſei eines der älteſten und theuerſten Vor- und Ehren⸗ 
rechte“ des Magiſtrats. Durch Privileg König Johanns von 1343 
verliehen, durch die Reglements von 1748 und 1787 beſtätigt, ſei 
es auch durch die Städteordnung nicht aufgehoben worden. Wenn 
der Magiſtrat die Befugnis zur Wahl jeiner Gerichtsbeamten ver- 
löre, werde er ſchlechter geſtellt fein als „jeder gewöhnliche Guts⸗ 
beſitzer“. Bei dem hierauf erfolgenden, kurz ablehnenden Minifterial- 
beſcheide vom 24. Auguſt hätte ſich der Magiſtrat wohl beruhigt. 
Aber inzwiſchen hatten die Stadtverordneten, entrüſtet über die 
nach ihrer Meinung ſchwächliche, unzulängliche Vertretung der 


*) Vgl. Zeitſchriſt d. Ber. f. Geſch. Schleſiens XXXV S. 176. 
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ſtädtiſchen Rechte durch den Magiſtrat, die Sache ſelbſt in die Hand 
genommen. Obwohl fie der Miniſter des Innern am 31. Auguft 
auf die Unwirkſamkeit aller der Städteordnung entgegenſtehenden 
„Privilegien und Konzeſſionen““) hingewieſen hatte, baten ſie in 
einer Immediateingabe vom 29. September, der König möge bis 
zum Eingange ihrer in Arbeit befindlichen „gründlichen hiſtoriſchen 
Ausführung der der Stadt Breslau zuftehenden Erb- und Eigentums: 
gerichte“ die Frage des Beamtenwahlrechts unentſchieden laſſen. 
Solle die Stadt ihrer bisherigen Rechte „unverſchuldet entſetzt 
werden und einen Rückſchritt in frühere Jahrhunderte machen“, 
ſo könne und dürfe dies nur durch richterliches Erkenntnis, nicht 
durch bloße Miniſterialreſkripte geſchehen. Auch müſſe die Stadt 
nach dem Allgemeinen Landrecht“) mindeſtens für die 60 000 
Gulden entſchädigt werden, die ſie 1639 für das Exemtionsprivileg 
Ferdinands III. bezahlt habe 20). 

Von dem hiermit betretenen, wie ſie meinten, unanfechtbaren 
Rechtsboden ließen ſich die Stadtverordneten nicht ſo leicht wieder 
abbringen. Vergeblich ſtellte der Juſtizminiſter Beyme am 1. No⸗ 
vember den Stadtverordneten vor, daß bei Aufhebung der im 
finſteren Mittelalter entſtandenen Patrimonialgerichtsbarkeit die 
Bürgerſchaft nicht verliere, ſondern gewinne. Nicht ſie habe das 
Recht der Beamtenwahl beſeſſen, ſondern der Magiſtrat, der es 
ehedem „zum großen Nachteil des Gemeinweſens“ durch Stellen— 
verkauf gemißbraucht habe. Wenn der Staat jetzt ſein unveräußer⸗ 
liches Recht auf die Gerichtsbarkeit geltend mache, geſchehe es nur, 
um die Rechtspflege zu verbeſſern. Schon deshalb könne von 
einem Rechtsſtreite über die bisherigen Befugniſſe der Stadt nicht 
die Rede ſein. Trotzdem forderten die Stadtverordneten im Januar 
1810 den Magiſtrat, wie ſchon früher einmal, auf, das Recht der 
Stadt auf die Gerichtsbarkeit beim Oberlandesgericht „gegen alle 
Neuerungen und Eingriffe beſtens und feierlichſt zu verwahren“ 
Zugleich ſetzten fie zur Vorbereitung der angekündigten „hiſtoriſchen 


Ausführung“ ihre Urtundenſtudien über die alten ſtädtiſchen Ge⸗ 


rechtſame eifrig fort. Doch richtete ſich der auf dieſer Grundlage 
bald darauf unternommene neue Vorſtoß der Stadtverordneten 


) St. O. 6 49. Teil II S. 201. ) Einleitung $ 70 u. 71. 
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nicht gegen die Verſtaatlichung der Rechtspflege, ſondern gegen die 
Staatspolizei 221). 

Der bereits bei der Einführung der Städteordnung hervor⸗ 
getretene Widerwille der Bürgerſchaft gegen die Errichtung einer 
beſonderen ſtaatlichen Polizeibehörde“) mußte durch die natürliche 
Entwicklung der Dinge neue Nahrung erhalten. Schon in den 
erſten Wochen und Monaten der Selbſtverwaltung zeigte ſich die 
Unmöglichkeit, die Befugniſſe der Ortsverwaltung und der Orts⸗ 
polizei reinlich zu fcheiden**). Beide waren innerhalb des weiten 
Gebietes der ſtädtiſchen Wohlfahrtseinrichtungen auf gemeinſames 
Wirken angewieſen. Die Polizei ſollte zur Beſeitigung beſtehender 
Übelſtände auffordern; die Stadtgemeinde, vertreten durch die Stadt⸗ 
verordneten, ſollte die erforderlichen Geldmittel aufbringen; der 
Magiſtrat und die Deputationen hatten das Nötige auszuführen. 
Natürlich wollte nun der Polizeipräſident keinen Widerſpruch gegen 
feine „Anordnungen“ zulaſſen, das Bewilligungsrecht der Stadt- 
verordneten möglichſt ausſchalten und die Ausführung des Unger 
ordneten fortgeſetzt überwachen. Umgekehrt wollten die Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane nicht darauf verzichten, gegen die Weiſungen 
der Polizeibehörde finanzielle oder techniſche Bedenken zu äußern 
und das Beſchloſſene ſelbſtändig auszuführen. So führte der 
Polizeipräſident bald Beſchwerde, daß die Deputationen wichtige 
polizeiliche Angelegenheiten ſeiner Einwirkung zu entziehen ſuchten. 
Die Stadtverordneten dagegen klagten, daß der Polizeipräſident 
in jeder Hinſicht rückſichtslos ſeinen Willen durchſetzen wolle, und 
daß der „empfindliche Ton“ ſeiner vielen amtlichen Schriftſtücke 
„nicht Liebe und Zutrauen, am wenigſten Patriotismus erwecken 
könne“ 222), 

Natürliche Reibungsflächen bot namentlich auch das Verhältnis 
der Bezirksvorſteher zur Polizei. Wenn die Städteordnung ***) 
denſelben die „Kontrolle der Polizeianordnungen“ übertrug, konnte 
daraus leicht der Anſpruch einer übergeordneten Stellung gegen- 
über den Polizeibeamten hergeleitet werden. Umgekehrt ſuchte man 
polizeilicherſeits die Bezirksvorſteher zu bloßen Gehilfen der Be— 
amten herabzudrücken. Schon im Auguſt 1809 gab es Differenzen 


7) Vgl. S. 188 fl. h) Vgl. S. 75. ) 6 182. Vgl. Teil II S. 12. 
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zwiſchen dem Magiſtrat und dem Polizeipräſidenten über die Formen 
des Geſchäftsverkehrs zwiſchen den Bezirksvorſtehern und den Polizei⸗ 
kommiſſarien. Bald darauf führten die Stadtverordneten lebhafte 
Klage über das Verlangen des Polizeipräſidenten, daß die Bezirks: 
vorſteher den Polizeibeamten bei einer Verzeichnung der Soldaten— 
waiſen behilflich ſein ſollten 226). 

Als beſonders ärgerlich empfand man jeden wirklichen oder 
vermeintlichen Übergriff der Polizei, weil dieſe unbequeme, an⸗ 
ſpruchsvolle Staatsbehörde noch dazu „von der Bürgerſchaft er⸗ 
nährt“ werden mußte. Immer wieder wird in den Stadtverord— 
netenprotokollen hervorgehoben, daß die Polizeikoſten ſeit der Städte- 
ordnung um 7800 Taler geſtiegen, daß fie höher ſeien als in 
Berlin, daß eine weitere Belaſtung der Bürgerſchaft für polizeiliche 
Zwecke unmöglich ſei. „Wenn alles“, heißt es im November 1809, 
„aus dem Beutel des Bürgers hergenommen werden ſoll, ſo kann 
es nur bis auf's Hemde gehen, und dann iſt Feierabend“. Wieder⸗ 
holt wurde Beſchwerde geführt, daß die Polizeiſtrafgelder, die 
früher in den ſtädtiſchen Fonds ad pios Usus gefloſſen, und die 
fonfiszierten Lebensmittel, die in die ſtädtiſchen Hospitäler geliefert 
worden waren, jetzt zur Bildung eines Prämienfonds für Polizei⸗ 
beamte verwendet wurden 220). 

Dieſe gereizte Stimmung gegen die Staatspolizei mußte den 
Stadtverordneten den Gedanken nahelegen, auf Grund ihrer ges 
ſammelten geſchichtlichen Beweismittel die Wiedergewinnung der 
Polizei für die Stadt zu verſuchen. Ende Januar 1810 kündigten 
ſie dem Magiſtrat dieſen ihren Entſchluß an und erbaten noch 
einſchlägiges Urkundenmaterial. Am 2. März ſandten ſie die lange 
vorbereitete, 180 Folioſeiten umfaſſende „Hiſtoriſche Darſtellung“ 
der ſtädtiſchen Gerechtſame und ein umfangreiches Immediatgeſuch 
um Wiederherſtellung der ſtädtiſchen „Polizeigerichtsbarkeit“ an den 
König ab. Es war natürlich verlorene Liebesmüh, wenn beide 
Schriftstücke an der Hand eines großen Urtundenapparates nach⸗ 
zuweiſen ſuchten, daß alle die landesherrlichen Privilegien, auf 
denen Breslaus mittelalterliche Autonomie in Rechtſprechung und 
Verwaltung beruhte, jetzt noch ungeſchwächte Geltung beſäßen, ja 
daß ſie infolge der Friedenſchlüſſe von 1742, 1745 und 1763 
„durch das Völkerrecht geſchützt“ ſeien. Ausſichtslos war die 
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wiederholte Forderung, die für Geld erworbenen Gerechtſame der 
Stadt richterlicher Entſcheidung zu unterwerfen. Bedeutſamer er- 
ſcheinen uns die grundſätzlichen, ſachlichen Einwände der Stadt⸗ 
verordneten gegen die Trennung der Polizei von der Stadtver⸗ 
waltung. „Die Städteordnung“, wird treffend ausgeführt, „hat 
den wohlthätigen Zweck, den ſtädtiſchen Communen mehrere Selb- 
ſtändigkeit zu geben. Sie ſollen gleich grosjährig Gewordenen 
ſich ſelbſt leiten und ihre Angelegenheiten mit eigener Kraft und 
Willen ordnen und werden deshalb in den meiſten Fällen von der 
Oberaufſicht der Staatsbehörden entbunden. Kann dieſer Zweck 
aber wohl erreicht werden, wenn eine beſondere Behörde unter 
dem ſo viel umfaſſenden Titul der Polizeigewalt beinahe in alle 
ſtädtiſche Angelegenheiten eingreifen und beſonders in pecuniairer 
Hinſicht faſt wie ein Selbſtherrſcher handeln darf?“ Die Stadt⸗ 
verordneten, wurde weiter hervorgehoben, würden durch die Ein— 
ſchränkung ihres Bewilligungsrechtes ſeitens der Polizeibehörde zu 
„Figuranten“ herabgedrückt, während ihre Mitwirkung doch auch 
in polizeilichen Fragen zur Verhütung von Mißgriffen ſehr nützlich 
ſein könne. Die Folgerung, daß die Polizeiverwaltung vollſtändig 
der Stadt überlaſſen werden müſſe, wagten allerdings die Stadt⸗ 
verordneten nicht, ſondern begnügten ſich mit einem unausführbaren 
Vermittlungsvorſchlage. Die Polizei ſolle auf Grund wöchentlicher 
gemeinſamer Beratungen des Magiſtrats mit dem Polizeipräſidenten 
zugleich im Namen des Königs und der Stadt verwaltet werden. 
Den Polizeipräſidenten ſolle der König, die übrigen Beamten der 
Magiſtrat „nach Rückſprache“ mit den Stadtverordneten anſtellen. 
Bei den Polizeikoſten ſolle tunlichſt geſpart, die Strafgelder ſollten 
wieder der Stadt überlaſſen werden 22). 

Wenn der Magiſtrat den Stadtverordneten im Hinblick auf ihre 
„Hiſtoriſche Darſtellung“ am 4. April ſchrieb, er ſei „innigſt davon 
überzeugt, daß alle noch jo mühſamen Rechtsdeductionen über unſre 
alten Verfaſſungen und Privilegia in Beziehung auf unſre Juris⸗ 
dictionsrechte zu nichts helfen, ja nicht einmal geleſen werden“, ſo 
gab ihm der Miniſterialbeſcheid vom 10. April vollſtändig Recht. 
Der Miniſter ſchob alle „Rechtsdeductionen“ der Stadtverordneten 
mit dem Hinweiſe auf $ 49 und 166 der Städteordnung kurzerhand 
bei Seite, erklärte den Rechtsweg für unzuläſſig und verwies darauf, 
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daß ja der Magiſtrat vor der Städteordnung die Polizei „nur in 
der Eigenſchaft als Staatsbehörde, ohne alle Selbſtändigkeit unter 
unmittelbarer Aufſicht der Kammer und deren uneingeſchränkten 
Leitung“ verwaltet habe. Daß dem Magiſtrat die Polizeiverwaltung 
durch die Städteordnung entzogen worden ſei, wurde nicht ſehr 
überzeugend begründet: Die „in der jetzigen Geſtalt mehr ums 
faſſende Adminiſtration des ſtädtiſchen Gemeinweſens“ beſchäftige 
den Magiſtrat ſo ausgiebig, daß ſich „gehörige Wahrnehmung der 
polizeilichen Angelegenheiten darneben von demſelben nicht erwarten 
läßt“. Die vorgeſchlagene Mitwirkung des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten bei der Polizeiverwaltung wurde natürlich ab⸗ 
gelehnt. Dagegen wurde den Stadtverordneten „zur Beruhigung“ 
verſichert, daß, wenn mehr als 1000 Taler Polizeiſtrafgelder ein⸗ 
kämen, die Stadt den Überſchuß erhalten ſolle 20). 

Von neuem regte ſich, trotz der bisherigen Mißerfolge, das 
Streben nach Rettung der einſtigen Gerichtshoheit, als das Stadt⸗ 
gericht im Herbſt 1810 auf höheren Befehl den Titel „Königliches 
Stadtgericht“ annahm und ein Siegel mit dem Königlichen Adler 
ſtechen ließ. Die Stadtverordneten machten dem Magiſtrat wegen 
ſeiner bisherigen ſchwächlichen Verteidigung der ſtädtiſchen Gerecht- 
ſame die bitterſten Vorwürfe und verlangten eine Reviſion des 
Statuts und des Geſchäftsreglements, da deren Faſſung einen 
Verzicht der Stadt auf ihre Gerichtsbarkeit zu enthalten ſcheine. 
Sie ſtellten neue Entſchädigungsforderungen an den Staat und 
legten ſchließlich beim Oberlandesgerichte feierlich Verwahrung 
ein gegen die Verletzung der ſtädtiſchen Rechte. Im Magiſtrat 
verfocht Syndikus Grunwald den Satz, alle ſtädtiſchen Privilegien, 
die nicht ausdrücklich durch die Städteordnung aufgehoben ſeien, 
hätten noch Geltung. Man müſſe dem Könige ein Privilegien— 
verzeichnis einreichen und um Erklarung bitten, was die Stadt 
„bei dem allgemeinen Umſturz als gerettet oder verlohren anzu: 
ſehen habe“. Schlimmſtenfalls dürfe man ſelbſt eine Klage gegen 
den Fiskus nicht ſcheuen. Doch nach langen Verhandlungen unter⸗ 
blieben alle weiteren Maßnahmen, wohl wegen ihrer offenbaren 
Ausſichtsloſigkeit. Im Sommer 1811 bei Beratung über den Etat 
des Stadtgerichts wurde in der Stadtverordnetenverſammlung unter 
neuen Vorwürfen gegen die Läſſigkeit des Magiſtrats noch einmal 
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die Forderung einer ſtaatlichen Entſchädigung angeregt. Aber 
ſchließlich mußten ſich auch die Stadtverordneten überzeugen, daß, 
wie der Magiſtrat einmal ſchrieb, „der Glanz und die ehemalige 
Selbſtändigkeit des Senats und des Volks von Breslau“ nur noch 
in der Erinnerung fortleben konnte 22“). 

Faſt noch widerſtrebender, als ſich die Stadt der Verſtaatlichung 
der Rechtspflege und der Polizei fügte, brachte ſie die durch die 
militäriſche Staatsnotwendigkeit bedingten Opfer. Seit dem ſpäten 
Mittelalter war Breslaus Bürgerſchaft der Waffen entwöhnt. Das 
dem Staate abgedrungene Recht der Selbſtverteidigung übte ſie 
durch Söldner aus. Seit der preußiſchen Beſitzergreifung mußte 
ſie eine ſtaatliche Garniſon auf ihre Koſten beherbergen, genoß 
aber Freiheit von der Aushebung (Kantons oder Enrollements— 
freiheit), da nach der Zeitanſchauung der Bürger dem Staate nur 
durch ſeine gewerbliche Tätigkeit dienen konnte und ſollte. Nun 
aber, nach der Kataſtrophe von 1806, als teils das Gebot des 
übermächtigen Feindes, teils die Finanznot des Staates nur ein 
ſchwaches ſtehendes Heer geſtattete, forderte man, daß die Bürger⸗ 
ſchaft eine uniformierte Bürgergarde bilden, im Gebrauche der 
Waffen ſich üben, auf Wache ziehen und andre militäriſche Dienſte 
leiſten ſolle. Der Zweck der Neubildung war ein doppelter. Der 
eine Grund, den allein man offen eingeſtehen durfte, war, daß der 
Teil des polizeilichen Sicherheitsdienſts, der früher wegen Unzu— 
länglichkeit der Polizei dem Militär zugefallen war, nun bei der 
Schwäche der Garniſon von der Bürgergarde verrichtet werden 
mußte. Damit verband ſich aber im Geheimen der zweite, größere 
Zweck, die Bürgerſchaft durch die Waffenübungen, den halb: 
militäriſchen Dienſt in der Bürgergarde allmählich zur Teilnahme 
am künftigen Befreiungskampfe zu ſchulen. Die Bürgergardenpläne 
von 1808—12 waren eine Vorſtufe für die große Errungenſchaft 
von 1813, die allgemeine Wehrpflicht *). 

Wenn ſich Breslaus Bürgerſchaft gegen dieſe Neuerung wie 
überhaupt gegen jede Beeinträchtigung ihrer verbrieften Aushebungs⸗ 
freiheit beſonders lange und nachdrücklich geſträubt hat, ſo war dies 
eine natürliche „Folge lange geduldeter Fehler“, eine Frucht des 
verkehrten Syſtems der Entwöhnung des Bürgertums vom Waffen⸗ 
dienſte, des eingewurzelten Vorurteils, daß der Kriegsdienſt die 
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bürgerliche Moral verderbe und zu jeder ehrſamen Hantierung 
auf Lebenszeit unbrauchbar mache. Mit einem Federſtriche ließ 
ſich der in Generationen erwachſene Gegenſatz zwiſchen bürger— 
lichen und militäriſchen Anſchauungen und Gewohnheiten nicht aus 
der Welt ſchaffen. 

Noch während der Feind im Lande war, am 26. Auguſt 1808 
verfügte eine königliche Kabinettsorder an Graf Götzen und Ge— 
heimrat von Maſſow, gleich nach der Räumung Schleſiens ſei in 
den Städten aus den Hausbeſitzern und deren Söhnen eine Bürger: 
miliz zu bilden, bei der „eben die Disziplin und Subordinations- 
geſetze wie bei dem ſtehenden Militär“ Geltung haben ſollten. Als 
dieſer anfänglich geheim gehaltene königliche Befehl im Spätherbſt 
1808 zur allgemeinen Kenntnis gelangte, bildeten ſich in der Bres⸗ 
lauer Bürgerſchaft zwei Parteien. Eine Minderheit ging bereit— 
willig, ja mit Begeiſterung auf den Plan ein. Die Mehrheit, 
darunter der Magiſtrat und die damaligen (alten) Stadtverordneten 
verwahrten ſich gegen die Beeinträchtigung der Kantonfreiheit. 
Die Stadtverordneten erklärten dem Könige am 26. November, 
die Bürgerſchaft ſei bereit, eine aus verarmten Bürgern beſtehende 
Stadtmiliz von 600 —900 Mann auszurüſten und zu beſolden, 
wenn man fie im übrigen mit militärischen Dienſten, die mit bürger- 
lichen Berufen unvereinbar ſeien und leicht zu Trägheit, Völlerei ꝛc. 
verleiten könnten, gänzlich verſchone. Auch als auf Grund einer 
neuen Kabinettsorder vom 7. Dezember zwei Regierungskommiſſare 
Entwürfe einer Inſtruktion und eines Reglements für die künftige 
Bürgergarde den Stadtverordneten vorlegten, erklärten ſich dieſe 
am 15. Februar 1809 ganz ablehnend. Nach dieſen Entwürfen 
würden die Bürger „zu wirklichen Soldaten umgeſchaffen“ und 
ihnen unerfüllbare Pflichten auferlegt 225). 

Doch trotz der Proteſte der Stadtverordneten hatte man ins 
zwiſchen den Bürgergardenplan notgedrungen teilweiſe ſchon verwirk— 
licht. Als die Franzoſen Ende November 1808 die Stadt ver— 
ließen, ohne daß ſofort eine Garniſon nach Breslau gelegt werden 
konnte, mußte die Bürgerſchaft wohl oder übel täglich 153 Mann 
zur Beſetzung der nötigen Wachtpoſten ſtellen. Die natürliche Auf— 
wallung der Vaterlandsliebe und des Bürgerſtolzes beim Abzuge 
des Feindes, daneben wohl auch der Reiz des Neuen und die 
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Meinung, daß es ſich nur um eine vorübergehende Leiſtung handele, 
bewirkten, daß es zunächſt an bereitwilligen und geeigneten Kräften 
für dieſen Wachtdienſt nicht fehlte. Zu der im Waffengebrauch 
ſchon geübten Schützengilde traten mehrere neugebildete Bürgers 
kompagnien, deren anfangs lebhaften Dienſteifer man durch Pa⸗ 
raden, Fahnenweihen und andre feſtliche Veranſtaltungen wachzu— 
halten ſuchte. Aber dies wurde bald anders, als der Reiz des 
Neuen ſich verlor und man ſah, daß der Wachtdienſt eine allgemeine, 
dauernde Laſt werden ſollte. Beim Einrücken der Garniſon im 
Februar 1809 wurde zwar der größere Teil des Wachtdienſtes 
vom Militär übernommen, aber da die Stadt immer noch täglich 
54 Mann Bürgerwachen ſtellen ſollte, wurde jedem Bürger unter 
60 Jahren die Verpflichtung auferlegt, in beſtimmter Reihenfolge, 
etwa alle acht Wochen einmal, auf Wache zu ziehen. Nun war es 
mit der Bereitwilligkeit und dem Dienſteifer bald aus, und zu dem 
Proteſte der Stadtverordneten gegen die Bürgergardenpläne trat 
der paſſive Widerſtand des größten Teils der Bürgerſchaft. Wer 
es irgend erſchwingen konnte, kaufte ſich einen Stellvertreter, ſo daß 
bald zwei Drittel der Bürgerwachen mit gewerbsmäßigen „Lohn⸗ 
wächtern“ beſetzt waren. Dieſe Lohnwächter waren ſchlecht ge— 
kleidete, teils gebrechliche und altersſchwache, teils moraliſch minder- 
wertige Leute, die nicht nur ihren Dienſt ſchlecht verſahen, ſondern 
ſogar durch allerlei Exzeſſe die öffentliche Sicherheit, die ſie ſchützen 
ſollten, gefährdeten. Schon nach wenigen Monaten waren alle 
beteiligten Behörden, die Regierung, der Stadtkommandant, der 
Polizeipräſident, Magiſtrat und Stadtverordnete über die Übel- 
ſtändigkeit dieſer Art des bürgerlichen Wachtdienſtes einig. Aber 
während die Staatsbehörden nur von einem ſtrengen Verbote 
jedes Stellvertreterkaufes Abhilfe erwarteten, wollten die ſtädtiſchen 
Kollegien zwar die ſchlimmſten Auswüchſe beſeitigen, aber das Recht 
der wohlhabenden Bürger auf Stellvertretung nicht antaſten und 
womöglich die ganze Verpflichtung der Bürgerſchaft zum Wacht» 
dienſte wieder loswerden 2809. 

Dieſer Stellungnahme der Stadt entſprach die weitere Be⸗ 
handlung der ſtaatlichen Pläne für die endgültige Organiſation 
der Bürgergarde, die, nach ihrer Ablehnung durch die Stadtverord⸗ 
neten im Februar 1809, im Herbſte wieder aufgenommen wurden. 
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Auf Grund einer Kabinettsorder vom 24. Oktober 1809 an den 
Kommandanten Generalmajor Schuler von Senden ſchrieb dieſer 
den Stadtverordneten, der König habe ſich mißfällig darüber ge- 
äußert, daß die Breslauer Bürgerſchaft die zur Entlaſtung der 
Garniſon vom Wachtdienſt erforderliche Bürgergarde noch nicht 
gebildet habe. Da der König wahrſcheinlich nächſtes Jahr nach 
Breslau komme, ſei die Vollendung der befohlenen Organiſation 
bis dahin dringend wünſchenswert. Angeſichts dieſer unliebſamen 
Mahnung von oben entſpannen ſich, wie oft in ähnlichen Fällen“), 
zunächſt Streitigkeiten zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten 
über die geſchäftliche Behandlung der Sache. Die Stadtverord⸗ 
neten wollten anfangs in ungewohnter Selbſtbeſchränkung die Be⸗ 
arbeitung des „ſchwierigen und an ſich unangenehmen Geſchäfts“ 
dem Magiſtrat allein überlaſſen und bequemten ſich erſt allmählich 
zur Entſendung von Vertretern in eine gemeinſame Kommiſſion. 
Als die Kommiſſion im Februar 1810 notgedrungen an die 
Ausarbeitung eines Planes für die neue Organiſation heranging, 
nahm ſie auf die Abneigung der Bürgerſchaft gegen den militäriſchen 
Dienſt tunlichſte Rückſicht. Statt des militäriſch anklingenden 
Namens „Bürgergarde“ wählte man die Bezeichnung „Bürger 
wache“; als Zweck derſelben bezeichnete man nur den polizeilichen 
Sicherheitsdienſt, nicht die Verteidigung der Stadt gegen äußere 
Feinde. Die Bewaffnung ſollte nur der Säbel, nicht die Schußwaffe 
bilden; die Beſtellung geeigneter Stellvertreter ſollte zuläſſig ſein. 
Aber ſelbſt in dieſer maßvollen Form begegnete der Plan ſtarkem 
Widerſtande. Ein Teil der Stadtverordneten fand ihn „viel zu 
militäriſch abgefaßt“ und meinte: „es bedürfe nur noch eines 
Auditeurs und des Schwurs; dann wäre das Militär fertig“. 
Vollends als im Auguſt die neue Organiſation nach dem Plane 
ins Leben treten, und die in Kompagnien eingeteilte Bürgerſchaft 
ihre Offiziere wählen ſollte, verweigerte die Mehrzahl der Kom: 
pagnien die Wahl mit der Begründung, es ſeien genug Soldaten 
zum Wachtdienſte da; der König habe verſprochen, daß mit dem 
Wiedereinrücken der Garniſon der Bürgerdienſt aufhören ſolle; die 
durch den Servis und andre Abgaben überlaſtete Bürgerſchaft könne 
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die Störung ihres Gewerbebetriebes durch den Wachtdienſt nicht 
ertragen. So begegnete der erſte Verſuch einer dauernden Organi— 
ſation der Bürgergarde offener Widerſetzlichkeit, und erſt nach zwei⸗ 
jährigen weiteren Verhandlungen wurde der Widerſtand der Stadt 
gebrochen 251). 

Die Abneigung der Bürgerſchaft gegen jede Art militäriſcher 
Organiſation wird noch verſtändlicher, wenn wir uns erinnern, wie 
zur ſelben Zeit in der Frage der Entfeſtigung und der Verwendung 
des Feſtungsgeländes weſentliche Intereſſen der Stadt durch mili⸗ 
täriſche Anſprüche bedroht wurden. In die Jahre 1809/10 fallen 
hauptſächlich die Beſtrebungen der militäriſchen Machthaber, das 
der Stadt vom Könige zugeſagte Geſchenk der Feſtungswerke auf 
das linke Oderufer zu beſchränken, möglichſt viel von den alten 
Werken zu erhalten und da, wo ihre Abtragung unvermeidlich war, 
die Stadt in eine neue, weitere Mauer einzuſchließen. In den Früh⸗ 
jahren 1809 und 1810 gab es jcharfe Konflikte zwiſchen Staats- 
und Stadtbehörden, weil letztere ſich weigerten, einen Teil der 
Feſtungswerke in Nutzung zu nehmen, ehe nicht über die Anſprüche 
der Stadt auf das Ganze endgültig entſchieden ſei. Mit Schmerzen 
harrte man in der Bürgerſchaft auf dieſe Entſcheidung des Königs, 
von der man eine unverkürzte Beſtätigung der früheren Zuſage zu— 
verſichtlich erhoffte 285). 

Überhaupt herrſchte, wie ſchon früher wiederholt angedeutet“), 
in der Frühzeit der Selbſtverwaltung bei der Bürgerſchaft das 
naive Vertrauen, daß man bei drückenden Forderungen, ärgerlichen 
Konflikten, kränkenden Rechtsverletzungen ſtets bei der Perſon des 
Königs gegen den „Racker von Staat“ und ſeine Behörden Ab⸗ 
hilfe finden werde. Freilich die Deputation, die Ende 1809 nach 
Berlin ging, um dem Könige, außer den Glückwünſchen der Stadt 
zur Rückkehr in die Reſidenz, die Bitten der Bürgerſchaft um 
Wiedereinführung der indirekten Stadtſteuern und um Überlaſſung 
der Feſtungswerke vorzutragen, erhielt in der Steuerfrage eine 
ſchlanke Ablehnung, in der Feſtungsſache wenigſtens keine beſtimmte 
Zuſage. Umſomehr hoffte man, als der König vom 8. bis 12. Sep- 
tember 1810 in Begleitung des Staatskanzlers v. Hardenberg in 


1) Vgl. S. 86, 166. 


Anliegen an den König. Verbitterung durch die Gewerbefreiheit. 177 


Breslau weilte, auf eine Erfüllung der ſtädtiſchen Begehren. Doch 
auch jetzt war der Erfolg nur gering. Das wiederholte Geſuch 
um Wiederherſtellung der indirekten Steuern wurde ebenſo ab— 
gelehnt, wie die Bitte, die Bürgerſchaft mit der Organiſation der 
Bürgergarde zu verſchonen. Auf die erbetene Erleichterung der 
Servislaſt wurde der Stadt Hoffnung gemacht; auch die Feſtungs⸗ 
werke auf beiden Oderſeiten wurden der Stadt mit einigen Ein⸗ 
ſchränkungen zugeſtanden. Aber es verging in der Servisfrage ein 
Jahr, in der Feſtungsſache gar zwei Jahre, ehe dem Verſprechen 
die Erfüllung folgte 260). 

Mehr noch als dieſe lange Verzögerung der Abſtellung dringender 
ſtädtiſcher Beſchwerden brachte die ſtaatliche Gewerbegeſetzgebung 
der nächſten Zeit eine ſtarke Belaſtungsprobe für das Staatsgefühl 
und die Königstreue der Bürgerſchaft. 


Kapitel 10. 


Staatliche Gefehgebung und ſlädtiſche Jonderintereſſen 
181012. 


Wenn die Breslauer Bürgerſchaft während der „Flitterwochen“ 
der Selbſtverwaltung ſich gegen Eingriffe und Anſprüche des Staates 
wehrte, handelte es ſich nur um Eingriffe in öffentliche Rechte und 
um beanſpruchte Leiſtungen der ganzen Stadtgemeinde. Aber die 
ſtaatliche Gewerbegeſetzgebung der Jahre 1810/11 wirkte darum fo 
beſonders aufregend und verbitternd, weil ſie als Verletzung wohl⸗ 
erworbener Privatrechte, als Beraubung des einzelnen erſchien. 
Sie mußte den Betroffenen anfangs ſo erſcheinen, einmal weil 
eine volle Entſchädigung für die durch die Gewerbefreiheit beſeitigten 
bisherigen Sonderrechte ſehr ſchwierig, faſt unmöglich war, ſodann 
weil die Staatsbehörden die in Schleſien und Breslau beſonders 
dringliche Notwendigkeit dieſer Entſchädigung erſt nach und nach 
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in ihrem ganzen Umfange erkannten. Eine weſentliche Schwäche 
der Hardenbergſchen Geſetzgebung, die auf unvollkommener Sach⸗ 
kenntnis beruhende Unterſchätzung einzelner ihrem Reformdrange 
entgegenſtehender Schwierigkeiten, zeigt ſich hier an einem ſehr be⸗ 
zeichnenden Beiſpiele. 

Das bisherige Recht der Zünfte oder Innungen, die Angehörigen 
ihres Gewerbes zum Eintritt in die Zunft zu zwingen und den 
Nichtzünftigen den Gewerbebetrieb zu verbieten, mußte um ſo eifer⸗ 
ſüchtiger gewahrt und erbitterter verteidigt werden, je teuerer es 
erkauft war, je größere Aufwendungen die Zunftmeiſter für ihre 
Zugehörigkeit zur Zunft hatten machen müſſen. Dieſe Aufwen⸗ 
dungen waren da am größten, wo die Zugehörigkeit zur Zunft an 
den Beſitz von „Gewerbegerechtigkeiten“ lurſprünglich öffentlicher 
Verkaufsſtätten des betr. Gewerbes: Brot-, Fleiſch⸗, Schuhbänke ꝛc.) 
geknüpft war. Die „Gewerbegerechtigkeiten“, die ganz wie Immo⸗ 
bilien Blätter im Hypothekenbuche beſaßen, vererbt, verkauft und 
hypothekariſch belaſtet werden konnten, hatten in Schleſieu gegen⸗ 
über den andern preußiſchen Provinzen, in Breslau gegenüber den 
andern ſchleſiſchen Städten einen ganz ungewöhnlichen Umfang. 
Die Zahl der in Breslau grade bei den größten und wichtigſten 
Gewerben beſtehenden Gerechtigkeiten betrug 687; ihre Erwerbs⸗ 
preiſe gingen, wie unten“) angeführt, in manchen Fällen in die 
Tauſende. Ihr Geſamtwert wurde anfänglich vom Magiſtrat auf 
922 405, von den Staatsbehörden auf 968 000 Taler angegeben 


*) Die Ende 1812 als Grundlage für die Ablöſung der Gerechtigkeiten 
berechneten durchſchnittlichen Erwerbspreiſe betrugen für die 


78 Brotbänte je 4320 Taler 4 Pfeſſerkuchentiſche . je 950 Taler 

16 Barbier - u. Bader ⸗ 40 Tuchkammern . 930 - 
officinen 3790 48 Reich kram 930 

88 Deſtillateururbare .. 2830 * 40 Gräupnerurbare ... 860 * 

13 Salzbauden .. 2020 45 Krambäudelgerechtig 

77 Fleiſchbänke ... 1560 - Nenn 330 + 


86 Schuhbänke . 1510 50 Geislerfleiſcherſchragen 240 
100 kaufm. Einzelungs⸗ 
gerechtigkeiten .... 1010 
Näheres über die Gewerbegerechtigleiten in Breslau bei Markgraf, Die 
öffentlichen Verkaufsſtätten Breslaus (Zeitſchr. d. Ver. f. Geſch. Schleſiens XVIII, 
171-208), ferner Markgraf, Der Breslauer Ring (Mitteilungen a. d. Stadt- 
archiv ac. I) S. 5 ff., 45 fl. 
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und ſpäter bei der Ablöſung ſogar auf 1165320 Taler berechnet. 
Durch die Notwendigkeit, die hohen Erwerbspreiſe der Gerechtig⸗ 
keiten zu verzinſen und zu amortiſieren, wurde die Produktion der 
Breslauer Gewerbetreibenden gegenüber denen der Vorſtädte und 
des Landes verteuert. Umſomehr mußten die Städter beſtrebt 
ſein, den Wettbewerb der inſofern günſtiger geſtellten Vorſtadt⸗ 
und Landhandwerker auszuſchließen. Die große Zahl und der 
hohe Wert der Gewerbegerechtigkeiten war alſo für die zünftig 
organiſierten, in der Stadtwerordnetenverſammlung vorherrſchenden 
Schichten der Bevölkerung ein ſtarker Antrieb zu jener rückſichtslos 
ſchroffen Ausübung des Zunftzwanges, den wir ſchon als Hindernis 
für die Vereinigung der Vorſtädte mit der Stadt kennengelernt 
haben “). 

Die nicht gewerbetreibenden Schichten der Bevölkerung wurden 
zwar durch die Gewerbegerechtigkeiten, inſofern ihr Beſtehen die 
Produkte verteuerte, geſchädigt und ſuchten ſich dieſer Schädigung 
oft genug durch heimlichen, geſetzwidrigen Einkauf in den Vorſtädten 
zu entziehen. Aber auch unter den Nichtgewerbetreibenden waren 
viele als Beſitzer der auf den Gerechtigkeiten hypothekariſch ein— 
getragenen Kapitalien an dem Beſtehen derſelben intereſſiert. Da 
die Geldanlage auf den Gerechtigkeiten bisher als vollſtändig 
mündelſicher galt, hatten Rentner, verabſchiedete Offiziere und 
andre Penſionäre, Hoſpitäler und andre Stiftungen, die ſtädtiſche 
Armenkaſſe, ſelbſt die Vormundſchaftsgerichte große Kapitalien im 
Geſamtwerte von mehr als ½ Million Talern auf die Gerechtig⸗ 
keiten dargeliehen. So war die auf dem Zunftzwange beruhende 
alte Gewerbeverfaſſung in Breslau beſonders feſt eingewurzelt. 
Mehr als anderwärts hatte fie hier einen Geiſt engherziger Ab- 
ſonderung, ſtarrer Ausſchließlichkeit erzeugt, der im gewerblichen und 
kommunalen Leben der Frühzeit der Selbstverwaltung wiederholt 
hervortrat. Hatten doch ſchon in den erſten Monaten ihres Wirkens 
die Stadtverordneten verſucht, die bürgerlichen Rechte der Juden 
zu beſchränken und die Gewinnung des Bürgerrechts durch Er— 
höhung der Bürgerrechtsgebühren und auf andre Weiſe zu er— 
ſchweren. Im November 1809 führten Magiſtrat und Stadt⸗ 


— 


*) Vgl. S. 6, 30, 88, 96 ff. 
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verordnete lebhafte Beſchwerde, daß ſich jo viele Vermögensloſe, 
wahre „Candidaten des Armenhauſes“ zum Bürgerrechte drängten, 
angeblich um Handel zu treiben, in Wirklichkeit um „neben ihrem 
quasi Handel“ den zünftigen Handwerkern „in ihr Metier zu 
pfuſchen“ 26. 

Nun erſchien das Gewerbeſteueredikt vom 21. November 1810, 
das, indem es die Berechtigung zum Gewerbebetriebe nur an die 
Löſung eines Gewerbeſcheins knüpfte, den Grundſatz der Gewerbe⸗ 
freiheit verkündete und den Zunftzwang beſeitigte. Zwar wurden 
darum die Zünfte nicht aufgehoben; auch ſollte für die künftig 
wegfallenden „Gewerbegerechtigkeiten“ eine „billige Entſchädigung“ 
gewährt werden. Aber da das Edikt nur die Gewerbefreiheit pro— 
klamierte, ohne im einzelnen das künftige Gewerberecht zu regeln“), 
da es die Entſchädigung für die Gerechtigkeiten verhieß, ohne die 
Entſchädigungsgrundſätze feſtzuſetzen, war es natürlich, daß die 
von der Umwälzung der Gewerbeverfaſſung Betroffenen im erſten 
Schrecken die einſchneidende, zerſtörende Wirkung des Geſetzes noch 
überſchätzten. Man glaubte, die Gerechtigkeiten ſollten trotz der 
Zuſage ohne Entſchädigung vernichtet werden, und alle in ihnen ans 
gelegten Kapitalien verloren ſein. Man fürchtete die gewaltſame 
Auflöſung aller Innungen, einen maſſenhaften, allen Wohlſtand der 
bisherigen Innungsmeifter ſofort zerſtörenden Andrang von Nichts 
zünftigen zum Gewerbebetriebe, der durch den Wegfall der bis- 
herigen Verpflichtung aller Gewerbetreibenden zur Erwerbung des 
Bürgerrechts noch verſtärkt werden würde ?%). 

In weiten Kreiſen der Bevölkerung Breslaus zeigte ſich ſtarke 
Erregung, tiefgehende Erbitterung. Die Zünfte verlangten in 
heftigen Eingaben an Magiſtrat und Stadtverordnete Schutz 


*) Vgl. v. Rohrſcheidt, Vom Zunftzwange zur Gewerbefreiheit, S. 375; 
„Es iſt intereſſant, daß dieſe ſo ungeheuer wichtige und folgenreiche Freigebung 
des Gewerbebetriebes eigentlich ſo nebenher bei Erlaß eines Finanzgeſetzes 
ausgeſprochen wurde. Dadurch erklärt ſich das Unvollſtändige und rein Negative 
der Beſtimmungen, die den Zunftzwang aufhoben, es aber unterließen, die 
Formen zu beſtimmen, innerhalb deren ſich die Gewerbefreiheit zu bewegen 
hatte. Sofort nach Erlaß des Geſetzes zeigten ſich die Lücken, welche erſt im 
folgenden Jahre durch das Edikt vom 7. September 1811, das den eigentlichen 
Ausbau des Syſtems darſtellt, ausgefüllt wurden.“ 
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ihres bedrohten Eigentums. Die ſtädtiſchen Kollegien baten teils 
die Gerichtsbehörden, die gefährdeten Privatrechte höheren Orts 
pflichtmäßig zu verteidigen; teils ſuchten ſie ſelbſt, durch immer 
neue Immediateingaben die drohenden Gefahren abzuwenden. In 
den grellſten Farben ſchilderten ſie die „tiefe Beſtürzung, die grenzen⸗ 
loſe Furcht, den Jammer und die Verzweiflung“ der Bürgerſchaft 
über das „unabſehbare Unglück, das tauſendfache Elend“, das die 
Aufhebung der Gerechtigkeiten und die Gewerbefreiheit unfehlbar 
herbeiführen würden. Durch die Aufhebung der Gerechtigkeiten 
werde die „betriebſamſte, rechtlichſte Klaſſe der Bürger ohne ihre 
Schuld durch einen Federſtrich zum Bettelſtab herabgeſtürzt“. Durch 
die Gewerbefreiheit werde aller Wohlſtand im Handwerk, die „ers 
ſpriesliche Wohlhabenheit“ des „dem Staat bisher jo nüzlich ges 
wordenen Mittelſtandes“ unwiederbringlich vernichtet, das ſtädtiſche 
Gewerbe werde durch den übermächtigen Wettbewerb des Land⸗ 
handwerks ruiniert werden. Infolge der Auflöſung der Innungen 
werde die bisherige „Kunſtfertigkeit“ im Gewerbe erheblich zurück⸗ 
gehen; „Schlaudrigkeit und Pfuſcherei“ würden zum Schaden der 
Allgemeinheit überall einreißen. Was in der Flut dieſer Klagen 
und Beſchwerden an poſitiven Forderungen auftauchte, und was 
auch im Februar 1811 der Stadtverordneten-Protokollführer, Bäcker⸗ 
obermeiſter Stienauer, in der von Hardenberg berufenen Verſammlung 
von ſtändiſchen Deputierten verfocht, war das Verlangen, daß die 
Gewerbefreiheit erſt nach Gewährung voller Entſchädigung für die 
Gerechtigkeiten durchgeführt, daß die Entſchädigung vom Staate 
geleiſtet, und daß die bisherige Verpflichtung der Gewerbetreibende 
zur Erwerbung des Bürgerrechts aufrechterhalten werde 2c). 

Die Staatsbehörden glaubten anfangs, durch gütliches Zureden 
den Sturm beſchwören zu können. Hardenberg ſtellte den ſtädtiſchen 
Behörden am 16. Dezember 1810 vor, ſie dürften über den Rechten 
einer Minderheit, der Beſitzer von Gewerbegerechtigkeiten, nicht das 
Intereſſe der geſamten Stadtbevölkerung vergeſſen. Das Beſtehen 
der Gerechtigkeiten habe bisher, indem es die betreffenden Waren 
verteuerte, die Allgemeinheit mit einer jährlichen Abgabe von etwa 
120 000 Talern belaſtet. Es habe aber auch, da es den Wetteifer 
im Gewerbe lähmte, den Berechtigten ſelbſt mehr geſchadet als 
genützt. Das Gewerbedepartement im Miniſterium des Innern 
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ſuchte die Breslauer am 4. Januar 1811 über die vermeintlichen 
Gefahren der Gewerbefreiheit, namentlich über den befürchteten 
maſſenhaften Andrang der Nichtzünftigen und der Landhandwerker 
zu beruhigen. Aber zunächſt blieb die Aufregung noch im Wachſen. 
Als im Januar die Gewerbetreibenden aufgefordert wurden, die 
neueingeführte Gewerbeſteuer zu entrichten und die für fie aus⸗ 
geſtellten Gewerbeſcheine einzulöſen, regte ſich heftiger Widerſpruch. 
Die Alteſten mehrerer Innungen forderten ihre Mitglieder auf, 
die Gewerbeſcheine nicht einzulöſen. Am 28. Januar erſchien eine 
größere Anzahl teils befugter, teils unbefugter Innungsvertreter 
auf dem Rathauſe und verlangte ungeſtüm die Aufnahme eines 
Protokolls, worin die Einlöſung der Gewerbeſcheine bis auf weiteres 
verweigert wurde. Der Magiſtrat gab nach einigen erfolgloſen 
Gegenvorſtellungen nach und reichte ſogar das Protokoll an die 
Regierung weiter. 

Nun wurden die Staatsbehörden doch ſtutzig. Einerſeits wurden 
die Innungsälteſten wegen ihrer Aufſäſſigkeit, der Magiſtrat wegen 
ſeiner Nachgiebigkeit energiſch zurechtgewieſen, und weitere Agita⸗ 
tionen gegen die Löſung der Gewerbeſcheine durch die Polizei 
unterdrückt. Andrerſeits erwirkte ſich die Regierung bei Harden⸗ 
berg die Ermächtigung zu Erklärungen, die den Wünſchen der 
Breslauer Gewerbetreibenden wenigſtens etwas entgegenkamen. 
Am 22. Februar wurde in der Zeitung bekanntgemacht, daß alle 
Gewerbetreibenden nach wie vor das Bürgerrecht erwerben müßten, 
und daß im übrigen genaue geſetzliche Vorſchriften über das künftige 
Gewerberecht und die Ablöſung der Gerechtigkeiten bald erſcheinen 
würden. Insbeſondere wurden Übergangsmaßregeln verheißen, um 
bis zur Ablöſung die Beſitzer der Gerechtigkeiten konkurrenzfähig 
zu erhalten. Wer ein Gewerbe, zu deſſen Betriebe bisher der 
Beſitz einer Gerechtigkeit nötig war, künftig auf Grund eines bloßen 
Gewerbeſcheins treiben wolle, ſolle einer beſonderen Ausgleichs⸗ 
abgabe, die der Beſitzer einer Gerechtigkeit nicht zahle, unterworfen 
werden 237), 

Damit verſtummte zwar der offene Widerſpruch, und die Ge⸗ 
werbeſcheine wurden nach und nach eingelöſt; aber die Erregung, 
die Unzufriedenheit dauerte fort, namentlich als ſich das Erſcheinen 
des verheißenen Geſetzes noch Monate lang verzögerte. Kaum war 
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die Vorſchrift wegen der Erwerbung des Bürgerrechts ergangen, 
ſo klagten die Stadtverordneten, teils daß die Vorſchrift nicht ge⸗ 
nügend beachtet werde, teils daß viele Vermögensloſe ſich zum 
Bürgerrechte drängten. Man klagte über den namentlich für die 
Bäcker, Fleiſcher und Schuhmacher fühlbar werdenden Wettbewerb 
der Landhandwerker, über die Entwertung der Gerechtigkeiten. Die 
Inhaber der Gerechtigkeiten verweigerten vielfach die Zinszahlung 
für die Hypothekenſchulden; die Gläubiger, beſonders die Vor⸗ 
mundſchaftsbehörden, begannen die Kapitalien zu kündigen. Syn⸗ 
dikus Grunwald, der ſich um die Neuregelung der Gewerbever— 
faſſung mit beſonderem Eifer bemühte, arbeitete im Februar und 
im Auguſt Pläne für die Ablöſung der Gerechtigkeiten aus. Aber 
alle Mühe war umſonſt, ſolange das ungeduldig erwartete ſtaat⸗ 
liche Gewerbegeſetz ausblieb 238). 

Endlich am 7. September 1811 erſchien das „Geſetz über die 
polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe“, an deſſen Abfaſſung neben 
den Leitern des Polizei- und des Gewerbedepartements im Mini- 
ſterium des Innern, den Geheimen Staatsräten Sack und von 
Schuckmann, auch der hochverdiente Statiſtiker und Volkswirt, 
Staatsrat Hoffmann, ein geborener Breslauer “), hervorragend ber 
teiligt war. Außer ſonſtigen gewerberechtlichen Vorſchriften, nament⸗ 
lich auch über die Rechtsverhältniſſe der Innungen, die als freie 
Korporationen beſtehen bleiben ſollten, enthielt das Geſetz folgende 
Grundſätze für die Ablöſung der Gewerbegerechtigkeiten: Die Ge⸗ 
rechtigkeiten werden von den Stadtverordneten nach dem Werte, 
den ſie am 1. November 1810 beſaßen, abgeſchätzt. Alle, die in 
der Stadt und den Vorſtädten ein bisher an Gerechtigkeiten ge— 
knüpftes Gewerbe betreiben (alſo auch die bisherigen Inhaber von 
Gerechtigkeiten), zahlen bis zur vollendeten Ablöfung jährlich zu⸗ 
ſammen 6% des Wertes aller Gerechtigkeiten ihres Gewerbes an 
den Magiſtrat. Die Höhe des Beitrages der einzelnen Gewerbe— 
treibenden wird nach dem Umfange ihrer Betriebe feſtgeſetzt. Von 
dieſen 6% werden 4½ zur Verzinſung des Wertes der Gerechtig⸗ 
keiten an ihre bisherigen Inhaber, 1½¼ zur Amortiſation des Wertes 
verwendet 25). 


*) Joh. Gottfried Hoffmann, geb. 19. Juli 1765 zu Breslau. Vgl. Allg. 
deutſche Biogr. XII, 598 ff. 
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Dieſe von Hoffmann herrührenden Ablöſungsgrundſätze erwieſen 
ſich anderwärts als zweckmäßig, aber gegenüber den beſonderen 
Verhaͤltniſſen Breslaus als unzulänglich und erregten dort lebhafte 
Enttäuſchung. Von der ſtets geforderten und erwarteten Beihilfe 
des Staates zur Ablöſung war im Geſetze nicht die Rede. Der 
vorgeſchriebene Jahresbeitrag von 6% erſchien im Hinblick auf 
den großen Wert einzelner Breslauer Gerechtigkeiten als viel zu 
hoch gegriffen. Die allgemeine Vorſchrift des Geſetzes, daß die 
Gerechtigkeiten nach dem Werte vom November 1810 abgeſchätzt 
werden ſollten, genügte nicht; es mußten noch genauere Abſchätzungs⸗ 
grundſätze aufgeſtellt werden. Namentlich vermißte man Beſtim⸗ 
mungen zum Schutze der ſtädtiſchen gegen die ländlichen Ge— 
werbetreibenden. Als im Oktober 1811 Syndikus Grunwald und 
Stadtverordneter Kuh nach Berlin reiſten, um den Staatsbehörden 
eine große Anzahl dringender Anliegen und Beſchwerden der Stadt 
vorzutragen, ſtand die Gewerbefrage in erſter Reihe. Man geſtand 
den Breslauer Vertretern zu, daß die Durchführung des Geſetzes 
vom 7. September 1811 in Breslau nicht ohne Modifikationen 
möglich ſei, und Hardenberg verſprach durch Schreiben vom 2. No⸗ 
vember den Erlaß wirkſamer Beſtimmungen über den Ausgleich des 
Stadt⸗ und Landgewerbes. Aber dieſes Verſprechen war leichter 
gegeben als erfüllt. Eine endlich im Mai 1812 den Landfleiſchern 
zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit des Stadtgewerbes auferlegte 
Sonderabgabe erwies ſich als unzweckmäßig und hatte nicht lange 
Beſtand 40). 

Die ſtädtiſchen Behörden gaben ſich redliche Mühe, die Ab⸗ 
ſchätzung und Ablöſung der Gerechtigkeiten nach den Grundſätzen 
des Geſetzes in Gang zu bringen, aber ohne Erfolg. Ein von 
Grunwald im Januar 1812 aufgeſtellter dritter Ablöſungsplan 
erſchien den Stadtverordneten unausführbar. Sie ſelbſt gingen unter 
Führung Stienauers mit großem Eifer an die Abſchätzung der Ges 
rechtigkeiten. Als man aber die Notwendigkeit genauerer Ab⸗ 
ſchätzungsgrundſätze erkannte und dieſe von der Regierung erbat, 
erfolgte monatelang aus Berlin kein Beſcheid. Je länger die 
Abſchätzung und damit die Verzinſung und Amortiſation der Ge⸗ 
rechtigkeiten ſich hinzuziehen drohte, um ſo lauter äußerte ſich das 
Verlangen nach den früher verheißenen Ausgleichs- und Über⸗ 
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gangsmaßregeln. Um den Andrang zu den bisher an Gerechtig- 
keiten geknüpften Gewerben und damit die Entwertung der Ger 
rechtigkeiten einigermaßen einzuſchränken, ſollten denen, die ein 
ſolches Gewerbe nur auf Grund des Gewerbeſcheines trieben, jetzt 
ſchon Zahlungen für den künftigen Amortiſationsfonds auferlegt 
werden. Von Februar bis September 1812 wurde dieſe Forderung 
eines „Gewerbe-Interimiſticums“ von den ſtädtiſchen Behörden 
immer von neuem, immer dringender ausgeſprochen. Auch Stadtrat 
Lange, der ſeit Ende Mai als Mitglied des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
zur Regulierung des Kriegsſchuldenweſens und der „National— 
repräjentation“ *) in Berlin weilte, wirkte in dieſem Sinne und ſuchte 
den oberſten Staatsbehörden klar zu machen, was für „Unheil und 
Unglück“ die „übereilte Umwerfung der beſtandenen Gewerbever: 
hältniſſe“ in Breslau angerichtet habe. Aber man kam in Berlin 
zu keinem Entſchluſſe +). 

Je länger die Regelung der Ablöſungsfrage ſich hinzog, um⸗ 
ſomehr verſchärfte ſich wieder die Mißſtimmung der Bürgerſchaft. 
Die Stadtverordneten hatten ſchon im Februar 1812 Beſchwerde 
geführt, daß ſich Perſonen „ohne alles Vermögen, ohne alle Wiſſen⸗ 
ſchaft, ſich auf eine redliche Art zu ernähren“, zum Bürgerrecht 
drängten, daß „fremde und einheimiſche Bettler Breslau zu ihrem 
Sammelplage machten“. Im Mal beſchloſſen fie, ehe nicht das 
„Interimiſticum“ bewilligt ſei, keinem, der ein mit einer Gerechtig- 
keit verbundenes Gewerbe treiben wolle, das Bürgerrecht zu erteilen. 
Die Regierung erklärte zwar dieſen Beſchluß für „anmaßend und 
geſetzwidrig“, aber die Stadtverordneten blieben feſt und ſchickten 
die eingehenden Bürgerrechtsgeſuche an den Magiſtrat zurück. Auch 
unter den Innungen begann es wieder zu gähren, und zwar waren 
jetzt die Schuhmacher am widerſetzlichſten. Sie machten in einer 
geharniſchten Eingabe den Magiſtrat für die Verzögerung der Ab: 
löſung der Gerechtigkeiten verantwortlich. Sie verweigerten grund— 
ſätzlich die Zinszahlung von den auf ihren Gerechtigkeiten ein⸗ 
getragenen Schulden. Wenn ſie gepfändet wurden, widerſetzten ſie 
ſich den Vollziehungsbeamten, und als ein Meiſter wegen Miß⸗ 
handlung des „Amtspfänders“ ins Gefängnis kam, beſtürmten ſie 


*) Über dieſe vgl. Teil II, 325 f. und Treitſchle I, 378. 
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das Stadtgericht mit Geſuchen um Haftentlaſſung ihres Ges 
noſſen. Als Hardenberg vom 6. bis 9. Auguſt ſich in Begleitung 
des Königs in Breslau aufhielt, trugen ihm Deputationen der 
Stadtverordneten und aller Innungen die dringende Bitte vor, der 
Bedrängnis des Breslauer Gewerbeſtandes durch endliche, ſchleunige 
Regelung der Ablöſungsfrage abzuhelſen )). 

Angeſichts der offenbaren Erregung der Bevölkerung entſchloß 
ſich Hardenberg endlich zu einer wirkſamen Maßregel. Er ent⸗ 
ſandte Anfang September ſeinen Vertrauensmann in allen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Fragen, Staatsrat Hoffmann, nach Breslau mit dem 
Auftrage, „einerſeits die allgemeinen und unabänderlichen Prinzipien 
der Gewerbefreiheit aufrechtzuerhalten“, andrerſeits aber auch den 
Inhabern der Gerechtigkeiten eine „mit den Verhältniſſen der Staats- 
caſſen und dem Intereſſe des Publikums an bereiter, guter und wohl⸗ 
feiler Befriedigung feiner Bedürfniſſe vereinbare Entſchädigung“ zu 
verſchaffen. Der Magiſtrat begrüßte Hoffmann mit dem Ausdrucke 
des „unbegrenzten Vertrauens“, daß es feinem Scharfjinn und ſeiner 
Erfahrung gelingen werde, „dieſes Chaos baldigſt zu ordnen“ ). 

In der Tat kam Hoffmann verhältnismäßig ſchnell zu einem 
wenigſtens leidlich befriedigenden Ergebniſſe. Nach eingehenden 
Verhandlungen mit Magiſtrat, Stadtverordneten und Innungen 
entwarf er feinen, im weſentlichen zur Ausführung gelangten Ab- 
löſungsplan und legte ihn in Denkſchriften vom 18. und 19. No⸗ 
vember, 21. und 23. Dezember 1812 nieder. Die ſchwierige Frage 
der Abſchätzung löſte Hoffmann, indem er für jede Gruppe der 
Gerechtigkeiten unter ſorgfältiger Berückſichtigung ihrer beſonderen 
Verhältniſſe durchſchnittliche Erwerbspreiſe ermittelte. Den Geſamt⸗ 
wert der zur Ablöſung kommenden 687 Gerechtigkeiten berechnete 
er auf 1165320 Taler. Daß die Mittel zur Verzinſung und zu 
der auf 18 Jahre berechneten Amortiſation dieſes großen Ab- 
löſungskapitals nicht durch die in dem Geſetze vorgeſehenen Bei— 
träge der Gewerbetreibenden“) aufgebracht werden könnten, erkannte 
Hoffmann ohne weiteres an. Er berechnete, daß in Breslau nach 
dem Geſetze ein mit Kuchen hauſierendes armes Weib jährlich 24 
Taler, ein armer Invalide, der nebenbei durch Raſieren etwas ver⸗ 


*) Vgl. S. 783. 
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dienen wolle, 32 Taler, der höchſt beſteuerte Bäcker 439, ein 
Deſtillateur gar 845 Taler in den Amortiſationsfonds würde zahlen 
müſſen. Bei der offenbaren Unmöglichkeit einer ſolchen Belaſtung der 
Gewerbetreibenden und in der Erwägung, daß doch neben dem 
Gewerbeſtande ſelbſt auch die geſamte übrige Bevölkerung von der 
Aufhebung der Gerechtigkeiten Vorteil habe, beſchritt Hoffmann den 
früher ſchon von Grunwald vorgeſchlagenen Ausweg, die Mittel 
für den Amortiſationsfonds teils durch Beiträge der Gewerbe— 
treibenden, teils durch indirekte Beſteuerung der ganzen Stadt⸗ 
bevölkerung zu gewinnen. Die Gewerbetreibenden ſollten, abge⸗ 
ſehen von den anderweitig beſteuerten Deſtillateuren, Jahresbeiträge 
in Höhe der von ihnen gezahlten Gewerbeſteuer entrichten. Die 
indirekte Beſteuerung ſollte in mäßigen Zuſchlägen zu der ftaat- 
lichen Konſumtionsakziſe vom Brotgetreide, Braumalz, Branntwein⸗ 
ſchrot und Schlachtvieh beſtehen. Die von den ſtädtiſchen Gewerbe— 
treibenden ſtets ſo leidenſchaftlich verfochtene Forderung, ſie durch 
eine den Landhandwerkern zugunſten des Amortiſationsfonds auf- 
zulegende Abgabe gegen den übermächtigen Wettbewerb derſelben zu 
ſchützen, wies Hoffmann zurück. Er ſuchte für das Bäder, Fleiſcher⸗ 
und Schuhmachergewerbe zahlenmäßig nachzuweiſen, daß die Städter 
zwar durch die Gerechtigkeiten belaſtet, aber in andrer Hinſicht gegen 
die Landhandwerker im Vorteile ſeien, jo daß den Städtern nur in: 
folge ihres „aufgeregten Brotneides“ die Landkonkurrenz gar ſo ver⸗ 
derblich erſcheine 244), 

Der Hoffmannſche Ablöſungsplan, wohlgemeint und gut durch⸗ 
dacht, wie er war, ließ doch weſentliche Forderungen der Bürger⸗ 
ſchaft unerfüllt. Er brachte keine Staatshilfe, keine Ausgleichs- 
abgaben von denen, die in ein an Gerechtigkeiten geknüpftes Ge: 
werbe neu eintraten, keine Belaſtung der Landhandwerker. Deshalb 
konnte er die hochgeſpannten Erwartungen der Zünftler nicht voll be— 
friedigen. Lauter als je klagten die Stadtverordneten in den letzten 
Monaten des Jahres 1812 über die „unbegrenzte, ungezügelte Ge⸗ 
werbefreiheit“, die durch Aufhebung des Zunftzwanges „der Mora: 
lität ſchade“ und eine Menge „gehaltloſer, verarmter Menſchen“ 
zu ihrem eigenen Schaden und zum Verderben der alten Bürger⸗ 
ſchaft in die Großſtadt locke. Von dem gemeinnützigen, wohltätigen 
Zwecke der Gewerbefreiheit war nirgends die Rede, nur von dem 
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Schaden, den der Staat durch ſie angerichtet habe, und für den 
nun nach dem Hoffmannſchen Plane die Geſchädigten ſelbſt gegen 
alle Vernunft und Billigkeit den Erſatz beſchaffen ſollten. Erſt 
nach und nach brach ſich die Erkenntnis Bahn, daß jede ſtaatliche 
Entſchädigung ausgeſchloſſen, alſo die Hoffmannſche Regelung der 
Ablöſungsfrage das einzig Erreichbare ſei. Sogar die Stadtverord— 
neten mußten ſchließlich zugeben, daß fie keinen beſſeren Plan aufs 
zuſtellen wüßten, und der Magiſtrat ſchrieb an ſeinen Deputierten, 
Stadtrat Lange, es ſei jedenfalls „noch ſchlimmer“, wenn der Plan 
unausgeführt bliebe, und die Ablöſung noch weiter hinausgeſchoben 
würde. So wurde der Plan im Januar 1813 vom Gewerbe⸗ 
departement, am 2. April vom Könige genehmigt und damit zur 
Grundlage für das Ablöſungsverfahren gemacht. Freilich ſollte 
die Ablöſung der Stadtverwaltung in ſpäteren Jahren noch genug 
Sorgen bereiten, und das in der drangvollen Zeit von 1810—12 
die Bürgerſchaft beherrſchende Gefühl, daß ihr durch den Umſturz 
ihrer altgewohnten Gewerbeverfaſſung großes Unrecht geſchehen ſei, 
hat noch lange nachgewirkt 45), — 

Schwer laſtete in den Jahren 1810—12 ſchon der allgemeine 
Druck der Zeitverhältniſſe, die Ungewißheit über die Zukunft des 
Staates, die Befürchtung einer Trennung Schleſiens von Preußen, 
die Erregung über das Kriegsbündnis mit Frankreich gegen Ruß⸗ 
land, die Unterbindung des Handels durch die Kontinentalſperre, 
auch auf der Bevölkerung Breslaus. Und nun traten zu dieſem 
allgemeinen Drucke, neben der vor allem erregenden Gewerbefrage, 
viele andre beſondere Nöte und Schwierigkeiten, die das Wirken 
der Stadtverwaltung hemmten, die Bürgerſchaft kleinmütig und 
unzufrieden machen mußten. 

Der Staat, der nach Meinung der Zünftler durch „ſeine“ Ge— 
werbefreiheit den „Nahrungsſtand“ der Bürger ſchwer ſchädigte, 
ſtellte dabei an die Steuerkraft des einzelnen wie der ganzen Stadt⸗ 
gemeinde immer höhere Anſprüche. Zu den beſtehenden Steuern 
traten 1810 die Gewerbe- und die Luxusſteuer, 1812 eine drückende 
Vermögens- und Einkommenſteuer. Gegen eine im Dezember 1811 
zur Verpflegung der franzöſiſchen Truppen in den Oderfeſtungen 
ausgeſchriebene Steuer erhoben die Stadtverordneten vergeblich Ein⸗ 
ſpruch. Eine überaus drückende Inanſpruchnahme der Stadtfinanzen 
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durch den Staat brachte ſeit dem Frühjahr 1810 die früher er⸗ 
wähnte*) Verdoppelung der Servis- und Einquartierungskoſten. 
Die der Bürgerſchaft zur Beſtreitung der militäriſchen Bedürfniſſe 
auferlegte Servisſteuer belaſtete, ſelbſt nach ihrer zweckmäßigeren 
Neuveranlagung, den Grundbeſitz mit 15% des Ertrages und war 
in vielen Fällen, namentlich bei vorſtädtiſchen Grundſtücken, un⸗ 
eintreibbar. Je mehr die Servisſteuerpflichtigen bei der Stadtkaſſe 
im Reſt blieben, um jo mehr geriet dieſe gegenüber dem Militär- 
fiskus in Rückſtand. Im Dezember 1810, im März und Oktober 
1811 ſuchte man durch militäriſche Exekution bei dem Oberbürger⸗ 
meiſter und bei dem Stadtverordnetenvorſteher die Leiſtung rück⸗ 
ſtändiger Zahlungen zu erzwingen. Wiederholte dringende Geſuche 
um Ermäßigung der Garniſonkoſten, auch die perſönlichen Be⸗ 
mühungen Stienauers bei feiner Anweſenheit in Berlin““) blieben 
erfolglos. Erſt im November 1811 erreichten Syndikus Grunwald 
und Stadtverordneter Kuh, daß der eigentliche Servis, deſſen un- 
billige, übermäßige Höhe Hardenberg nunmehr anerkannte, um ein 
Drittel ermäßigt wurde. Aber der weitergehende Wunſch der Stadt, 
die koſtſpielige und wegen der ſteten Reibungen mit den Militär— 
behörden unerquickliche Verwaltung der „Militärökonomie“ ) los⸗ 
zuwerden, blieb trotz anfänglicher Zuſagen unerfüllt 240). 
Während zu den großen Aufwendungen für die Friedensgarniſon 
infolge des ruſſiſchen Feldzuges geſteigerte Einquartierungslaſten 
hinzutraten, erwuchſen der Stadt noch aus den Nachwehen des 
Krieges von 1806 / Sorgen und Widerwärtigkeiten. Die 1812 ab: 
geſchloſſene Berechnung der Kriegskoſten und-ſchulden ergab 721325 
Taler „liquide“ Kriegsſchulden, zu deren Verzinſung 36066 Taler 
erforderlich waren. Aber damit nicht genug. Mehrere Breslauer 
Kaufleute erhoben an die Stadt Forderungen in Höhe von mehr 
als 140000 Taler für Wein und Medikamente, die ſie an das 
vom Januar 1807 bis Dezember 1808 von der Stadt verwaltete 


) Bol. S. 157 f. ) Vgl. S. 181. 
wan) D. h. die Verpflichtung der Stadt zur Unterhaltung der Kafernen- und 
Lazarettgebäude und »utenſilien. Städtiſcherſeits wurde immer wieder dariiber 
geklagt, daß das Militär mit ſtädtiſchem Eigentum beſonders rlckſichtslos um⸗ 
gehe. In einem Jahre mußten 5—6000 Fenſterſcheiben repariert werden. 
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franzöſiſche Lazarett geliefert hatten. Die Stadt behauptete zwar, 
die Verwaltung für Rechnung des damaligen Breslauer Kammers 
departements geführt zu haben und nur für Yıs des Betrages haftbar 
zu ſein. Aber ſowohl die Gerichte wie die ſtaatlichen Verwaltungs⸗ 
behörden eutſchieden nach langen, ärgerlichen Verhandlungen gegen 
die Stadt, ſo daß deren alte Kriegslaſten eine in damaliger Zeit 
doppelt fühlbare Steigerung erfuhren. Zur Verzinſung und Tilgung 
der Kriegsſchulden waren ſeinerzeit die 1808 eingeführten „vers 
deckten Auflagen“ und nach deren Aufhebung die der Stadt aus der 
ſtaatlichen Akziſekaſſe bewilligte jährliche Beihilfe von 36000 Talern“) 
beſtimmt geweſen. Aber einmal hatte dieſer Zuſchuß nur grade 
zur Verzinſung ausgereicht, ſodann verlautete ſeit dem Herbſt 1812, 
daß die Stadt bei der bevorſtehenden Veränderung des ſtaatlichen 
Akziſeweſens die 36000 Taler verlieren werde. Es galt alſo, 
neue Mittel für die Verzinſung und Tilgung der Kriegsſchulden 
flüſſig zu machen. Nach langwierigen Verhandlungen der ſtädtiſchen 
Kollegien untereinander und mit dem ſtädtiſchen Deputierten in 
Berlin, Stadtrat Lange, wußte man nichts beſſeres vorzuſchlagen, 
als die Mittel zur Schuldentilgung dem nach dem Hoffmannſchen 
Plane zu bildenden Ablöſungsfonds der Gewerbegerechtigkeiten zu 
entnehmen und die 36000 Taler durch die „verdeckten Auflagen“ 
von 1808 zu erſetzen. Noch ehe der Ausbruch des Befreiungs⸗ 
kampfes neue Kriegslaſten brachte, wurde der erſtere Vorſchlag, 
der eine weſentliche Verzögerung des Ablöſungsverfahrens bedeutet 
hätte, von den Staatsbehörden zurückgewieſen. Die Wiederein⸗ 
führung der „verdeckten Auflagen“ dagegen hat die Stadt im Juni 
1813 wirklich erreicht 24). 

Daß die Stadtbehörden die Mittel für die Schuldenverzinſung 
und ⸗tilgung auch jetzt wieder auf dem Wege indirekter Beſteuerung 
aufzubringen ſuchten, erklärt ſich durch ihre Abneigung gegen die 
direkte Beſteuerung, und dieſer Widerwille mußte durch die Schwierig⸗ 
keiten, denen damals jede Erhebung direkter Abgaben begegnete, noch 
geſteigert werden. Abgeſehen ſelbſt von der ſpäter zu erwähnenden 
Steuerverweigerung der Vorſtädter kam man auch ſonſt bei den 
Zwangsanleihen und Ausſchreibungen, beim Servis und bei den 


*) Vgl. S. 160. 
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ſeit Juni 1811 erhobenen neuen Kommunallaftenbeiträgen*) aus 
den Reſten nicht heraus. Schon im Oktober 1810 klagten die 
Stadtverordneten, daß man „nicht Exekutoren genug anſtellen könne, 
um das Nötige herbeizuſchaffen“. Im Juni und Juli 1811 gingen 
von der neuen Steuer ſtatt 8500 nur 3600 Taler ein. Im Sep⸗ 
tember wurde die Summe der rückſtändigen Servisſteuer und Kom— 
munallaſtenbeiträge auf 70 000 Taler berechnet. Trotz aller Ver⸗ 
ſuche, die Rückſtände durch beſondere Reſtekommiſſionen einziehen 
zu laſſen, war das Übel nicht auszurotten. Da man das Reſte⸗ 
unweſen großenteils auf den Andrang vermögensloſer Neubürger 
zurückführte, bemühten ſich die ſtädtiſchen Behörden Ende 1812 
bei der Regierung um die Ermächtigung, jedem, der mit den Kom⸗ 
munallaſten im Rückſtande bleibe, das Bürgerrecht wieder zu ent— 
ziehen. Aber die Regierung verhielt ſich ablehnend, wohl in der 
Annahme, daß eine ſolche Ermächtigung zur Beſchränkung der Frei⸗ 
zügigkeit und der Gewerbefreiheit gemißbraucht werden würde 0). 

Auch ſonſt hatte die bedrängte Stadtkämmerei durch Ausfälle 
an ihren Einnahmen ſtark zu leiden. Die Handelsgefälle gingen 
immer mehr zurück, beſonders als ſich zu dem Drucke der Kon⸗ 
tinentalſperre ſeit 1811 noch eine für Schleſiens Handel und In⸗ 
duſtrie verluſtbringende ruſſiſche Handelspolitik geſellte. An den 
Einnahmen aus den Stadtlandgütern entſtanden große Ausfälle. 
Grund- und Erbpachtzinſe blieben lange rückſtändig oder wurden 
infolge Vermögensverfalls der Zahlungspflichtigen ganz uneintreib⸗ 
bar. Die Stadtverordneten hegten den Verdacht, daß an dieſen 
und anderen Einnahmeausfällen außer der Not der Zeit auch die 
Säumigkeit der zur Einziehung verpflichteten Behörden ſchuld ſei. 
Sie verſuchten, fortlaufenden Einblick in die Einziehung der Außen⸗ 
ſtände zu gewinnen und bedrohten ſchließlich die Beamten des 
Stadtlandgüteramts, falls ſie das Intereſſe der Stadt nicht ener- 
giſcher wahrnähmen, mit Gehaltsſperre. Beſonders argwöhnte 
man, daß zwei vornehmen Schuldnern der Stadt, dem Fürſten 
Hohenlohe, dem Beſitzer des Scheitniger „Fürſtengartens“, und 
dem Grafen Goltz zu Grüneiche zu ſehr durch die Finger geſehen 
werde 249), 
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Das angeſichts der Finanznöte ſich noch verſtärkende Streben 
der Stadtverordneten nach kräftigem Einfluſſe auf die ſtädtiſche 
Finanz und Vermögensverwaltung erzielte namentlich einen 
dauernden Erfolg. Hatte der Magiſtrat in der Einführungszeit 
der Städteordnung die Finanzverwaltung ſeinem „Plenum“ vor⸗ 
behalten und das Verlangen der Stadtverordneten nach einer „bes 
ſonderen Deputation für die Kämmereiverwaltung“ nicht erfüllt“), 
ſo konnte er ſich jetzt dieſen Wünſchen nicht mehr verſchließen. Am 
27. April 1811 tagte zum erſten Male die aus vier Magiſtrats⸗ 
mitgliedern und zwölf Stadtverordneten gebildete ſtädtiſche Finanz⸗ 
deputation, die „alle erheblichen Kämmereiſachen“ vorberaten und 
die ſtädtiſchen Kaſſen überwachen ſollte. Die neue Deputation 
wurde alsbald ein wertvolles Bindeglied zwiſchen beiden ſtädtiſchen 
Kollegien, ein brauchbares Organ für den Ausgleich ſtreitender 
Meinungen und Intereſſen 25%). 

Aber abgeſehen von dieſer einen ſegensreichen Errungenſchaft 
konnten die Finanznöte von 1810—12 auf den Gang der Stadt⸗ 
verwaltung nur hemmend und lähmend wirken. In den Stadt⸗ 
verordnetenprotokollen jener Jahre tritt uns geradezu ein verbitterter 
Sparſamkeitsfanatismus entgegen. Selbſt unerhebliche, rechtlich 
oder moraliſch wohl begründete Anſprüche an die Stadt wurden, 
wenn irgend möglich, abgelehnt unter Hinweis auf den Notſtand 
der „gänzlich erſchöpften Kämmerei“, auf die Bedrängnis der mit 
unerſchwinglichen Staats: und Gemeindeabgaben belaſteten, vers 
armten Bürgerſchaft. Alle für den Augenblick nicht durchaus un⸗ 
abweisbaren Ausgaben wurden für beſſere Zeiten hinausgeſchoben. 
Selbſt Reformen, deren Dringlichkeit ſo allgemein anerkannt war, 
wie die des evangeliſchen Elementarſchulweſens, wurden nur ſoweit 
gefördert, als man ſie ohne erhebliche Aufwendungen der Stadt 
mit Staatshilfe durchzuführen hoffte 281). 

Eine Reihe anderer dringlicher Reformen, die Verbeſſerung des 
Nachtwachtweſens, die Einführung der Straßenbeleuchtung und 
andere Wohlfahrtseinrichtungen in den Vorſtädten war, wie er⸗ 
wähnt“), ſchon 1809/10 an der Deckungsfrage geſcheitert. Die 
Stadt wollte die Koſten nicht tragen, ſolange die Vorſtädter an 
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den ſtädtiſchen Gemeindeabgaben noch nicht teilnahmen. Hierzu 
waren aber die Vorſtädter nur dann bereit, wenn ſie ihrer bis⸗ 
herigen Untertänigkeitslaſten, der hohen grundherrlichen und Juris⸗ 
diktionsabgaben, entledigt würden. Die geiſtlichen Grundherrn 
endlich wollten zwar die genannten Abgaben weiter beziehen, ver⸗ 
weigerten aber jede Aufwendung für Wohlfahrtseinrichtungen. Als 
nun durch die Säkulariſation der Staat Rechtsnachfolger der geift- 
lichen Grundherrn wurde, hoffte man, der Staat werde das be— 
ſtehende Dilemma entweder durch Übernahme der nötigen Auf⸗ 
wendungen oder durch Verzicht auf die Abgaben löſen. Aber dieſe 
Hoffnung wurde getäuſcht. Die Staatsbehörden veranlaßten zwar 
die Stadt, vom Juni 1811 an die Koſten für die Polizei und die 
Nachtwächter, ſpäter auch für die Straßenbeleuchtung in den Vor⸗ 
ſtädten zu übernehmen, wofür ſich die Stadt durch Heranziehung 
der Vorſtädter zu den ſtädtiſchen Gemeindeabgaben ſchadlos halten 
ſollte. Aber da der Staat nicht zugleich die Untertänigkeitslaſten 
aufhob, verweigerte die überwiegende Mehrheit der Vorſtädter die 
Zahlung der ſtädtiſchen Gemeindeſteuern. Im Februar 1812 waren 
trotz aller Mahnungen von den auf 7007 Taler veranſchlagten 
Gemeindeſteuern der Vorſtädter erſt 500 Taler eingegangen. Ob⸗ 
wohl die Stadt den Staatsbehörden wiederholt die dringende Not⸗ 
wendigkeit baldiger Abhilfe vorſtellte, entſchloß ſich der Staat erſt 
im Auguſt 1812, und dann noch zu einer unzureichenden Maß⸗ 
regel. Zwar die grundherrlichen Abgaben und Leiſtungen: Grund⸗ 
zins, Hand⸗ und Spanndienſte, Gewerbezins ꝛc. wurden aufgehoben. 
Aber da die Jurisdiktionsabgaben, namentlich die drückenden Lau⸗ 
demien*) beſtehen blieben, verharrten die Vorſtädter bei ihrer 
Steuerverweigerung 55). 

Das Ergebnis des Verhaltens der Staatsbehörden war, daß 
Ende 1812 die Entfremdung, der innere Gegenſatz zwiſchen Stadt 
und Vorſtädten höher als je ſtieg. Die Städter waren erbittert, 
weil ſie ohne Gegenleiſtung Aufwendungen für die Vorſtädter 
machen ſollten, und ſuchten ſich naturgemäß jeder weiteren Leiſtung 
möglichſt zu entziehen. Wiederholt regten damals die Stadtverord⸗ 
neten an, daß die Vorſtädter in finanzieller Hinſicht ganz aus dem 


*) Vgl. Teil II, 315. 
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Kommunalverbande ausſcheiden, eine beſondere Kommunallaſſe 
bilden ſollten. Die Vorſtädter dagegen beſchwerten ſich, daß man 
von ihnen Gemeindeſteuern fordere, ihnen aber ſtädtiſche Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen, z. B. Straßenpflaſterung, vorenthalte. Auch ihr altes 
Verlangen, in die ſtädtiſche Feuerſozietät aufgenommen zu werden“), 
machten ſie wieder geltend. Die Differenzen zwiſchen Stadt und 
Vorſtädten wurden dadurch noch verſchärft, daß die beſonderen 
Polizei⸗ und Gemeindebehörden der einzelnen Vorſtadtbezirke, die 
aus Schulze und Schöffen gebildeten „Dorfgerichte“, noch weiter 
beſtanden und natürlich mit den ſtädtiſchen Polizei- und Gemeinde⸗ 
behörden fortwährend in Streit um die Zuſtändigkeit gerieten. Der 
Magiſtrat und der Polizeipräſident vereinigten ſich Ende 1812 zu 
vorbereitenden Schritten für eine Auflöſung der Dorfgerichte. Aber 
teils die Kriegsereigniſſe, teils Krankheit und Tod des die Sache 
bearbeitenden Syndikus Grunwald bewirkten, daß die notwendige 
Maßregel erſt 1816 zur Ausführung kam 259). 

Die durch die ſtaatliche Gewerbegeſetzgebung hervorgerufene 
Verbitterung der Bürgerſchaft wurde verſchärft durch die finan⸗ 
ziellen Anſprüche des Staates, durch die ſtaatlichen Maßnahmen 
in Sachen der Vorſtädter, aber auch durch die Fortdauer des 
Mißvergnügens über die Verſtaatlichung des Gerichtsweſens und 
der Polizei. Dieſes Mißvergnügen bewirkte, daß die Stadtverord⸗ 
neten im Sommer 1811 einem neuen Abkommen zwiſchen Stadt 
und Staat über die Aufbringung der Gerichtskoſten“) heftig aber 
erfolglos opponierten. Es führte ſelbſt zu kleinlichen Schikanen; 
jo wollte man die Gehälter der Gerichtsbeamten nicht vierteljähr— 
lich, ſondern monatlich zahlen und die Gehälter der Polizei⸗ 
beamten nicht wie die der andern Beamten halb in Scheidemünze 
und halb in Courant, ſondern ganz in Scheidemünze auszahlen. 
Als das Polizeipräſidium Michaelis 1811 infolge der Säkulari⸗ 
ſation ſeine bisherigen Mietsräume mit den jetzigen Dienſträumen 

*) Vgl. S. 88, 96 f. 

*) Von 1809—11 bezog die Stadtkaſſe die Gerichtsſporteln und trug alle 
Gerichtskoſten. Infolge obigen Abkommens übernahm das Stadtgericht die 
Einziehung der Sporteln und die Stadt zahlte zu den Gerichtskoſten einen 
feften jährlichen Zuſchuß von 8000 Talern. Vgl. Lewald, Breslaus Stadt- 
haushalt S. 99 f. 
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im früheren Urſulinerinnenkloſter vertauſchte, wehrte ſich die Stadt 
nachdrücklich gegen die Forderung des Staats, daß ſie die bisher 
für die Lokalmiete verwendeten 500 Taler auch weiterhin bezahlen 
ſollte. Doch erſt nach wiederholten Mißerfolgen erlangte die 
Stadt im Juni 1813 bei Hardenberg den Verzicht auf dieſe 
Forderung. 

Durch die Gewerbegeſetzgebung übernahm die Polizei eine Reihe 
neuer Verrichtungen, die ihre Unbeliebtheit noch ſteigerten. Sie 
mußte, nötigenfalls unterſtützt durch militäriſche Exekution, bei 
den widerſtrebenden Zünftlern die Gewerbeſteuer eintreiben. Sie 
mußte die infolge der Gewerbefreiheit zutretenden neuen Gewerbe— 
treibenden gegen geſetzwidrige Störungen in ihrem Gewerbebetriebe 
ſchützen. Auch in den unfertigen, verworrenen Zuſtänden der Vor⸗ 
ſtädte lag Stoff zu Reibungen mit der Polizei. So gab es 1812 
ärgerliche Streitigkeiten zwiſchen Magiſtrat und Polizeipräſidium 
über die bisher von den Dorfgerichten beſorgten Schubtransporte 
der Vagabunden. Je mehr die Stadtbehörden, beſonders die Stadt⸗ 
verordneten, teils infolge ihrer verbitterten Stimmung, teils infolge 
wirklicher Finanznot alle halbwegs auſſchiebbaren Ausgaben zurück⸗ 
ſtellten, um jo häufiger gab es Zerwürfniſſe mit dem Polizei⸗ 
präſidium, das zur Verbeſſerung des Straßenpflaſters, der Straßen- 
reinigung und »beleuchtung, des Nachtwachtweſens und andrer 
Wohlfahrtseinrichtungen in der Stadt und in den Vorſtädten 
drängte. Die Verhandlungen zwiſchen Stadt- und Staatsbehörden 
über die endliche Überlaſſung der Feſtungswerke wurden weſentlich 
erſchwert durch die ſtädtiſcherſeits herrſchende Furcht vor künftigen 
Einmiſchungen der mißliebigen Polizeibehörde in die Verwendung 
des Feſtungsgeländes 259). 

Überhaupt bildete das Schickſal der Feſtungswerke in den Jahren 
1810—12 für die Bürgerſchaft eine weitere Quelle der Beunruhigung, 
des Mißmuts. Bei ſeiner Anweſenheit in Breslau“) hatte zwar 
der König die mit den Wünſchen der Stadt unvereinbaren Pläne 
der militäriſchen Autoritäten zur großen Freude der Bürgerſchaft 
für abgetan erklärt und die Schenkung der Feſtungswerke nochmals 
verheißen. Aber die große Zahl erſchwerender Bedingungen, von 


*) Vgl. S. 176 f. 
13 * 


196 Gegenſätze bezüglich der Verwendung der Feſtungswerke. 


denen die Kabinettsorder vom 30. September 1810 die Schenkung 
abhängig machte, weckte lebhafte Enttäuſchung und erſchien in 
ihrer Geſamtheit unannehmbar. Während man bisher von der Er⸗ 
werbung der Feſtungswerke eine Erleichterung der ſtädtiſchen Finanz⸗ 
not erhofft hatte, fürchtete man jetzt, daß die der Stadt auferlegten 
Laſten für die Abtragung der Feſtungswerke, für die Regulierung 
des Stadtgrabens, für Ufer- und Brückenbauten und für die vom 
Könige gewünſchte Verſchönerung der Stadt durch eine Promenade 
den möglichen Erlös aus dem Verkaufe von Feſtungsgelände weit 
überwiegen würden. Im erſten Schrecken wollten die Stadtbehörden 
unter dieſen Umſtänden die Schenkung ganz ablehnen. Später be⸗ 
mühten ſie ſich, in langwierigen Kommiſſionsverhandlungen mit 
Vertretern der Staatsbehörden günſtigere Bedingungen zu erlangen. 
Als dann im Februar 1811 die Kommiſſionsprotokolle zur Ent⸗ 
ſcheidung nach Berlin geſandt worden waren, verging Monat um 
Monat ohne Beſcheid. Der höchſt übelſtändige Zwiſchenzuſtand 
der halbzerſtörten Feſtungswerke, die quälende Ungewißheit über 
eine der wichtigſten Lebensfragen der Stadt wurde teils durch Nach⸗ 
läſſigkeit von Subalternen, teils durch Unſchlüſſigkeit an leitender 
Stelle ohne Not noch um 1½ Jahre verlängert. 

Die endlich ergangene Kabinettsorder vom 9. Juli 1812 über 
die Bedingungen der Schenkung war zwar den Wünſchen der 
Breslauer überwiegend günſtig, aber da fie nachdrücklich die Be⸗ 
ſchleunigung der Promenadenanlagen verlangte, erweckte ſie die 
Beſorgnis, daß die Stadt auf Grund dieſes königlichen Befehls 
von der Polizeibehörde zu koſtſpieligen, die Kräfte der Kämmerei 
und den Gewinn aus dem Feſtungslande überſteigenden Ver⸗ 
ſchönerungsarbeiten gedrängt werden würde. Derartige kleinliche, 
aber aus den Zeitverhältniſſen erklärliche Beſorgniſſe hinderten ſo 
ſehr eine weiterblickende Erkenntnis der hohen Bedeutung des 
Feſtungsgeländes für die Stadt, daß ängſtliche Gemüter auch jetzt 
noch in letzter Stunde die ganze Schenkung ablehnen wollten, und 
daß ſich die Stadtbehörden bei Übernahme der Feſtungswerke im 
Oktober 1812 von dem Oberpräſidenten von Maſſow ausdrücklich 
zuſichern ließen, daß die Stadt nur in dem Maße, als ſie aus 
dem Feſtungslande Einnahmen ziehe, zu Ausgaben für Abtragungs⸗ 
und Regulierungsarbeiten und für die Promenadenanlagen ver⸗ 


— 
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pflichtet ſein ſolle. Aber die Furcht der Stadt vor Einmiſchungen der 
Staatsbehörden dauerte fort und ſollte noch 1815/16 zu ſcharfen Zu⸗ 
ſammenſtößen mit der Regierung und dem Polizeipräſidium führen. 
So war auch in dieſem Falle, wo der Staat der Stadt eine große 
Wohltat erwies und höchſtens einen heilſamen Zwang auf fie 
ausübte, der Endeindruck auf die Bürgerſchaft überwiegend un⸗ 
günſtig 255). 

Noch widerwilliger fügte ſich die Stadt dem ſtaatlichen Zwange in 
der ſchon 1809/10 leidenſchaftlich erörterten Frage der Begründung 
einer Bürgergarde“). Als im März 1811 die Regierung auf An⸗ 
weiſung des Miniſterialdepartements für Polizei Magiſtrat und 
Stadtverordnete zur Beratung darüber aufforderte, mit welchen 
Modifikationen das Berliner Bürgergardenreglement vom 31. Oktober 
1810 in Breslau eingeführt werden könne, erklärten die Stadt⸗ 
verordneten, „bey den nahrungsloſen Zeiten“ gegen dieſe neue Bes 
laſtung der „meiſtenteils ſchon armen“ Bürgerſchaft „feierlichſt pro⸗ 
teſtieren“ zu müſſen, und der Magiſtrat ſchloß ſich, wenn auch in 
vorſichtigerer Form, dieſer Verwahrung an. Als darauf die Re⸗ 
gierung unter Hinweis auf den „beſtimmten Willen“ des Königs 
jede Weigerung für unzuläſſig erklärte und den Magiſtrat mit 
wiederholten Mahnſchreiben, ſelbſt mit einer Ordnungsſtrafe zum 
Gehorſam anfeuerte, gab ſich der Magiſtrat redliche Mühe, den 
Widerſtand der Stadtverordneten zu brechen, aber vergeblich. Nach 
langen ſtürmiſchen Debatten, in denen die Erbitterung über die Ge: 
werbefreiheit und die hohe Servislaſt mehrfach hervortrat, lehnten 
die Stadtverordneten Ende Auguſt 1811 unter Hinweis auf die 
Abneigung der Bürgerſchaft gegen die vorjährigen Bürgergarden⸗ 
pläne jede Teilnahme an der Beratung über das Berliner Re⸗ 
glement nochmals entſchieden ab 20). 

Dieſen hartnäckigen Widerſtand glaubte die Regierung nur im 
guten überwinden zu können. Sie ſtellte am 14. September dem 
Miniſterialdepartement vor, der „böſe Wille“ der Stadtverordneten 
rühre größtenteils daher, daß die der Stadt gemachten ſtaatlichen 
Zuſicherungen hinſichtlich der Ablöſung der Gewerbegerechtigkeiten, 


*) Vgl. S. 172 ff. Siehe auch Ziekurſch, Das Ergebnis der friderizian. 
Städteverwaltung S. 185 ff. 
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der Ermäßigung der Servislaſt und der Übergabe der Feſtungs⸗ 
werke immer noch unerfüllt ſeien. Durch Erledigung dieſer drin⸗ 
genden Anliegen der Stadt werde man die Errichtung der Bürger⸗ 
garde mehr fördern als durch Zwangsmittel. Die Mahnung der 
Regierung wurde höheren Orts inſofern beherzigt, als die im 
Oktober nach Berlin geſandten ſtädtiſchen Vertreter Grunwald und 
Kuh“), außer neuen Verſprechungen in der Gewerbe- und Feſtungs⸗ 
frage, eine Ermäßigung der Servislaſt erlangten. Andrerſeits er- 
hielt die Regierung aus Berlin den Auftrag, die Organiſation der 
Bürgergarde ohne Berückſichtigung weiterer Einwände auf jeden 
Fall durchzuſetzen. Auf Grund des Berliner Reglements ſtellten 
Polizeipräſident Streit und Regierungsrat Neumann einen Entwurf 
für ein Breslauer Bürgergardenreglement auf, und dieſen Entwurf 
überſandte die Regierung dem Magiſtrat im Februar 1812 mit 
dem Bemerken, wenn die ſtädtiſchen Kollegien nicht innerhalb bes 
ſtimmter kurzer Friſt ſich äußerten, werde man ihre Zuſtimmung 
vorausſetzen und auf Grund des Entwurfs zur Organiſation der 
Bürgergarde ſchreiten. Die Stadtverordneten verſuchten es zu⸗ 
nächſt auch jetzt noch mit direkter Weigerung. Sie lehnten am 
21. Februar die ganze Organiſation faſt einſtimmig ab, und auf 
ihr Drängen mußte der Magiſtrat dem Miniſterialdepartement er⸗ 
klären, der geforderte Dienſt in der Bürgergarde und die Beſchaffung 
der Uniform ſei für die durch Kriegslaſten, wirtſchaftliche Nöte 
und Steuerdruck verarmte Bürgerſchaft eine unerträgliche Laſt. 
Wolle man das berechtigte Widerſtreben gegen jede militäriſche 
Organiſation mit Gewalt brechen, ſo ſeien „unangenehme Auftritte“ 
zu befürchten 25). 

Als darauf das Miniſterialdepartement erwiderte, die ſtädtiſchen 
Behörden würden durch weiteren Widerſtand gegen die unwider— 
ruflich beſchloſſene Organiſation nur die Möglichkeit zur Außerung 
ihrer Wünſche bezüglich der Ausführung verlieren“), änderte ſich 
die ſtädtiſche Taktik. Den grundſätzlichen, offenen Widerſtand gegen 


*) Vgl. S. 184, 189, Teil II, 320 ff. 

**) Gegenüber den Klagen über die Zumutung der Uniformbeſchaffung 
ſchrieb das Miniſterialdepartement beruhigend, die Uniform koſte nicht viel mehr 
als ein anftändiger Zivilanzug von gleicher Güte und könne auch außerhalb 
des Dienſtes getragen werden. 
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die ganze Organiſation gab man notgedrungen auf; ſelbſt die Stadt⸗ 
verordneten ſtimmten endlich zu, da „bey dem jetzigen allgemeinen 
Zeitgeiſte“ weitere Vorſtellungen nur die Stadt „mehr und mehr 
gehäſſig machen“ würden. Dafür verſuchte man nun, durch paſſiven 
Widerſtand und durch Einwendungen gegen einzelne Punkte der 
neuen Organiſation das Unheil möglichjt abzuwehren. Man er: 
klärte, ſtatt der geforderten 3000 Mann Bürgergarde höchftens 
2000 ſtellen zu können. Man ſuchte, auf den „jehnlichiten Wunſch“ 
der Bürgerſchaft, die vorgeſchriebene Uniform“) durch Weglaſſen 
des gelben Kragens und der Aufſchläge weniger militäriſch zu ge⸗ 
ſtalten; man bat um möglichſte Verſchonung der Bürgergarde mit 
militäriſchen Übungen und um möglichſt lange Friſt für die alten 
Bürger zur Beſchaffung der Uniform. Nur bei den Neubürgern 
hielt man mit aller Strenge darauf, daß ſie, wie vorgeſchrieben, 
den Bürgereid in eigener Uniform leiſteten, weil man durch dieſe 
erſchwerende Bedingung den Zudrang zum Bürgerrechte einzu⸗ 
ſchränken hoffte. Im übrigen betrieb der Magiſtrat die Bildung 
der Bürgergarde ſo zögernd und ſaumſelig, daß die Regierung am 
9. Januar 1813 die „unverzeihliche Nachläſſigkeit und den Wider⸗ 
willen“, mit dem der Magiſtrat die Sache behandele, ſtreng rügte 
und mit Ordnungsſtrafen drohte. Darauf erfolgte endlich im Laufe 
des Januars die Bildung von 18 Kompagnien und die Wahl der 
Offiziere, Feldwebel und Fahnenträger. Daß auch die Unifor⸗ 
mierung der Bürgergarde allmählich vervollſtändigt wurde, darauf 
war die perſönliche Anweſenheit des Königs nicht ohne Einfluß. 
Aber kaum war die Organiſation der Breslauer Bürgergarde im 
weſentlichen vollzogen, als die Vorbereitung und der Ausbruch des 
Freiheitskampfes die Sachlage ganz veränderte. Das Landwehr 
edikt verfügte im allgemeinen die Auflöſung der Bürgergarden; 
in Breslau jedoch blieb dieſe ſo widerwillig vollzogene Einrichtung 
auf Wunſch der Bürgerſchaft und auf Grund beſonderer königlicher 
Ermächtigung beſtehen und erlangte für die Stadt während der 


) Blauer Rock mit einer Reihe vergoldeter Knöpfe, gelber Kragen und 
ebenſolche Auſſchläge mit drei Knöpfen, weiße Weſte, blaue, lange Beinkleider, drei» 
kutziger Hut mit ſchwarzem Federbuſch, Säbel am Bandelier über die Schulter 
getragen. 
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franzöſiſchen Okkupation Anfang Juni 1813 ganz beſondere Be⸗ 
deutung 259). 


Der in den bewegten Jahren 1810 —12 fo verſchiedenartig her⸗ 
vortretende Gegenſatz der ſtaatlichen Anforderungen zu den wirk- 
lichen oder vermeintlichen Rechten und Intereſſen der Stadt griff 
auch auf ein Gebiet über, auf dem die Stadt bisher faſt ſelbſtändig 
geſchaltet hatte. Im Kirchen- und Schulweſen übte der Breslauer 
Magiſtrat nicht nur die vielen Stadt: und Landgemeinden, ſelbſt 
Privaten zuſtehenden Patronatsrechte, ſondern auch die ſonſt nur 
landesherrlichen Konſiſtorialgerechtſame aus. Dank ihrer ganz 
einzigartigen politiſchen Machtſtellung und wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung konnte die Stadt Breslau in der Reformationszeit ebenſo 
wie die ſchleſiſchen Teilfürſtentümer Ols, Liegnitz, Brieg und Wohlau 
ihr evangeliſches Kirchenweſen unabhängig von fremden geiſtlichen 
und weltlichen Machthabern ausgeſtalten und 1615 ein eigenes 
Stadtkonſiſtorium als verfaſſungsmäßiges Organ ihrer kirchlichen 
Selbſtregierung errichten. Kraft dieſer ſelbſt in den ſchwerſten 
Zeiten der Gegenreformation glücklich behaupteten und noch nach 
der preußiſchen Beſitzergreifung mehrfach verbrieften Konſiſtorial⸗ 
rechte beſaß die Stadt die Befugnis zur völlig ſelbſtändigen 
„Wahl, Vocation, Ordination und Inſtallation“ aller Geiſtlichen 
und Kirchenbeamten an den ſtädtiſchen und den vier zugehörigen 
Landkirchen, ſowie zur Prüfung der Pfarramtskandidaten, ferner 
das Recht der Kirchenzucht, die Aufficht über die Kirchen „quoad 
Externa et Interna“, die „Direktion“ der kirchlichen Vermögens- 
verwaltung, das Recht zur völlig ſelbſtändigen „Wahl, Vocation 
und Inſtallation“ aller Lehrer an allen ſtädtiſchen Schulen, ſowie 
zur Prüfung der Schulamtskandidaten, endlich die „Aufſicht und 
Direktion der Schulen quoad Externa et Interna“ und die Ver⸗ 
waltung des Schulvermögens 280). 

Als die fernere Ausübung wichtiger Teile dieſer Befugniſſe durch 
mehrere 1810 ergangene ſtaatliche Verordnungen“) gefährdet erſchien, 


) Edikt wegen einzuführender allgemeiner Prüfung der Schulamtskandidaten, 
vom 12. Juli 1810 (Gefegfammlung 1806 —10 S. 717 fl.). Verordnung wegen 
Prüfung der Kandidaten des Predigt⸗Amtes, vom 16. September 1810 (Schleſ. 
Zeitung 1810 September 22). 
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und der Magiſtrat ſich gegen die Schmälerung der alten ſtädtiſchen 
Rechte verwahrte, erhielt er die Aufforderung, eine ausführliche 
„hiſtoriſch⸗ rechtliche Darſtellung aller Gerechtſame des hierortigen 
ſtädtiſchen Mediatkonſiſtorii“ einzureichen. Der Magiſtrat erſtattete 
am 11. März 1811 einen von Bürgermeiſter Menzel verfaßten 
Bericht“), der die Entſtehung und Ausgeſtaltung der Breslauer 
Konſiſtorialverfaſſung geſchichtlich entwickelte und namentlich auch 
die Fortdauer der ſtädtiſchen Konſiſtorialrechte unter dem ſtraffen 
friderizianiſchen Regimente gebührend hervorhob. Aber ebenſo wie 
beim Gerichtsweſen und der Polizeiverwaltung machte auch hier 
die moderne Staatsgeſetzgebung und -verwaltung vor den ſtädtiſchen 
Privilegien nicht halt. Nach einer Verordnung des Minifterial- 
departements für Kultus und Unterricht vom 13. Juni 1811 ſollte 
zwar einerſeits das ſtädtiſche Konſiſtorialrecht aufrechterhalten und 
demgemäß alles, „was geſetzlich und dem Herkommen gemäß zum 
Inbegriffe dieſes Rechts gehört, dem Consistorio der Stadt Breslau 
auch zugeſtanden werden“. Aber andrerſeits nahm das Departe- 
ment die Umwandlung des alten Stadtkonſiſtoriums in eine den 
ſonſtigen Selbſtverwaltungsorganen entſprechende „ſtädtiſche Kon⸗ 
ſiſtorialdeputation“ in Ausſicht und unterwarf in der genannten 
Verordnung und in mehreren andern die ſtädtiſchen Konſiſtorialrechte 
weſentlichen Beſchränkungen. Die Befugnis der Stadt zur Be⸗ 
rufung der Geiſtlichen und Lehrer wurde durch die Bedingung 
ſtaatlicher Beſtätigung, das Recht der Kirchenzucht durch den Vor⸗ 
behalt des Rekurſes an die Regierung eingeſchränkt. Die Prüfung 
der Predigts⸗ und Lehramtskandidaten ging auf die geiſtliche und 
Schuldeputation der Regierung über. Die Verleihung des Pro⸗ 
feſſortitels an verdiente ältere Gymnaſiallehrer wurde dem Magiſtrat 
als unzuläſſige „Uſurpation“ für die Zukunft unterſagt 2%), 

Der Magiſtrat, der ſich, wie früher erwähnt“), die Ausübung 
der ſtädtiſchen Konſiſtorialrechte ohne Mitwirkung der Stadtverord⸗ 
neten vorbehalten hatte, ſetzte ſich nach Kräften zur Wehr. Er 
verfocht auch hier wie bezüglich des Gerichtsweſens und der Po⸗ 
lizei se) den Standpunkt, daß ſtädtiſche Privilegien nicht ohne ge⸗ 


— 


) Teil II, 299 - 305. 
*) Vgl. S. 113 f., 118 fl., 125, 152. ) Vgl. S. 166, 169 ff. 
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richtliches Erkenntnis und gebührende Entſchädigung aufgehoben 
werden dürften. Er führte aus, daß die ſtädtiſchen Konfiftorial- 
rechte durch den Vorbehalt ſtaatlicher Beſtätigung bei Berufung 
der Geiſtlichen und Lehrer zu bloßen Patronatsrechteu herabgedrückt 
würden, daß die Befugnis zur Prüfung der Pfarramtskandidaten 
für die Beſchaffung geeigneter Erſatz⸗ und Hilfskräfte unentbehrlich 
ſei. Schließlich machte der Magiſtrat Vorſchläge, wie durch Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen die allgemeinen ſtaatlichen Vorſchriften mit den 
ſtädtiſchen Gerechtſamen einigermaßen in Einklang gebracht werden 
könnten. Aber das Miniſterialdepartement erklärte jede Ausnahme 
von den geſetzlichen Beſtimmungen zugunſten Breslaus für unzu⸗ 
läſſig, und auch die ſtädtiſchen Vertreter Grunwald und Kuh er⸗ 
hielten im November 1811 auf ihre perſönlichen Vorſtellungen 
keinen günſtigeren Beſcheid. So beſchloß der Magiſtrat endlich 
im Februar 1812, die weitere „Reklamation“ der ſtädtiſchen Kon⸗ 
ſiſtorialrechte für einen günſtigeren Zeitpunkt zu verſchieben. Für 
den Augenblick mußte man zufrieden ſein, daß die von den Staats⸗ 
behörden beabſichtigte Umformung des Stadtkonſiſtoriums nicht zur 
Ausführung kam 26). 

Mit der Verteidigung der ſtädtiſchen Selbſtändigkeit im Kirchen- 
und Schulweſen ſtand das Verfahren der Stadt hinſichtlich der 
Reform der evangeliſchen Elementarſchulen“) nicht recht im Ein⸗ 
klang. Aber aus den Zeitverhältniſſen von 1810—12 iſt es wohl 
verſtändlich, daß man ſich ſtädtiſcherſeits zu größeren Aufwendungen 
aus eigenen Mitteln nicht entſchließen konnte, ſondern nur mit 
Staatshilfe einen erheblichen Fortſchritt für möglich hielt. Guter 
Wille zur Durchführung der Schulreform war auf allen Seiten 
vorhanden. Die 1810 ernannte viergliedrige Kommiſſion“) entwarf 
im folgenden Jahre einen genauen Plan für die innere und äußere 
Einrichtung der Schulen. Die Hauptſchwierigkeit für die Aus⸗ 
führung, den Mangel an Mitteln, ſuchte ſie zu heben, indem ſie 
bei der Regierung einen Staatszuſchuß und die Überlaſſung einiger 
durch die Säkulariſation freigewordener Kloſterräume als Schul⸗ 
lokale beantragte. Die Regierung erklärte zwar, eine ſtaatliche 
Unterſtützung durch Geld unmöglich höheren Orts erwirken zu 


) Vgl. S. 153. 
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können, „da dies bis jetzt noch für keine Dorfſchule geſchehen iſt, 
und jede Commune die geſetzliche Verpflichtung auf ſich hat, für 
die Unterhaltung ihrer Schule ſelbſt zu ſorgen“. Aber ſie bemühte 
ſich bei der Säkulariſationskommiſſion um die Überlaſſung von 
Kloſtergebäuden und riet dem Magiſtrat, „das Schulgeld in eine 
Communalabgabe zu verwandeln und hierdurch eine anſtändige, 
fixirte Beſoldung für die Lehrer zu bewirken“. Auch die Stadt⸗ 
verordneten zeigten lebhaften Eifer für die Schulreform. Im 
Sommer 1812 gerieten ſie ſogar mit dem Magiſtrat in ſcharfen 
Gegenſatz, weil ſie dieſen zu energiſcherem Vorgehen drängten und 
ſogar mit Beſchwerde bei der Regierung drohten 265). 

Trotz alledem war der Erfolg aller Reformbeſtrebungen zu⸗ 
nächſt nur gering. Für zwei Elementarſchulen ſchuf man in einem 
ſtädtiſchen Gebäude“) notdürftig Raum. Aber das einzige Kloſter⸗ 
gebäude“), das die Stadt erlangte, war ohne koſtſpieligen Umbau 
für Schulzwecke unverwendbar, und die Mittel zum Umbau wie 
zur Beſchaffung von Mietsräumen für andre Schulen erklärte der 
Magiſtrat, bei der „Erſchöpfung“ der Kämmerei nicht aufbringen 
zu können. Auch die Anregung der Regierung bezüglich des Schul⸗ 
geldes und der Lehrerbeſoldung lehnte der Magiſtrat ab, nicht nur 
wegen der Verarmung der Bürgerſchaft und ihrer Überlaſtung 
durch Abgaben, ſondern auch mit der klaſſiſchen Begründung, daß 
die „Schulhalter“ weniger leiſten würden, wenn durch Einführung 
einer „fixen Beſoldung“ der Wetteifer unter ihnen aufhöre, und 
ihre Einnahmen nicht mehr ſo ausſchließlich wie jetzt von ihrem 
„Fleiße und guten Benehmen“ abhingen 260). 

Neben dieſen für den Augenblick wenig fruchtbaren Beratungen 
vollzog ſich Ende 1812 ein für die Zukunft des ſtädtiſchen Schul⸗ 
weſens bedeutungsvolles Ereignis, die Wahl der auf Grund der 
Regierungsverfügung vom 13. Juli 1812 zu bildenden ſtädtiſchen 
Schuldeputation. Die Schuldeputation ſollte nicht nur eine Ver⸗ 
waltungsbehörde ſein, ſondern auch die bisher dem Magiſtrat zus 
ſtehenden Auffichts- und Disziplinarrechte ausüben. Ihr Wirkungs⸗ 


) Dem bisherigen ſogen. Entbindungshauſe, Weißgerbergaſſe 31. 
) Das zum bisherigen Dorotheenkloſter gehörige „Steinerne Haus“ im 
Minoritenhofe. 
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kreis umfaßte alle Schulen in der Stadt, höhere und Elementar- 
ſchulen, ſtädtiſchen und nichtſtädtiſchen Patronats. Sie war zu⸗ 
ſammengeſetzt aus Magiſtratsmitgliedern, Stadtverordneten, Geiſt⸗ 
lichen, Schulmännern und ſonſtigen Sachverſtändigen, aus Ver⸗ 
tretern aller Bekenntniſſe“). Bald nachdem die Schuldeputation 
am 20. Januar 1813 ihre erſte Sitzung abgehalten und ihren künf⸗ 
tigen Geſchäftsgang feſtgeſetzt hatte, übernahm ſie an Stelle der 
bisherigen Kommiſſion die Vorbereitung der Elementarſchulreform. 
Doch bewirkten bald darauf die Kriegsereigniſſe eine nochmalige 
Verzögerung des Reformwerks 26). 

Der während der Jahre 1810—12 in jo mannigfachen Formen 
auf faſt allen Verwaltungsgebieten fühlbare Druck der Zeitverhältniſſe 
vermochte immerhin die Schaffensluſt und die Opferwilligkeit, mit 
der ſich die Breslauer Bürgerſchaft in den Dienſt der jungen 
Selbſtverwaltung geſtellt hatte, nicht ganz zu erſticken. Die in der 
Armenpflege wirkenden zahlreichen freiwilligen Hilfskräfte blieben 
beſtrebt, die auf Grund der Städteordnung geſchaffenen neuen 
Verwaltungsformen auszubauen und zu vervollkommnen“). Die 
Einnahmen der Armenkaſſe erreichten 1810/11 mit 53000 Talern 
ihren Höhepunkt, um freilich bald erheblich zurückzugehen. Da 
das Allerheiligenhoſpital neben ſeiner eigentlichen Beſtimmung teils 
ein „allgemeines Siechenhaus“, teils eine „ausgebreitete häusliche 
Krankenpflege“ erſetzen und vielen, „welche durch den Druck der 
Zeit, durch Mangel und durch Kummer von Krankheiten befallen 
wurden“, eine Zuflucht bieten mußte), ſpannte die Hoſpital⸗ 
verwaltung alle Kraft an, um den ſteigenden Bedürfniſſen zu 
genügen. Während in der jeder Schönheitspflege ungünſtigen, 


*) Die erſten Mitglieder waren: Oberbürgermeiſter Freiherr von Kospoth, 
Bürgermeiſter Menzel und Stadtrat Micke als Magiſtratsmitglieder, Regierungsrat 
Clauſſen, Kaufmann Stempel und Kommerzienrat Oelsner als Stadtverordnete, 
Kirchen- und Schulinſpektor Paſtor Hermes, Rektor Manſo, Prof. Reiche, Propſt 
Rahn, Stiftskanzler Cogho, Kanonikus Krüger, Paſtor Wunſter II und Kauf⸗ 
mann Mich. Schleſinger. 

) Vgl. Geſchäftsreglement der Breslauer Armenpflege und beſonders der 
Bezirkskommiſſionen, Breslau 1812. Inſtruktion für die Armenväter der Stadt 
Breslau, Br. 1812. Stadtbibliothek Vp 120. 

ik) Verwaltungsbericht der Hoſpitaldirektion 1811/12. 
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knappen Zeit die Stadt, wie wir ſahen, das Drängen der Staats- 
behörden zu koſtſpieligen Promenadenanlagen abzuwehren ſuchte, 
hören wir ſelbſt in dem Notjahre 1812 von freiwilligen Samm⸗ 
lungen für Baumpflanzungen in den Vorſtädten. Die Stabtverord- 
neten waren nach wie vor eifrig bemüht, ihre Befugniſſe gegenüber 
dem Magiſtrat und den Staatsbehörden zu behaupten und möglichit 
noch auszudehnen. Sie erreichten durch ihr Drängen auf ſtärkere 
Mitwirkung in der Finanzverwaltung die Begründung der Finanz⸗ 
deputation. Sie ſtrebten, zum Teil unter ſcharfen Konflikten mit 
dem Magiſtrat, nach größerem Einfluß im Kirchen- und Schul⸗ 
weſen, auch nachdem ſie durch Begründung der Schuldeputation 
an der Schulverwaltung und ⸗aufſicht einen geſetzmäßigen Anteil 
erlangt hatten. Stets nahmen die Stadtverordneten das Recht der 
Initiative in Anſpruch, wenn in den Deputationen ausgeſchiedene 
oder „untätige“ Mitglieder erſetzt werden ſollten. Obwohl ihnen 
nach der Städteordnung gegenüber den ſtädtiſchen Beamten weder 
Anſtellungsrecht noch Disziplinargewalt zuſtand, führten ſie doch 
namentlich über die Beamten der Bauverwaltung eine ſcharfe Auf⸗ 
ſicht und ſcheuten ſich nicht vor gelegentlichen Eingriffen in die 
bezüglichen Rechte des Magiſtrats 200). 

Aber neben dieſen und andern Beweiſen des fortdauernden 
Pflichteifers der Selbſtverwaltungsorgane finden wir deutliche 
Spuren der Erſchlaffung, einer Abnahme des Anteils der Bürger⸗ 
ſchaft an den ihr durch die Städteordnung zugewieſenen Rechten 
und Pflichten. Unter den Bezirksvorſtehern, deren Amt allerdings 
ſchon wegen häufiger Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten mit der Polizei 
und den vorſtädtiſchen „Dorfgerichten“ mit Unannehmlichkeiten ver⸗ 
bunden war, ſuchten verſchiedene ſchon 1810 Amtsentlaſſung nach, 
wurden aber in Ermangelung geſetzlicher Entſchuldigungsgründe ab⸗ 
gewieſen. Die Teilnahme an den Stadtverordnetenwahlen wurde 
ſchwächer. Von den auf Grund des $ 86 der Städteordnung 1810 
und 1811 durch das Los ausgeſchiedenen 68 Stadtverordneten 
wurden 50 nicht wiedergewählt. Teils hatten ſie den Erwartungen 
der Wähler nicht entſprochen, teils waren ſie amtsmüde geworden 
und hatten die Wiederwahl abgelehnt. Für zwei 1811 durch das 
Los ausgeſchiedene unbeſoldete Stadträte fand man erſt nach ver- 
ſchiedenen Ablehnungen geeigneten Erſatz. Vollends als im Sommer 
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1812 für alle 1809 gewählten Ehrenbeamten die dreijährige Friſt, 
während der fie zur Beibehaltung ihrer Ehrenämter geſetzlich ver: 
pflichtet waren, ablief, ſchuf ein umfaſſender Perſonenwechſel große 
Schwierigkeiten. Zahlreiche Bezirksvorſteher und Deputations⸗ 
mitglieder ſchieden aus und fanden ſchwer dienſtfähige und dienſt⸗ 
willige Nachfolger. Als man ein ausgeſchiedenes Deputations⸗ 
mitglied durch die Wahl zum „Ehrenmitgliede“ der Deputation 
doch noch zu feſſeln ſuchte, erklärte der alſo Geehrte, er müſſe 
„quam modestissime depreciren, da er froh wäre, daß er in einigen 
Ruheſtand verſetzt worden, um ſeine Handlungsangelegenheiten 
wiederum gehörig in Ordnung zu bringen“. Von den 1809 ge⸗ 
wählten Magiſtratsmitgliedern legten der Kämmerer Hennig und 
ſieben unbeſoldete Räte ihre Amter nieder; nur drei Unbeſoldete 
blieben im Amte. Da gleichzeitig auch der Oberbürgermeiſter 
Müller wegen Kränklichkeit ausſchied, war der Magiſtrat wohl 
berechtigt, im Sommer 1812 dieſe oder jene dienſtliche Unter 
laſſung bei der Regierung mit der „Desorganiſation“ ſeines „beinah 
ganz aufgelöſten Collegii“ zu entſchuldigen 20). 

Ein Erſatz für die ſieben ausgeſchiedenen Unbeſoldeten wurde ver⸗ 
hältnismäßig leicht gefunden. Unter den Neugewählten waren neben 
vier Kaufleuten und Fabrikanten drei Rechts- und Geſchäftskundige: 
die Juſtizkommiſſarien Morgenbeſſer und Micke und der 1809 pen- 
ſionierte Syndikus Raticke. Einige Schwierigkeiten ſchufen dagegen 
die Neuwahlen des Oberbürgermeiſters und beſonders des Käm⸗ 
merers. Nach der Städteordnung“) hatten unter den beſoldeten 
Magiſtratsmitgliedern die auf ſechs Jahre gewählten, der Ober- 
bürgermeiſter, Bürgermeiſter und Kämmerer keinen Penſionsanſpruch. 
Als nun die Stadtverordneten, in der richtigen Erkenntnis, daß 
ohne Sicherung ihrer Zukunft keine „klugen, geſchickten und tätigen 
Männer an der Spitze des Gemeinweſens zu erhalten ſein würden“, 
dem neu zu wählenden Oberbürgermeiſter Penſionsanſpruch zu⸗ 
billigten, mußte die Regierung wegen dieſer Abweichung von der 
Städteordnung höheren Orts anfragen und erhielt erſt nach vier 
Monaten zuſtimmenden Beſcheid. Auch wegen der Perſonenfrage 
entſtand einige Verzögerung. Die Stadtverordneten präſentierten 


„) St. O. 8 146 u. 159. 
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zunächſt den Oberlandesgerichtsrat Freiherrn von Kospoth, den 
früheren Kammerdirektor Andreae und den Syndikus Grunwald. 
Da letztere beiden ablehnten, wurden an ihrer Stelle Bürgermeiſter 
Menzel und, in dankbarer Erinnerung an die Einführungsarbeiten, 
Oberlandesgerichtsrat Dannenberg präſentiert. Daß ſich der Miniſter 
nicht für den von der Regierung warm empfohlenen Menzel, ſondern 
für den Kandidaten mit der höchſten Stimmenzahl, Kospoth, entſchied, 
war trotz aller Tüchtigkeit Menzels kein Mißgriff. Kospoth, der 
ſich als Verwaltungsbeamter in Südpreußen unter ſchwierigen Ver⸗ 
hältniſſen bewährt, dann als Mitglied des Breslauer Oberlandes⸗ 
gerichts an der Reorganiſation der Rechtspflege mit gearbeitet hatte, 
verband in hohem Grade Rechtskenntnis, Geſchäftserfahrung und 
praktiſchen Blick. Er verſtand von Anfang an, ſich neben ſeinem 
Rivalen Menzel zur Geltung zu bringen und wurde bald in ganz 
anderem Maße als ſein Vorgänger Haupt und Seele der Stadt⸗ 
verwaltung “). 

Die Neuwahl des Kämmerers geſtaltete ſich dadurch ſchwierig, daß 
die Mehrheit der Stadtverordneten ihren Sparſamkeitsfanatismus 
auch an ungeeignetſter Stelle, an dem Gehalte des Leiters der 
ſtädtiſchen Finanzverwaltung, betätigen und zur Schonung der 
„äußerſt derangierten Kämmerei“ durchaus einen unbeſoldeten 
Stadtrat zum Kämmerer wählen wollte. Als dieſer vom Magiſtrat 
lebhaft bekämpfte Plan am Widerſpruch der Regierung ſcheiterte, 
wollte man den als Mitglied der Nationalrepräſentation in Berlin 
weilenden Stadtrat Lange“) zum Kämmerer wählen und ihn vor⸗ 
läufig durch einen unbeſoldeten Stadtrat vertreten laſſen. Als ſich 
auch dieſer Plan als undurchführbar erwies, löſte ſich endlich die 
Schwierigkeit dadurch, daß der Stadtverordnete Kaufmann Zabler, 
gegen deſſen Qualifikation weder Magiſtrat noch Regierung etwas 
einzuwenden hatten, den Kämmererpoſten für ein Gehalt von 
600 Talern“) übernahm 2%). 


) Die Stadtverordneten hatten im April 1812 den Juſtizkommiſſarius 
Lange zum beſoldeten Stadtrat gewählt, um ihn als Vertreter in die National- 
repräſentation entſenden zu können. 

) Schon das 1000 Taler betragende Gehalt feines Vorgängers war nach 
der eigenen Erklärung der Stadtverordneten keine „vollgiltige Belohnung“ ge» 
weſen. Vgl. S. 137. 
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Die Einführung des neuen Oberbürgermeiſters und der andern 
acht Magiſtratsmitglieder wurde am 4. November 1812 nach Vor⸗ 
ſchrift der Regierung in denſelben feierlichen Formen wie im Juli 
1809 vollzogen. Aber den gleichen Formen entſprach jetzt nicht 
die gleiche Stimmung. Der Magiſtrat ſuchte noch in letzter Stunde 
den vorgeſchriebenen „öffentlichen Aufzug“ unter Hinweis auf die 
ungünſtige Jahreszeit abzulehnen. Die Stadtverordneten begingen 
den Einführungstag nicht durch Akte der Wohltätigkeit, ſondern 
durch ein Feſteſſen. Von einer allgemeinen, begeiſterten Teilnahme 
der ganzen Bevölkerung finden wir keine Spur ?). 

Aber wenn auch die durch die Städteordnung geweckte erſte 
Begeiſterung unter den Wirrniſſen der Jahre 1810—12 verrauſcht 
war, dennoch hatte der Geiſt der Selbſtverwaltung in Breslau feſte 
Wurzeln geſchlagen und ſollte bald in den Kriegsſtürmen von 1813 
bis 15 ſeine ſchöpferiſche Kraft bewähren. 


Kapitel 11. 
Die Kriegszeit 1813 —15. 


Während der kritiſchen Jahre 1810—12 hatten im allgemeinen 
der Druck der Zeitverhältniſſe, die wirtſchaftlichen Nöte und die viel⸗ 
fachen Gegenſätze zwiſchen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Intereſſen das 
ſegensreiche Wirken der den Städten verliehenen Selbſtverwaltung 
ſchwer bedroht. Nach dem durch die Städteordnung geweckten 
erſten friſchen Auſſchwunge des Gemeinſinns waren die hemmenden 
Mächte, die engherzige, kurzſichtige Selbſtſucht, der gegen das Staats- 
wohl gleichgültige Sondergeiſt wieder ſtärker hervorgetreten. Für 
die dergeſtalt an den Nachwirkungen des Alten und an der Un- 
gewohntheit des Neuen krankende Selbſtverwaltung bedeuteten die 
Kriegsjahre 1813—15 einen heilſamen Umſchwung. Die beiſpiel⸗ 
loſe, erfolggekrönte Anſpannung der ganzen Volkskraft, die ge⸗ 
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waltigen Aufgaben der Kriegszeit und ihre glückliche Löſung ſtärkten 
auch bei den Trägern der Städteverwaltung Gemeingeiſt und Staats⸗ 
gefühl, Tatkraft und Selbſtbewußtſein. In den Wechſelfällen des 
Krieges jo vielfach auf Selbſthilfe angewieſen, lernten die Städte 
die Segnungen der ihnen gewährten freieren Selbſtbeſtimmung erſt 
recht ſchätzen 20). 

In Breslau waren, wie wir ſahen, die Bedrängniſſe der jungen 
Selbſtverwaltung ſchwerer als anderwärts; aber beſonders nach⸗ 
drücklich und erfolgreich war auch der rettende Umſchwung. Breslau, 
im Frühjahr 1813 der vornehmſte Schauplatz der Erhebung Preußens, 
Haupt und Herz der Provinz, auf deren Boden der Völkerkampf 
gegen Napoleon die entſcheidende, glückliche Wendung nahm, Breslau 
mußte von der heilſamen Rückwirkung der Freiheitskriege auf die 
Städteverwaltung beſonders ſtark ergriffen werden. Allerdings 
waren hier die Nachwirkungen der alten bureaukratiſchen Vormund⸗ 
ſchaft durch die Kriſis der Jahre 1810—12 zu ſehr verſtärkt 
worden, um ſelbſt in einer ſo mächtigen patriotiſchen Erhebung 
wie der des Frühjahrs 1813 ſofort ſpurlos untergehen zu können. 
Die folgende Darſtellung wird zeigen müſſen, wie während der 
Rüſtungen zum Freiheitskampfe in den Breslauer Selbſtverwaltungs⸗ 
organen neben der begeiſterten Opferwilligkeit für das Vaterland 
auch kleinbürgerliche Selbſtſucht, ängſtliche Berechnung, verbitterte 
Tatenſcheu zeitweilig ſich regten und erſt allmählich überwunden 
wurden. Dieſe kleinen Schatten dem großen Lichtbilde der Volls⸗ 
erhebung von 1813 einzufügen, zwingt die geſchichtliche Treue, die 
wahre Pietät gegen die Erinnerungen jener großen Zeit. Die 
elementare Gewalt des heiligen Völkerzorns, die den Bann der Fremd» 
herrſchaft brach, lann uns nur noch bewundernswerter erſcheinen, 
wenn wir wiſſen, daß ſie nicht nur mächtigen äußeren Widerſtand, 
ſondern auch innere Hemmungen und Reibungen überwinden mußte. 

Zu dem Verſchwinden der im Frühjahr 1813 erkennbaren 
unpatriotiſchen Unterſtrömung hat die vorübergehende Beſetzung 
Breslaus durch die Franzoſen im Juni weſentlich beigetragen. 
Seit die Bürgerſchaft noch einmal vor den Schrecken einer feind⸗ 
lichen Eroberung gezittert hatte, die feindliche Beſetzung aber, zum 
Teil dank der mutigen, beſonnenen Haltung der Stadtbehörden, ohne 
größeren Schaden vorübergegangen war, ſeitdem erkannte man in 

14 
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vollem Umfange einerſeits den Wert ſtarken ſtaatlichen Schutzes, 
andrerſeits die Notwendigkeit, zur Erhaltung dieſer ſchützenden 
Staatsgewalt mit allen Kräften, mit ungeteiltem Herzen mitzu⸗ 
wirken. Seitdem ſtanden Breslaus Bürgerſchaft und ihre Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane durchaus auf der Höhe der Aufgabe, die ihnen 
der Krieg, auch als Schleſien nicht mehr Kriegsſchauplatz war, 
namentlich durch die Pflege der Verwundeten und die Bewältigung 
der unendlich geſtiegenen Einquartierungslaſt in großem Umfange 
zuwies. Und noch in die erſte Friedenszeit hinein blieb die Leben 
weckende, Kraft anſpornende Wirkung der Kriegsjahre erkennbar. 
Es zeigte ſich ein der erſten Zeit nach Einführung der Städte⸗ 
ordnung vergleichbarer friſcher Aufſchwung des durch die Selbit- 
verwaltung geweckten Gemeinſinns. Aufgaben, an denen man ſich 
1810-12 erfolglos abgemüht hatte, wurden jetzt bewältigt. Gegen⸗ 
ſätze, deren Ausgleich unmöglich erſchienen war, löſten ſich. Erſt 
allmählich verflog wieder die geſteigerte Lebensenergie der Kriegs 
zeit, und das nach der gewaltigen Kraftanſpannung naturgemäß ein⸗ 
tretende Ruhebedürfnis drückte ihr Gepräge auch auf die ſtädtiſche 
Selbſtverwaltung. 

Hatte die infolge ihrer „Kantonfreiheit“ des Waffendienſtes ent⸗ 
wöhnte Bürgerſchaft ſchon die geringe Belaſtung durch den Dienſt 
in der Bürgergarde mit allen Mitteln abzuwehren gejucht*), jo iſt 
es verſtändlich, daß ſie ſich in die ungleich größeren Anſprüche, 
die im Frühjahr 1813 an ihre Wehrkraft geſtellt wurden, nicht 
ohne Sträuben und Widerſpruch zu finden vermochte. Zwar das 
Edikt vom 3. Februar über die „Formierung von Jäger⸗Detache⸗ 
ments“, das zunächſt nur die freiwilligen Vaterlandsverteidiger 
zu den Waffen rief, fand nicht nur bei der gebildeten Jugend be— 
geiſterten Widerhall, ſondern auch bei den ſtädtiſchen Behörden 
bereitwillige Unterſtützung. Als aber am 9. Februar die „Ver⸗ 
ordnung über die Aufhebung aller bisherigen Exemtion von der 
Kantonpflichtigkeit für die Dauer des Krieges“ alle bisher Exi—⸗ 
mierten im Alter von 17—24 Jahren der Dienſtpflicht unter⸗ 
warf, zeigte ſich wie in andern Städten ſo auch in Breslau ſtarke 
Erregung ). 


*) Vgl. S. 172—176, 197-199. 


Widerſpruch gegen die Aufhebung der Kantonfreiheit. 211 


In der Stadtverordnetenverſammlung rangen tagelang die be- 
ſonneneren, patriotiſchen Elemente mit den Heißſpornen und be 
ſchränkten Kirchturmspolitikern um die Form, in der die Ver⸗ 
ſammlung ſich bei dem Staatskanzler Hardenberg um die gänzliche 
oder wenigſtens teilweiſe Befreiung Breslaus von der vorgeſchriebenen 
Dienſtpflicht bemühen ſolle. Sechs Entwürfe zu einer Eingabe 
wurden aufgeſtellt und wieder verworfen. Der vom 13. Februar 
datierte erſte Entwurf atmete noch ganz die durch die ſtaatliche 
Geſetzgebung der letzten Jahre genährte, maßloſe Verbitterung. 
Der Staat, hieß es da, habe Breslaus Wohlſtand durch die Ge- 
werbefreiheit vernichtet, habe der Bürgerſchaft „alle ihre theuer er: 
worbenen Rechte“ entzogen und ſie durch Lieferungen und Abgaben 
jeder Art „enervirt“. Bisher habe die Bürgerſchaft alles „Unrecht“ 
mit „unglaublicher Reſignation“ ertragen, aber noch leine ſtaat⸗ 
liche Forderung habe „ſo große und bittere Senſation“ erregt wie 
die Entziehung der ſeit 600 Jahren unangefochtenen Aushebungs⸗ 
freiheit. Aus Breslau, das als Handelsſtadt ſeine Söhne „nur 
zum Gewerbeſtande erziehe“, dürften nur Freiwillige zum Kriegs⸗ 
dienſte ausgehoben werden. Die am 18. Februar wirklich ab⸗ 
geſandte Eingabe war auf einen ganz andern Ton geſtimmt. Die 
Lage des Vaterlandes, führten die Stadtverordneten aus, erfordere 
gewiß „außerordentliche Anſtrengungen, zu denen jeder gutgeſinnte 
Deutſche gern bereit ſein wird“. „Weit entfernt, dabey gänzlich 
eximiert ſein zu wollen“, bäten ſie nur, einmal die einzigen Söhne zu 
verſchonen, ſodann die ſtädtiſche Jugend, die nun einmal anders 
erzogen werde als die ländliche und nicht durch den Kriegsdienſt 
aus ihrer Lehrzeit herausgeriſſen werden dürfe, erſt mit 20 oder 
21 Jahren der Dienſtpflicht zu unterwerfen. Doch ſelbſt in dieſer 
gemäßigten Form nahm Hardenberg die Eingabe der Stadtverord— 
neten „mit großem Unwillen“ auf. Der König, ſchrieb der Staats⸗ 
kanzler am 19. Februar, werde niemals eine die Verteidigung des 
Thrones und des Vaterlandes bezweckende Maßregel entkräften, 
die ſonſt in der ganzen Monarchie „mit größtem Enthuſiasmus“ 
aufgenommen worden jei?72). 

Zeigte ſich gegenüber der vom Staate geforderten Blutſteuer 
die Nachwirkung des bisherigen Widerſtrebens der Stadt gegen 
die Maßnahmen des Staates, ſo traten angeſichts der materiellen 

14* 


212 Streit über die Dedung der Koften für die Kriegslieferungen. 


Opfer für den Freiheitskampf Intereſſengegenſätze innerhalb der 
Stadtbevölkerung hervor. In jenen herrlichen Tagen, als das ver⸗ 
armte preußiſche Volk die letzten Reſte ſeines kümmerlichen Wohl⸗ 
ſtandes dem Vaterlande darbrachte, als in Breslau auch die durch 
die Gewerbefreiheit tief verbitterten Kreiſe des zünftigen Hand⸗ 
werks durch Schenkung von Innungskleinodien und durch unent⸗ 
geltliche Arbeit für die Kriegsausrüſtung des Heeres ihre Opfer: 
willigfeit betätigten, wurden der Stadt, vorbehaltlich ſpäterer ſtaat⸗ 
licher Entſchädigung, bedeutende Lieferungen für die Mobilmachung 
der Armee auferlegt. Hierbei ſuchte zwar einerſeits die Stadt⸗ 
gemeinde ihrer patriotiſchen Ehrenpflicht zu genügen, indem ſie auf 
die ſtaatliche Entſchädigung von 8300 Talern für eine Pferde⸗ 
lieferung verzichtete. Aber andrerſeits entſpannen ſich innerhalb 
der ſtädtiſchen Kollegien ärgerliche, in jener großen Zeit kleinlich 
erſcheinende Streitigkeiten über die Art der Koſtendeckung für dieſe 
Lieferungen. Mit dem Vorſchlage des Magiſtrats, die Lieferungs⸗ 
koſten durch eine „Extraausſchreibung“ in Höhe der zweimonatlichen 
Servisſteuer“) zu decken, waren die Finanzdeputation und eine 
Minderheit der Stadtverordneten einverſtanden. Aber die Mehr⸗ 
heit der Stadtverordneten meinte, daß auf dieſem Wege die Bürger 
gegenüber den Schutzverwandten, die Grundbeſitzer gegenüber den 
Mietern, die Gewerbetreibenden gegenüber den „Offizianten“ be: 
nachteiligt würden, und wollte deshalb durchaus nicht den zwei⸗ 
monatlichen Real- und Perſonalſervis ““), ſondern den viermonat⸗ 
lichen Perſonalſervis der Ausſchreibung zugrundelegen. Bitter klagten 
die Stadtverordneten, daß die Nicht⸗Grundbeſitzer ſtets, „wenn außer⸗ 
ordentliche Leiſtungen für das Vaterland beſchafft werden ſollten“, 
die Hauptlaſt auf die Grundbeſitzer abzuwälzen ſuchten. Trotz allem 
Widerſpruch ſetzte zwar der Magiſtrat mit Unterſtützung der Re⸗ 
gierung für diesmal ſeinen Willen durch. Aber die Erbitterung 
der Stadtverordneten über ihre Niederlage trat in der Folgezeit ſo 
lebhaft hervor, daß der Magiſtrat, als es ſich im Herbſte 1813 
wieder um eine „Extraausſchreibung“ handelte, nunmehr ſelbſt den 
Standpunkt der Stadtverordneten einnahm 278). 


*) Vgl. S. 162. 
**) Vgl. S. 161. 
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Zu der Aufhebung der Kantonfreiheit und den Kriegslieferungen 
traten neue Opfer an Gut und Blut, als die Stadt auf Grund 
des Landwehredikts vom 17. März aus ihrer wehrfähigen Be⸗ 
völkerung bis zu 40 Jahren 1600 Mann Landwehr⸗Infanterie und 
120 Mann Kavallerie ſtellen und, ſoweit die Landwehrmänner un⸗ 
vermögend waren, mit Uniform und einem Teil der Bewaffnung“), 
mit Pferden und Reitzeug ausrüſten ſollte. Auch dieſe tief ein⸗ 
ſchneidende Anforderung der Staatsnotwendigkeit mußte geteilte 
Aufnahme finden. Neben begeiſterter, aufopfernder Hingabe zeigte 
ſich ängſtliche Zurückhaltung, ſelbſt paſſiver Widerſtand. Der rühm⸗ 
liche Eifer, mit dem der aus Magiſtratsmitgliedern und Stadt⸗ 
verordneten zuſammengeſetzte Landwehrausſchuß““) ſeit Anfang 
April die Bildung und Ausrüſtung der Landwehr betrieb, fand 
nur bei einem Teile der Bevölkerung volle, bereitwillige Unter⸗ 
ſtützung. Unter den zunächſt aus der Zahl der Wehrfähigen zum 
Eintritt in die Landwehr Ausgeloſten verſuchte „die große Mehr⸗ 
zahl“, die im Edikt vorgeſehenen Befreiungsgründe für ſich in 
Anſpruch zu nehmen. „Ganze Stöße“ von Reklamationen mußten 
geprüft und entſchieden werden. Nur mit Mühe gelang es, für 
die Subalternoffizierſtellen geeignete Inhaber zu finden. Mehr als 
200 Perſonen aus der „achtbaren Bürgerſchaft“ lehnten die ihnen 
vom Landwehrausſchuſſe angebotenen Offizierſtellen ab. Von den 
„Kapitänen“ der Bürgergarde war keiner zum Landwehrdienſte 
bereit. Noch am 14. Mai, nach der Bluttaufe des neuen preu— 
ßiſchen Volksheeres bei Groß⸗Görſchen ſtand die Mehrzahl der 
Stadtverordneten unter dem Bann der alten, ſpießbürgerlichen 
Auffaſſung, daß der Kriegsdienſt mit bürgerlicher Ehrbarkeit und 
Tüchtigkeit unvereinbar jei***). Am 24. Mai genehmigten die 

*) Für die Piken, mit der die Reiterei und ein Teil des Fußvolks be⸗ 
waffnet wurde, hatte die Stadt, für die ſonſtigen Waffen und den Schießbedarf 
hatte der Staat zu forgen. 

u) Mitglieder des Landwehrausſchuſſes waren die Stadträte Raticke, Fall, 
Müllendorf, Morgenbeſſer, Jungfer, Medizinalrat Dr. Krutige, Hofrat Dr. Luther, 
die Stadtverordneten Stienauer, Kny, Nowack und Springer, Königlicher Kom⸗ 
miſſar für das Landwehrgeſchäft war Polizeipräſident Streit. Zum Kommandeur 
der Breslauer Landwehr wählte der Ausſchuß am 10. April den Major v. Malzan. 

e) Bol, Teil II, 357. 
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Stadtverordneten zwar die Forderungen des Ausſchuſſes für die 
Beſoldung der Landwehroffiziere, aber nicht ohne daß ihr in dem 
Streite um die Deckung der Lieferungskoſten aufgeſammelter Arger 
in verdrießlichen Proteſten und Vorbehalten zutage trat“). 

Wahrſcheinlich aus Beſorgnis, mit den Stadtverordneten wegen 
der Koſtendeckung in neuen Streit zu geraten, verhielt ſich auch 
der Magiſtrat gegenüber der Landwehrbildung lange Zeit möglichſt 
zurückhaltend und bemühte ſich, die Verantwortung für den Fort⸗ 
gang der Sache auf den Landwehrausſchuß abzuwälzen. Nachdem 
die Stadtkaſſe anfangs einige Ausgaben für das Landwehrgeſchäft 
beſtritten hatte, erklärte der Magiſtrat Anfang Mai, weitere 
Zahlungen erſt nach Eingang der Erträge der obenerwähnten*) 
„Extraausſchreibung“ leiſten zu können. Als die Beſchaffung 
weiterer Geldmittel für die Landwehrbildung nicht mehr zu um⸗ 
gehen war, beantragte zwar der Magiſtrat am 14. Mai bei den 
Stadtverordneten die Genehmigung einer kurzfriſtigen ſechsprozen⸗ 
tigen Anleihe von etwa 20000 Talern. Aber um unliebſamen 
Eingriffen der Staatsbehörden in die ſtädtiſche Finanzwirtſchaft 
vorzubeugen, riet der Magiſtrat, die Aufnahme der Anleihe „mit 
dem möglichſt wenigſten Eclat“, „in aller Stille“ zu bewirken, 
„weil wir nichts ſo ſehr vermeiden müſſen, als die Meinung, daß 
uns noch Reſſourcen zu Gebote ſtehen“. 

Trotz der aus allen Bevölkerungsſchichten reichlich fließenden frei⸗ 
willigen Beiträge wurde infolge dieſer Zurückhaltung der ſtädtiſchen 
Behörden die Ausrüſtung der Landwehr durch Geldmangel ſehr 
verzögert. Ein Schreiben des Militärgouvernements an den um 
die Bildung der ſchleſiſchen Landwehr hochverdienten Regierungs- 
präſidenten Merckel rügte die „durch Mangel an Ernſt und Kraft 
von ſeiten der Behörden“ verſchuldete Verſchleppung der Breslauer 
Landwehrbildung mit großer Schärfe, ſtellte kurze Friſten für die 
Vollendung der Ausrüſtung und drohte den Leitern der ſtädtiſchen 
Kollegien und des Landwehrausſchuſſes mit ſtrengen Strafmaß 
regeln. Merckel gab die ſcharfe Verfügung mit einem warmen 
Appell an den „bewährten Patriotismus“ des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten weiter. Der Magiſtrat verſuchte, die eingetretene 


*) Vgl. S. 212. 
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Verzögerung zu entſchuldigen, und erbat längere Friſt. Erſt als 
Merckel am 18. Mai jeden weiteren Aufſchub für unzuläſſig er⸗ 
klärte und nochmals an die Vaterlandsliebe der Bevölkerung ſeiner 
Vaterſtadt appellierte, entſchloß ſich der Magiſtrat zur ſchleunigen 
Beſchaffung der noch fehlenden Ausrüſtungsgegenſtände, ſodaß 
wenigſtens das eine der beiden Breslauer Landwehr-Infanterie⸗ 
bataillone am 24. Mai im weſentlichen marſchfertig war. Unter 
ſolchen Hemmniſſen und Bedenklichkeiten wurde die Landwehr aus⸗ 
gehoben und ausgerüſtet, die wenige Monate ſpäter an der Katz⸗ 
bach, bei Wartenburg und Leipzig den höchſten kriegeriſchen Ruhm 
erwarb. Welch ein Beiſpiel für die erziehliche Kraft des Volks⸗ 
krieges! 70 

Mehr noch als durch die Anforderungen der Kriegsrüſtung im 
Frühjahr wurde der Geiſt der Städteordnung auf die Probe geſtellt, 
als nach der Schlacht bei Bautzen die Franzoſen nach Schleſien 
vordrangen, als Breslau am 1. Juni vom Feinde beſetzt und nur 
infolge des inzwiſchen abgeſchloſſenen Waffenſtillſtands am 9. Juni 
wieder geräumt wurde. Jetzt mußte ſich zeigen, ob auch die neuen 
Selbſtverwaltungskörperſchaften ebenſo wie 1806/7 die Werkzeuge 
des abſoluten Stadtregiments dem Feinde durch kopfloſe Schwäche 
und Liebedienerei Vorſchub leiſten würden. Um die Wiederkehr 
ähnlicher Pflichtvergeſſenheit von vornherein abzuſchneiden, hatte 
das Landſturmedikt vom 21. April verfügt, daß bei Annäherung 
des Feindes alle Behörden ſich auflöſen ſollten, und die könig— 
lichen Behörden verließen tatſächlich am 30. Mai die Stadt. 
Für die ſtädtiſchen Behörden lag es nahe, dieſem Beiſpiele zu 
folgen. Wenn die Franzoſen, wie allerlei bedrohliche Gerüchte 
beſagten, Breslau als den verhaßten Mittelpunkt der Erhebung 
Preußens mit beſonderer Härte behandelten, hatten die Mitglieder 
der Behörden Erpreſſungen und andre Gewalttätigkeiten am meiſten 
zu befürchten. Eine größere Anzahl wohlhabender, angeſehener 
Bürger flüchtete aus der Stadt. Auch der Stadtverordnetenvorfteher 
Moriz, der infolge perſönlicher Verhältniſſe ſchon längſt amtsmüde 
war und ſich beſonders bedroht glaubte, verließ die Stadt. Aber 
der Magiſtrat und die große Mehrzahl der Stadtverordneten harrten 
auf ihrem Poſten aus, in der Hoffnung, durch ihre Tätigkeit das 
drohende Übel einigermaßen abſchwächen und die Laſten der Bürger⸗ 
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ſchaft erleichtern zu können. Als die Regierung am 28. Mai auf 
Grund des Landſturmedikts den Magiſtrat anwies ſich aufzulöſen, 
erwirkte eine Abordnung des Magiſtrats und der Stadtverordneten 
beim Könige die Ermächtigung, daß zur Erhaltung der Ruhe und 
zum Schutze der Bürgerſchaft nicht nur der Magiſtrat, ſondern 
auch die Bürgergarde in Tätigkeit bleiben dürfe. Die Stadtverord⸗ 
neten wählten nach der Entfernung ihres Vorſtehers einen neuen 
Borftand*) und einen Ausſchuß, der während der feindlichen 
Oktupation in Gemeinſchaft mit dem Magiſtrat ununterbrochen in 
Tätigkeit blieb c). 

Der Mut und die Ausdauer der ſtädtiſchen Behörden wurde 
belohnt durch einen unerwartet glücklichen Verlauf der feindlichen Be- 
ſetzung. Zwar die Verpflegung einer Truppenmacht von etwa 30000 
Mann, Lieferungen an Reis, Branntwein, Leinwand und andern 
Lazarettbedürfniſſen koſteten der Stadtkaſſe faſt 40000 Taler. Aber 
im ganzen wurde die Stadt von den Franzoſen mit beiſpielloſer 
Milde behandelt. Die Gründe dieſer Schonung hatten allerdings 
zum Teil mit dem Verhalten der Stadtbehörden nichts zu tun. 
Napoleon hätte ſicher von Breslau nachdrücklicher Beſitz ergriffen, 
wäre auch ſelbſt, ſtatt in dem kleinen Neumarkt zu bleiben, in die 
Hauptſtadt Schleſiens eingezogen, wenn er nicht erwartet hätte, 
die Stadt auf Grund des bevorſtehenden Waffenſtillſtands wieder 
räumen zu müſſen. Damit die Räumung der Stadt nicht das 
„Prestige“ des Kaiſers gefährdete, durfte auch ihre Beſitznahme 
nicht zu ſtark betont und nicht zu weit ausgedehnt werden. 

Ein weiterer Grund zur Schonung der Stadt lag höchſt wahr: 
ſcheinlich in der Furcht der Franzoſen vor einem regelloſen, fana⸗ 
tiſchen Volkskriege nach ſpaniſcher oder ruſſiſcher Art. Zahlreiche 
kleine Züge zeigen, wie lebhaft in den Tagen der Beſetzung Breslaus 
die ganze franzöſiſche Armee vom Kaiſer bis zum gemeinen Sol- 
daten herab ſich mit dem Schreckgeſpenſt des Landſturms beſchäftigte. 
In Geſprächen des Kaiſers mit einfachen Landleuten wie mit den 
Vertretern der Breslauer Stadtbehörden ſpielte dieſes rätſelhafte 


) Stadtverordnetenvorſteher wurde Geh. Kommerzienrat Schiller, ſein 
Stellvertreter Kommerzienrat Oelsner. Der Protokollführer Bäcker- Obermeiſter 
Stienauer und ſein Stellvertreter Buchdrucker Barth behielten ihre Amter. 
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Maſſenaufgebot eine Rolle. Den in Breslauer Bürgerquartieren 
liegenden Franzoſen erſchien ein zufälliger Feuerlärm als Vorſpiel 
eines zweiten Brandes von Moskau; das Nachtwächterhorn wurde 
in ihrer aufgeregten Phantaſie zum Signal für die Zuſammen⸗ 
berufung des Landſturms. Später erzählte man ſogar in Breslau, 
General Lauriſton habe ſich von der Erpreſſung einer großen Geld— 
ſumme dadurch abbringen laſſen, daß Oberbürgermeiſter von Kospoth 
kurz entſchloſſen einen (in Wirklichkeit nur in die Dienerſtube führenden) 
Klingelzug ergriff und durch dieſes Glockenzeichen den Landſturm 
aufzubieten drohte. Iſt auch die Echtheit dieſer hübſchen Anekdote 
mindeſtens zweifelhaft“), ſo hat ſie doch einen hiſtoriſchen Kern in 
der Landſturmfurcht, die viel dazu beitrug, daß die Franzoſen, 
während fie auf dem Lande ſchonungslos plünderten, in der dicht: 
bevölferten Stadt ſtrenge Mannszucht hielten ?“). 

War demnach der glückliche Verlauf der franzöſiſchen Okku⸗ 
pation einesteils eine Folge von Zuſtänden und Stimmungen 
auf Seiten des Feindes, ſo blieb doch auch die mutige, beſonnene 
Haltung der Stadtbehörden nicht wirkungslos. Zunächſt war die 
Entſendung einer Deputation an Napoleon nach Neumarkt, über 
deren Verlauf uns einer der Teilnehmer, Kommerzienrat Oelsner, 
einen jo anſchaulichen Bericht“) hinterlaſſen hat, ein kluger, glüd- 
licher Schachzug. Wenn die ſtädtiſchen Behörden ſpäter in ihren 
Berichten an die Regierung mit einer gewiſſen verſchämten Zurück- 
. haltung über die Deputation hinweggingen, jo iſt dieſes Zugeſtändnis 
an das patriotiſche Empfinden wohl verſtändlich. Aber im Grunde 
hatte ſich die Stadt der an den Sieger gerichteten Bitte um Schonung 
nicht zu ſchämen. Auch ſonſt hatten die Stadtbehörden dazu bei- 
getragen, den durch die Feinde angerichteten Schaden in mäßigen 
Grenzen zu halten. Ein Teil der feindlichen Requiſitionen, nament- 
lich die geforderte Lieferung von 2500 Ochſen, wurde ſtandhaft 

) Der ausführliche Bericht des Magiſtrats an die Regierung vom 21. Juni 
über den Verlauf der Okkupation (Teil II, 367 fl.) erwähnt nichts von einem 
ſolchen Vorkommnis, fagt vielmehr ausdrücklich: „Bares Geld iſt von der 
hieſigen Stadt nicht gefordert worden.“ Auch daß die 1814 erſchienenen, vieles 
Anekdotenhafte enthaltenden „Kriegsgeſchichten“ von Nöſſelt dieſe Erzählung 
nicht bringen, ſpricht für ihren ſpäteren Urſprung. 

) Bol, Teil II, 358, Anm. 2. 
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verweigert, obwohl „jogar mit der Aushebung von Geißeln gedroht 
wurde“. Unter Mühen und Gefahren verſchiedener Art gelang es 
dem Magiſtrat, namentlich den Stadträten Caspary, Lange und 
Biebrach, die in Breslau zurückgebliebenen bedeutenden ſtaatlichen 
Vorräte an Getreide, Holz und Salz größtenteils zu retten. Als 
die Franzoſen 1808 Breslau geräumt hatten, wurde gegen den 
erſten Stadt- und Polizeidirektor Senfft von Pilſach „wegen An⸗ 
zeige preußiſchen Eigentums an die franzöſiſchen Behörden“ eine 
Unterſuchung eingeleitet“). Jetzt fand ſich unter der ganzen Stadt- 
bevölkerung nur ein übel berüchtigter Schuhmacher, der mit den 
Franzoſen unſaubere Kaufgeſchäfte über ſtaatliche Kornvorräte ab⸗ 
ſchließen wollte?“). 

Die franzöſiſche Beſetzung vom 1.—9. Juni 1813 war eine 
kurze, aber doch einſchneidende Epiſode in der Stadtgeſchichte. Sie 
ſchuf in mehrfacher Hinſicht neue, eigenartige Verhältniſſe, in die 
ſich die Beteiligten erſt allmählich hineinfinden mußten. Daß der 
Waffenſtillſtand die Stadt Breslau der zwiſchen den kämpfenden 
Heeren liegenden neutralen Zone zugewieſen hatte, verleitete die 
ſtädtiſchen Behörden anfänglich zu der Meinung, daß die Stadt 
feine der kriegführenden Mächte unterſtützen dürfe und deshalb 
von Leiſtungen für die weitere Kriegsrüſtung vorläufig entbunden 
ſei. Als aber Hardenberg am 23. Juni die Stadt energiſch bes 
lehrte, daß der Waffenſtillſtand nur die Operationen der Heere, 
keinesfalls aber „die Leiſtungen der Untertanen für den Landes— 
herrn und das Vaterland“ beſchränke, verflog der Traum der „Neu⸗ 
tralität“, und der Waffenſtillſtand wurde, wie überhaupt in Schle⸗ 
ſien, jo auch in Breslau eifrig zur Vervollſtändigung der Aus- 
rüſtung der Landwehr benutzt 7). 

Eine weitere eigenartige Nachwirkung der franzöſiſchen Beſetzung 
betraf die Stellung der Stadt zur Staatspolizei. Die 1809 ges 
ſchaffene ſtaatliche Polizeiverwaltung hatte ſich bei der Bevölkerung 
teine Sympathien erwerben können, und ihre Unbeliebtheit war im 
Frühjahr 1813 durch die Durchführung der Geſetze über die Aus⸗ 
dehnung der Wehrpflicht auf die bisher dienſtfreie Bürgerſchaft 
womöglich noch geſteigert worden. Immerhin hatte ſich aber die 


) Vgl. S. 181. 
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Staatspolizei, beſonders auch die Perſon des Polizeipräſidenten 
Streit, durch Rührigkeit und Tatkraft Anſehen verſchafft. Nun 
aber, als mit den übrigen königlichen Behörden auch die Polizei⸗ 
verwaltung bei der Annäherung des Feindes ſich aufgelöſt hatte, 
während der Magiſtrat und die Bürgergarde in Tätigkeit blieben, 
war auch das Anſehen der Staatspolizei ſtark ins Wanken geraten. 
Es war naturgemäß, daß man in der Bevölkerung der mißliebigen 
Staatsbehörde ihre Entfernung in der Stunde der Gefahr als 
Feigheit und Pflichtvergeſſenheit anrechnete und ihr gegenüber den 
Mut des Magiſtrats und der Bürgergarde in den Himmel erhob. 
Daß die Auflöſung der Polizei auf Grund geſetzlicher Vorſchrift 
erfolgt war, konnte keinen Eindruck machen, denn der Magiſtrat 
war ja trotz dem Geſetze auf dem Poſten geblieben. So entrüſtete 
man ſich denn in der „ehrſamen Bürgerſchaft“ überall kräftig über 
die „Flucht“ des Polizeipräſidenten und ſeiner Beamten; an ihrer 
Stelle ſah man mit Genugtuung den ſelbſtgewählten Magiſtrat 
und die Bürgergarde ſchalten und hatte nur den einen Wunſch, 
daß es immer ſo bliebe. 

Kein Wunder, daß die ſtädtiſchen Behörden dieſe Stimmung 
der Bevölkerung nicht nur gefliſſentlich nährten, ſondern auch gegen⸗ 
über dem Staate als Hebel benutzten, um, wenn möglich, die Polizei» 
verwaltung für die Stadt dauernd zurückzugewinnen. Durch eine 
am 11. Juni in das Hauptquartier des Königs geſandte Depu⸗ 
tation und in einem dringenden Immediatgeſuche vom 14. Juni 
baten Magiſtrat und Stadtverordnete, unter Hinweis auf den üblen 
Eindruck der Entfernung des Polizeipräſidenten und auf ſeine all- 
gemeine Unbeliebtheit, der Stadt die Polizeiverwaltung mindeſtens 
für die Dauer des Krieges zu belaſſen. Als Polizeipräſident Streit, 
noch ehe der König über das ſtädtiſche Geſuch endgültig entſchieden 
hatte, nach Breslau zurückkehrte und die ſtaatliche Polizeiverwaltung 
wiederherſtellen wollte, ſuchte man ihn, wie er ſelbſt in einem Be— 
richte an die Regierung“) anſchaulich ſchildert, auf jede Weiſe 
wieder „hinauszugraulen“. Der Magiſtrat verſicherte ihm ſchrift⸗ 
lich, der Oberbürgermeiſter mündlich, daß eine Wiederherſtellung 
der Staatspolizei bei dem gegenwärtig herrſchenden „allgemeinen 
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Unwillen“ höchſt wahrſcheinlich Unruhen hervorrufen werde, zu 
deren Unterdrückung auf die Bürgergarde nicht zu rechnen ſei. 
Der Magiſtrat könne daher für die Ruhe der Stadt und die per: 
ſönliche Sicherheit des Polizeipräſidenten keine Verantwortung über⸗ 
nehmen. Aber Streit war nicht ſo leicht einzuſchüchtern. Er über⸗ 
zeugte ſich bald, daß, wenn auch noch „in den Schenkhäuſern ges 
waltig räſonniert und manchem polizeilichen Verbote, z. B. dem 
Tabakrauchen auf den Straßen trotzig entgegengehandelt wurde“, 
dennoch von einer wirklichen Gefahr nicht die Rede ſein konnte. Er 
ſetzte daher trotz aller Warnungen die ſtaatliche Polizeiverwaltung 
am 15. Juni wieder in Tätigkeit, ohne den geringſten Widerſtand 
zu finden. Der Magiſtrat mußte ſich der vollendeten Tatſache 
fügen, und das Geſuch der Stadt um Überlaſſung der Polizei 
wurde durch Kabinettsorder vom 22. Juni als „ganz grundlos“ 
kurzerhand abgelehnt o). 

Immerhin blieb die Stellung des Polizeipräſidenten gegenüber 
den Stadtbehörden und der Bürgerſchaft noch längere Zeit ziemlich 
ſchwierig. Da während des Krieges die Stadt keine Garniſon 
hatte, war der Polizeipräſident bei Exekutionen oder in andern 
Fällen, in denen ſonſt das Militär die Polizei unterſtützt hatte, auf 
die Bürgergarde angewieſen, und dieſe ſetzte den Anordnungen der 
Polizeibehörden allen denkbaren Widerſtand entgegen. Im Dezember 
1813 beklagte ſich der Polizeipräſident bei der Regierung, daß er 
eine Exekution gegen ſechs Fleiſchermeiſter wegen Verweigerung der 
Gewerbeſteuer aus Mangel an Exekutionsmannſchaften nicht vor⸗ 
nehmen könne. Die Regierung möge die Polizeibehörde „in das 
geſetzliche, ſeit der feindlichen Okkupation ſo ſehr verſchobene und 
angegriffene Verhältnis mit der Bürgergarde einſetzen“ und die 
Polizei überhaupt „gegen alle weiteren Kompromittierungen ſchützen“. 
Erſt allmählich erlangte der Polizeipräſident gegenüber den Stadt⸗ 
behörden wieder die alte Machtſtellung, die, ſowenig ſie dem Geiſte 
der Selbſtverwaltung entſprach, ſich dennoch auf Grund der Städte 
ordnung entwickeln mußte 2°). 

Auch inſofern übte die franzöſiſche Okkupation eine unerwartete 
Wirkung, als die nach langem Sträuben ſo widerwillig gebildete 
Bürgergarde zeitweilig eine wichtige, von der Bürgerſchaft hoch⸗ 
geſchätzte Einrichtung wurde. Die Bürgergarde hätte ſich nach der 
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Vorſchrift des Landwehredikts ſchon im Frühjahr auflöſen ſollen; 
aber ihr Weiterbeſtehen war eine Notwendigkeit, da ſie während des 
Krieges Wachtdienſt tun und nötigenfalls die Polizei unterſtützen 
mußte. Deshalb wurde ihr Fortbeſtand zunächſt ſtillſchweigend ge— 
duldet, dann bei der Annäherung des Feindes und der Auflöſung 
der Polizei vom Könige ausdrücklich geſtattet“). So wirkte während 
der feindlichen Beſetzung die Bürgergarde unter ihrem ſelbſtgewählten 
Führer, dem Oberbürgermeiſter von Kospoth, als einziges, auch 
vom Feinde anerkanntes Organ der öffentlichen Ordnung und er: 
warb ſich dadurch allſeitige Anerkennung und ungeahnte Beliebt⸗ 
heit. Auf die Bürgergarde geſtützt, ſuchte der Magiſtrat nach Abzug 
der Feinde erſt die Wiederherſtellung der Staatspolizei ganz zu 
verhindern, dann nach Vereitelung dieſer Hoffnung wenigſtens eine 
möglichſt ſelbſtändige Haltung gegenüber dem Polizeipräſidenten 
einzunehmen. Der Oberbürgermeiſter, unterſtützt von den Stadt- 
räten Lange und Gerlach als ſeinem „Generalſtab“, tat ſein 
möglichſtes zur Vervollkommnung der Bürgergarde. Man drängte 
die Säumigen zur Beſchaffung der vorgeſchriebenen Uniform; 
man ſuchte die Disziplin zu verbeſſern; auch das alte Übel des 
Stellvertreterkaufes, der „Lohnwächterei“, das ſich wieder einges 
ſchlichen hatte, wurde möglichſt bekämpft. Als eine das Landſturm⸗ 
edikt abänderndende Verordnung vom 17. Juli 1813 vorſchrieb, 
daß aus einem Drittel der landſturmfähigen Mannſchaft ſogenannte 
„bleibende Bürgerkompanien oder »bataillone” errichtet werden 
ſollten, erreichte der Magiſtrat, daß dieſe Neubildung in Breslau 
unausgeführt blieb. Die Bürgergarde blieb ſo lange in Tätigkeit, 
bis nach Wiederherſtellung des Friedens die Garniſon wieder den 
größten Teil ihrer Pflichten übernahm. Zunächſt behielt die Bürger⸗ 
garde noch einige Wachtpoſten in der inneren Stadt. Als aber 
ihre Verrichtungen allmählich teils vom Militär, teils von der 
Polizei übernommen wurden, führte fie in den dreißiger und vier— 
ziger Jahren ein inhaltloſes Scheindaſein, um 1848 noch eine letzte 
Periode vorübergehender Bedeutung zu erleben 2). 

Der Dienſt in der Bürgergarde zur Vertretung des im Felde 
ſtehenden Militärs war immerhin nur ein kleiner Teil der Auf- 
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gaben, welche die Bürgerſchaft und ihre Behörden im weiteren 
Verlaufe des Freiheitskampfes mit rühmlicher Opferwilligkeit er⸗ 
füllten. Noch während des Waffenſtillſtandes galt es, die im 
Frühjahr unvollſtändig gebliebene Ausrüſtung der Landwehr zu er⸗ 
gänzen. Die ſtädtiſche Servisdeputation übernahm die Fürſorge für 
die bedürftigen Frauen und Kinder der Landwehrmänner. Ende 
des Jahres 1813 waren Erſatzmannſchaften für die Landwehr aus: 
zuheben und auszurüſten. Nach einer kurzen Friedenspauſe rief 
Napoleons Rückkehr von Elba im Frühjahr 1815 die Wehrfähigen 
von neuem zu den Waffen und zwang die Stadtbehörden, ihre 
1813 gewonnenen Erfahrungen im Aushebungs- und Rüſtungs⸗ 
geſchäfte noch einmal zu verwerten. Liebesgaben an Lebensmitteln 
für die Mangel leidenden Vaterlandsverteidiger ſpendete die Bres⸗ 
lauer Bürgerſchaft unter Leitung der Behörden namentlich nach 
der Katzbachſchlacht als Dankeszoll für die endgültige Befreiung 
von der Gefahr einer nochmaligen feindlichen Eroberung. Fünfzig 
Zentner Speck, 12 Tonnen feines Mehl, 200 Eimer Branntwein, 
24 Zentner Rauchtabak wurden im Laufe des Septembers an die 
Blücherſche Armee geſandt ). 

In den Breslauer Lazaretten wurden in den Jahren 1813 und 
1814 30000 Verwundete und Kranke verpflegt. Um in den Zeiten 
der größten Not, im Spätherbſte 1813 mehr als 6000 Kranke 
gleichzeitig unterbringen zu können, mußten außer den Kaſernen 
auch Kirchen, Klöſter und alle ſonſt geeigneten Räume belegt 
werden. An der Spitze der ſtaatlichen Lazarettverwaltung ſtand 
neben dem Kriegskommiſſar Kurlebauer der Leiter der ſtädtiſchen 
Servisdeputation Syndikus Grunwald, und entſprechend dieſer „Per⸗ 
ſonalunion“ leiſtete die Servisdeputation der Lazarettverwaltung 
durch Vorſchüſſe, Lieferung von Kaſernenutenſilien ꝛc. jede denkbare 
Unterſtützung. Der ungeheure Lazarettbedarf an Betten und Wäſche 
mußte, ſo reichlich auch die freiwilligen Gaben floſſen, großenteils 
durch ausgeſchriebene Lieferungen von der Bürgerſchaft aufgebracht 
werden. Bei der Überwachung der Lazarettverpflegung war erſt 
eine größere Anzahl Stadtverordneter tätig. Später leiſteten die 
nach der Schlacht an der Katzbach ſich bildenden patriotiſchen Ver⸗ 
eine, in denen ſich die Stadträte Biebrach und Poſer, die Stadt⸗ 
verordneten Rahn und Oelsner und andere Mitglieder der ſtädtiſchen 
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Kollegien betätigten, aufopfernde Hilfe. Die Bekämpfung der im 
Gefolge des Krieges auftretenden Seuchen, namentlich der ver⸗ 
heerenden Nervenfieberepidemieen ſtellten der Verwaltung des Aller 
heiligenhoſpitals kaum zu bewältigende Aufgaben. Die Kriegs⸗ 
krankenpflege des Jahres 1815 vollzog ſich gemäß der Lage des 
Kriegsſchauplatzes fern von Schleſien. Trotzdem bemühte ſich ein 
von Oberbürgermeiſter von Kospoth, Bürgermeiſter Menzel, Propſt 
Rahn u. a. begründeter „Verein zur Pflege der Verwundeten“, das 
Los der in den rheiniſchen und belgiſchen Lazaretten verpflegten 
Krieger zu erleichtern 2%). 

War die Stadtverwaltung an der Kriegskrankenpflege mehr mittel- 
bar und freiwillig beteiligt, ſo hatte ſie, insbeſondere die ſtädtiſche 
Servisdeputation*), die ins Ungemeſſene ſteigende Einquartierungs⸗ 
laſt pflichtmäßig allein zu bewältigen. Im Jahre 1813 mußten 
120000 Mann durchſchnittlich 25 Tage, 1814 95000 Mann durch⸗ 
schnittlich 20 Tage beherbergt werden. Vorübergehend waren über 
25000 Mann gleichzeitig unterzubringen. Dabei zählte die Stadt, 
auch wenn man ſelbſt den ärmſten, nur eine Stube bewohnenden 
Mietern Einquartierung gab und nur die Almoſenempfänger frei 
ließ, höchſtens 12700 belegungsfähige Quartiere. Kein Wunder, 
daß die Einquartierungslaſt zeitweilig faſt unerträglich ſchien, daß 
manche Beſſerſituierten ſich durch Entfernung von Breslau der Ein: 
quartierung zu entziehen ſuchten, daß die Servisdeputation Tag 
und Nacht bereit ſein mußte, zu ordnen und zu ſchlichten, ohne 
darum allen Klagen über Willkür und „Prägravation“ abhelfen 
zu können. Beſonders drückend war die Einquartierungslaft, jo 
lange die einquartierten Soldaten nach der Vorſchrift nicht von 
den Quartierwirten, ſondern aus den Magazinen verpflegt werden 
ſollten, während ſie in Wirklichkeit die aus den Magazinen er— 
haltenen Vorräte verkauften oder verſchenkten und von ihren Quartier⸗ 
wirten ohne Bezahlung Verpflegung erpreßten. Beſſer wurde es 
erſt, als Neujahr 1815 die Magazinverpflegung aufhörte, und die 
Verpflegung den Quartierwirten förmlich gegen Entſchädigung über⸗ 


) Mitglieder derſelben waren damals u. a. Syndikus Grunwald, die Stadt- 
rate Gerlach und Falt, Aſſeſſor Winkler, die Stadtverordneten Stienauer, Ohle 
Jorg, Hennige. 
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tragen wurde Da die Mehrzahl der Einzuquartierenden Ruſſen 
waren, war für die ſtädtiſchen Behörden ein gutes Einvernehmen 
mit den ruſſiſchen Militärbehörden von großer Wichtigkeit, und es iſt 
immerhin verſtändlich, daß ebenſo wie in Berlin auch in Breslau 
ein ruſſiſcher Kommandant, Major von Redrikow, der erſte war, 
dem die ſtädtiſchen Behörden auf Grund der ihnen nach der Städte⸗ 
ordnung zuſtehenden Befugnis das Ehrenbürgerrecht verliehen 85). 

Unter den Leiſtungen der Stadtbehörden von 1813 —15 iſt 
ſchließlich auch die Deckung des durch den Krieg veranlaßten Geld: 
bedarfs nicht zu vergeſſen. Zu den Ausgaben für die Lieferungen 
im Frühjahr, für die Landwehrbildung, die franzöſiſche Okkupation 
und andre Kriegsbedürfniſſe kamen erhebliche Ausfälle an den Ein⸗ 
nahmen. Abgeſehen ſelbſt von der fortdauernden Steuerverweigerung 
der Vorſtädter mußte in der Kriegszeit das Unweſen der Steuerreſte 
wieder anwachſen. Von 96000 Talern Kommunallaſtenbeiträgen 
der Jahre 1812 und 1813 waren im Oktober 1814 noch 38000 
rückſtändig. Die Pachterträge der Stadtlandgüter waren größten- 
teils uneintreibbar. Die Neumarkter Burglehnsgüter waren Ende 
Mai 1813 von den Franzoſen furchtbar verwüſtet worden. Das 
verheerende Hochwaſſer des Spätſommers 1813, der „Alliierte von 
der Katzbach“, brachte neue Einnahmeausfälle und große Ausgaben. 
Die Koſten für die Unterhaltung der benachbarten Landſtraßen 
ſtiegen teils durch die Waſſerſchäden, teils durch den Krieg mit 
feinen endloſen Durchmärſchen und Geſchütztransporten. Die Be- 
ſchaffung des augenblicklichen Geldbedarfs für die erwähnten Kriegs⸗ 
ausgaben war durch kurzfriſtige, ſechsprozentige Anleihen erfolgt, 
aber die Tilgung der Anleihen war ohne neue Steuern nicht möglich. 
Der im Herbſte 1813 unternommene Verſuch, größere Mittel durch 
direkte Beſteuerung zu gewinnen, führte jojort wieder wie im Früh⸗ 
jahr“) zu Streitigkeiten darüber, ob nur Einkommen und Gewerbe 
oder auch der Grundbeſitz beſteuert werden ſollten. Zwar Magiſtrat 
und Stadtverordnete waren diesmal einig. Sie beſchloſſen, zur 
Deckung des Kriegsbedarfs bis auf weiteres jeden Monat außer 
der gewöhnlichen Servisſteuer und dem Kommunallaſtenbeitrage 
noch einen Zuſchlag in Höhe des doppelten Perſonalſerviſes zu 
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erheben. Aber die Regierung verlangte, daß man dem Zuſchlage 
nicht nur den Perſonal-, ſondern auch den Realſervis zugrunde 
legen und daß man die „Staatsdiener“ von dieſer Kriegs⸗Sonder⸗ 
ſteuer freilaſſen ſolle. Eine Beſchwerde des Magiſtrats beim Miniſter 
blieb erfolglos, und die Stadt hätte ſich wahrſcheinlich aus Geldnot 
fügen müſſen, wenn ſie nicht inzwiſchen durch indirekte Beſteuerung 
die nötigen Mittel gewonnen hätte, ſo daß ſie auf die ſtrittige direlte 
Sonderſteuer überhaupt verzichten konnte c). 

Im Anſchluſſe an die franzöſiſche Beſetzung hatte nämlich die 
Stadt auf finanziellem Gebiete gegenüber den Staatsbehörden einen 
lange erſtrebten Erfolg errungen. Sie hatte die Ermächtigung er⸗ 
halten, ihr früher durch ſtaatlichen Zwang beſchränktes indirektes 
Steuerſyſtem wieder auszubauen“). Die Zahlung des Akziſe⸗ 
übertrags von monatlich 3000 Talern, den die Stadt zum Erſatze 
für die Aufhebung ihrer „verdeckten Auflagen“ von 1808 aus der 
Staatskaſſe erhielt, hörte mit der Auflöſung der königlichen Be⸗ 
hörden Ende Mai auf. Dieſen Umſtand benutzten die ſtädtiſchen 
Behörden, um gleich nach dem Abzuge der Feinde den König unter 
Hinweis auf den Wegfall des Alziſeübertrags und auf die großen 
Kriegsausgaben der Stadt um die Erlaubnis zur Wiedereinführung 
der „verdeckten Auflagen“ von 1808 zu bitten. Als der König 
die erbetene Erlaubnis durch Kabinettsorder vom 12. Juni erteilt 
hatte, kam den Stadtbehörden der Appetit mit dem Eſſen. Sie 
ſtellten für ihre einzuführenden „Kriegsimpoſten“ einen Tarif auf, 
der nicht nur die Steuerſätze von 1808 erhöhte, ſondern auch den 
damals beſteuerten Gegenſtänden noch eine Anzahl neue: Wein, 
Weineſſig, Hafer, Brenn-, Bau- und Nutzholz hinzufügte. Während 
die „Auflagen“ von 1808 etwa 46000 Taler jährlich eingebracht hatten, 
belief ſich das Erträgnis der Kriegsimpoſten im Durchſchnitte der 
Jahre 1815 17 auf faſt 110000 Taler. Trotz der größeren Höhe 
der Kriegsimpoſten wurde der von der Stadt aufgeſtellte Tarif von 
den Staatsbehörden im weſentlichen genehmigt. Es wurde ſogar auf 
Grund einer Kabinettsorder vom 13. Juni 1814 der größte Teil 
dieſer indirekten Stadtſteuern unter dem Namen „Kommunalakziſe“ 
von der ſtaatlichen Akziſeverwaltung für die Stadt mit erhoben. 
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Bald darauf regte ſich allerdings wieder die alte Abneigung 
des Staats gegen die indirekte Kommunalbeſteuerung. Als die 
Regierung im Dezember 1814 den Miniſtern des Innern und der 
Finanzen vorſtellte, daß in Breslau die notwendigen Lebensbedürfniſſe 
durch die ſtaatliche Akziſe, durch die 1813 eingeführten Abgaben 
zum Amortiſationsfonds der Gewerbegerechtigkeiten“) und durch die 
ſtädtiſchen indirekten Steuern in unerträglicher Weiſe belaſtet ſeien, 
geſtanden die Miniſter zu, daß die indirekte Beſteuerung in Breslau 
allerdings „jedes vernünftige Maß überſteige“. Zwei Regierungs- 
räte wurden beauftragt zu unterſuchen, welche ſtädtiſchen Steuern 
neben den ſonſtigen indirekten Abgaben zuläſſig und erträglich ſeien. 
Aber die Unterſuchung, bei der die ſtädtiſchen Behörden ihr in⸗ 
direktes Abgabenſyſtem nach Kräften verteidigten, blieb ohne Er⸗ 
gebnis, und erſt die ſtaatliche Geſetzgebung von 1818—20 beſchränkte 
die alte bunte Mannigfaltigkeit indirekter Staats- und Gemeinde⸗ 
abgaben 5). 

Mochten auch die Kriegsimpoſten die notwendigen Lebens⸗ 
bedürfniſſe ſtark belaſten; jedenfalls erreichten ſie ihren Zweck, der 
Stadt die Tilgung ihrer Kriegsſchulden zu erleichtern. Gegen Ende 
des Jahres 1813, als die Kriegsimpoſten erſt kurze Zeit beſtanden 
und die von Magiſtrat und Stadtverordneten beabſichtigten direkten 
Sonderſteuern am Widerſpruche der Regierung ſcheiterten, befand 
ſich die Stadt in großer Geldverlegenheit. Zum Weihnachtstermin 
1813 waren die ſeit einem Jahre rückſtändigen Zinſen der Stadt⸗ 
obligationen, die für die Landwehrbildung und für die Requiſitionen 
der Franzoſen im Juni aufgenommenen Kapitalien, ſowie ſonſtige 
Darlehne und Vorſchüſſe im Geſamtbetrage von 118000 Talern 
zu bezahlen. Verfügbar waren jedoch nur 20000 Taler, ſo daß 
man den größten Teil der Gläubiger vertröſten mußte. Aber in 
den Jahren 1814/15 arbeitete ſich die Stadt, dank den reichlichen 
Erträgen der Kriegsimpoſten, ſo aus den Schulden heraus, daß 
im Frühjahr 1816 alle während des Krieges aufgenommenen Dar⸗ 
lehne und ſämtliche rückſtändigen Obligationszinſen bezahlt waren 280). 

Alles in allem werden wir verſtehen können, daß Breslaus 
Bürgerſchaft und ihre Selbſtverwaltungsorgane nach dem Abſchluſſe 


) Vgl. S. 187. Teil II, 352. 
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der Freiheitskriege auf ihren Anteil an dem gewaltigen Ringen 
mit Genugtuung zurückblickten. Die noch im Frühjahr 1813 er⸗ 
kennbaren Regungen rückſtändigen Sondergeiſtes waren in dem 
mächtigen Strome begeiſterter Volkserhebung untergegangen und 
entſchwanden begreiflicherweiſe bald dem Gedächtniſſe der Zeit⸗ 
genoſſen. Ungeteilten Herzens, in dem ſtolzen Bewußtſein, nach 
Kräften zur Befreiung des Vaterlandes mitgewirkt zu haben, freute 
man ſich jetzt des Errungenen und verherrlichte es in einer langen 
Reihe von Sieges⸗ und Friedensfeſten. Nachdem am 15. April 
1814 Magiſtrat und Stadtverordnete den König in einer ſchwung⸗ 
vollen Adreſſe zu den letzten, entſcheidenden Siegen über Napoleon 
beglückwünſcht hatten, wurde am 24. April mit der Einnahme von 
Paris zugleich auch die endliche Übergabe des von den Franzoſen 
ſo lange verteidigten Glogau feſtlich begangen. Im Sommer 1814 
feierte man die Heimkehr der ſiegreichen Heere, der ruſſiſchen 
Bundesgenoſſen wie der preußiſchen Landsleute, und die Wieder⸗ 
herſtellung des hart erkämpften Friedens. Man gedachte aber auch 
dankbaren Sinnes der Gebliebenen. Breslaus Arzte ehrten das 
Andenken ihrer 63 ſchleſiſchen Kollegen“), die ein Opfer ihres Be⸗ 
rufes geworden waren. Bei einer allgemeinen Trauerfeier gedachte 
man der Gefallenen der Breslauer Landwehr. Der Sommer 1815 
brachte ein Siegesfeſt für Bellealliance und die Feier der zweiten 
Einnahme von Paris, das Jahr 1816 am 18. Januar, dem 
preußiſchen Krönungstage, ein allgemeines Friedensfeſt und am 
4. Juli eine Trauerfeier für die Gefallenen. 

Und noch beſſer als durch bald verrauſchende Feſte ſuchte 
Breslaus Bevölkerung durch bleibende Zeichen dankbarer Erinnerung 
das Andenken der eben durchlebten großen Zeit zu ehren. In den 
Breslauer ſtädtiſchen Kollegien erhielt der Gedanke, dem Marſchall 
Vorwärts und ſeiner ſchleſiſchen Armee ein Denkmal in Stein und 
Erz zu errichten, zuerſt, im Herbſte 1815, greifbare Geſtalt. Und 
anläßlich des Friedensfeſtes am 18. Januar 1816 faßte man auf 
Anregung des wackeren Menſchenfreundes Propſts Rahn den Plan, 
als dauerndes „Friedensdenkmal“ eine Bürgerſchule für die Jugend 
aller chriſtlichen Bekenntniſſe zu begründen ). 


) Darunter 20 Breslauer Arzte. 
15* 
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Dieſer Plan einer Bürgerſchule als Friedensdenkmal war nicht 
nur ein vereinzelter ſchöner Gedanke. Er iſt ein Beiſpiel dafür, 
wie die Wirkungen des Krieges, die Weckung des Gemeingeiſtes, 
die Steigerung der Tatkraft, die Hebung des Selbſtbewußtſeins, 
noch in der erſten Friedenszeit der Tätigkeit der Selbſtverwaltungs⸗ 
organe höheren Schwung und friſcheres Leben verliehen. Kaum 
war die Kriegsarbeit einigermaßen getan, ſo wandte man ſich mit 
hingebendem Eifer der durch den Krieg geſtörten Friedenstätigkeit 
wieder zu, ſuchte die unterbrochenen Fäden anzuknüpfen, die in der 
ſchwülen, ſchweren Zeit von 1810—12 ungelöſt gebliebenen Auf- 
gaben mit reiferer Einſicht und tauglicheren Mitteln zu bewältigen. 

Dem Aufſchwunge der Selbſtverwaltungstätigkeit unmittelbar 
nach dem Kriege kam zuſtatten, daß der Magiſtrat bei ſeiner 
teilweiſen Erneuerung 1812 in Kospoth einen tatkräftigen, ziel⸗ 
bewußten Leiter und auch ſonſt wertvollen Zuwachs an Arbeits- 
kräften erhalten hatte. Der Verluſt des tüchtigen Syndikus Grun⸗ 
wald (Juni 1815) wurde dadurch ausgeglichen, daß Stadtrat Lange 
nach Auflöſung der Nationalrepräſentation (Juli 1815) endgültig 
nach Breslau zurückkehrte. Der Stadtverordnetenverſammlung, deren 
verfaſſungsmäßige Drittel⸗Erneuerung im Frühjahr 1813 wegen des 
Krieges unterblieben war, wurden durch die Neuwahlen von 1814 
friſche Kräfte, darunter die erſten beiden jüdiſchen Mitglieder, zu⸗ 
geführt. An Stelle des Geheimen Kommerzienrats Schiller, der 
in dem kritiſchen Augenblicke vor der franzöſiſchen Okkupation die 
Leitung der Verſammlung übernommen hatte, wurde im Juli 1814 
der bisherige Protokollführer Stienauer zum Vorſteher gewählt. 
Stienauer, ein Mann von regem Gemeinſinn und großer Schaffens- 
luft, trug einerſeits zur Belebung der Tätigkeit der Stadtverordneten 
weſentlich bei. Andrerſeits waren er und noch mehr der neue Pro⸗ 
tokollführer Erbſaß Sternagel ſehr geneigt, durch ſchroffes Auf— 
treten gegenüber dem Magiſtrat das Zuſammenarbeiten beider 
Kollegien zu erſchweren. Die Anregung zur Wiederbelebung der 
durch den Krieg vielfach unterbrochenen Wirkſamkeit der Deputa⸗ 
tionen ging in einzelnen Fällen vom Magiſtrat aus; ſo bemühte 
ſich Kospoth in der ſeiner Leitung unterſtehenden Armendireltion 


*) Vgl. S. 206 ff. 
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um die Beſeitigung einzelner Mißbräuche, die ſich eingeſchlichen 
hatten. Hauptſächlich waren es aber die Stadtverordneten, die 
ſchon ſeit November 1813 die Deputationen zu regerer Tätigkeit 
antrieben und auf die Vervollſtändigung ihres Mitgliederbeſtandes 
drängten. Bei dieſer Gelegenheit kam auch der alte Wunſch der 
Stadtverordneten nach Schaffung einer Kirchen- und Schuldeputa⸗ 
tion wieder zum Ausdruck, wurde aber vom Magiſtrat unter Hin⸗ 
weis auf die Tätigkeit des Stadtkonſiſtoriums und der ſchon bes 
ſtehenden Schuldeputation zurückgewieſen. Da die Schwierigkeit, 
für die Bezirksvorſteherſtellen geeignete und willige Anwärter zu 
finden, noch andauerte, ſuchten die Stadtverordneten durch Ent— 
werfung von Inſtruktionen und Formularen die Amtsführung der 
Bezirksvorſteher zu erleichtern 299), 

Ahnlich wie in den „Flitterwochen“ der Selbſtverwaltung, 
1809/10, betätigte ſich auch jetzt der durch den Krieg wieder ver 
ſtärkte Schaffensdrang der Stadtverordneten großenteils in der Über⸗ 
wachung des Magiſtrats und ſeiner Beamten. Im Bauweſen, in 
der Marſtall-, Zoll- und Ziegeleiverwaltung wurde, wie damals, 
auf ſparſamere Wirtſchaft gedrungen. Als der Stadt nach endlicher 
Übergabe der Feſtungswerke die Aufgabe zufiel, das Feſtungsland 
teils durch Anlagen von Straßen, Plätzen und Promenaden, teils 
durch Verkauf an Private beſtmöglich zu verwerten, waren die 
Stadtverordneten ängſtlich bemüht, ſich den gebührenden Einfluß 
auf die Verwendung des wertvollen Stadtbeſitzes zu ſichern. Immer 
wieder wurde über Eigenmächtigkeiten des Stadtbaurats Knorr ge⸗ 
klagt und häufigere Berufung der 1813 gebildeten „Feſtungsdonations⸗ 
deputation“ verlangt. Das Streben der Stadtverordneten nach vor- 
teilhafter Verwertung der Stadtlandgüter führte 1815 zu einem 
einzig daſtehenden Vorgange. Als der Magiſtrat das Stadtgut 
Ranſern in Ermangelung beſſerer Pachtangebote zu einem nach 
Meinung der Stadtverordneten unannehmbaren Preiſe verpachten 
wollte, übernahm der Stadtverordnetenvorſteher Stienauer mit zwei 
Genoſſen die Pachtung zu einem erheblich höheren Preiſe, um die 
Stadt vor Verluſt zu bewahren, und um während ſeiner Pachtzeit 
durch genaue Rechnungsführung zu ermitteln, was das Gut der 
Stadt künftig bringen könne. Dieſe offenbar aus gemeinnützigen 
Beweggründen entſprungene Handlungsweiſe Stienauers verwickelte 
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ihn in ärgerliche Zwiſtigkeiten mit dem Magiſtrat und brachte ihm, 
angeblich infolge mangelnden Entgegenkommens des Magiſtrats, 
empfindliche Vermögensverluſte 29). 

Energiſch drängten die Stadtverordneten den Magiſtrat, in das 
noch immer nicht ganz geregelte Kriegskoſten- und ⸗ſchuldenweſen 
der Jahre 1806—8 völlige Ordnung zu bringen. Soweit For⸗ 
derungen an die Stadt aus jener Zeit noch unbeglichen waren, 
ſollten ſie geprüft und nötigenfalls bezahlt werden, um endlich 
einmal über die Geſamtſumme der ſtädtiſchen Kriegsſchulden volle 
Klarheit zu gewinnen. Vor allem ſollte wegen der Kriegskoſten 
für 1806—8 mit dem Staate aufs genaueſte abgerechnet werden, 
um noch ſoviel wie möglich für die Stadt zu retten. Auf dieſem 
Wege wurde hier und da noch ein kleiner Vorteil für die Stadt 
erzielt. Aber die meiſten derartigen Hoffnungen der Stadtverord⸗ 
neten, namentlich die Erwartung, bei der Abrechnung über die 
Koſten des franzöſiſchen Lazaretts noch mehr als 100000 Taler 
herauszuſchlagen, wurden enttäuſcht. Nicht viel glücklicher waren 
andre Verſuche der Stadtverordneten zur Geltendmachung ſtädtiſcher 
Anſprüche an den Staat, wie die erneuten Bemühungen um Be⸗ 
freiung von der „Militärökonomie““) und der im November 1814 
noch einmal?“) auftauchende Gedanke, für die Beſeitigung der 
ſtädtiſchen „Civil⸗, Polizei⸗ und Criminalgerichtsbarkeit“ eine Ent⸗ 
ſchädigung vom Staate zu erlangen ). 

Dagegen kam eine andre wichtige Angelegenheit, die großenteils 
infolge des Gegenſatzes zwiſchen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Intereſſen 
lange unerledigt geblieben war, die Vereinigung der Vorſtädte mit 
der Stadt, bald nach dem Kriege zum glücklichen Abſchluſſe. Daß 
der Staat, wie früher erwähnt“), zwar die grundherrlichen Ab: 
gaben in den Vorſtädten aufgehoben hatte, aber die drückenden 
Laudemien noch weiter forderte, hatten die Vorſtädter zum Anlaſſe 
genommen, um noch während des Krieges die Zahlung der ſtädtiſchen 
Abgaben hartnäckig zu verweigern. Die Servisdeputation klagte 
dem Magiſtrat im Auguſt 1813, daß die Vorſtädter nicht nur, 
wie früher, die Kommunallaſtenbeiträge, ſondern unter nichtigen 
Vorwänden nun auch die Servisſteuer verweigerten, und daß die 


*) Vgl. S. 189. * Vgl. S. 166 f., 171. ) Vgl. S. 193. 
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wenigen Zahlungswilligen ſich von der Mehrheit einſchüchtern 
ließen. Die ſtädtiſchen Behörden, außerſtande, dieſen Wider⸗ 
ſtand zu brechen, verweigerten ihrerſeits die Koſtenbewilligung für 
die teils von der vorſtädtiſchen Bevölkerung ſelbſt, teils von dem 
Polizeipräſidenten dringend geforderten Wegebeſſerungen in den 
Vorſtädten, ſo daß die vorſtädtiſchen Erbſaſſen einzelne beſonders 
dringliche Straßenbauten aus eigenen Mitteln beſtreiten mußten 29°). 

Mit der Zeit wurde aber den Vorſtädtern ſelbſt ihre Abſonderung 
von der Stadt unerträglich. Im Auguſt 1815 erklärten die Vor⸗ 
ſtadigemeinden der Regierung, daß ſie „ihren durch die Städte⸗ 
ordnung eingeführten Verein mit der Stadt ganz realiſiert wünſchten“ 
und „zur Übernahme der ſtädtiſchen Laſten und Abgaben“ bereit 
ſeien, „dagegen aber auch die Aufhebung der alten Dorfverfafjung 
baldigſt verlangten“. Als dann durch Kabinettsorder vom 8. Des 
zember 1815 die Laudemien endlich aufgehoben wurden, war der 
Grund für die Steuerverweigerung der Vorſtädter und damit das 
Haupthindernis für ihre Vereinigung mit der Stadt weggefallen. 
Im April 1816, ſieben Jahre nach der Einführung der Städte- 
ordnung, erfolgte in allen bisherigen Vorſtadtgemeinden die Auf⸗ 
hebung der alten „Dorfgerichte“, und im Juni d. J. konnte die 
Regierung gegenüber dem Magiſtrat die Hoffnung ausſprechen, daß 
nunmehr „die Vorſtädte in allen Kommunalverhältniſſen gänzlich 
der Stadt gleichgeſetzt“, und alle „der Städteordnung zuwider⸗ 
laufenden Unterſchiede“ beſeitigt werden würden 29), 

Der nunmehr erſt wirklich vollzogene Anſchluß der Vorſtädte an 
die Stadt, für die künftige räumliche Ausdehnung und wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung Breslaus von unſchätzbarem Werte, bedeutete für 
den Augenblick überwiegend eine Belaſtung der Stadtgemeinde. 
Der Zuwachs an Steuerkraft war bei der meiſt kleinbürgerlichen 
und bäuerlichen Beſchaffenheit der Vorſtadtbevölkerung zunächſt 
ziemlich gering. Jedenfalls ſtand er in keinem Verhältniſſe zu den 
Anforderungen, welche die Übertragung ſtädtiſcher Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen auf die Vorſtädte, beſonders die Straßenbaulaſt, an 
die Stadtkaſſe ſtellte. Trotzdem wurde in der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung jetzt nicht mehr, wie noch im Jahre 1812, die Ver⸗ 
einigung der Vorſtädte mit der Stadt wegen der zu erwartenden 
Laſten grundſätzlich bekämpft. Man hatte doch in den Kriegsjahren 
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einigermaßen gelernt, über den nächſtliegenden, unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil hinauszublicken. 

Auch ſonſt zeigen uns die Stadtverordnetenprotokolle der Jahre 
1814/15, daß von einer abſoluten Herrſchaft des Nützlichkeits⸗ und 
Sparſamkeitsfanatismus nach Art der letzten Zeiten vor dem Kriege 
jetzt nicht mehr die Rede war. Neben den rechtlichen kamen auch 
moraliſche Verpflichtungen, neben der platten Nützlichkeit kamen 
auch Schönheit und Annehmlichkeit in den Beſchlüſſen der Stadt⸗ 
verordneten zur Geltung. Bei Gehaltszulagen für verdiente Be⸗ 
amte zeigte ſich eine, zwei Jahre früher noch ganz undenkbare Frei⸗ 
gebigteit *. Dem Landwehrausſchuſſe und der Servisdeputation 
wurden für ihre großen Mühewaltungen in der Kriegszeit frei⸗ 
willige „Gratifikationen“ zuerkannt. Ein für jene Zeit noch ganz 
ungewöhnlicher Poſten ſtädtiſcher Ehrenausgaben erſcheint Dezember 
1814 in den Koften für das 600 jährige Jubiläum des Hoſpitals 
zum Heiligen Geiſt. Für die infolge des Wachstums der katho⸗ 
liſchen Stadtbevölkerung notwendig werdende Errichtung einer 
Altersverſorgungsanſtalt für katholiſche Bürger““) zeigten die Stadt⸗ 
verordneten ſchon im Juni 1815 lebhaftes Intereſſe. Als ein Stall- 
meiſter die Überlaſſung eines Platzes zur Anlegung einer Reitbahn 
nachſuchte, wurde angeregt, die Stadt ſolle, um „nach dem Bei⸗ 
ſpiele andrer großer Städte etwas Schönes und Großes zu ſchaffen“, 
die geplante Anlage ſelbſt ausführen. Den erſten in Breslau ver⸗ 
wirklichten Plan einer Denkmalsgründung moderner Art, den Ge⸗ 
danken eines Denkmals für Blücher und ſein Heer, ergriffen die 
Stadtverordneten mit größtem Eifer und wollten ihn am liebſten 
ohne Mitwirkung der Provinz, als alleiniges Unternehmen der 
Stadt Breslau durchführen. Der vom Magiſtrat beantragte, für 
jene Zeit außerordentlich hohe ſtädtiſche Denkmalsbeitrag von 
6000 Talern wurde im Februar 1816 anſtandslos bewilligt ). 

Auch gegenüber der ſchwierigen Aufgabe der Verwendung des 
Feſtungsgeländes waren die ſtädtiſchen Behörden ehrlich bemüht, 


*) So erhielt Oberbürgermeiſter von Kospoth, der 1812 mit 2000 Talern 
Gehalt angeſtellt worden war, im Februar 1814 „wegen ſeiner großen Familie“ 
750 Taler perſönliche Zulage. 

*) Vollzogen 1818 durch die Gründung des Bürgerhoſpitals St. Anna. 
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neben der Nützlichkeit auch der Schönheitspflege einiges Recht ein⸗ 
zuräumen. Die urſprünglich der Stadt faſt aufgezwungene An⸗ 
legung von Promenaden wurde ſeit dem Herbſte 1814 unter Leitung 
des Baurats Knorr eifrig gefördert. Schon im Auguſt hatten die 
Stadtverordneten dem Baurat „einen Platz über dem Eingang 
der Ohle zu einer Baumſchule für wilde Bäume zum Beſten der 
Commune und Aushilfe bei der bevorſtehenden Bepflanzung des 
Feſtungsterrains gern bewilligt“. Außer den Promenaden wurden 
auf Anregung Knorrs, aber unter eifriger Mitwirkung der Stadt⸗ 
verordneten auf einem wüſten Auenflecke der Odervorſtadt die An⸗ 
lagen des „Wäldchens“ geſchaffen. Daß die Käufer von Feſtungs⸗ 
land ihre an die Promenade anſtoßenden Grundſtücke mit häß⸗ 
lichen Plankenzäunen abſchloſſen, oder ſtatt zu Häuſern und Gärten 
ſtellenweiſe zu Lagerplätzen verwendeten, wurde nicht nur von dem 
Polizeipräſidenten, ſondern auch von den Stadtverordneten wieder⸗ 
holt beanſtandet. An Stelle der bisher über die Feſtungsgräben 
führenden Holzbrücken forderten die Stadtverordneten „einmütig“ 
maſſive Brücken über den neu angelegten Stadtgraben. Das ab: 
zubrechende Ohlauer Tor ſollte durch ein künſtleriſch ausgeſtaltetes 
eiſernes Tor nach Entwürfen Schinkels erſetzt werden. Im Sep⸗ 
tember 1815 beantragten die Stadtverordneten, den Baurat Lang- 
hans“), den Sohn des „durch Erbauung unſrer ſchönſten hieſigen 
Gebäude um unſre Breslauer Commune ſehr verdienten großen 
Baumeiſters“, wegen der Verdienſte ſeines Vaters und ſeiner 
eigenen „ebenfalls ſchon bekannten Geſchicklichkeit im Baufach“ zum 
Ehrenbürger zu ernennen, damit er in die Baudeputation gewählt 
werden und dort „bei unſern ſo ſehr beträchtlichen Neubauten und 
andern Verſchönerungsanlagen durch Rat und Tat nützlich werden 
könne“. Der Magiſtrat fand allerdings, bei aller Anerkennung 
für Langhans, die Ernennung zum Ehrenbürger nicht hinlänglich 
begründet, und ſo begnügte man ſich damit, ihn nach unentgeltlicher 
Erteilung des Bürgerrechts in die Baudeputation zu wählen 20). 

Aber freilich neben dieſen und andern Zugeſtändniſſen an die 
Schönheitspflege mußten ſich gerade bei der Verwendung des 


*) Karl Ferdinand Langhans, geb. 14. Januar 1781 in Breslau, geſt. 
22. November 1869 in Berlin. Allg. Deutſche Biographie XVII, 686 f. 
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Feſtungslandes die materiellen Rückſichten ſtark geltend machen 
Man behielt doch allezeit ein lebhaftes Gefühl dafür, daß die 
Mittel der Stadtgemeinde eine Rückſichtnahme auf das Schöne 
und Angenehme nur in beſchränktem Maße geſtatteten. Man blieb 
auch 1814/15 im weſentlichen noch auf dem Standpunkte, daß die 
Koſten für die Einebnung der Feſtungswerke und für die Prome⸗ 
nadenanlagen aus dem Erlöſe des verkauften Feſtungslandes gedeckt 
werden müßten. Deshalb iſt, wie erſt neuerdings eine eingehende 
Unterſuchung dargetan hat“), der Verkauf des Feſtungsgeländes 
zu ſchnell, unter ungünſtigen Bedingungen für die Stadt erfolgt. 
Deshalb wollten auch die ſtädtiſchen Behörden die zu verkaufende 
Fläche nicht allzuſehr durch die Anlegung von Straßen und Plätzen 
beſchränken. Die Anlegung mehrerer Plätze und „hinlänglich breiter“ 
Straßen auf dem Feſtungslande war allerdings ſchon im Dezember 
1812 beſchloſſen worden. Aber über den Begriff der „hinläng⸗ 
lichen“ Breite zeigten ſich jetzt bei der Ausführung Meinungs 
verſchiedenheiten. Über die nach modernen Begriffen jo unent⸗ 
behrliche Anlegung von Schmuck- und Spielplätzen äußerten ſich 
die Stadtverordneten im Dezember 1815 ſehr ablehnend. Der 
König habe der Stadt die Feſtungswerke „zur Wiederaufhelfung 
der Cämmerey und Bürgerſchaft, nicht aber blos zu Anlegung 
unnützer Vergnügungsörter“ geſchenkt. Bei der Beſchränktheit der 
Wohnungen in der inneren Stadt ſei es durchaus unzuläſſig, „irgend 
einen Platz, wo noch innerhalb des Stadtgrabens Gebäude an⸗ 
gebracht werden können, muthwillig in bloße Graſeplätze der lieben 
Jugend zum Spielen zu verwandeln, da zum bloßen Spielen, 
Springen ꝛc. auf den Kirchhöfen und verſchiedenen Plätzen in der 
Stadt ſich Raum genug findet. So wie wir überhaupt dafür 
halten, daß es nützlicher ſey, die Jugend mehr zur Arbeit als zum 
bloßen Spielen anzuhalten, da ohnedies ſich die wenige Luſt zur 
nützlichen Thätigkeit immer mehr und mehr, ſogar in den unterſten 
Volksklaſſen, zu zeigen anfängt.“ ). 

Hauptſächlich aus Beſorgnis, zu einer allzu weiträumigen Be⸗ 
bauung des Feſtungslandes gedrängt zu werden, gerieten die 


*) Kieſeritzty, Das Gelände der ehemaligen Feſtung Breslau (Mitteilungen 
a. d. Stadtarchiv ꝛc. VII), S. 28 ff. 
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ſtädtiſchen Behörden in den Jahren 1814/15 in einen ſcharfen Konflikt 
mit den Staatsbehörden. Der Polizeipräſident verlangte, unter Be⸗ 
rufung auf die von ihm zu wahrenden hygieniſchen und polizeilichen 
Intereſſen, von allen ſtädtiſchen Maßnahmen bezüglich des Feſtungs⸗ 
landes jederzeit bis ins einzelne unterrichtet zu werden. Er forderte 
Einſicht in den für die Verwendung des Feſtungsgeländes auf⸗ 
geſtellten Plan und vorherige Benachrichtigung von jedem beab⸗ 
ſichtigten Grundſtücksverkaufe. Der Magiſtrat erklärte dieſe For⸗ 
derungen für unbegründet, da die Stadt nach der Schenkungs⸗ 
urkunde über das Feſtungsland „ungehindert und ohne die geringſte 
Einſchränkung“ verfügen dürfe. Aber die Regierung ſtellte ſich 
ganz auf die Seite des Polizeipräſidenten und verbot ſchließlich, 
als die Stadt bei ihrer Weigerung blieb, die weiteren Verkäufe 
von Feſtungsland. Als der Magiſtrat im September 1815 bei 
dem Miniſter des Innern über die „Anmaßungen“ des Polizei⸗ 
präſidenten und die fortgeſetzten „Vexationen“ der Stadt durch die 
Regierung lebhafte Beſchwerde führte, hob der Miniſter zwar das 
Verkaufsverbot auf, verlangte aber, daß über die Anlegung der 
Straßen und Plätze auf dem Feſtungslande in gemeinſamen Kon: 
ferenzen der beteiligten Staats: und Stadtbehörden entſchieden 
werden ſolle. In den daraufhin im Dezember 1815 abgehaltenen 
Konferenzen erſchienen die ſachlichen Gegenſätze weniger bedeutend, 
als nach den vorhergegangenen Streitigkeiten zu erwarten war. 
Die Regierung und der Polizeipräsident veranlaßten eigentlich nur 
eine bedeutendere Anderung des ſtädtiſchen Verwendungsplanes, die 
Anlegung des heutigen Domplatzes. Sonſt wurde der ſtädtiſche 
Plan, namentlich hinſichtlich der Anlegung des Königs-, Tauentzien⸗ 
und Salvatorplatzes und der Straße am Außeren Stadtgraben im 
weſentlichen genehmigt c). 

Die damals für die innerſten Teile unſrer Vorſtädte feſtgeſetzte 
Geſtalt werden wir vom Standpunkte modernen Städtebaus gewiß 
nicht ſonderlich rühmen können. Aber verglichen mit der bisherigen 
regel- und planloſen Bebauung der Vorſtädte war ſelbſt der mangel- 
hafteſte Bebauungsplan ſchon ein Fortſchritt. Und wir können gewiß 
verſtehen, warum bei der Aufſtellung dieſes Plans der erwachende 
Trieb zu ſtädtiſcher Schönheitspflege in enge materielle Schranken 
gebannt bleiben mußte. 
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Noch bei einer andern Aufgabe, die der Nützlichkeits- und 
Sparſamkeitsfanatismus der Jahre 1810—12 nicht hatte bewältigen 
können, bei der Reform des evangeliſchen Volksſchulweſens, kam 
man nach den Freiheitskriegen zu einer wenigſtens notdürftigen, 
das dringendſte Bedürfnis befriedigenden Löſung. Die Verhand⸗ 
lungen über die Schulreform waren durch den Krieg unterbrochen 
worden. Aber auch in der erſten Friedenszeit kam man zunächſt 
nur langſam vorwärts, wahrſcheinlich weil man noch über die 
Beſchaffung der nötigen Geldmittel unſchlüſſig war. Die Stadt⸗ 
verordneten erklärten zwar dem Magiſtrat am 3. Februar 1815, 
daß ſie „nach glücklich beendigtem Kriege“ zur Verbeſſerung der 
Elementarſchulen gern mitwirken und die nötigen Koſten „mit Ver⸗ 
gnügen“ bewilligen würden. Aber fie ſetzten dabei voraus, daß die 
nötigen Schullokale ſich ohne größeren Koſtenaufwand in ſtädtiſchen 
Gebäuden würden herrichten laſſen. Der Magiſtrat dagegen war 
ſich jetzt darüber klar, daß eine auch nur notdürftige Reform ohne 
etwas größere Aufwendungen aus ſtädtiſchen Mitteln nicht möglich 
ſei. Als der Magiſtrat am 22. Februar eine aus dem Stadt⸗ 
verordneten Kommerzienrat Oelsner, Propſt Rahn, Diakonus Geiſer 
und Morgenprediger Herbſtein beſtehende Kommiſſion um Auf⸗ 
ſtellung eines Plans für die Schulreform erſuchte, erklärte er, es 
müßten vier Schullofale in der inneren Stadt und je eins in jeder 
Vorſtadt, nötigenfalls in Mietsräumen beſchafft werden. Jeder 
Lehrer müſſe aus der Stadtkaſſe ein Gehalt beziehen, das in Ver⸗ 
bindung mit dem Schulgelde für ſeinen Lebensunterhalt ausreiche. 
Die Kommiſſion ſchlug daraufhin zunächſt fünf Schullokale zu je 
zwei Zimmern, meiſt in Mietsräumen vor und forderte an Gehalt 
mindeſtens 100 Taler für die Lehrer, 50 Taler für Hilfslehrer 
oder Lehrerinnen 29). 

Als der Magiſtrat unter Einſendung des Kommiſſionsgutachtens 
bei den Stadtverordneten anfragte, welchen Höchſtbetrag fie für die 
Schulreform bewilligen würden, kamen dieſe längere Zeit zu keinem 
Entſchluſſe. Gerade damals waren wieder einmal zwiſchen beiden 
ſtädtiſchen Kollegien Streitigkeiten entſtanden, weil der Magiſtrat 
die Kirchen- und Schulrechnungen den Stadtverordneten nicht vor⸗ 
legen und überhaupt die Patronats- und Konſiſtorialrechte ohne 
Mitwirkung der Stadtverordneten ausüben wollte. Dadurch mußte 
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die Geneigtheit zu Bewilligungen für Schulzwecke beeinträchtigt 
werden. Nach ſpäterer Überlieferung war es der Stadtverordneten⸗ 
vorſteher Stienauer, der dieſem Zögern der Stadtverordneten ein 
Ende machte, indem er vorſchlug, aus einem Betrage von 1000 Talern, 
der ſoeben durch den Tod des penſionierten Stadtdirektors Senfft 
von Pilſach verfügbar geworden war, einen Elementarſchulfonds 
zu bilden. Am 4. Auguſt 1815 beſchloſſen die Stadtverordneten, 
vom 1. Oktober ab jährlich 1000 Taler zur Unterhaltung von fünf 
ſtädtiſchen evangeliſchen Elementarſchulen (vier in der inneren Stadt 
und einer im Bürgerwerder) zu verwenden. Die Schullokale ſollten 
nötigenfalls gemietet, jedem Lehrer ſollten, außer einem „mäßigen, 
jedoch nicht zu kümmerlichen Schulgelde“, 60 Taler Gehalt gewährt 
werden. Ferner ſollte bei jeder Schule eine Handarbeitslehrerin 
und, ſoweit die bewilligte Summe reichte, ein Hilfslehrer angeſtellt 
werden 3%), 

Damit war die beſonders ſchwierige Geldfrage gelöſt, und 
der Magiſtrat hoffte, die neuen Schulen ſchon Neujahr 1816 er⸗ 
öffnen zu können. Aber es ergaben ſich noch verſchiedene An: 
ſtände. Einmal machte die Lokalbeſchaffung Schwierigkeiten. Ferner 
wollte die Regierung, ehe ſie die Schulgründungen genehmigte, die 
Grundſätze für die innere Schulverfaſſung feſtgeſtellt ſehen; auch 
drängte fie zu einer höheren Beſoldung der Lehrer. So fanden 
die von den Stadtverordneten bewilligten 1000 Taler im Jahre 
1815/16 für die Elementarſchulen noch keine Verwendung und 
wurden dem Baufonds für die als „Friedensdenkmal“ zu errichtende 
Bürgerſchule überwieſen. Erſt im Juli 1816 ſtellte die obenerwähnte 
Kommiſſion unter Vorſitz des Bürgermeiſters Menzel den Organi⸗ 
ſationsplan für die neuen Elementarſchulen endgültig feſt. Man 
begnügte ſich mit den von den Stadtverordneten beſchloſſenen fünf 
Schulen; doch ſollte die Errichtung weiterer Schulen in den Vor⸗ 
ſtädten möglichſt bald erfolgen. An jeder Schule ſollte ein Haupt⸗ 
lehrer mit 100 Talern, ein Hilfslehrer mit 60 Talern und eine 
Lehrerin mit 40 Talern Gehalt angeſtellt werden. An dem für 
die Knaben auf ſechs, für die Mädchen auf acht gute Groſchen 
monatlich feſtgeſetzten Schulgeld ſollten alle Lehrer und Lehrerinnen 
zur Belebung ihres Dienſteifers Anteil erhalten. Während die bis⸗ 
herigen „privilegierten“ Schulen für die ihnen zugewieſenen Stadt⸗ 
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bezirke Zwangsrechte ausgeübt hatten, ſollte künftig jeder ſeine Kinder 
dahin ſchicken, wohin er wollte. Der Organiſationsplan regelte 
ſodann die innere Einrichtung (Lehrplan, Lehrbücher ꝛc.) und die 
finanzielle Verſorgung der Schulen. Der Elementarſchulfonds ſollte 
vor allem aus den bewilligten 1000 Talern und einigen Legat⸗ 
zinſen gebildet werden. Es ſollten aber auch die bisher nur für 
die höheren Schulen beſtimmte „Generalſchulenamtskaſſe“ 100 Taler 
und die Kirchenkaſſen zu St. Eliſabeth und St. Maria Magdalena 
je 50 Taler jährlich zuſchießen. 

Dieſer Organiſationsplan fand bald allſeitige Zuſtimmung. Die 
Stadtverordneten beantragten nur, daß für jede Schule von ihnen 
zu wählende „bürgerliche“ Vorſteher beſtellt werden ſollten. Das 
Königliche Konſiſtorium, dem damals das Schulweſen unterſtand, 
war ſonſt mit allem einverſtanden; nur meinte es, daß der in Ausſicht 
genommene Handarbeitsunterricht eigentlich Sache der Mütter ſei. 
Der Magiſtrat ſolle nochmals erwägen, ob nicht die „Vereinigung 
vieler Mädchen zu blos mechaniſcher Beſchäftigung bei der großen 
inneren Beweglichkeit und Lebendigkeit des weiblichen Geſchlechts“ 
in ſittlicher Hinſicht bedenklich ſei. Die von den Stadtverordneten 
gewünſchten „bürgerlichen“ Schulvorſteher hielt das Konſiſtorium 
ſchon deshalb für überflüſſig, weil die ſtädtiſche Schuldeputation 
„die Leitung und Aufficht” über die Schulen habe 50). 

Am 11. Dezember 1816 konnte endlich der Bürgerſchaft bekannt 
gemacht werden, daß die dringend nötige Schulreform, welcher der 
Magiſtrat ſchon längſt „Aufmerkſamkeit und Sorgfalt“ gewidmet 
habe, nunmehr dank der „lobwürdigen Bereitwilligkeit“ der Stadt⸗ 
verordneten ins Leben treten könne, daß zu Neujahr 1817 vier 
ſtädtiſche Elementarſchulen, zu Oſtern eine fünfte eröffnet werden 
würden. Was hiermit nach ſiebenjährigen Bemühungen erreicht 
war, mag im Vergleiche zu den Millionenetats des heutigen Volks⸗ 
ſchulweſens kleinlich und dürftig erſcheinen. Aber der weſentliche, 
grundlegende Fortſchritt war gemacht; die bisher nur theoretiſch 
anerkannte Verpflichtung der Stadt, für das Volksſchulweſen zu 
ſorgen, wurde nun tatſächlich erfüllt. Auf einem der wichtigſten, 
zukunftsreichſten Arbeitsfelder der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung war 
damit freie Bahn geſchaffen. 
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Kapitel 12. 


Langſame Fortentwikelung und rückläufige Strömungen 
1816 29. 


Das Staatsleben der erſten beiden Jahrzehnte nach den Frei⸗ 
heitskriegen bietet ein widerſpruchsvolles Bild. Einerſeits Stillſtand 
und Rückſchritt: die Verkümmerung mancher Schöpfungen der 
Reformzeit, das Unerfülltbleiben der Verfaſſungsverſprechen, die 
Wie derbefeſtigung der Patrimonialgewalt auf dem platten Lande, 
die ſchmähliche Demagogenverfolgung, die unheilvollen Karlsbader 
Beſchlüſſe. Daneben aber auch eine entſchiedene, fruchtbare Fort⸗ 
entwicklung: die Angliederung der neugewonnenen Landesteile, die 
Ausbildung der Wehrverfaſſung, die Neuordnung der Finanzen, die 
Vorbereitung und Schaffung des Zollvereins. In ähnlicher Weiſe 
hat auch die Städteverwaltung jener Jahre ein doppeltes Antlitz. 
Bei Betrachtung der Schwierigkeiten, die ſich der Neugeſtaltung des 
Städteweſens entgegenſtellten“), haben wir bereits geſehen, wie ſehr 
nach den Freiheitskriegen das Steckenbleiben der Staatsverfaſſung 
im Abſolutismus und die wirtſchaftliche Schwäche des Bürgertums 
die Entwicklung der Selbſtverwaltung hemmten. Doch auch im 
Städteleben waren Stillſtand und Rückſchritt nicht vollſtändig und 
unbedingt. Allen rückläufigen Strömungen zum Trotz vollzog ſich 
auch hier eine, freilich langſame und mühſame Fortentwickelung. 

Die in den allgemeinen „Deklarationen“ zur Städteordnung“) 
wie in der Praxis der einzelnen Staatsbehörden hervortretende 
Neigung zur Verſtärkung der Staatsaufſicht über die Städte er⸗ 
ſchien in Schleſien, ſoweit der perſönliche Einfluß des Oberpräſi⸗ 
denten reichte, einigermaßen gemildert. Galt doch Merckel, der 
von 1813—20 und dann wieder ſeit 1825 an der Spitze der 
Provinz ſtand, „neben Schön für den radicalſten der Oberpräſi⸗ 
denten“ 08). Die Breslauer Stadtverordneten verſicherten einmal ***) 
daß ſie Merckel, der „ſeit langen Jahren als perſönlicher Gönner 
der Städteordnung bekannt“ ſei, „mit Vertrauen als ihren geborenen 


*) Vgl. S. 70—89. **) Vgl. S. 73. ) Teil II S. 419 (1831 Januar 25). 


240 Stärkere Staatsauffiht. Wahl des Kircheninſpektors. Polizei. 


Beſchützer“ betrachteten. Trotzdem findet die vorherrſchende Tendenz 
zur Einſchränkung der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung auch in den 
damaligen Beziehungen der Stadt Breslau zu ihren Auſſichts⸗ 
behörden mannigfachen Ausdruck. 

Schon in den Jahren 1816/17 gaben die ſpäter zu erwähnenden 
Streitigkeiten zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten der Re⸗ 
gierung wiederholt Veranlaſſung, in die Einzelheiten der Geſchäfts⸗ 
führung beider ſtädtiſchen Kollegien nachdrücklich einzugreifen. Im 
folgenden Jahre wollte die Regierung die Stadtverordneten zwingen, 
von ihrer Befugnis zur Beſtrafung des Ausbleibens bei den Stadt⸗ 
verordnetenwahlen*) Gebrauch zu machen. Aber ſelbſt ein fo 
ſtarrer Bureaukrat wie der Miniſter des Innern v. Schuckmann 
meinte, daß hier nur ein Strafrecht, aber keine Strafpflicht vorliege, 
und daß die durch die Städteordnung bezweckte Weckung des Ge⸗ 
meinſinns nicht durch „gehäſſige Zwangsmittel“, ſondern durch 
„Außerung eines lebendigen Vertrauens in den guten Willen der 
Bürger“ zu erreichen ſei. Wenig im Einklang mit dieſer Mahnung des 
Miniſters ging etwa gleichzeitig die Regierung infolge von Differenzen 
mit dem Magiſtrat über Straßenbauſachen mit Verweiſen und 
Ordnungsſtrafen ſo ſchroff vor, daß der Magiſtrat ſich bei Merckel 
über das „gleichſam methodiſch gegen uns in Anwendung gebrachte, 
uns in der öffentlichen Achtung herabſetzende und mit den heutigen 
milden Verwaltungsgrundſätzen in Widerſpruch ſtehende“ Verfahren 
der Regierung bitter beſchwerte. Bei der Neuwahl eines ſtädtiſchen 
Kircheninſpektors 1821 nahm die Regierung trotz aller Proteſte des 
Magiſtrats das bisher nie geübte Beſtätigungsrecht in Anſpruch, 
und die Einführung des Neugewählten erfolgte nicht, wie früher, 
durch den Oberbürgermeiſter, ſondern durch ein Mitglied des 
Königlichen Konſiſtoriums. Als nach dem Abgabengeſetze vom 
30. Mai 1820 die Städte nicht mehr verpflichtet waren, die Koſten 
für die vom Staate beſtellten Polizeibehörden aufzubringen, faßte 
man zwar aus Sparſamkeitsgründen ſtaatlicherſeits den Plan, den 
größten Teil der Polizeiverwaltung dem Magiſtrat zu überlaſſen. 
Aber die Auſſicht über die Polizeiverwaltung des Magiſtrats ſollte 
nicht wie die übrige Staatsauſſicht durch die Regierung, ſondern 


*) Städteordnung $ 83, 202, 204 (Teil II S. 108, 128). 
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durch den bisher dem Magiſtrat gleichgeordneten Polizeipräſidenten 
geführt werden. Da unter dieſen Umſtänden die Polizeiverwaltung 
der Stadt nur Koſten verurſacht hätte, ohne den Magiſtrat von der 
unliebſamen Nebenregierung des Polizeipräſidenten zu befreien, war 
es begreiflich, daß die Stadt die ihr zugedachte Laſt abwehrte och. 

Ein fortwährender Antrieb zu ſtaatlichen Eingriffen in das 
Finanzweſen und das Wirtſchaftsleben der Stadt lag in dem die 
ſtaatliche Geſetzgebung und Verwaltung beherrſchenden „öͤkonomiſchen 
Liberalismus“. Auf Grund der ſtaatlichen Zoll- und Steuergeſetz⸗ 
gebung der Jahre 1816—20 ſah ſich die Stadt genötigt, auf ihre 
Schiffsmaut, ihren Wagezwang, ihr „Marktrecht“ und andre Handel 
und Verkehr belaſtenden Zwangsrechte und Abgaben zu verzichten. 
Erſt auf ausdrücklichen königlichen Befehl wurde nach langjährigen 
ärgerlichen Verhandlungen 1829 die längſt übelſtändige Torſperre 
aufgehoben. Die Grundſätze der Freizügigkeit und der Gewerbe- 
freiheit wurden ſtaatlicherſeits immer wieder gegen Beſchränkungs⸗ 
verſuche der Stadtbehörden verteidigt. Daß der Stadt nicht ſelten 
weſentliche Fortſchritte vom Staate aufgezwungen werden mußten, 
war zwar aus ihrer wirtſchaftlichen Lage begreiflich, konnte aber 
das Übergewicht der Staatsgewalt über die Selbſtverwaltung nur 
noch verſtärken. 

Die ſelbſtbewußte, naive Oppoſitionsluſt, mit der namentlich die 
Stadtverordneten in den erſten Jahren der Selbſtverwaltung bes 
rechtigte und unberechtigte ſtädtiſche Sonderintereſſen gegen den Staat 
verteidigt hatten, lebte nach den Befreiungskriegen nicht mehr auf. 
Gegen die Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht und der Land: 
wehrverfaſſung auch während der Friedenszeit regte ſich zwar 1816/17 
in Breslau wie in einigen andern Städten ſtärkerer Widerſpruch, 
und die Vereidigung der Landwehrmänner führte ſogar am 21. und 
23. Auguſt 1817 zu unruhigen Auftritten. Aber je länger je mehr 
gewöhnte man ſich, die ſtaatlichen Geſetzgebungs- und Verwaltungs⸗ 
maßregeln als unabänderlich im weſentlichen widerſpruchslos hinzu⸗ 
nehmen. In der Erwartung, bei Meinungsverſchiedenheiten mit dem 
Fiskus doch immer den kürzeren zu ziehen, gingen die ſtädtiſchen Be— 
hörden Konflikten mit den Vertretern der Staatsgewalt möglichſt aus 
dem Wege. Mit einer gewiſſen verbitterten Reſignation fügten ſie 
ſich der unüberwindlichen „Allgewalt der Miniſterien“. 905) 
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Durch die Einſchränkung der ſtädtiſchen Selbſtändigkeit in der 
Verwaltungspraxis wie durch manche ſchriftſtelleriſchen Angriffe auf 
die Selbſtverwaltung wurde in ſtädtiſchen Kreiſen die Beſorgnis 
geweckt, daß die Tage des Wirkens der Städteordnung gezählt ſeien. 
In den noch zu erwähnenden Erörterungen mit dem Magiſtrat über 
die Wahl der Hoſpitalvorſteher (Auguſt 1825) warnten die Stadt⸗ 
verordneten davor, bei Streitigkeiten zwiſchen den ſtädtiſchen Kollegien 
die Staatsgewalt anzurufen. Denn dadurch gefährde man am eheſten 
die Fortdauer der Städteordnung, „welche trotz aller ihrer Gegner 
hier manches Herrliche gezeugt hat, und deren dereinſtiges Auf- 
hören wahrlich weder zum Vortheil der Commune noch zur Höher⸗ 
ſtellung der Magiſtraturen gereichen dürfte.“ Ein im Mai 1828 
von den Stadtverordneten ihrem früheren Vorſteher Stienauer ge⸗ 
widmeter Nachruf ſprach die Befürchtung aus, daß die „leider ſo 
vielfach und oft mit gänzlichem Mangel an Sachkenntnis angefochtene 
Städteordnung durch das Treiben der Zeit zur Ephemere werden“ 
könnte, ſtatt, wie bisher, „noch manchen edlen Sinn zu wahrhafter 
Bürgertugend und Würde zu entflammen“ 90%), 

Zugleich mit der Beſorgnis vor dem Verluſte der Städteordnung 
kam hier wie vielſach anderwärts die Erkenntnis ihrer Bedeutung, 
ihres Wertes zum Ausdruck. Daß aber dieſe Erkenntnis nicht volle 
Frucht trug, daß, während die ſtaatliche Einwirkung auf die Städte 
ſich verſtärkte, der Anteil des Bürgertums an der Selbſtverwaltung 
ſchwächer wurde, lag vornehmlich an den wirtſchaftlichen Nöten 
jener „ſich mühſam aus den ärmlichſten Verhältniſſen empor⸗ 
arbeitenden Zeit“).“ 

Breslau, damals noch in vollem Sinne der wirtſchaftliche Mittel⸗ 
punkt der Provinz, mußte von den Kriſen des ſchleſiſchen Erwerbs» 
lebens immer am ſtärkſten betroffen werden. Der nach den Freiheits⸗ 
kriegen eintretende erdrückende Wettbewerb der engliſchen Induſtrie 
ſchädigte in Breslau namentlich die in der Ohlauervorſtadt an- 
geſiedelte Baumwollinduſtrie. Auch hier bildete ſich wie in andern 
Städten mit Unterſtützung der ſtädtiſchen Behörden ein Verein, der 
durch Verpflichtung ſeiner Mitglieder, nur einheimiſche Waren zu 
kaufen, dem Unheil ſteuern wollte. An den vergeblichen Verſuchen 


*) H. Preuß, Die Entwickelung des deutſchen Städteweſens S. 330. 
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der ſchleſiſchen Leinen- und Tuchinduſtriellen, den in den napo⸗ 
leoniſchen Weltkriegen verlorenen überſeeiſchen Abſatz wieder: 
zugewinnen, war die Breslauer Kaufmannſchaft hervorragend be- 
teiligt. Breslau litt ſchwer unter der nur durch das Krakauer 
Freihandelsgebiet etwas gemilderten Schutzzollpolitik Oſterreichs 
und unter dem namentlich ſeit 1823 ausgebildeten Prohibitivſyſtem 
Rußlands. Im März 1823 gingen Syndikus Lange und Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher Heller als Vertreter der Stadt nach Berlin, 
um bei der Regierung Maßregeln zu erwirken, durch welche der 
„gegenwärtigen gänzlichen Stockung des Handels und der Fabriken 
und der der Provinz drohenden Verarmung abgeholfen werden 
könne.“ An dem Gewinn, den die ſchleſiſche Landwirtſchaft aus 
dem Aufblühen der Schafzucht zog, hatte zwar Breslau als Sitz 
des Wollmarktes ſeinen Anteil. Andrerſeits blieb die Kriſis, welche 
die niedrigen Getreidepreiſe der zwanziger Jahre auch der ſchleſiſchen 
Landwirtſchaft brachten, nicht ohne Rückwirkung auf die Stadt 307). 

Daß die Bevölkerungszunahme allein keinen ſichern Gradmeſſer 
für das wirtſchaftliche Gedeihen bietet, trat damals gerade bei 
Breslau deutlich vor. Die Volkszahl der Stadt ſtieg in den Jahren 
1808 — 29 (einſchließlich des Militärs) von 60000 auf 90000. 
Aber dieſem erſten Stadium großſtädtiſchen Wachstums entſprach 
nicht die Zunahme des Wohlſtandes, der Steuerkraft. Großenteils 
beſtand der Zuwachs aus unbemittelten Landarbeitern oder -hand⸗ 
werkern, die durch die freiere politiſche und ſoziale Verfaſſung der 
Stadtgemeinde und durch die Hoffnung auf leichteren Erwerb in 
die Stadt gelockt wurden, aber bei der langſamen Entwickelung des 
ſtädtiſchen Wirtſchaftslebens nicht immer das erwartete Auskommen 
fanden. Auch auf körperlich und moraliſch Minderwertige, auf 
Arbeitsunfähige und Arbeitsſcheue, deren Abwanderung die länd— 
lichen Gutsherren möglichſt begünſtigten, übte die Stadt wider 
Willen ihre Anziehungskraft. Bei der Abneigung des ſtädtiſchen 
Bürgertums gegen Freizügigkeit und Gewerbefreiheit könnte man 
vielleicht die häufigen Klagen über den Andrang „nahrungsloſer 
Menſchen“ zum Bürgerrecht, über das Zuſtrömen von „Krüppeln, 
Vagabunden und Verbrechern“ nach der Stadt für grundlos halten 
wollen. Aber daß in jenen Jahren die ſtädtiſchen Ausgaben für 
die Armen: und Krankenpflege unverhältnismäßig ftiegen, daß die 
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von der Stadt zu tragenden „Kriminal- und Inquiſitionskoſten“ 
eine ungeahnte Höhe erreichten, weiſt doch darauf hin, daß damals 
die Zunahme der Volkszahl dem Wachstum des Wohlſtandes vor⸗ 
auseilte und dadurch den wirtſchaftlichen Druck, der auf der Be: 
völkerung lag, noch ſteigerte 90%), 

Nach alledem war es verſtändlich, wenn dem Aufſchwunge der 
Kriegsjahre eine merkliche Erſchlaffung des Anteils weiter Kreiſe 
der Stadtbevölkerung an der Selbſtverwaltung folgte. Im Juni 
1816 forderten die Stadtverordneten ihre Mitbürger durch öffent⸗ 
lichen Aufruf zu reger Beteiligung an den Stadtverordnetenwahlen 
auf. Wie gegenwärtig im Staate der König „nach einem ehrenvoll 
erkämpften Frieden alles in Verfall Geratene mit unermüdeter 
Sorgfalt wiederaufbaue“, ſo ſolle auch die Bürgerſchaft „mit 
neuem patriotiſchen Mute an dem gemeinſchaftlichen Wohle arbeiten“. 
Aber die Mahnung blieb erfolglos. Zu den Stadtverordneten⸗ 
wahlen von 1817 erſchien kaum ein Viertel der Stimmfähigen. 
Beſonders ſtark war die Teilnahmloſigkeit der gebildeten, beſitzenden 
Stände. Die natürliche Folge davon war, daß die Zuſammenſetzung 
der Stadtverordnetenverſammlung noch in den zwanziger und 
dreißiger Jahren dasſelbe vorwiegend kleinbürgerliche Gepräge trug, 
wie in den erſten Zeiten der Selbſtverwaltung. Unter den in den 
Jahren 1820 — 29 neugewählten 151 Stadtverordneten waren von 
Perſonen mit höherer wiſſenſchaftlicher oder techniſcher Berufs⸗ 
bildung nur fünf: drei Apotheker, ein Stadtrichter und ein Bau⸗ 
inſpektor 909), 

Die Stadtverordnetenvorſteher jener Jahre, Kaufmann Heller 
(1817 - 24), Kaufmann Selbſtherr (1824 — 28) und Porträtmaler 
Schmeidler (1828—31) waren tüchtige, wohlmeinende Männer, die 
erſteren beiden beſonders in Finanzfragen“), Schmeidler haupt⸗ 
ſächlich für das Schul- und Bildungsweſen tätig. Aber ſelbſt eine 
ausgeprägte Perſönlichkeit, wie es Schmeidler geweſen zu ſein 
ſcheint, konnte unter den Zeitverhältniſſen keine bedeutende Initiative 
entfalten. Dabei hatten die Vorſteher damals noch eine weit eins 
flußreichere Stellung als jpäterhin, weil fie den größten Teil der 
Verhandlungsgegenſtände ſelbſt vortrugen. Die Beſtellung von 


*) Heller war 1824—36 Stadtkämmerer. 
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Referenten und die Beratung in Ausſchüſſen war noch ungebräuch⸗ 
lich. Für die Belebung des Anteils der Mehrzahl der Stadt⸗ 
verordneten an den Verhandlungen und für ihre geſchäftliche und 
parlamentariſche Schulung war natürlich dieſe Eigenart der Ge— 
ſchäftsordnung nicht förderlich. 

Mehr als je ſuchten ſich die Verhandlungen der Stadtverord— 
neten, wie überhaupt die Tätigkeit der ſtädtiſchen Behörden, in den 
undurchdringlichen Schleier des Geheimniſſes zu hüllen. Im No⸗ 
vember 1820 beſchloſſen die Stadtverordneten, jeden, der aus der 
Verſammlung etwas „ausgeplaudert“ habe, zeitweilig oder dauernd 
von den Sitzungen auszuſchließen. Die ſeit Einführung der Städte⸗ 
ordnung veröffentlichten Berichte über die Verwaltung des Aller: 
heiligenhoſpitals gingen mit dem Jahre 1817 ein. Die Berichte 
der Armendirektion, die doch wahrlich Veranlaſſung hatte, durch 
reichliche Mitteilungen das Intereſſe des Publikums für ihre Tätig⸗ 
keit zu wecken, ſchrumpften zu dürren Rechnungsauszügen und Bei⸗ 
tragsliſten zuſammen, bis wieder 1828 auf Antrag der Stadtverord— 
neten ein ausführlicherer Verwaltungsbericht veröffentlicht wurde. 
Im Jahre 1821 ſcheint Oberbürgermeiſter von Kospoth beabſichtigt 
zu haben, einen zuſammenfaſſenden Bericht über die Tätigkeit der 
ſtädtiſchen Behörden in den erſten zwölf Jahren ſeit der Städte⸗ 
ordnung herauszugeben. Aber der Plan blieb unausgeführt. Erſt 
in den dreißiger und vierziger Jahren brach ſich die Erkenntnis 
Bahn, daß die Selbſtverwaltung ſich nur im Lichte der Offent⸗ 
lichkeit kräftig und lebendig entfalten könne #10), 

Daß die Bürgerſchaft, vom wirtſchaftlichen Daſeinskampfe ge⸗— 
feſſelt, in ihrem Anteile an den öffentlichen Angelegenheiten nach: 
ließ, zeigen am deutlichſten die Wandlungen, die das Verhältnis 
der Stadtverordneten zum Magiſtrat in der Zeit von den Freiheits— 
kriegen bis zum Ende der zwanziger Jahre durchmachte. Das im 
Magiſtrat vorherrſchende Berufsbeamtentum, nach Steins urſprüng⸗ 
lichen Ideen nur als Notbehelf geduldet, in den erſten Jahren der 
Selbſtverwaltung durch das von den Stadtverordneten vertretene 
Ehrenbeamtentum allenthalben überwacht, eingeengt, beeinflußt, ge⸗ 
wann jetzt je länger je mehr an Boden. Und während noch in 
den Jahren 1816/17 das Ringen der beiden ſtädtiſchen Kollegien 
infolge kräftiger Gegenwehr der Stadtverordneten zu ſcharfen Kon- 
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flikten führte, vollzog fi von da an das Vordringen des Magiſtrats 
im weſentlichen friedlich, weil die Stadtverordneten bei den meiſten 
Differenzen widerſtandslos nachgaben. 

Die Streitigkeiten der Jahre 1816/17, aus ſachlichen Meinungs- 
verſchiedenheiten hervorgegangen, aber durch perſönliche Gegenſätze 
verſchärft, betrafen zunächſt das ſchon früher umſtrittene Verhältnis 
der Stadtverordneten zu den Deputationen. Die Stadtverordneten 
hatten bisher einige Male, wenn fie eine Verſtärkung von Depu- 
tationen für nötig hielten, Stadtverordnete oder andere Bürger 
auch ohne Antrag des Magiſtrats zu Deputationsmitgliedern ge— 
wählt. Jetzt, im Januar 1816, gingen fie einen Schritt weiter, 
indem fie, mit dem ſchleppenden Geſchäftsgange der Güter- und 
Forſtverwaltung unzufrieden, den Dirigenten des Stadtlandgüter⸗ 
amts Conrad nicht nur zum Stadtrat und zum Mitgliede der 
Öfonomiedeputation, ſondern zugleich zum Vorſitzenden der Depu⸗ 
tation wählten. Der Magiſtrat wies dieſen Beſchluß als Über⸗ 
ſchreitung der Befugniſſe der Verſammlung entſchieden zurück. 
Die Regierung, zum Schiedsrichter aufgerufen, erklärte zwar die 
Stadtverordneten für berechtigt, auch ohne Antrag des Magiſtrats 
neue Stadtratsſtellen zu ſchaffen; aber die Ernennung des Vor⸗ 
ſitzenden einer Deputation greife in das Recht des Oberbürger⸗ 
meiſters zur Verteilung der Geſchäfte unter die Magiſtratsmitglieder. 
Daraufhin ergriff der Magiſtrat den nächſten Anlaß, um den 
Stadtverordneten überhaupt das Recht zur Initiative bei der Wahl 
von Deputationsmitgliedern zu beſtreiten. Im März 1817 er⸗ 
klärte er den Stadtverordneten, nach der „klaren Dispoſition der 
Städteordnung“ dürften die Stadtverordneten nur auf Antrag des 
Magiſtrats die Mitgliederzahl der Deputationen verſtärken, da der 
Magiſtrat die Notwendigkeit einer ſolcher Verſtärkung „allein am 
beiten beurteilen“ könne 311). 

Perſönliche und ſachliche Beweggründe trafen zuſammen in den 
Differenzen, die ſich an die Übernahme der Ranſerner Gutspacht 
durch den Stadtverordnetenvorſteher Stienauer*) anſchloſſen. Der 
Magiſtrat, der wohl in dem Entſchluſſe Stienauers ein perſönliches 
Mißtrauensvotum erblickt hatte, erklärte den Stadtverordneten, 
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Stienauer dürfe als Pächter eines Kämmereigutes nicht Vorſteher 
der Verſammlung bleiben. Die Stadtverordneten wehrten ſich nach 
Kräften; aber der Magiſtrat erwirkte beim Miniſter des Inneren 
eine Entſcheidung in ſeinem Sinne, und Stienauer mußte im Juli 
1817 tatſächlich den Vorſitz niederlegen 912). 

Noch nachdrücklicher ſuchte der Magiſtrat in die Gejchäfts- 
führung der Stadtverordnetenverſammlung einzugreifen, indem er 
ſich im Auguſt 1816 bei der Regierung über die teils überflüſſige, 
teils ſchädliche Verwendung von Hilfskräften durch die Stadtverord⸗ 
neten beſchwerte. Dieſe beſchäftigten außer ihrem ſtändigen Sekretär 
zur Ausarbeitung von Schriftſätzen und Gutachten gelegentlich auch 
Hilfsarbeiter, meiſt penſionierte Subalternbeamte. Ferner hatten 
ſie, um die Rechnungsprüfung energiſcher betreiben zu können, Ende 
1815 einen eigenen Kalkulator angeſtellt. Nun führte der Magiſtrat 
in ſeiner Beſchwerde aus, die Verwendung derartiger „Hilfsarbeiter 
und Winkelkonſulenten“, die ſich „zwiſchen die Stadtverordneten 
als die conſtitutionellen Repräſentanten der Commune und den 
Magiſtrat als die Ortsobrigkeit und die ausführende Behörde“ 
eindrängten, und die, um unentbehrlich zu bleiben, die Geſchäfte 
künſtlich „verwickelten und verweitläuftigten“, ſei der Hauptgrund 
für die „ſteten Differenzen“ zwiſchen beiden Körperſchaften. Die 
Anſtellung eines Kalkulators ſei unzuläſſig, da nach der Städte⸗ 
ordnung nicht „einzelne Unterbeamte, ſondern die Stadtverordneten 
in der Geſamtheit die Kontrolleurs der ganzen Verwaltung“ ſeien. 
Wenn auch die Beſchwerde des Magiſtrats, wenigſtens bezüglich 
der Hilfsarbeiter, anſcheinend nicht ganz grundlos war, ſo verhielt 
ſich doch die Regierung ablehnend. Sie erklärte im Januar 1817 
kurzerhand, die Stadtverordneten dürften ſich Rats erholen und 
Hilfskräfte verſchaffen, wo und wie fie wollten, und daß fie „ver⸗ 
werfliche Perſonen“ als Hilfsarbeiter annehmen würden, ſei ihnen 
nicht zuzutrauen 918), 

Inzwiſchen hatte der Magiſtrat im November 1816 auch gegen- 
über den Stadtverordneten ſelbſt ihre Geſchäftsführung unter Hinweis 
auf mehrere Paragraphen der Städteordnung und der „Inſtruction““) 
beanſtandet. Namentlich bemängelte der Magiſtrat, daß man bis⸗ 


) Städteordnung $ 119, 121, 123. Inſtruction 8 12, 13, 15, 16, 34— 39. 
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her in den Schreiben der Stadtverordnetenverſammlung oft deren 
eigentliche Beſchlüſſe „von dem ſich erlaubten eigenen Raiſonnement 
des Concipienten“ nicht habe unterſcheiden können. Um dieſem 
Übelſtande abzuhelfen, möchten die Stadtverordneten künftig, wie 
es z. B. in Königsberg und Frankfurt geſchehe, ihre Beſchlüſſe dem 
Magiſtrat in Form von Auszügen aus den Sitzungsprotokollen, 
unter Vermerkung der Zahl der anweſenden Stadtverordneten über⸗ 
mitteln. So zweckmäßig der Vorſchlag des Magiſtrats war, fand 
er doch, wahrſcheinlich infolge der herrſchenden perſönlichen Er- 
bitterung, anfänglich keinen Eingang. Erſt nachdem die Regierung 
dieſen Streitfall zugunſten des Magiſtrats entſchieden hatte, trat 
die heute noch geltende Ausfertigungsform der Beſchlüſſe in Kraft 1). 

Die Stadtverordneten erwiderten die Beanſtandungen ihrer Ge— 
ſchäftsführung, indem ſie ihrerſeits dem Magiſtrat vorwarfen, daß 
er durch Beſchränkung ihrer verfaſſungsmäßigen Befugniſſe die 
Städteordnung vielfach verletze. Für das Kirchenweſen beſtehe, 
entgegen $ 179 der Städteordnung, keine Deputation. Die vor⸗ 
geſchriebenen „Verwaltungsüberſichten“ der einzelnen Deputationen 
würden nicht erſtattet. Die Servisdeputation, der jährlich 160000 
Taler durch die Hände gingen, lege keine Rechnung. Die Rech⸗ 
nungen der Kirchen und der Hofpitäler würden den Stadtverord— 
neten garnicht oder nur unregelmäßig vorgelegt. Da der Magiſtrat 
dieſe Vorſtellungen anſcheinend nicht beantwortete, legten die Stadt⸗ 
verordneten die genannten und andere Beſchwerdepunkte der Regierung 
vor. Sie verlangten u. a. eine überſichtlichere Rechnungsführung 
bei den ſtädtiſchen Kaſſen, die rechtzeitige Vorlegung der Etats, 
beſſere Begründung von Etatsüberſchreitungen, raſchere Vorlegung 
der zu prüfenden Rechnungen, und die Regierung erklärte die An⸗ 
träge der Stadtverordneten im weſentlichen für begründet. Darauf⸗ 
hin wurde im Januar 1818 ein neues Verfahren bezüglich der 
Rechnungsprüfungen vereinbart. Aber trotzdem konnte es vor— 
kommen, daß den Stadtverordneten das Superreviſionsprotokoll 
über die Bauamtsrechnung von 1807/8 erſt im Juni 1820 zur 
„Finalentſcheidung“ zuging zich. 

Mit dem Jahre 1818 begann für die ſtädtiſchen Kollegien eine 
neue Zeit friedlicherer Beziehungen. Die Stadtverordneten gaben 
den Leitern des Magiſtrats einen beſonderen Vertrauensbeweis, 
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indem ſie, auf Grund einer 1815 ergangenen „Deklaration“ zur 
Städteordnung“), Oberbürgermeiſter von Kospoth und Bürger— 
meiſter Menzel auf Lebenszeit wählten. Beim Ablaufe der Amts- 
zeit des Kämmerers Zabler (1824) erkundigten ſich die Stadt⸗ 
verordneten beim Magiſtrat, ob ſich Zabler „zur Wiederwahl 
qualifiziere“, worauf der Magiſtrat erklären mußte, daß er nach 
der Städteordnung die freie Wahl der Stadtverordneten nicht be⸗ 
einfluſſen dürfe. Daß der hochverdiente Stadtbaurat Knorr 1821 
zum Leidweſen des Magiſtrats nicht wiedergewählt wurde, lag wohl 
an perſönlichen Feindſchaften, die ſich Knorr anſcheinend durch 
etwas ſelbſtherrliches Auftreten gegen die „bürgerlichen“ Mitglieder 
der Baudeputation zugezogen hatte 10). 

Zu Vorſtößen der Stadtverordneten gegen den Magiſtrat nach 
Art der Jahre 1816/17 kam es ſpäterhin nicht mehr. Wenn die 
Stadtverordneten im September 1822 ihr Recht zur Überwachung 
der Stadtverwaltung ziemlich entſchieden verwahrten, ſo befanden 
ſie ſich dabei in der Verteidigung. Denn der Magiſtrat hatte das 
ſeit Jahren geübte Verfahren, daß die Stadtverordneten zu den 
Bietungsterminen Vertreter ſchickten, plötzlich als Ausdruck eines 
„beleidigenden Mißtrauens“ beſeitigen wollen. Als es ſich 1825 
darum handelte, ob die aus der Bürgerſchaft zu wählenden 
Hoſpitalvorſteher vom Magiſtrat oder von den Stadtverordneten 
gewählt werden ſollten, hatten beide Teile einen Schein des Rechtes 
für ſich; die Stadtverordneten beriefen ſich namentlich auf das 
Geſchäftsreglement von 1809, der Magiſtrat auf den bisherigen 
Brauch. Wenn ſchließlich der Magiſtrat um des lieben Friedens 
willen hinſichtlich der Hoſpitalvorſteher nachgab, jo mußten dafür 
die Stadtverordneten das früher gelegentlich beſtrittene Recht des 
Magiſtrats zur Wahl der Kirchenvorſteher und der „Kuratoren“ 
bei den Schulen anerkennen. Ebenſo gewöhnten ſich die Stadt: 
verordneten daran, daß die früher wiederholt geforderten Kirchen— 
und Schulrechnungen ihnen vorenthalten blieben. Ihre Rechnungs⸗ 
prüfung blieb, wie wir ſahen, langſam und darum wenig wirkſam. 
Daß die Etats der einzelnen Verwaltungen der Stadtverordneten— 
verſammlung nicht gleichzeitig und oft ſehr verſpätet zugingen, be⸗ 
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ſchränkte das Bewilligungsrecht der Verſammlung und erſchwerte 
ihr die Überſicht über die Finanzlage. Das früher umſtrittene Feld 
des Einfluſſes auf die Deputationen behauptete jetzt der Magiſtrat 
vollſtändig. Die Stadtverordneten ließen es 1823 widerſpruchslos 
hingehen, daß der Magiſtrat ſie aufforderte, Auskünfte von den 
Deputationen und Vorſteherämtern nur durch ſeine Vermittelung 
einzuziehen. Bei Erſatzwahlen für ausgeſchiedene Deputations⸗ 
mitglieder wurden meiſt die vom Magiſtrat vorgeſchlagenen Kandi⸗ 
daten gewählt. Hier wie vielfach anderwärts zeigte ſich eine im 
Vergleich mit der früheren Oppoſitionsluſt auffallende Nachgiebig⸗ 
keit der Stadtverordneten #17). 

Wie im Gegenſatz hierzu der Magiſtrat ſeine Rechte gegenüber 
den Stadtverordneten bei jedem Anlaſſe, in jeder Weiſe zu wahren 
und zu erweitern ſuchte, dafür ſeien nur zwei Beiſpiele angeführt“). 
Im November 1824 beanſtandete der Magiſtrat, daß die Stadt⸗ 
verordneten bei ihren Beſchlüſſen bezüglich der Bürgerrechtserteilung 
ſich des Ausdrucks „wir genehmigen“ bedienten. Nach der Städte⸗ 
ordnung hätten die Stadtverordneten über die Bürgerrechtserteilung 
nur ein Gutachten abzugeben, und zwiſchen Begutachtung und Ge⸗ 
nehmigung beſtehe doch „ein ſehr großer und ſehr weſentlicher Unter⸗ 
ſchied“. Die Stadtverordneten möchten alſo künftig die Formel 
brauchen, daß ſie gegen die Perſon des Bürgerrechtsanwärters 
„nichts zu erinnern“ hätten. Als die Stadtverordneten im No- 
vember 1823 die Aufnahme eines Grundſtücks in die Feuerſozietät 
abgelehnt hatten, ſchrieb der Magiſtrat: Einmal ſeien die Feuer⸗ 
ſozietätsſachen „keine Kommunalangelegenheiten, ſondern bloße An⸗ 
gelegenheiten in der Kommune“, weil nur ein Teil der Gemeinde— 
glieder, die Hauseigentümer, dabei beteiligt ſeien. Es ſei alſo nur 
guter Wille, wenn der Magiſtrat die Stadtverordneten in Feuer⸗ 
ſozietätsſachen befrage. Ferner ſei die Vorſchrift der Städteordnung, 
daß die „Erinnerungen der Stadtverordneten genau berückſichtigt 
werden“ ſollten, nur bei „Erheblichkeit und Triftigkeit“ dieſer 
Erinnerungen anwendbar. Da aber im vorliegenden Falle die 
Einwände der Stadtverordneten „nicht begründet und triftig“ ſeien, 
könne fie der Magiſtrat nicht berückſichtigen 915), 


*) Vgl. S. 79, ferner Teil II S. 401 ff. 
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Namentlich das letztere Beiſpiel zeigt wohl zur Genüge, wie 
ſehr auch in Breslau unter dem Einfluſſe rückläufiger Strömungen 
im Staats- und Wirtſchaftsleben das bureaukratiſche Element in der 
Stadtverfaſſung wieder verſtärkt worden war. So wenig die 
Staatsbehörden einen übermäßigen Einfluß der Stadtverordneten 
auf die Stadtverwaltung wünſchten, hat doch die 1834—36 durch 
den Oberpräſidialrat Storch vollzogene Unterſuchung der Breslauer 
Stadtverwaltung ganz unzweideutig das Ziel verfolgt, gegenüber 
dem allzugroßen Übergewichte des Magiſtrats die verfaſſungsmäßigen 
Befugniſſe der Stadtverordneten ſtärker zur Geltung zu bringen. 

Teils ſtaatliche Einwirkung, teils die wirtſchaftliche Schwäche 
des Bürgertums und die durch fie bedingte Erſchlaffung der Selbſt⸗ 
verwaltung waren Schuld daran, daß das ſtädtiſche Finanz: und 
Steuerweſen von 1816 29 zu keiner geſunden Fortentwickelung kam. 
Verhältnismäßig am beſten ſchien es 1816—19 zu ſtehen, ſolange 
eine, allerdings nach Meinung der Staatsbehörden übermäßig 
drückende indirekte Beſteuerung reichen Ertrag lieferte. Neben ihren 
1810/11 umgeftalteten direkten Steuern erhob damals die Stadt 
an indirekten Abgaben einmal ihre alten Zölle und ſonſtigen Handels⸗ 
gefälle, ferner die 1813 eingeführten „Kriegsimpoſten““). Namentlich 
den in erſter Reihe zur Schuldentilgung beſtimmten Kriegsimpoſten 
war es zu danken, wenn die Stadt in dieſen Jahren nicht nur 
150000 Taler Schulden tilgen, ſondern auch zeitweilig, beſonders 
in Gehaltsfragen eine ſeltene Freigebigkeit entwickeln konnte. Beiſpiels⸗ 
weiſe wurden „als bleibendes Denkmal“ des Reformationsjubiläums 
von 1817 den 26 Lehrern an den drei höheren Schulen der Stadt 
je 100 Taler Gehaltszulage bewilligt. Die 1816 beginnende, auf 
Entfeſſelung des „inneren Verkehrs“ gerichtete Zoll- und Steuer⸗ 
geſetzgebung des Staates forderte zunächſt von der Stadt noch keine 
Opfer. Für die auf Grund des Geſetzes vom 11. Juni 1816 weg⸗ 
gefallene Schiffsmaut erhielt die Stadt aus der Staatskaſſe jährlich 
3600 Taler Entſchädigung 99), 

Tiefgreifende Veränderungen brachten erſt das Zollgeſetz vom 
26. Mai 1818, das Steuergeſetz vom 8. Februar 1819 und das 
Abgabengeſetz vom 30. Mai 1820. Durch ſie verlor die Stadt 


*) Vgl. S. 158 ff, 225 f. 
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ihren Weinzoll, das Zwangsrecht der Stadtwage auf die Verwiegung 
aller eingeführten Güter und das von den eingebrachten Wochen⸗ 
marktswaren erhobene „Marktrecht“. Da ferner der größte Teil 
der ſtädtiſchen Kriegsimpoſten unter dem Namen „Kommunalakziſe“ 
eine Art Zuſchlag zu der ſtaatlichen Konſumtionsakziſe gebildet hatte, 
und die ſtaatliche Akziſe 1820 zugunſten der neu eingeführten Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer aufgehoben wurde, trat an die Stelle der Kom 
munalakziſe ein für die Stadt erhobener Zuſchlag von 25% zur 
Mahl: und Schlachtſteuer. Im ganzen gingen infolge dieſer Maß 
regeln die indirekten Steuern der Stadt in den Jahren 1818—21 
von 192835 auf 128234 Taler zurück. 

Allerdings wurde dieſer erhebliche Verluſt an indirekten Steuern 
für den Augenblick durch den Wegfall bisheriger Leiſtungen der 
Stadt an den Staat wieder ausgeglichen. Auf Grund des Ab- 
gabengeſetzes von 1820 erſparte die Stadt 17680 Taler, die fie 
ſeit Einführung der Städteordnung für die Koſten der ſtaatlichen 
Polizeiverwaltung, und 8400 Taler, die ſie für die Gerichtskoſten 
hatte aufbringen müſſen. Die Stadt blieb, abgeſehen von den „Kri⸗ 
minal- und Inquiſitionskoſten“, nur noch, wie bisher, zur Beſchaffung 
der Dienſträume für das Stadtgericht verpflichtet. Ferner wurden 
die Aufwendungen der Stadt für ihre Garniſon von 99000 auf 
61000 Taler ermäßigt. Teils wurde der an die Staatskaſſe zu 
zahlende Servis herabgeſetzt, teils ging der langgehegte Wunſch 
der Stadt, von der Verwaltung der „Militärökonomie“ befreit zu 
werden“), endlich in Erfüllung 920), 

Solange die Geſetze von 1818/19 der Stadt nur Verluſte ge⸗ 
bracht hatten, führte man ſtädtiſcherſeits lebhafte Klage darüber, 
daß die Kämmerei durch das neue ſtaatliche Steuerſyſtem „an ihren 
ſicherſten und beſten Revenuen bedeutenden Abbruch leide“. Als 
aber durch das Abgabengeſetz von 1820 die erwähnte Verminderung 
der ſtädtiſchen Ausgaben eintrat, glaubte man im ganzen, bei den 
eingetretenen Veränderungen noch einen „ſehr namhaften Gewinn“ 
für die Stadtkaſſe zu erzielen. Die ſtädtiſchen Behörden nahmen 
dieſes anſcheinend günſtige Ergebnis ſofort zum Anlaß, einmal um 
im Jahre 1821 die direkte Steuerlaſt der Bürgerſchaft durch Ge⸗ 


*) Vgl. S. 189. 
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währung von zwei „Freimonaten“ zu erleichtern, ſodann um die 
Aufhebung der Torſperre ernſtlich zu erwägen. Das an den Bus 
gängen zur inneren Stadt erhobene Torjperrgeld*), das Friedrich 
der Große 1742 eingeführt hatte, um die Koſten für die Straßen⸗ 
beleuchtung zu beſtreiten, wurde dem Publikum um ſo läſtiger, je 
mehr bei dem Heranwachſen der Vorſtädte der Verkehr zwiſchen 
ihnen und der inneren Stadt zunahm. Nicht ſelten kam es bei 
Erhebung der Sperrgroſchen zu Widerſetzlichkeiten gegen die Zöllner, 
zu Aufläufen und Ausſchreitungen. Trotzdem konnten ſich die 
ſtädtiſchen Behörden, da die verhaßte Einrichtung der Stadt jährlich 
10900 Taler eintrug, nicht zu ihrer ſofortigen, völligen Aufhebung 
entſchließen. Man beſchloß zunächſt, um den Wünſchen des Publikums 
entgegenzukommen, von Neujahr 1821 ab die Sperre das ganze 
Jahr hindurch eine Stunde ſpäter beginnen zu laſſen, wodurch ſich 
die Einnahme auf 5150 Taler verminderte. Nach drei Jahren 
hoffte man, auf dieſe Reſteinnahme verzichten und die Torſperre 
ganz aufheben zu können 2). 

Dieſe Hoffnung wurde gründlich getäuſcht, weil die Steuer⸗ 
geſetzgebung von 1818—20 erſt nach und nach ihre für die Stadt⸗ 
ſinanzen überwiegend nachteiligen Wirkungen voll entfaltete. Die 
Wageamtsgefälle, die im erſten Jahre nach Aufhebung des Wage— 
zwangsrechts, 1821, immer noch 33464 Taler betragen hatten, 
ſanken von Jahr zu Jahr unaufhaltſam und betrugen 1829 nur 
noch 7742 Taler. Auch die Kommunalzuſchläge zur Mahl- und 


Schlachtſteuer zeigten einen auffallenden Rückgang. Sie betrugen 


1821 45438, 1829 nur noch 31457 Taler. Im ganzen ſanken die 
„indirekten Gefälle“ der Stadt in den Jahren 1821 — 29 von 
128234 auf 60041 Taler. So oft die ſtädtiſchen Behörden für 
ihre Verluſte an den beſtehenden Gefällen durch neue Formen in— 
direkter Beſteuerung Erſatz ſuchten, erhoben die Staatsbehörden 
im Intereſſe der Verkehrsfreiheit Einſpruch. So ſcheiterte nach 
jahrelangen Verhandlungen der anfangs ſogar von der Regierung 

) Das Sperrgeld betrug vom Wagen 1 Sgr. für das Pferd, vom Reiter 
1 Sgr., vom Fußgänger 4 Pf. Die Sperrzeit begann im Januar, Februar, 
November, Dezember um 4 Uhr nachmittags, im März und Oktober um 5, 
im April und September um 6, von Mai bis Auguſt um 7 und endete um 
10 Uhr abends. 
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gebilligte Plan, als Erſatz für das aufgehobene „Marktrecht“ 
ein Standgeld von den Wochenmarktsbeſuchern zu erheben. Eben⸗ 
ſo mißglückte der Verſuch, durch Einführung einer Abgabe von 
der auswärts verwogenen Wolle der Stadt einigen Erſatz für den 
zur Wollmarktszeit beſonders empfindlichen Ausfall an Wagegebühren 
zu verſchaffen. Von ihrer früheren Abſicht, die Torſperre im Jahre 
1824 aufzuheben, waren die Stadtbehörden bald zurückgekommen. 
Aber nun ließen die Staatsbehörden der Stadt keine Ruhe und 
drängten auf Abſchaffung der immer unerträglicher werdenden Ab⸗ 
gabe. Obwohl ſich die Stadt, unter dem Eindrucke ihrer fort⸗ 
geſetzt ungünſtiger werdenden Finanzlage mit aller Macht ſträubte, 
mußte ſchließlich die Torſperre auf Befehl des Königs am 31. März 
1829 aufgehoben werden 25). 

Je mehr die ſtädtiſchen Einnahmen aus der indirekten Be— 
ſteuerung ſanken, um jo wichtiger mußte für die Stadtfinanzen die 
einſt nur als Notbehelf betrachtete direkte Beſteuerung werden “). 
Aber auch hier zeigte ſich keine Steigerung, ſondern ein, wenn auch 
weniger bedeutender Rückgang der Einnahmen. Nachdem die 1810—11 
aufgeſtellten Grundſätze für die Erhebung der Grund- und der 
Perſonalſteuer in den Jahren 1817—19 einige Veränderungen ers 
fahren hatten, betrug im Jahre 1820 die Einnahme aus der Grund⸗ 
ſteuer 69643, die aus der Perſonalſteuer leinſchließlich der beſonders 
berechneten Kommunallaſtenbeiträge der Beamten) 90 462 Taler. 
Wenn nun auch, wie früher erwähnt, in den zwanziger Jahren die 
Zahl der Stadtbevölkerung offenbar raſcher ſtieg als ihr Wohlſtand, 
ſo hätte man doch eine, wenn auch mäßige Zunahme der Steuer⸗ 
leiſtung erwarten ſollen. Statt deſſen ſtieg bis 1829 zwar die 
Grundſteuer auf 78304 Taler, aber die Perſonalſteuer ſank auf 
73021, ſodaß im ganzen der Ertrag der direkten Steuern ſeit 1820 
von 160 424 auf 151327 Taler fiel. Durch dieſen Rückgang der 
Perſonalſteuer, der, wie noch ſpäter zu erörtern, hauptſächlich durch 
Mängel des Einſchätzungsverfahrens bedingt war, erhöhte ſich der 


) Im Jahre 1834 betrugen (nach Lewald, Breslaus Stadthaushalt S. 7) 
die Einnahmen der Stadt: aus „dem Vermögen und den Berechtigungen der 
Stadt“ 22,6%, aus indirekten Steuern 29,5% und aus direkten Steuern 
47,9% der geſamten Stadteinnahme. 


Ungünſtige Finanzlage. Verſuchte Vereinfachung der Verwaltung. 255 


jqährliche Ausfall, den die Stadt von 1820—29 an ihren Steuer⸗ 
einnahmen erlitt, von 68000 auf 77000 Taler 32), 

Da nun auch die Einnahmen der Stadt aus ihrem Vermögen, 
namentlich die Erträge der Stadtlandgüter, entſprechend der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftslage, unbefriedigend waren, da andrerſeits die 
meiſten Ausgaben der Stadt, die Koſten für Armen- und Kranken⸗ 
pflege, Schulweſen, Gefängnisweſen, Straßenpflaſterung und bes 
leuchtung bedeutend ſtiegen, mußte ſich die Finanzlage der Stadt 
mit jedem Jahre verſchlechtern. Nur dadurch konnte man das Gleich⸗ 
gewicht der Finanzen einigermaßen erhalten, daß die hauptſächlich 
zur Schuldentilgung beſtimmten Zuſchläge zur Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer faſt ausſchließlich zu laufenden Ausgaben verwendet wurden. 
Von 1821—30 wurden für 110000 Taler Kämmereiobligationen ein⸗ 
gelöſt, aber 54000 Taler ſchwebende Schuld neu aufgenommen, alſo 
tatſächlich nur 56000 Taler abgezahlt. Die bei dem allgemeinen 
Sinken des Zinsfußes mögliche Herabſetzung des Zinsfußes der Stadt- 
ſchulden hätte die Schuldentilgung weſentlich erleichtern können, wurde 
aber erſt jpät und in ungenügendem Umfange ausgeführt 52). 

Gegen die Erkenntnis, daß unter dieſen Umſtänden die Finanz⸗ 
lage der Stadt einer Kriſis entgegenging, ſcheint ſich der Magiſtrat 
möglichſt lange geſträubt zu haben. Als die Stadtverordneten im 
November 1825 in einem Schreiben an den Magiſtrat auf Grund 
des Berichtes der Kaſſenkuratoren ein ungünſtiges Bild der finan⸗ 
ziellen Zuſtände entwarfen, auf den bedrohlichen Rückgang der 
ſtädtiſchen Einnahmen hinwieſen und eine gemeinſame Kommiſſion 
zur Beratung über Beſſerungsmaßregeln beantragten, erklärte der 
Magiſtrat die Beſorgniſſe der Stadtverordneten für übertrieben und 
die Kommiſſionsberatung für überflüſſig. Drei Jahre ſpäter kam 
durch das Zuſammenwirken verſchiedener Umſtände die verſteckte 
Kriſis zum offenen Ausbruch 520). 

Der bereits erwähnte ſtaatliche Kommiſſar, Oberpräſidialrat 
Storch, erſtrebte in den Jahren 1834 —36 eine Beſſerung der 
ſtädtiſchen Finanzlage nicht ſowohl durch Erſchließung neuer Ein- 
nahmequellen, als durch zweckmäßigere Benutzung ſchon vorhandener 
Hilfsmittel, durch Vereinfachung und mithin auch Verbilligung der 
Verwaltung. An Verſuchen dieſer Art hat es ſchon in den Jahren 
181629 nicht ganz gefehlt; aber es waren nur vereinzelte, wenig 
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wirkſame Anläufe. Eine naheliegende Vereinfachung der ſtädtiſchen 
Zoll: und Steuerverwaltung, die Miterhebung ſtädtiſcher Gefälle 
durch die ſtaatlichen Steuerbeamten, war bezüglich des größten 
Teils der Kriegsimpoſten ſchon ſeit 1814 in Übung. Als aber die 
Staatsbehörden 1816 die Miterhebung auch auf andere Gefälle 
ausdehnen wollten, erklärten ſich die Stadtverordneten aus all⸗ 
gemeiner Beſorgnis vor Benachteiligung durch den Staat gegen 
den Vorſchlag. Derſelbe Gedanke gemeinſamer Zoll- und Steuer⸗ 
erhebeſtellen wurde noch einmal 1822 vom Staate angeregt. Aber 
wieder verhielt ſich die Stadt ablehnend und zog vor, ihre Brücken- 
und Pflaſterzölle zu verpachten. Eine Vereinfachung der Verwaltung 
und Verminderung der Beamtenzahl wurde 1817 von den Stadt- 
verordneten hinſichtlich des Servisweſens ſodann 1820 bei der 
Beratung über einen allgemeinen Normalbeſoldungsetat angeregt. 
Hierbei ſchlug die Finanzdeputation vor, die Stelle eines vierten 
Ratsſekretärs und eine Stelle im Stadtzollamt zu erſparen, ſich 
mit nur vier Kalkulatoren zu behelfen, den Rathausinſpektor und 
den Marſtallaufſeher künftig geringer zu beſolden und die Ziegel⸗ 
amts- mit der Bauamtskaſſe zu vereinigen. Daß aber trotz ſolcher 
Anläufe des Reform- und Spartriebes die Verwaltung ſchwerfällig 
und koſtſpielig im alten Gleiſe weiter wirtſchaftete, daß namentlich 
das aus alter Zeit überkommene Syſtem der Kaſſen- und Amter⸗ 
zerſplitterung im weſentlichen fortbeſtand, wird uns die ſeit 1829 
von den verſchiedenſten Seiten an der Stadtverwaltung geübte 
Kritik zur Genüge erkennen laſſen 32%), 

Angeſichts der nachlaſſenden Kraft und Lebensfülle der Selbſt⸗ 
verwaltung und der ungünſtigen Entwickelung des ſtädtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens und Finanzweſens iſt es nicht auffallend, daß auch 
die Betrachtung einzelner Verwaltungszweige ein Bild ſchleppender, 
mühſamer Weiterentwickelung bietet. Selbſt neue Betriebszweige, 
auf welche die Stadt erſt in dieſem Zeitabſchnitte ihren Wirkungs⸗ 
kreis ausdehnte, wie die Sparkaſſe, der Packhof, der Holzhandel, 
kamen, zum Teil infolge mangelnder Tatkraft und Unternehmungs⸗ 
luſt, zu keinem rechten Gedeihen. 

Obwohl die Regierung im Juli 1818 bei Überſendung des 
Statuts der Berliner Sparkaſſe hervorhob, wie das neue Unter: 
nehmen unter den breiteren Volksſchichten den Spartrieb wecken, 
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der Verarmung entgegenarbeiten und „Moralität und Sittlichkeit 
befördern“ ſolle, konnte man ſich in Breslau nicht gleich zur 
Nachfolge entſchließen. Im Auguſt 1819 entwarf Kospoth, auf 
den als Leiter der Armenverwaltung der ſoziale Zweck des neuen 
Unternehmens beſonderen Eindruck gemacht hatte, einen Gründungs⸗ 
plan. Aber erſt im Juli 1821, nachdem Brieg und Schweidnitz 
vorangegangen waren, trat die Breslauer Sparkaſſe in's Leben. 
Dem Zögern bei der Begründung entſprach eine ſehr vorſichtige 
Weiterbildung der neuen Anſtalt. Die Sparkaſſe brachte anfänglich 
ihre Gelder nur bei dem ſtädtiſchen Leihamt unter. Seit 1825 
wurden auch Breslauer Stadtobligationen, ſchleſiſche und poſener 
Pfandbriefe gekauft und Diskontgeſchäfte unternommen; 1827 ent» 
ſchloß man ſich, Breslauer Grundſtücke zu beleihen. Seit 1829 
begann man, aus Furcht vor Kapitalskündigungen nur ſehr zögernd 
und allmählich, den Zins der Sparkaſſenkapitalien von 4 auf 
3½% herabzuſetzen. Die ſehr beſcheidenen Überſchüſſe, 1821— 28 
im ganzen kaum 7000 Taler, floſſen nicht in die Stadtkaſſe, ſondern 
wurden als Reſervefonds aufgeſpart. Unmittelbar nützte die Spar⸗ 
kaſſe der Stadtkaſſe nur durch Gewährung von Darlehen, indem 
fie, wie das Kuratorium 1832 ſchwungvoll ſchrieb, „in allen mit- 
unter kritiſchen Verhältniſſen der Kommune als ſchützender Engel 
mit ihren Fonds zur Seite trat“ #27), 

Auch der Packhof, den die Regierung zunächſt 1817 ſelbſt ein⸗ 
richten wollte, der aber 1822 von der Stadt angelegt wurde, 
brachte anfänglich ſehr geringen Ertrag, im Durchſchnitte der Jahre 
1823—32 nur 152 Taler. Da derſelbe Packhof 1833 für 1700 
Taler verpachtet wurde, führte man ſpäter den Mißerfolg des Eigen- 
betriebs mit Recht auf Mängel der Verwaltung zurück. Auch die 
Verwaltung des Holzhandels, den die Stadt 1822 vom Staate 
übernahm, wurde in den dreißiger Jahren vielfach getadelt. Die 
Regierung meinte 1834, daß der ſtädtiſche Holzhof einmal nicht 
genug einbringe und ſodann nicht gehörig benutzt werde, um durch 
Wettbewerb mit den Privat⸗Holzhändlern im Intereſſe der Be⸗ 
völkerung die Holzpreiſe herabzudrücken. Die Regierung erklärte 
dieſe Unterlaſſung mit zu weitgehender Rückſicht auf die Händler; 
wahrſcheinlich hatten aber auch mangelnde Tatkraft und Unter⸗ 
nehmungsluſt ſchuld an den Mißerſolgen 2). 

17 
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Auf dem weiten Felde, das ſich der Tätigkeit der Stadtbehörden 
in den unfertigen Zuſtänden der Vorſtädte bot, wurde in dieſem 
Zeitabſchnitte mancher Fortſchritt erzielt. Allmählich wurden Straßen⸗ 
pflafterung, «beleuchtung und reinigung den Einrichtungen der inneren 
Stadt angepaßt. Das Schulweſen wurde mit großen Opfern ver- 
beſſert. Die Milderung und ſchließliche Aufhebung der Torſperre 
befreite die Vorſtädter von einer läſtigen Verkehrsbeſchränkung. Da 
ſeit 1819 in der inneren Stadt die Kaſernen für die Garniſon aus- 
reichten, die Bewohner mithin leine ſtändige Einquartierung mehr 
erhielten, wurde den Vorſtädtern ihre fortdauernde Verpflichtung, 
einen Teil des Leibküraſſierregiments einzuquartieren, von Stadt 
wegen abgenommen. Erſt wurden auf ſtädtiſche Koſten Ouartiere 
gemietet; dann brachte die Stadt erhebliche Opfer, um dem Militär⸗ 
fisfus den Bau der Küraſſierkaſerne am Stadtgraben zu ermöglichen. 
Der alte Wunſch der Vorſtädter, von der wenig leiſtungsfähigen 
provinzialſtädtiſchen Feuerſozietät zur ſtädtiſchen überzugehen, wurde 
von den Stadtbehörden möglichſt unterſtützt und ging 1832 endlich 
in Erfüllung. Doch trotzalledem waren zwei Jahrzehnte nach Ein⸗ 
führung der Städteordnung die Gegenſätze zwiſchen Stadt und Vor⸗ 
ſtädten nicht ganz ausgeglichen. Noch im Jahre 1830 beſchwerten 
ſich die Vorſtädter bei der Regierung über allerlei Benachteiligungen 
in Gemeindeangelegenheiten, ſodaß ſich die Stadtverordneten in einer 
umfangreichen Eingabe an den Oberpräſidenten gegen den Vorwurf 
einer Zurückſetzung der Vorſtädte verwahren mußten 50). 

Die Bauverwaltung, die einerſeits manche Spuren der Kriegs⸗ 
zeiten und früherer Verwahrloſung beſeitigen, andrerſeits neuen 
Anforderungen des ſtädtiſchen Wachstums genügen ſollte, litt an 
einem dauernden Mißverhältniſſe ihrer Aufgaben und ihrer Mittel. 
Obwohl der Bauetat in manchen Jahren 20— 25 9% der ſtädtiſchen 
Ausgaben in Anſpruch nahm, wollten die Mittel nie reichen. Die 
in den finanziell günſtigeren Jahren 1820/21 unternommenen Ver⸗ 
ſuche, hier und da durch Grundſtückskäufe die Straßen in der inneren 
Stadt zu verbreitern, lamen bald ins Stocken. Jeder größere Neu⸗ 
bau bildete für die Stadtverwaltung ein anfänglich unüberwindbar 
ſcheinendes Hindernis, an das man ſich erſt heranwagte, wenn nach 
jahrelangem Zögern ein längeres Hinausſchieben unmöglich war. 
Der Wiederaufbau der bei der Belagerung von 1806 zerſtörten 
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Elftauſend⸗Jungfrauen-⸗Kirche wurde von der Gemeinde, die ſich mit 
einem ſchuppenartigen Notbau behalf, ſchon längſt dringend erbeten. 
Aber man ſchritt erſt 1820 ans Werk, nachdem der König, ſtatt 
der ſonſtigen erhofften Staatshilfe, wenigſtens das Bauholz geſchenkt 
hatte, und hierdurch, ſowie durch ſonſtige Schenkungen und Ver⸗ 
mächtniſſe wenigſtens ein Drittel der Baukoſten gedeckt war. Auf 
jede Innenausſtattung der Kirche wurde aus Sparſamkeitsrückſichten 
verzichtet. Auch die Verwendung der ſchönen Steinſkulpturen vom 
alten Nikolaitore zur Verzierung der Faſſade erfolgte großenteils 
aus Sparſamkeitsgründen 390), 

Zu der von Propſt Rahn als „Friedensdenkmal“ angeregten 
Bürgerſchule“) wurde beim Reformationsjubiläum 1817 der Grund⸗ 
ſtein gelegt. Doch erſt in den Jahren 1823—25, nachdem durch 
Sammlungen 7282 Taler, etwa ein Viertel der Bauſumme, zu⸗ 
ſammengebracht worden waren, konnte der geplante Bau, das heutige 
Realgymnaſium am Zwinger, errichtet werden. Und als der Neu— 
bau glücklich vollendet war, konnte er noch nicht ſeiner Beſtimmung 
dienen. Da ſich nämlich inzwiſchen die dringende Notwendigkeit 
neuer Räume für das Eliſabethgymnaſium herausgeſtellt hatte, die 
nötigen Geldmittel aber noch nicht zu beſchaffen waren, mußte der 
Bürgerſchulneubau faſt 10 Jahre hindurch das Eliſabethgymnaſium 
beherbergen. Endlich in den Jahren 1831—35 konnte, mit Hilfe 
eines königlichen Gnadengeſchenks von 12000 Talern, das neue 
Eliſabethgymnaſium gebaut und darauf am 15. Oktober 1836, neun⸗ 
zehn Jahre nach der Grundſteinlegung, die Bürgerſchule ihrer Be⸗ 
ſtimmung übergeben werden. Daß allerdings an einer derartig 
ſchleppenden Löſung großer baulicher Aufgaben der Geldmangel 
nicht die alleinige Schuld trug, werden wir angeſichts der ſcharfen 
Kritik, die in den dreißiger Jahren an der ſtädtiſchen Bauverwaltung 
geübt wurde, wohl annehmen dürfen 9%). 

Teils Geldmangel, teils techniſches Unvermögen bewirkte, daß 
es auch bei der Straßenpflaſterung nur langſam und mühſam vor- 
wärts ging. Erſt allmählich verſtummten die oft recht draſtiſchen 
Klagen der Vorſtädter über den Zuſtand ihrer Straßen, Klagen, 
wie die, daß man in der jetzigen Brüderſtraße knietief im Kote 


„) Vgl. S. 227. 
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verſinke, oder daß jeder, „den fein Geſchick nötigt, die Ohlauer 
Vorſtadt zu Wagen oder zu Pferde zu paſſiren, wohl thäte, zuvor 
ſein Haus zu beſtellen.“ Jahrelang ſtellten die ſtaatlichen Behörden 
den ſtädtiſchen vor, daß der klägliche Zuſtand der heutigen Friedrich 
Wilhelmſtraße die Provinzialhauptſtadt in den Augen jedes von 
Weſten kommenden Reiſenden bloßſtelle. Zur Neupflaſterung kam 
es aber erſt, als die Regierung 1819 geſtattete, daß die Koſten 
mit Geldern, die urſprünglich zur Schuldentilgung beſtimmt waren, 
beſtritten wurden. Da auch in den zwanziger Jahren die Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen den Stadt- und den Staatsbehörden über 
die Notwendigkeit und Möglichkeit von Straßenpflaſterungen nicht 
aufhörten, ſchloſſen 1830 die Stadt und der Polizeipräſident einen 
förmlichen Vertrag, durch den die Stadt ſich verpflichtete, jährlich 
5000 Taler in den Pflaſterungsetat einzuſtellen, während der Polizei⸗ 
präſident keine weitergehenden Anſprüche zu ſtellen verſprach. Die 
von Breslau ausgehenden Landſtraßen hatte urſprünglich die Stadt 
durchgehends innerhalb des Fürſtentums, d. h. des Landkreiſes 
Breslau, unterhalten müſſen. Im 19. Jahrhundert hatte die Stadt 
dieſe Verpflichtung nur noch bezüglich der Straßen nach Ohlau, 
Ols und Trebnitz. Namentlich über die letzteren beiden Straßen, 
bei denen der Untergrund techniſche Schwierigkeiten ſchuf, befand 
ſich die auf Beſſerung des Bauzuſtandes dringende Regierung mit 
den die Unmöglichkeit des Geforderten beteuernden Stadtbehörden 
fortwährend in Differenzen, die erſt endeten, als der Staat 1823 
bis 27 den chauſſeemäßigen Ausbau und die Unterhaltung der 
Straßen für eigene Rechnung übernahm 2). 

Die in der Induſtrie ſehr allmählich ſich einbürgernde Dampf⸗ 
kraft hielt auch in den ſtädtiſchen Betrieben nicht ohne Schwierig. 
keiten ihren Einzug. Um den ſeit 1820 lautwerdenden Klagen über 
Waſſermangel abzuhelfen, wurde 1823 die Beſchaffung einer Dampf⸗ 
maſchine für die Matthiaskunſt beſchloſſen. Aber erſt nach 4 Jahren 
war die von der Eiſengießerei Gleiwitz gelieferte Maſchine ge— 
brauchsfähig und brachte dann allerdings eine weſentliche Ver⸗ 
beſſerung der Waſſerverſorgung. Als 1825 Berlin und Hannover 
zuerſt in Deutſchland zur Gasbeleuchtung übergingen und die Aus 
führung der engliſchen „Imperial-Continental Gas-Assoeiation“ 
übertrugen, verſuchte dieſe Geſellſchaft wie noch andere deutſche 
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Städte ſo auch Breslau für die Neuerung zu gewinnen. Aber auf 
Antrag Kospoths beſchloſſen die ſtädtiſchen Behörden, das Angebot 
der Engländer abzulehnen und ſtatt deſſen die bisherigen „beſcheiden 
flimmernden Ollaternen durch große, mit feinem raffinierten Ole 
geſpeiſte Reverbere-Laternen“ zu erſetzen. Mit dieſem von den 
Zeitgenoſſen dankbar begrüßten Fortſchritte begnügte man ſich, bis 
ſeit 1838 die Einführung der Gasbeleuchtung wieder erörtert und 
endlich 1845—47 von einer deutſchen Geſellſchaft vollzogen wurde 838), 

Bei der Weiterentwickelung des ſtädtiſchen Schulweſens war 
beſonders die techniſche Schwierigkeit des Raummangels zu über⸗ 
winden. Bei dem verhältnismäßig raſchen Wachstum der Be: 
völkerung wurden die knappen Mietsräume, in denen man 1816/17 
die erſten ſtädtiſchen Volksſchulen untergebracht hatte “), ſehr bald 
unzulänglich. Die Schaffung eigener Volksſchulhäuſer durch Um⸗ 
und Neubauten war nicht zu umgehen. Gleichwohl arbeitete man, 
entſprechend dem wachſenden Bedürfniſſe, an der Fortbildung des 
Volksſchulweſens eifrig weiter. Auch die Vorſtädte, in denen das Schul⸗ 
weſen bisher beſonders im argen lag, wurden nach Möglichkeit 
verſorgt. Bei den katholiſchen Pfarrſchulen, deren Unterhalt ſeit 
der Säkulariſation dem Fiskus oblag, gewährte wenigſtens die 
Stadt den Lehrern Beſoldungszulagen. In den Jahren 1817—27 
ſtieg die Zahl der ſtädtiſchen Volksſchulen von 4 auf 9, die Zahl 
der Armenſchulen, in denen aller Unterricht unentgeltlich erteilt 
wurde, von 2 auf 7. Wenn die jährlichen Ausgaben der Stadt 
für das Schulweſen (abgeſehen von Baukoſten) in den Jahren 
181134 von 4900 auf 16600 Taler anwuchſen, jo hatte an dieſer 
Zunahme natürlich das Volksſchulweſen den größten Anteil. Daß 
aber auch die Entwickelung des höheren Schulweſens nicht ganz 
ſtockte, beweiſen, trotz ihres langſamen Zuſtandekommens, die früher 
erwähnten beiden Neubauten“). Die lange Verzögerung der Er 
richtung der Bürgerſchule hatte inſofern auch eine gute Wirkung, 


*) Am 20. Sept. 1817 berichtete Stadtverordneter Schmeidler von der 
Elementarſchule III: „Eine Stube von zwei Fenſtern für die 1. Claſſe und die 
Stubenkammer von einem Fenſter für die 2. Claſſe find mit 160 Kindern fo 
vollgepfropft, daß beſonders dem Lehrer der 2. Claſſe kaum der Raum zum 
Stehen Übrigbleibt“ (Magiſtratsatten 31. 1. 11 vol. ID. 

**) Bol, auch S. 251. 
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als ſich inzwiſchen der urſprüngliche, beſcheidene Bürgerſchulplan 
Rahns zum Gründungsplane einer höheren Bürgerſchule, der Vor⸗ 
läuferin unſerer Realgymnaſien, ausgeſtaltete 3%). 

Die ſtädtiſche Armen⸗ und Krankenpflege befand ſich während 
der Jahre 1816-29 in einem kritiſchen Übergangszuſtande. Je 
mehr infolge der Bevölkerungszunahme und der ungünſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe die Anforderungen an dieſe Verwaltungs⸗ 
zweige ſtiegen, um ſo weniger konnten die erforderlichen Mittel in 
der bisherigen Weiſe durch freiwillige Zuwendungen aufgebracht 
werden. Die Notwendigkeit von Zuſchüſſen aus Gemeindemitteln 
mußte je länger je mehr hervortreten. Bei dem Allerheiligenhoſpital, 
deſſen Krankenzahl 1816—27 von 2153 auf 3871 ſtieg, und das 
in den Jahren 1822—24 eine längſt dringend nötige bauliche Er⸗ 
weiterung erfuhr, zeigte ſich die finanzielle Hilfsbedürftigkeit zuerſt. 
Nachdem das Hoſpital ſeit 1817 zeitweilig nach Bedarf von der 
Stadtkaſſe unterſtützt und 1818 jedem, der das Bürgerrecht erwarb, 
neben den ſonſtigen Gebühren ein Beitrag von 2 Talern an die 
Hoſpitalkaſſe auferlegt worden war, erhielt das Hoſpital ſeit 1822 
einen feſten Kämmereizuſchuß von 3100 Talern. Als dieſer Zuſchuß 
bei dem ſteigenden Bedarf bald nicht mehr reichte, halfen die Stadt⸗ 
behörden, ſolange ſie konnten, durch Nachbewilligungen aus. Aber 
gegen Ende der zwanziger Jahre kam die Stadtkaſſe ſelbſt in Not, 
und nun geriet das Hoſpital in ſo große Bedrängnis, daß man 
1828/29 4000 Taler Schulden bei Bäckern und Fleiſchern machen 
mußte. Erſt in den dreißiger Jahren wurden anläßlich der da⸗ 
maligen Verwaltungsreformen die finanziellen Beziehungen des 
Hoſpitals zur Stadt dauernd geregelt). 

Auch die andern älteren Wohltätigkeitsanſtalten erforderten 
mehrfach Zuſchüſſe. Einzelne beſonders gut ausgeſtattete Anſtalten, 
wie das „reiche“ Trinitatis⸗Hoſpital erhielten ſich wohl ſelbſt und 
konnten ſogar größere Baulaſten aus eigenen Mitteln tragen. Aber 
die weniger bemittelten Hoſpitäler zu 11000 Jungfrauen und 
St. Hieronymus mußten von 1827—33 hoffen und harren, bis 
ſich für einen dringend nötigen Neubau die erforderlichen ſtädtiſchen 
Zuſchüſſe beſchaffen ließen. Die in den Jahren 1818—21 neu 
errichteten Wohltätigkeitsanſtalten, das katholiſche Bürgerhoſpital 
St. Anna, die Blindenunterrichtsanſtalt, das Dienſtbotenhoſpital 
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und die Taubſtummenanſtalt wurden hauptſächlich aus freiwilligen 
Spenden errichtet, aber von der Stadt durch einmalige Beihilfen 
und laufende Beiträge unterſtützt 3°). 

Am bezeichnendſten für die Zeitverhältniſſe und am bedeut⸗ 
ſamſten in ihrer Rückwirkung auf die Stadtfinanzen waren die 
Schwierigkeiten, mit denen die offene Armen: und Krankenpflege 
zu kämpfen hatte. In den Jahren 1809 — 27 ſtieg die Zahl 
der Almoſenempfänger von 1409 auf 2838; die Ausgaben der 
Armenkaſſe wuchſen von 32000 auf 93000 Taler. Dieſe mächtige 
Steigerung der Armenlaſt war einmal durch die früher berührte 
wirtſchaftliche Entwickelung, ſodann durch die beſtehende Geſetz— 
gebung veranlaßt. Die Unterſtützungspflicht der Stadtgemeinde 
wurde ſchon durch die bloße Wohnhaftmachung am Orte begründet. 
Der landrechtliche Vorbehalt, daß der Hilfsbedürftige „zu den ges 
meinen Laſten beigetragen haben“ müſſe, wurde 1824/25 zum 
Schaden der Städte durch Miniſterialreſkripte aufgehoben. Zeit⸗ 
weilig ſuchte man ſtädtiſcherſeits die bedrohliche Zunahme der 
Armenlaſt durch ſchärfere Prüfung der Hilfsbedürftigkeit einzu⸗ 
ſchränken. Eine Reviſion der Almoſengenoſſen 1821/22 ergab, daß 
die Überwachung der Unterſtützten durch die Bezirksvorſteher und 
Armenväter vielfach nachgelaſſen hatte, und dadurch mancher Miß⸗ 
brauch der öffentlichen Wohltätigkeit ermöglicht worden war. Aber 
die vorübergehende Verminderung der Almoſen infolge der Reviſion 
wurde durch eine ſeit 1825 eintretende gewaltige Steigerung der 
Armenlaſt reichlich aufgewogen. Die offene Armenkrankenpflege war 
bisher teils von den Arzten des Allerheiligenhoſpitals beſorgt worden. 
Teils hatten die beiden Stadtphyſici unter freiwilliger Mitwirkung 
einiger jüngeren Arzte die Armenkranken behandelt. Auf Drängen 
der Regierung wurde nun 1825 die Armenkrankenpflege in der Weiſe 
verbeſſert, daß zu den zwei Stadtphyſicis acht beſoldete und acht un⸗ 
beſoldete Armenärzte hinzutraten. Dieſe intenſivere Armenkranken⸗ 
pflege hatte großen Anteil daran, daß gegen Ende der zwanziger 
Jahre die Armenlaſt eine früher nie geahnte Höhe erreichte”). 

Während der Bedarf dermaßen ſtieg, befand ſich die Haupt⸗ 
einnahme der Armenkaſſe im Rückgange. Die Armenbeiträge, die 
zwar jeder leiſten mußte, deren Höhe er aber ſelbſt beſtimmen konnte, 
waren in den erſten Jahren der Selbſtverwaltung bedeutend ge- 
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ftiegen, aber dann wieder zurückgegangen. Der Gedanke, die ohne⸗ 
hin nur halb freiwilligen Beiträge durch eine nach dem Bedarf 
abgemeſſene Zwangsſteuer zu erſetzen, lag unter dieſen Umſtänden 
nahe, begegnete aber, wo er etwa auftauchte, allgemeiner Abneigung. 
Selbſt der hochverdiente Hoſpitalarzt Dr. Ebers erklärte ſich in ſeiner 
wertvollen Schrift über das ſtädtiſche Armenweſen“) gegen alle 
Zwangsbeiträge. Von den nach dem Allgemeinen Landrecht den 
Gemeinden für Zwecke der Armenpflege geſtatteten Luxusſteuern, 
wurde eine Hundeſteuer ſchon 1820 von der Regierung angeregt. 
Aber das gegen dieſe Steuer beſtehende Vorurteil wurde erſt 1838 
überwunden. Eine Beſteuerung der Tanzluſtbarkeiten wurde im 
Juni 1825 eingeführt, fiel aber finanziell wenig ins Gewicht 88). 

Im Dezember 1825 mußte die Armendirektion dem Magiſtrat 
erklären, daß ſie ihren Bedarf aus den laufenden Einnahmen nicht 
mehr decken könne und deshalb einen ſtädtiſchen Zuſchuß von 
7000 Talern brauche. Um nicht größere Mittel bewilligen zu müſſen, 
wieſen die ſtädtiſchen Behörden die Armenverwaltung auf einen 
bedenklichen Ausweg. Die Armendirektion ſollte Kapitalien ſolcher 
Geſchenke und Vermächtniſſe, bei denen nicht ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben war, daß nur die Zinſen verbraucht werden ſollten, zur 
Beſtreitung laufender Ausgaben verwenden dürfen. Den dadurch 
entſtehenden Zinsausfall ſollte die Stadtkaſſe ſolange decken, bis 
die Armenverwaltung in beſſeren Zeiten die verbrauchten Kapitalien 
aus Überſchüſſen wieder ergänzt habe. Aber ſtatt beſſerer kamen 
immer ſchlimmere Zeiten. Das finanzielle Ergebnis der Jahre 
1826—28 war, daß die Armenkaſſe über 20000 Taler Kapital 
verbrauchte, außerdem 24000 Taler bei der Sparkaſſe borgte und 
noch ein ungedecktes Defizit von 6545 Talern behielt, und das 
alles, obwohl die Stadtkaſſe doch noch faſt 10000 Taler zugeſchoſſen 
und ſeit 1828 die 6500 Taler betragenden Koſten für das Aren, 
ſchulweſen übernommen hatte 580). 

Der finanzielle Zuſammenbruch der Armenkaſſe gab den Anſtoß 
dazu, daß man die ſchwierige Lage, in der ſich die ſtädtiſchen 
Finanzen überhaupt ſchon ſeit längerer Zeit befanden, offen an⸗ 
erkannte und Mittel zur Abhilfe ſuchte. Am 22. Oktober 1829 


*) Ebers, Das Armenweſen der Stadt Breslau (Br. 1828) S. 278. 
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beriet die Finanzdeputation über die Finanznot der Stadt im all— 
gemeinen und der Armenverwaltung im beſonderen. Allgemein 
wurde anerkannt, daß die Stadtkaſſe bei ihrem eigenen „höchſt be⸗ 
klagenswerten Zuſtande“ das für 1829 12854 Taler betragende 
Defizit des Armenetats nicht decken könne. Als Hilfsmaßregeln 
für die Armenverwaltung wußte die Deputation nichts beſſeres vor- 
zuſchlagen als weiteren Kapitalverbrauch, möglichſte Sparjamteit 
bei der Armenkrankenpflege und den Verſuch, die „vielen wohl⸗ 
habenden Einwohner, die nur höchſt geringfügige Beiträge zur 
Armenkaſſe leiſteten“, zur Erhöhung ihrer Armenbeiträge zu ver⸗ 
anlaſſen. Bezüglich der allgemeinen Finanznot wurde beſchloſſen, 
zunächſt bei der Sparkaſſe 15—20000 Taler zu borgen, ſodann 
in weiteren Sitzungen über eine Vermehrung der ſtädtiſchen Ein⸗ 
nahmen und möglichſte Herabſetzung der Ausgaben, namentlich über 
eine „Verminderung des magiſtratualiſchen Subalternen-Perſonals“ 
zu beraten 50). 

Damit war zum erſten Male als Mittel zur Beſſerung der be— 
drängten Finanzlage eine Vereinfachung der Verwaltung bezeichnet. 
Den hier angedeuteten Weg hat die Stadt in den folgenden Jahren 
Zunächſt aus eigener Kraft einzuſchlagen verſucht. Entſchieden und 
erfolgreich hat ſie ihn aber erſt mit Unterſtützung und unter An⸗ 
leitung der Staatsbehörden betreten. 


Kapitel 13. 
Reformen unter ſtaatlichem Autriebe 1830 — 39. 


Die 1829 angeregten, ſchließlich unter ſtaatlichem Antriebe durch— 
geführten Beſtrebungen zur Reform der Breslauer Stadtverwaltung 
fielen in eine Zeit, in der ſich die Neigung des Staates, in die 
Verwaltung der Städte einzugreifen, nicht nur, wie bisher, durch 
einzelne Verwaltungsakte und Verordnungen, ſondern auch durch 
allgemeine geſetzgeberiſche Maßnahmen betätigte. 
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Da man die Städteordnung nicht in ihrer urſprünglichen Geſtalt 
auf die 1815 erworbenen Provinzen übertragen wollte, hatte 
man ſchon 1816 eine Umarbeitung des Stein'ſchen Geſetzes geplant. 
Doch erſt mit der „Revidierten Städteordnung“ vom 17. März 
1831 kam dieſe Umgeſtaltung endlich zum Abſchluſſe. Entſprechend 
der herrſchenden Verwaltungspraxis verſtärkte das neue Geſetz den 
ſtaatlichen Einfluß auf die Städte. Der Regierung wurde bei 
allen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten die Entſcheidung vorbehalten. Wenn ſich die Beſetzung 
einer Magiſtratsſtelle „durch unangemeſſene Vorſchläge der Stadt- 
verordneten oder durch andre Umſtände“ verzögerte, ſollte die Re- 
gierung die betreffende Stelle auf Stadtkoſten kommiſſariſch verwalten 
laſſen. Verfügungen über das ſtädtiſche Vermögen wurden mehr 
als bisher an ſtaatliche Genehmigung geknüpft. Ebenſo wurde 
durch die Revidierte Städteordnung die Stellung des Magiſtrats 
gegenüber den Stadtverordneten verſtärkt. Auch in Angelegenheiten, 
welche die Stadtverordneten nach dem Geſetze allein entſcheiden 
ſollten, durfte der Magiſtrat Stadtverordnetenbeſchlüſſe, die er als 
„dem Gemeinwohl nachteilig“ anſah, beanſtanden 91). 

Die „Revidierte Städteordnung“ von 1831 ſollte urſprünglich 
im ganzen Staate eingeführt werden. In letzter Stunde wurde 
jedoch beſchloſſen, den Städten der alten Provinzen die Wahl zu 
laſſen, ob ſie die Stein'ſche Städteordnung mit dem neuen Geſetze 
vertauſchen wollten. Wenn dieſer Tauſch nur in drei märkiſchen 
Kleinſtädten vollzogen worden iſt, ſo war wohl für die damaligen 
Stadtbehörden vielfach mehr die Macht der Gewohnheit maßgebend, 
als eine bewußte grundſätzliche Abneigung gegen das die Selbft- 
verwaltung beſchränkende neue Geſetz. Wenigſtens trug in Breslau 
der Magiſtrat 1834 keine Bedenken, ſich in einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit mit den Stadtverordneten auf die Vorſchrift der 
Revidierten Städteordnung über die kommiſſariſche Verwaltung 
von Magiſtratsſtellen zu berufen und mußte ſich erſt von der Re⸗ 
gierung belehren laſſen, daß die Revidierte Städteordnung in 
Breslau keine Geltung habe. In den vierziger Jahren war aller⸗ 
dings die Stimmung ganz umgeſchlagen, und die Breslauer 
Abgeordneten verwahrten ſich auf dem Provinziallandtage von 
1845 gegen die Verſuche der Staatsbehörden, „die alte Städte⸗ 
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ordnung zu untergraben und die neurevidierte den Städten aufzu⸗ 
dringen 45). 

Konnte man ſich 1831 nicht entſchließen, die Stein'ſche Städte— 
ordnung zwangsweiſe zu beſeitigen, ſo wurden wenigſtens die vielen 
ſeit 1809 ergangenen „Deklarationen“ zur Städteordnung in einer 
Kabinettsorder vom 14. Juli 1832 zuſammengeſtellt und, ſoweit 
fie nur in Form von Miniſterialreſtripten erſchienen waren, vom 
Könige ausdrücklich beſtätigt. Bei dem Charakter vieler dieſer 
Deklarationen wurde durch ihre Beſtätigung die Abſicht einer Ver⸗ 
ſtärkung der Staatsaufſicht, eine Schwächung der ſtädtiſchen „Auto⸗ 
nomie“ beinahe ebenſo erreicht, wie es durch eine zwangsweiſe 
Einführung der „Revidierten Städteordnung“ geſchehen wäre #8), 

Eine weitere geſetzgeberiſche Einwirkung auf die Städteverwaltung 
brachte das „Regulativ über das Geſchäftsverfahren der Magiſtrate“ 
vom 25. Mai 1835, zu deſſen Erlaß langwierige Streitigkeiten des 
Berliner Oberbürgermeiſters von Bärenſprung mit der Mehrheit 
des dortigen Magiſtrats die Veranlaſſung gegeben hatten. Das 
Regulativ, das den Geſchäftsgang des Magiſtrats und der Depu⸗ 
tationen regelte und namentlich die Befugniſſe des Oberbürger⸗ 
meiſters gegenüber den übrigen Magiſtratsmitgliedern und den 
ſtädtiſchen Beamten näher beſtimmte, beſtätigte allerdings für 
Breslau großenteils nur das, was auf Grund des 1809 ent⸗ 
worfenen Geſchäftsreglements bisher ſchon üblich geweſen war. 
Soweit dem Regulativ nicht abweichende Beſtimmungen der 
Städteordnung von 1853 entgegenſtehen, hat es heute noch 
Geltung 540). 

Nicht ganz im Einklange mit der vorherrſchenden Neigung zur 
Verſtärkung der Staatsaufficht ſchienen die Staatsbehörden, an⸗ 
geſichts der finanziellen Schwierigkeiten der Breslauer Stadtverwal⸗ 
tung“) anfänglich nicht einſchreiten zu wollen. Die Stadtbehörden 
behielten reichlich Zeit zu Verſuchen der Selbſthilfe. An ſolchen 
Verſuchen hat es auch nicht gefehlt; aber fie entbehrten des nötigen 
Nachdrucks. Die Stadtverordneten beſchloſſen zwar im Dezember 
1829 eine Erhöhung der Perſonalſteuer durch Zuſchläge, deren 
Ertrag auf 9100 Taler geſchätzt wurde und eine Beſteuerung des 


*) Bol. S. 255, 264 f. 
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Privatvermögens der Staatsbeamten*). Aber damit deckte man 
nur den augenblicklichen, dringendſten Mehrbedarf. Als in den 
beiden nächſten Jahren die Verwaltung des Allerheiligenhoſpitals 
und die Armendirektion neue, erhöhte Anſprüche an die Stadtkaſſe 
ſtellten, als vollends die Choleraepidemie von 1831 der Stadt eine 
unvorhergeſehene Ausgabe von faſt 35000 Talern brachte, wurde 
das Defizit der Kämmerei immer größer, und ſchließlich fand man 
keinen andern Ausweg, als Ende 1831 128000 Taler neue Stadt⸗ 
obligationen auszugeben. Damit wurde die verbriefte Stadtſchuld 
zum erſten Male ſeit der Franzoſenzeit wieder geſteigert. Für eine 
Zeit, die das ſtädtiſche Schuldenweſen noch ganz nach privat- 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten beurteilte und eine völlige Tilgung 
der Stadtſchulden für ein erreichbares Ziel hielt, bedeutete dieſe 
Wiedervermehrung der Schulden ein völliges Fiasko der ſtädtiſchen 
Finanzwirtſchaft 9). 

Als die Stadtverordneten im Dezember 1829 die erwähnte 
Steuererhöhung „mit recht ſchmerzlicher Empfindung“ bewilligten, 
machten ſie es dem Magiſtrat „zur heiligſten Pflicht“, die von 
„der öffentlichen Stimme“ dringend geforderte Vereinfachung der 
Verwaltung und Verminderung der ſtädtiſchen Beamtenſchaft ernſt⸗ 
lich zu betreiben. Eine im März und April 1830 tagende ges 
miſchte Kommiſſion von Magiſtratsmitgliedern und Stadtverord⸗ 
neten machte denn auch eine ganze Anzahl Reformvorſchläge. Sie 
forderte u. a. eine beſſere Nutzung des ſtädtiſchen Leinwandhauſes, 
des Packhofs und anderer ſtädtiſchen Einnahmequellen, Erſparniſſe 
von Beamten im Sekretariat, in der Regiſtratur, der Kanzlei und 
der Kalkulatur“), beim Wageamt, beim Bauhof und im Marſtall, 


) Die Befugnis hierzu beſaßen die Städte nach dem Geſetze vom 11. Juli 
1822. Aber in Breslau hatte man von dieſem Rechte „aus Schonung“ für 
die Beamten keinen Gebrauch gemacht. Teil II S. 417. 

) Bis zum Jahre 1853 waren die Magiſtratsbureaus nicht, wie heute, 
nach den bearbeiteten Gegenſtänden, z. B. Schulſachen, Bauſachen, ſondern 
nach den verſchiedenen Zweigen oder Abſchnitten der bureaumäßigen Bear⸗ 
beitung, z. B. Regiſtratur, Kaltulatur, Kanzlei, eingeteilt. Während heute die 
auf dieſelbe Sache bezüglichen Regiſtratur-, Kalkulatur-, Kanzleiarbeiten in dem⸗ 
ſelben Bureau ausgeführt werden, mußte früher jede Sache die verſchiedenen 
Bureaus durchlaufen. Mitteilungen a. d. Stadtarchiv etc. I 65. 


Neue Verhandlungen über Verwaltungsreformen 1833/34. 269 


möglichſte Herabſetzung der Baukoſten und beſſere Beaufſichtigung 
der Bauarbeiten. Endlich beantragte die Kommiſſion, das unver: 
hältnismäßig niedrige Schulgeld bei den ſtädtiſchen Gymnaſien zu 
erhöhen und den Zinsfuß der meiſt öffentlichen Anſtalten und milden 
Stiftungen gehörigen Kapitalien, die noch von altersher zu 5 und 
ſelbſt zu 6% bei der Kämmerei angelegt waren, auf den 4½ % be— 
tragenden allgemeinen Zinsſatz der Stadtſchulden herabzuſetzen 46), 
Aber es zeigte ſich bald, daß ſich die ſtädtiſchen Behörden, wie 
die Regierung ſpäter einmal ſchrieb, nicht ſo leicht „aus dem einmal 
beſchrittenen Gleiſe herausleiten“ ließen. Alle Reformvorſchläge 
hatten nach zwei Jahren kein anderes Ergebnis gezeitigt, als daß 
man beſchloß, das Schulgeld, aber nur für die von 1833 an neu— 
eintretenden Schüler, von monatlich 20 Sgr. auf 1 Taler zu er⸗ 
höhen. Die Zinsherabſetzung bei den Stiftungskapitalien, gegen 
die ſich mit Rückſicht auf das Intereſſe der wohltätigen Anſtalten 
lebhafter Widerſpruch regte, wurde im Februar 1832 von der 
Finanzdeputation befürwortet, blieb aber noch unausgeführt 4). 
Angeſichts der Unfruchtbarkeit der bisherigen Verhandlungen 
über die Verwaltungsreform drängten die Stadtverordneten ſeit dem 
Sommer 1832 zu neuen Ausſchußberatungen. Daraufhin trat, nach 
längerem Zögern des Magiſtrats, im Auguſt 1833 eine neue ge— 
miſchte Kommiſſion zuſammen, die bis zum Januar 1834 den Stadt⸗ 
haushalt gründlich unterſuchte und den Reformvorſchlägen von 1830, 
die ſie im weſentlichen ſich zu eigen machte, noch eine Anzahl neuer 
hinzufügte. Die Kommiſſion ſchlug vor, Teile des ſtädtiſchen Land⸗ 
beſitzes zu verkaufen oder in Erbpacht auszutun, den Verkauf der 
ſtädtiſchen Mühlen in Erwägung zu ziehen, den Schlachthof zu ver⸗ 
pachten, die Leihamtsverwaltung, die bisher „klägliche Reſultate“ 
lieferte, zu verbeſſern, die beſonderen Remunerationen der Beamten 
für einzelne Dienſtleiſtungen“) abzuſchaffen. Da ferner die 1829 
eingeführten Zuſchläge zur Perſonalſteuer den erwarteten Ertrag 
nicht brachten, und da eine Steigerung der Grundſteuer, über deren 
Höhe ohnehin ſchon viel geklagt wurde, „ebenſo ungerecht als un— 
ausführbar“ erſchien, ſollte die Perſonalſteuer noch weiter erhöht 
werden. Wenn endlich die Kommiſſion die Vereinigung der Bau: 


*) Bgl. Teil II S. 457. 
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amtskaſſe mit einer andern Kaſſe beantragte und verlangte, daß 
künftig die Spezialetats der Schulen den Stadtverordneten mit⸗ 
geteilt werden ſollten, jo berührte fie Fragen, die bald in der ſtaat⸗ 
lichen Unterſuchung des Stadthaushalts eine große Rolle ſpielen 
ſollten 98). 

Doch auch die Reformvorſchläge von 1833/34 blieben ziemlich 
ergebnislos. Zwar wurde der Packhof verpachtet, und die lange 
umſtrittene Herabſetzung des Zinsfußes der Stiftungsfapitalien auf 
4½ % erfolgte endlich im April 1834. Aber zu der von der 
Kommiſſion angeregten weiteren Herabſetzung des Zinsfußes aller 
Stadtſchulden von 4½ auf 4% konnte man ſich nicht entſchließen. 
Um gemäß dem Kommiſſionsvorſchlage den Ertrag der Perſonal⸗ 
ſteuer zu erhöhen, arbeitete der Kämmerer Heller einen neuen Steuer⸗ 
tarif aus, der aber nicht angenommen wurde. Daß eine größere 
Ergiebigkeit der Perſonalſteuer nicht, wie bisher, durch Erhöhung 
der Steuerſätze, ſondern durch Verbeſſerung des mangelhaften Ein⸗ 
ſchätzungsverfahrens zu erſtreben war, ſollte ſich erſt bei der ſtaat⸗ 
lichen Unterſuchung ergeben ). 

Gegenüber den Verſuchen der Stadt, ſich aus ihren finanziellen 
Schwierigkeiten ſelbſt herauszuhelfen, verhielten ſich die Staats⸗ 
behörden zunächſt nur als aufmerkſame Beobachter. Da der Re⸗ 
gierung, wie ſie im Juni 1831 an den Magiſtrat ſchrieb, „die 
genaue Kenntnis von dem Communal- und Kämmereiweſen der 
Städte höheren Ortes neuerdings zur Pflicht gemacht worden“ war, 
mußte der Magiſtrat von 1832 an der Regierung jährliche „Haupt⸗ 
verwaltungsberichte“ einreichen. Auf wiederholtes Drängen der 
Regierung zur Veröffentlichung der nach 8 183d der Städteordnung 
zu druckenden „Rechnungsextrakte“, erſchien im Oktober 1832 der 
„Extract aus der Breslauer Cämmerei-Hauptrechnung pro 1831“, 
deſſen dürftige Angaben dem Uneingeweihten allerdings uur wenig 
Belehrung boten. Als im Auguſt 1832 Oberbürgermeiſter v. Kospoth 
plötzlich an der Cholera geſtorben war, und die Stadtverordneten 
für die Oberbürgermeiſterſtelle den Bürgermeiſter Menzel, Stadtrat 
Blumenthal und Juſtizrat Teichert präſentierten, berichtete die Re⸗ 
gierung dem Miniſter: eigentlich beſitze keiner der Kandidaten in 
vollem Umfange die Eigenſchaſten, „die allein eine gründliche Ver⸗ 
beſſerung der hieſigen Kämmereizuſtände erwarten ließen“. Trotz⸗ 
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dem empfahl die Regierung den an erſter Stelle vorgeſchlagenen 
Menzel zur Ernennung, die denn auch erfolgte 360). 

Einen beſonderen Antrieb zur Beſchäftigung mit der ſtädtiſchen 
Finanzlage erhielten die Staatsbehörden durch die Verhandlungen 
über den Ablöſungsfonds der Gewerbegerechtigkeiten. Die Tilgung 
der Ablöſungskapitalien für die durch die Gewerbefreiheit auf 
gehobenen ausſchließlichen Gewerbegerechtigkeiten ſollte nach dem 
vom Könige im April 1813 genehmigten Hoffmannſchen Plane“) 
nach 18 Jahren beendet ſein. Aber die Steuergeſetzgebung der 
Jahre 1818—20 übte, wie auf die Stadtfinanzen überhaupt, jo 
auch auf die Einnahmen des Ablöſungsfonds einen nachteiligen 
Einfluß. Hatte der Fonds bis 1820 aus indirekten Steuern, 
hauptſächlich durch Zuſchläge zur ſtaatlichen Konſumtionsakziſe ), 
im Jahresdurchſchnitt 71000 Taler Einnahmen, ſo ſanken nach 
1820 die entſprechenden Einkünfte aus Zuſchlägen zur ſtaatlichen 
Mahl⸗, Schlacht und Braumalzſteuer auf 44000 Taler. Bei dieſer 
Abnahme ſeiner Einkünfte war der Fonds nur noch zur Verzinſung, 
aber kaum mehr zur Tilgung des Ablöſungskapitals ausreichend. 
Nach 18 Jahren war nicht das ganze Kapital, ſondern erſt reichlich 
Yıs desjelben abgezahlt 351), 

In den 1828 beginnenden Verhandlungen darüber, wie dem 
Ablöſungsfonds behufs ſchnellerer Tilgung des Kapitals neue Ein: 
nahmen zu verſchaffen ſeien, kam der alte Gegenſatz zwiſchen Stadt 
und Staat, wie er einſt in den erſten Kämpfen um die Gewerbe: 
freiheit und um die Ablöſung der Gewerbegerechtigkeiten beſtanden 
hatte, noch einmal zur Geltung. Städtiſcherſeits behauptete man, 
der Staat habe durch ſeine Geſetzgebung die Entwertung der Ge— 
werbegerechtigkeiten verſchuldet, ſei alſo jetzt zur Verſtärkung des 
Ablöſungsfonds verpflichtet. Staatlicherſeits aber verlangte man, 
daß die Stadt das Fehlende zuſchieße, weil die Aufhebung der 
Breslauer Gewerbegerechtigkeiten nur der Stadtbevölkerung zugute 
gekommen ſei, alſo die Allgemeinheit, den Staat nichts angehe. Die 
Miniſter des Inneren und der Finanzen entwarfen im Auguſt 1832 
einen Plan, demzufolge, um die Tilgung des Ablöſungskapitals 


*) Vgl. S. 186 f., ferner Teil II 352. 
* S. 187 und 251 f. 
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bis 1861 zu bewirken, die Stadt jährlich 16000 Taler zuſchießen 
ſollte. Aber nicht nur die Stadt erklärte eine ſolche Leiſtung im 
Hinblick auf den „wahrhaft troſtloſen“ Vermögenszuſtand der 
Kämmerei und die zunehmende „Verarmung und Brotloſigkeit“ der 
Bürger für unerſchwinglich. Auch die Regierung nahm ſich der 
Stadt an, erklärte einen ſtaatlichen Zuſchuß zum Ablöſungsfonds 
für unvermeidlich und ſchlug vor, das Tilgungsgeſchäft dadurch zu 
erleichtern, daß man für das Ablöſungskapital, ſtatt wie bisher 4½ 
nur 3 % Zinſen zahle und über den Reſt von 1½ 9% unverzinsliche 
Zinsſcheine ausſtelle, die erſt nach Erledigung des Tilgungsgeſchäfts 
einzulöſen ſeien. Die Miniſter genehmigten zwar die Ausſtellung 
von Zinsſcheinen, wollten aber von der Forderung des Zuſchuſſes 
von 16000 Talern nicht abgehen 585). 

Dieſe Verhandlungen mußten dazu führen, daß ſich die Staats⸗ 
behörden eingehender als bisher mit der ſtädtiſchen Finanzgebahrung 
beſchäftigten. Wenn auch die Regierung in Sachen des Ablöſungs⸗ 
fonds der Stadt gegen das Miniſterium beigeſtanden hatte, ſo war 
ſie weit entfernt, mit der ſtädtiſchen Finanzverwaltung einverſtanden 
zu ſein. Die Regierung richtete im Juni 1833 an den Magiſtrat 
die „wiederholte und unabänderliche“ Mahnung, einen Plan zur 
Tilgung der Stadtſchulden aufzuſtellen, worauf der Magiſtrat trotz 
der bedrängten Finanzlage wenigſtens 3000 Taler jährlich abzu- 
zahlen verſprach. Im Auguſt 1833 entwarf die Regierung gegen⸗ 
über dem Miniſter für Gewerbeangelegenheiten, v. Schuckmann, ein 
wenig erbauliches Bild von der ſtädtiſchen Finanzwirtſchaft. Sie 
rügte die völlige „Prinzipienloſigkeit der Verwaltung“, die Ver⸗ 
worrenheit und Zerſplitterung des Etats- und Kaſſenweſens, die 
eine „einfache und klare Überſicht der ſtädtiſchen Einnahmen und 
Ausgaben“ unmöglich mache, ſodann vor allem den damals noch 
fortdauernden Widerſtand der ſtädtiſchen Behörden gegen die Zins⸗ 
herabſetzung der Stadtſchulden. Nach Kenntnisnahme von dieſem 
Berichte erließ im Oktober der Miniſter des Inneren, Freiherr 
von Brenn, eine ſcharfe Verfügung an Merckel: So ſelbſtändig auch 
die Städte durch die Städteordnung geſtellt ſeien, könne und dürfe 
doch der Staat „eine in vielen Beziehungen ſo ſchlechte Wirtſchaft“ 
nicht länger dulden. Merckel möge einen Regierungskommiſſar 
„mit Unterſuchung des ſtädtiſchen Haushalts in formeller und 
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materieller Hinſicht“ und mit Abſtellung aller vorhandenen Miß⸗ 
bräuche beauftragen. Gemäß dem „Zwecke und Geiſte“ der Städte⸗ 
ordnung müſſe zunächſt verſucht werden, die nötigen Reformen 
„möglichſt unter Einwilligung der Stadtbehörde“ durchzuführen. 
Gelinge dies aber nicht, ſo ſei auch „die direkte Anordnung des 
Staats“ nicht zu unterlaſſen 959), 

Merckel als aufrichtiger Freund der Selbſtverwaltung bat hierauf 
den Miniſter, vor Anordnung der ſtaatlichen Unterſuchung den Ab: 
ſchluß der damals noch ſchwebenden Verhandlungen des früher“) 
erwähnten ſtädtiſchen Ausſchuſſes abzuwarten, und der Miniſter 
erklärte ſein Einverſtändnis. Aber ſchließlich wurde die ftaatliche 
Einwirkung, die der Oberpräſident hintanzuhalten ſuchte, von den 
ſtädtiſchen Behörden ſelbſt angerufen. Als nämlich inzwiſchen die 
Regierung ihre Einwendungen gegen die ſtädtiſche Finanzverwaltung 
auch gegenüber dem Magiſtrat ſelbſt erhoben und ihre Hilfe zur 
Verbeſſerung des Kaſſen- und Rechnungsweſens angeboten hatte, 
ſuchte zwar der Magiſtrat in einer Erwiderung vom 18. Januar 
1834 ſeine Geſchäftsführung zu rechtfertigen und ſeine durch die 
Städteordnung gewährleiſtete Selbſtändigkeit zu wahren; zum Schluſſe 
aber ſprach er ſelbſt den Wunſch aus, mit einem Regierungs⸗ 
kommiſſar über Reformen in der Finanzverwaltung zu verhandeln. 
Als vollends eine Kabinettsorder vom 16. Januar 1834 die For⸗ 
derung des Zuſchuſſes zum Ablöſungsfonds entſchieden aufrecht⸗ 
erhielt, erklärten die ſtädtiſchen Behörden die Entſendung eines 
Staatskommiſſars für dringend notwendig, ſchon um die Staats⸗ 
behörden von der Unmöglichkeit der geforderten Leiſtung zu über- 
zeugen 954), 

Daraufhin erhielt der Oberpräſidialrat Storch in Breslau am 
3. April 1834 den Auftrag zur „Reviſion und Regulierung“ des 
ganzen Stadthaushalts und zur „Vereinfachung und Centraliſation 
des Kaſſen- und Rechnungsweſens“, im beſonderen zur Unterſuchung 
der Frage, wie die Stadt die 16000 Taler für den Ablöſungs⸗ 
fonds aufbringen könne. Die Regierung empfahl in einem Schreiben 
vom 20. April, außer dem Kaſſen- und Rechnungsweſen, auch die 
Holzhofsverwaltung, das Steuerweſen, die Verzinſung der Stadt⸗ 


*) Vgl. S. 269. 1 
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ſchulden, die Bauverwaltung und die Verminderung der Beamten⸗ 
ſchaft der beſonderen Aufmerkſamkeit des Staatskommiſſars 565). 

Wahrſcheinlich hatte es die Stadt der Fürſorge des Ober: 
präſidenten zu danken, daß der Auftrag zur Unterſuchung des 
Stadthaushalts in die denkbar beſten Hände gelegt wurde. Der 
Regierungs- und Oberpräſidialrat Storch“) war nach dem Urteile 
von Zeitgenoſſen ein hervorragend befähigter Verwaltungsbeamter, 
dem eine glänzende amtliche Laufbahn nur durch ſeinen frühen Tod 
abgeſchnitten worden iſt. Er gehörte zu den Kreiſen des Staats⸗ 
beamtentums, die ein auf Erfahrung begündetes, innerliches Ver— 
ſtändnis für ſtädtiſches Weſen beſaßen. Obwohl Anforderungen 
des Staats an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Stadt zu der 
ihm aufgetragenen Unterſuchung den Anſtoß gegeben hatten, hat 
er ſeinen Auftrag nicht engherzig fiskaliſch, ſondern im weiteſten 
Sinne aufgefaßt. Über die eigentliche Finanzverwaltung hinaus⸗ 
greifend, ſuchte er auf faſt allen Gebieten des ſtädtiſchen Lebens 
die Verwaltungstätigkeit aus dem bequemen Gleiſe des Altgewohnten 
herauszureißen, ihre Ziele zu erweitern, ihre Mittel zu vervoll⸗ 
kommnen. Zahlreiche zweckmäßige Einzelvorſchläge zur Berein- 
fachung und Verbilligung der Stadtverwaltung waren jchon in 
den Ausſchußberatungen von 1830 und 1833/34 gemacht worden. 
Aber erſt Storch vermochte dieſe und andere Reformvorſchläge zu 
einem Ganzen zu verbinden und erfolgreich durchzuführen. 

Aus der Schule Merckels hervorgegangen, war Storch, wie der 
Oberpräſident ſelbſt, von dem Werte der Selbſtverwaltung auf- 
richtig überzeugt. Wenn er bei Beginn ſeines Unterſuchungsgeſchäfts 
die ſtädtiſchen Behörden ſeiner „wärmſten Anhänglichkeit an die 
Selbſtändigkeit ihrer Verfaſſung“ verſicherte, war das durchaus 
ehrlich gemeint. Wo nur immer die Stadtverwaltung entgegen 
dem Geiſte der Städteordnung bureaukratiſch entartet war, wo der 
Magiſtrat die Rechte der Stadtverordneten ungebührlich beſchränkt 
hatte, hat Storch die verfaſſungsmäßigen Befugniſſe der Bürgerſchafts⸗ 


*) Ludwig Rudolf Storch, geboren 1799 zu Liegnitz als Sohn eines Pro- 
ſeſſors an der Ritterakademie, 1827 Regierungsaſſeſſor, 1828 Regierungsrat, 
1829 Oberpräſidialrat in Breslau, 1839 Oberregierungsrat in Köslin, ſtarb 
am 8. März 1841 als Geheimer Finanzrat in Berlin. 
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vertreter wieder zur Geltung gebracht. Die ſtaatliche Autorität hat 
er gegenüber den ſtädtiſchen Behörden nicht ſchärfer als nötig betont. 
Freilich war und blieb ſein Verhältnis zum Magiſtrat naturgemäß 
meiſt ſchwierig und geſpannt. Der Magiſtrat, namentlich Ober: 
bürgermeiſter Menzel, der ſeit faſt einem Menſchenalter auf die 
ſtädtiſche Finanzverwaltung einen ſtarken Einfluß ausgeübt hatte, 
mußte durch Storchs ſcharfe Kritik vieler bisheriger Verwaltungs⸗ 
einrichtungen immer wieder gereizt werden. Es war verzeihlich, 
wenn man, wie Storch einmal klagt, alle Reformvorſchläge, gegen 
die ji „ein Schein eines Grundes“ anführen ließ, möglichſt lange 
bekämpfte, dagegen die ſchlechterdings „nicht abzulehnenden Ver⸗ 
beſſerungen ſtillſchweigend, als wenn fie längſt beſtanden hätten, 
annahm“. So weit er konnte, ſuchte Storch die begreifliche Em— 
pfindlichkeit, das Selbſtgefühl des Magiſtrats zu ſchonen und ſeinen 
Vorſchlägen durch gütliches Zureden Eingang zu verſchaffen. Wollte 
dies nicht gelingen, ſo hat Storch wohl einige Male die Drohung 
mit ſtaatlichen Zwangsmitteln, wie mit Einbehaltung der vom 
Staate für die Stadt erhobenen Zuſchläge zur Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer, nicht geſcheut. Mehrmals hat er aber auch den Widerſpruch 
des Magiſtrats dadurch zum Schweigen gebracht, daß er mit den 
Stadtverordneten in Verbindung trat, ſie von der Berechtigung 
ſeiner Forderungen überzeugte und durch ſie einen wirkſamen Druck 
auf den Magiſtrat ausübte 56). 

Wenigſtens als Vermutung darf ausgeſprochen werden, daß 
Storch ſich nicht mit der Einwirkung auf die Stadtverordneten 
begnügt, ſondern vielleicht auch einen Verſuch, weitere Kreiſe der 
Breslauer Bürgerſchaft für die Reform ihrer Selbſtverwaltung zu 
intereffieren, angeregt oder unterſtützt hat. Im Frühjahr 1835, 
während die Unterſuchung Storchs im vollen Gange war, ver— 
öffentlichte der ſpätere verdiente Förderer des ſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
weſens, Kaufmann Friedrich Lewald*), eine Schrift „Breslaus 
Stadthaushalt, eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung als Beitrag zur 
Würdigung der Erfolge der preußiſchen Städteordnung“ **), die, 


) Friedrich Lewald, geboren zu Königsberg am 25. Juni 1796, Direktor 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 1841—56, geſtorben zu Breslau am 17. Januar 
1858. Bgl. Mitteilungen a. d. Stadtarchiv etc. II 112. Stein S. 573 f. 

**) Leipzig, Karl Franz Köhler 1835, VI und 161 Seiten. 

18* 
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von den gedruckten dürftigen Auszügen aus den Kämmereirechnungen 
ausgehend, mit großer Gründlichkeit und Sachkenntnis die bisherigen 
Leiſtungen der Stadtverwaltung und die Mittel zu ihrer Verbeſſerung 
erörterte. 

Den Hauptgrund dafür, daß die bisherigen Ergebniſſe der 
ſtädtiſchen Selbſtverwaltung den Abſichten ihrer Urheber nicht durch⸗ 
weg entſprochen hätten, erblickte Lewald in dem Fehlen einer „geſetz⸗ 
mäßigen, geläuterten Öffentlichkeit“, dieſer „erſten Bedingung jedes 
wohl eingerichteten Staats- oder Kommunalverbandes“. Außer der 
Geheimniskrämerei der Behörden bekämpfte Lewald die „unfrucht⸗ 
bare Geſchäftstätigkeit“, die „Vielſchreiberei“, die „in die Breite 
gezogene Verwaltung“, die noch „als unerfreuliches Erbſtück unſerer 
früheren Städteverwaltung“ ihr Daſein friſte. Energiſch betonte 
er, daß „die Herrlichkeit der Städteordnung durchaus nicht im 
Viel⸗Verwalten beſteht, ſondern im Gut-, Kräftig⸗ und Konſequent⸗ 
Verwalten auf den einen Punkt hin, mit den möglichſt kleinſten 
Mitteln den größten und höchſten Zweck zu erreichen“. In dieſen 
allgemeinen Geſichtspunkten, wie in vielen einzelnen Beſſerungs⸗ 
vorſchlägen berührt ſich Lewalds Schrift jo nahe mit der Reform⸗ 
tätigkeit Storchs, daß die Vermutung eines urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs zwiſchen beiden kaum abzuweiſen iſt 357), 

Die unfruchtbare Geſchäftstätigkeit, das Viel⸗ und Schlecht⸗ 
Verwalten war im Kaſſen- und Rechnungsweſen der Stadt beſonders 
im Schwange. Die hier beſtehenden „faſt künſtlichen Verwickelungen“ 
mußten beſeitigt, die Formen der ſtädtiſchen Finanzverwaltung 
mußten gründlich umgebildet werden, ehe Storch an die eigentliche, 
materielle Prüfung des Stadthaushalts herantreten konnte. Die 
„Kämmereikaſſe“, weit entfernt, der „Centralpunkt“ des ſtädtiſchen 
Finanzweſens zu ſein, war nur die größte unter den nicht weniger 
als 76 ſtädtiſchen Kaſſen. Bei dieſer unglaublichen Kaſſenzerſplitterung 
legte Storch zuerſt beſſernde Hand an. Nach langen, ſchwierigen Ver⸗ 
handlungen ſetzte er durch, daß von Neujahr 1835 an der wichtigſte 
Teil des ſtädtiſchen Kaſſen- und Rechnungsweſens in der Kämmerei⸗ 
kaſſe vereinigt wurde. Der nach Storchs Anweiſungen neugeſtaltete 
Geſchäftsgang der Kämmereikaſſe ſollte Schnelligkeit, Zuverläſſigkeit 


„) Vgl. Teil II 484 ff. 
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und Überſichtlichkeit verbinden. Die eigentlichen Kaſſengeſchäfte 
wurden der Rendantur, die Rechnungsführung den nach Verwaltungs- 
zweigen eingeteilten Buchhaltereien zugewieſen. Allerdings war die 
hiermit erreichte Vereinfachung des Kaſſenweſens noch keine voll— 
ftändige. Das Weiterbeſtehen mancher Sonderkaſſen, wie der nur 
im ſtaatlichen Auftrage verwalteten Gewerbeſteuerkaſſe, hielt Storch 
ſelbſt für unvermeidlich. In andern Fällen, wie hinſichtlich einer 
Vereinigung der Armenkaſſe mit der Kämmereikaſſe, hat Storch den 
Widerſtand der ſtädtiſchen Behörden nicht überwinden können. Auch 
die von ihm geplante Vereinigung vieler kleiner Anſtalts- und 
Stiftungskaſſen zu einer „Inſtitutenkaſſe“ wurde erſt 1841 durch⸗ 
geführt. Jedenfalls bildete aber Storchs Reform den Ausgangs: 
punkt, die weſentliche Grundlage für alle ſpäteren Vereinfachungen 
des Kaſſenweſens“), die dazu geführt haben, daß heute, abgeſehen 
von den Sonderlaſſen der großen gewerblichen Unternehmungen der 
Stadt, der ganze Geldverkehr der Stadtverwaltung ſich in einer 
„Stadthauptkaſſe“ abſpielt 358). 

Durch die mit der Kaſſenreform verbundene Umgeftaltung des 
Etatsweſens ſollten in gleicher Weiſe Zuverläſſigkeit und Überſicht⸗ 
lichkeit erzielt werden. Die grundlegende Forderung, daß der 
ſtädtiſche Hauptetat von der ganzen Finanzlage, die Spezialetats 
von dem finanziellen Stande der einzelnen Verwaltungszweige ein 
klares, zutreffendes Bild geben ſollten, wurde jetzt endlich ver- 
wirklicht. Nur durch eine weitgehende Spezialiſierung der Etats 
vermochte Storch in den bisherigen Wirrwarr Klarheit und Ord⸗ 
nung zu bringen. Mit unſäglicher Mühe trennte er die Etats der 
Kirchen und Schulen, der Kirchen und Hoſpitäler. Mit größter 
Geduld beſeitigte er alle die Schwierigkeiten, die das „ſehr unklare 
und weitläuftige“ Stiftungsweſen der Neugeſtaltung der Etats 
entgegenſtellte. Die erſtrebte und endlich erreichte Ordnung und 
Überſichtlichteit im Etatsweſen war nicht nur erforderlich, damit 
die ausführende Behörde, der Magiſtrat, die finanziellen Bedürfniſſe 
und Ergebniſſe der Verwaltung im ganzen wie in ihren einzelnen 
Zweigen jederzeit überſehen konnte. Sie war ebenſo notwendig 


*) Über dieſe vgl. Schreiber, Die Einrichtung der Stadthauptkaſſe in 
Breslau S. 1. 
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zur Wahrung der verfaſſungsmäßigen Befugniffe der Stadtverord⸗ 
neten 356). 

Die Stadtverordneten waren bisher in ihrem Bewilligungsrechte 
namentlich dadurch verkürzt worden, daß ihnen trotz wiederholten 
Verlangens die Spezialetats der Kirchen, Schulen und Hoſpitäler 
nicht vorgelegt wurden. Ohne den Vermögensſtand dieſer Anſtalten 
im einzelnen zu kennen, bewilligten die Stadtverordneten die vom 
Magiſtrat beantragten ſtädtiſchen Zuſchüſſe für die Anſtalten in 
Bauſch und Bogen. Die Zuſchüſſe waren ſo reichlich bemeſſen, 
daß die Anſtalten häufig Überſchüſſe erzielten und dieſe teils kapi⸗ 
taliſieren, teils in knapperen Jahren außeretatsmäßig zu laufenden 
Ausgaben verwenden konnten. Auch in anderen Verwaltungs⸗ 
zweigen beſchaffte man ſich nicht ſelten außeretatsmäßige Mittel 
durch Verbrauch von Beſtänden der Vorjahre. Storch ſchritt nun 
mit aller Energie gegen jede Art außeretatsmäßigen Wirtſchaftens 
ein. Er erzwang im Sommer 1835 nach langen Streitigkeiten 
mit dem Magiſtrat und mit den Vorſteherämtern einzelner Anſtalten, 
daß letztere ihre Überſchüſſe aus dem Vorjahre an die Kämmerei⸗ 
kaſſe ablieferten. Er erreichte, daß die Etats der Kirchen, Schulen 
und Hoſpitäler den Stadtverordneten vorgelegt wurden, und dieſe 
nunmehr über den jeweiligen Bedarf der Anſtalten ſich ſelbſt ein 
Urteil bilden konnten 900), 

Ferner verteidigte Storch das Bewilligungsrecht der Stadt⸗ 
verordneten, indem er zu rechtzeitiger Vorlegung der Etatsentwürfe 
drängte. Die Etatsberatung der Stadtverordneten, ſchrieb er im 
Dezember 1835 dem Magiſtrat, dürfe nicht zur „reinen Förmlichleit“ 
werden. Beim Bauetat ſollten ſich die Stadtverordneten nicht mit 
der Bewilligung von Pauſchſummen begnügen, ſondern die Not- 
wendigkeit und Nützlichkeit der einzelnen Bauarbeiten und die Richtige 
keit der von der Bauverwaltung aufgeſtellten Koſtenanſchläge be— 
gutachten. Den ſogenannten „Fonds ad pios usus“, aus dem der 
Magiſtrat bisher ohne Befragen der Stadtverordneten verſchämte 
Arme oder niedrig beſoldete Beamte in Notfällen unterſtützt hatte, 
wollte Storch zur Kämmerei einziehen, da der Magiſtrat über 
keinen „Teil des Kommunalvermögens einſeitig verfügen dürfe“. 
Wo Etatsüberſchreitungen unvermeidlich waren, ſollten fie hin 
reichend begründet werden. Die Rechnungslegung ſollte derartig 
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beſchleunigt werden, daß die Rechnung der Kämmereikaſſe am 
J. Mai jedes Jahres dem Magiſtrat und am 1. Juni den Stabt⸗ 
verordneten zugehen könne 6). 

Wie im Etats, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen bekämpfte Storch 
in der ganzen Verwaltung das Verharren in überlebten, ſchwer⸗ 
fälligen Formen, jede Willkür und Unordnung, jede Verſchwendung 
von Geld oder Arbeitskraft. Auf Grund ſeiner Unterſuchung der 
einzelnen Verwaltungszweige gelangte er zu dem Geſamtergebniſſe, 
daß die ſtädtiſchen Finanznöte teils eingebildet, teils ſelbſtverſchuldet 
ſeien, daß die Stadt ihre Aufgaben ohne Beſchaffung neuer Mittel 
erfüllen könne, wenn die vorhandenen Einnahmequellen zweckmäßig 
ausgenutzt und unnötige Ausgaben vermieden würden. 

Bezüglich der Einnahmen der Stadt aus ihrem Vermögen trat 
Storch, ebenſo wie Lewald in ſeiner Schrift, dafür ein, daß alle 
aus alter Zeit überkommenen Vermögensbeſtandteile, ſofern ſie nicht 
zweifellos guten Ertrag lieferten, zur Vereinfachung der Verwaltung 
möglichſt veräußert werden ſollten. Namentlich die Stadtlandgüter 
und die Mühlen wünſchte Storch, falls, wie zu erwarten, bei ge- 
nauer Ertragsberechnung ihre Unergiebigkeit ſich herausſtelle, baldigſt 
verkauft zu ſehen. Denn ſie ſeien ein „adminiſtratives Beiwerk“, 
durch das man unnötig „Kräfte vergeude und abſtumpfe“. Aber 
ſelbſtverſtändlich ſollte man den Ertrag veräußerter Vermögens⸗ 
beſtandteile durchaus nicht, wie bisher nur zu oft geſchehen, zu 
laufenden Ausgaben, ſondern ausſchließlich zur Schuldentilgung ver⸗ 
wenden. Überhaupt ſollte die Schuldentilgung teils durch derartige 
Veräußerungen, teils durch Herabſetzung des Zinsfußes aller Stadt⸗ 
ſchulden auf 4% kräftig gefördert werden 6). 

Wie der Beibehaltung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes war Storch 
auch der Ausübung gewerblicher Tätigkeit durch die Stadtverwal- 
tung wenig geneigt“). Die vor Beginn ſeiner Unterſuchung von 
der Regierung geäußerten und auch in der Bürgerſchaft verbreiteten 
Bedenken gegen den ordnungsmäßigen Betrieb und die Ergiebigkeit 


) Vgl. Lewald S. 39: „Kann die Kämmerei mit reellem Vortheil weder 
Guts- noch Hausbeſitzer, weder Maurer- noch Zimmermeiſter, weder Müller 
noch Kretſchmer ſein, ſo kann ſie noch viel weniger Handeltreibender und daher 
auch nicht Holzhändler fein“, 
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des ſtädtiſchen Holzhandels teilte Storch, allerdings ohne gerade 
auf Einſtellung des Holzhandels zu dringen. Aber er verlangte, 
daß die Holzhofsverwaltung ebenſo wie die Sparkaſſe nicht in 
finanzieller Hinſicht „wie fremde, der Stadt nicht angehörige 
Inſtitute“ behandelt werden ſollten. Auf ſein Betreiben wurden 
der bisherige „Betriebsfonds“ der Holzhofsverwaltung und die Über: 
ſchüſſe der Sparkaſſe für die Kämmerei eingezogen 9%). 

In der Steuerverwaltung erſtrebte Storch „ſehr anſehnliche 
Verwaltungserſparniſſe“, indem er anregte, verſchiedene Handels— 
gefälle, wie die Kran-, Wageamts- und Schlachthofgefälle zu vers 
pachten oder möglichſt durch Staatsbeamte mit erheben zu lafjen. 
Bei den direkten Steuern ſollte die Erhebung, namentlich durch Ver⸗ 
bindung der Geſchäfte der Steuererheber und der Exekutoren, verbilligt 
werden. Ferner beſeitigte Storch die zweckloſe Arbeitsverſchwendung, 
die darin lag, daß man die 1830 eingeführten Zuſchläge zur Perſonal⸗ 
ſteuer, um ſie den Steuerzahlern zum Troſte als eine vorübergehende, 
künftig fortfallende Belaſtung erſcheinen zu laſſen, in den Steuerrollen, 
⸗quittungen und ⸗rechnungen geſondert aufführte. Doch als Haupt⸗ 
mangel der direkten Beſteuerung bekämpfte Storch das bisherige 
Einſchätzungsverfahren bei der Perſonalſteuer, demzufolge man 
namentlich in den wohlhabenderen Klaſſen die Steuerpflichtigen 
faſt ausnahmlos niedriger einſchätzte, als ihrem wirklichen Ein, 
kommen entſprach. Dieſer Brauch war inſofern bequem, als Re⸗ 
klamationen ſtets mit Sicherheit zurückgewieſen werden konnten. 
Aber er widerſprach den Grundſätzen der Gerechtigkeit und ver⸗ 
ſchuldete hauptſächlich, daß die Erträge der Perſonalſteuer, auch 
wenn man die Steuerſätze erhöhte, hinter der Schätzung und dem 
Bedürfniſſe zurückblieben 6). 

Erſparniſſe an den ſtädtiſchen Ausgaben, insbeſondere eine 
Verminderung der unverhältnismäßig hohen Verwaltungskoſten, er⸗ 
ſtrebte Storch durch „ſorgfältige Vermeidung aller unnötigen Arbeit“, 
durch zweckmäßige Auswahl und Verwendung der Arbeitskräfte. 
Die Vereinfachung des Kaſſen- und Rechnungsweſens wie die 
andern Reformen Storchs ſollten neben ihren ſonſtigen Zwecken 
zugleich zur Verminderung der Beamtenſchaft beitragen. Dem⸗ 
entſprechend empfahl Storch, eine große Anzahl Stellen von Kaſſen⸗ 
und andern Beamten künftig einzuziehen. Die Wiederbeſetzung 
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einer erledigten beſoldeten Stadtratsſtelle erklärte Storch für ent⸗ 
behrlich, vorausgeſetzt, daß die Magiſtratsmitglieder ihre Zeit nicht 
durch unnötige „Formularſchreiberei“ zerſplitterten, daß die un⸗ 
beſoldeten Räte zweckmäßig beſchäftigt würden, und daß bei der 
bevorſtehenden Erledigung des Kämmererpoſtens ein Mann gewählt 
werde, „der das Kaſſenweſen gründlich verſteht und das geſammte 
Etatsweſen, deſſen Leitung dem Kämmerer durchaus obliegt, mit 
überjichtlicher Klarheit zu bearbeiten vermag“. Die künftig durch 
einen Normaletat zu regelnden Beamtenbeſoldungen hielt Storch 
für „mehr als genügend ausgemeſſen“, ſodaß er den Wegfall der 
neben dem Gehalte für einzelne Dienſtleiſtungen gewährten „Emo⸗ 
lumente uud Remunerationen“ und bei manchen Beamtengruppen 
eine künftige Herabſetzung des Gehalts verlangte %), 

Bei dem die Stadtfinanzen ſtark belaſtenden Bauetat bemühte 
ſich Storch, durch beſſere Ordnung und zweckmäßigere Einrichtung 
erhebliche Erſparniſſe durchzuſetzen. Als weſentliche Mißſtände bei 
der bisherigen Bauverwaltung rügte er, daß man, abgeſehen von 
den wenigen Neubauten, nie ordnungsmäßige Koſtenanſchläge aufs 
geſtellt habe, daß man die Bauten nicht Unternehmern verdungen, 
ſondern durch reichlich bezahlte Handwerker für ſtädtiſche Rechnung 
habe ausführen laſſen, daß die Stadtverordneten die Verwendung 
der im Etat bewilligten Pauſchſummen ohne weitere Überwachung 
lediglich der Baudeputation überlaſſen, und daß die unverhältnis⸗ 
mäßig zahlreichen ſtädtiſchen Baubeamten ſich mehr um ihre pri⸗ 
vaten Nebenbeſchäftigungen als um ihre Dienſtpflichten bekümmert 
hätten. Infolge aller dieſer Mißſtände habe die Stadt ſtets zu 
teuer gebaut. Der Bauetat ſei andauernd geſtiegen, aber trotzdem 
regelmäßig überſchritten worden. Zur gründlichen Abhilfe forderte 
Storch genaue Veranſchlagung jeder, auch der kleinſten Bauarbeit, 
möglichſte Verdingung aller Bauten an Unternehmer, die außer 
andern Vorteilen auch die Möglichkeit einer Abſchaffung des ſtädtiſchen 
Bauhofs gewähren ſollte, ſodann eine ſtärkere Einwirkung der Stadt⸗ 
verordneten auf die Bauverwaltung, die Übertragung des bisher vom 
Stadtbaurat geführten Vorſitzes in der Baudeputation an einen „das 
Ganze überſehenden Verwaltungsbeamten“, am beſten an den Bürger⸗ 
meiſter, und endlich eine eifrigere Tätigkeit der Baubeamten, die künftig 
auch die Bauten bei ſämtlichen ſtädtiſchen Anſtalten leiten müßten. 
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Seine Verſuche zur Verbilligung und Verbeſſerung der Bau— 
verwaltung hat Storch mit beſonderem Nachdrucke betrieben. Im 
Dezember 1835 drohte er dem Magiſtrat, daß, wenn der Bauetat 
für 1836 wieder überſchritten werde, die Regierung im folgenden 
Jahre die ſtädtiſche Bauverwaltung „unter ihre unmittelbare ſtrengſte 
Controlle nehmen“ werde, worauf der Magiſtrat unter Hinweis auf 
die Städteordnung gegen die „angedeutete Gewaltmaßregel“ pro- 
teſtierte. Gleichwohl ſcheinen die das Bauweſen betreffenden Vor⸗ 
ſchläge Storchs, die wohl auch hier und da über das Ziel hinaus⸗ 
ſchoſſen, wenig unmittelbare Wirkung geübt und erſt in den 
vierziger Jahren Frucht getragen zu haben 5). 

Bezüglich der Straßenpflaſterung verfuhr Storch vielleicht in⸗ 
ſofern etwas zu fiskaliſch, als er nicht dulden wollte, daß der 
Pflaſterungsetat für 1836 den zwiſchen der Stadt und dem Polizei⸗ 
präſidenten früher“) vereinbarten Betrag von 5000 Talern über⸗ 
ſchreite. Auch bei der Straßenreinigung ging ſein Streben nach 
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung inſofern wohl zu 
weit, als er den ſtädtiſchen Marſtall ganz abſchaffen und die Straßen⸗ 
reinigung an Unternehmer verdingen wollte. Leiſtete dieſem Plane 
der Magiſtrat erfolgreichen Widerſtand, ſo wurden wenigſtens auf 
Storchs Drängen Erſparniſſe bei der Marſtallverwaltung erzielt. 
Für die Straßenbeleuchtung empfahl Storch die Einführung der 
Gasbeleuchtung, von der er ſich „anſehnliche Erſparniſſe“ verſprach, 
die aber erſt mehr als ein Jahrzehnt ſpäter, nach langen Vor⸗ 
beratungen und Vorbereitungen, ins Leben treten ſollte 65). 

Trotz williger Anerkennung der „höchſt dankenswerten“ Leiſtungen 
der Stadt für die Hebung des Elementarſchulweſens fand Storch 
auch hier manches zu beanſtanden. Er forderte dringend, daß die 
bisher der Armendirektion obliegende Verwaltung der „Armen⸗ 
ſchulen“ mit der Verwaltung der übrigen Elementarſchulen ver⸗ 
einigt werde. Er bemängelte die Überfüllung mancher Elementar⸗ 
ſchulen, den vielfach ungenügenden Unterricht in den Armenſchulen. 
Die nach dem Etat von 1836 auf 8302 Taler feſtgeſetzten 
Ausgaben für die Elementar- und Armenſchulen fand Storch an 
ſich dem Bedarf entſprechend, wenn er auch meinte, daß die Etats⸗ 


*) Bgl. S. 260. 
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mittel hier und da zweckmäßiger verwendet werden könnten. Bei 
den höheren Schulen vollzog Storch die finanzielle Trennung von 
den Kirchen und eine genaue Berechnung der künftig erforderlichen 
Kämmereizuſchüſſe, wobei ſich ergab, daß die Zuſchüſſe für die 
beiden ſtädtiſchen Gymnaſien und die Bürgerſchule zum Heiligen Geift 
ohne Schaden für die Anſtalten von 8300 auf 6800 Taler herab: 
geſetzt werden konnten. Ferner regte Storch an, bei den Kirchen und 
Schulen „das Bauweſen unter Mitwirkung der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung einer beſſeren Ordnung und Controlle zu unterwerfen, 
bei dem Erlaß der Schulgelder verfaſſungsmäßig zu verfahren und 
ſtreng zu prüfen“ 96), 

Bei den Kirchen galt es gleichfalls, die Kämmereizuſchüſſe auf das 
Maß des Notwendigen herabzuſetzen. Zu der erwähnten Trennung 
des Vermögens der Kirchen und höheren Schulen kam bei den 
Kirchen zu St. Bernhardin und Elftauſend Jungfrauen die ſehr 
ſchwierige Auseinanderſetzung mit den gleichnamigen Hoſpitälern. 
Wo die Anſprüche der Kirchen und der Hoſpitäler einander gegen: 
überſtanden, war Storch geneigt, ſich für die Kirchen zu entſcheiden, 
da an dieſen die Allgemeinheit ein größeres Intereſſe habe als an 
den Hoſpitälern, die einer kleinen Zahl von Inſaſſen eine verhältnis⸗ 
mäßig behagliche Altersverſorgung gewährten. Ein von der Bürger- 
ſchaft unliebſam empfundener, in Lewalds Schrift ſtark gerügter 
Übelſtand im evangeliſchen Kirchenweſen lag einerſeits in der ums 
zulänglichen Beſoldung der Geiſtlichen und Kirchenbeamten, andrer⸗ 
ſeits in der übermäßigen Höhe der nach der Stolae-Tax-Ordnung 
von 1786 erhobenen Gebühren für die kirchlichen Amtshandlungen. 
Der Abhilfe dieſes Übelſtandes hat die von Storch vollzogene 
Ordnung des Etatsweſens der Kirchen wirkſam vorgearbeitet 3%), 

Hinſichtlich der Armen: und Krankenpflege verfocht Storch den 
Grundſatz, daß die Stadtgemeinde zwar dem tatſächlichen Bedürf- 
niſſe wirkſam abheljen, aber jede darüber hinausgehende Leiſtung, 
namentlich jede Bevorzugung einer Minderheit auf Koſten der All: 
gemeinheit ſtrenger als bisher vermeiden müſſe. Deshalb ſetzte er 
einerſeits durch, daß die Stadtkaſſe ein für alle Male die Ver⸗ 
pflichtung übernahm, bei der Armenkaſſe und dem Allerheiligen— 
hoſpital das Fehlende zuzuſchießen, ſodaß die Finanznöte beider 
Verwaltungen, die zu ſtarkem Kapitalverbrauch geführt hatten, end: 
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lich aufhörten. Andrerſeits verlangte er mit allem Nachdruck, daß 
die Altersverſorgungsanſtalten, ſoweit ſie ihren Inſaſſen mehr als 
den notdürftigen Lebensunterhalt gewährten, dieſen Mehraufwand 
nur aus alten Stiftungsmitteln beſtreiten, aber keinesfalls auf 
ſtädtiſche Zuſchüſſe Anſpruch machen dürften. Bei der offenen 
Armenpflege fand Storch zu tadeln, daß die übliche Unterſcheidung 
zwiſchen Almoſengenoſſen und Hausarmen zu einer ungebührlichen 
Bevorzugung der verſchämten Armen führe, daß die Armendirektion 
bei Prüfung der Hilfsbedürftigkeit nicht mit genügender Strenge 
verfahre, daß ſie ihre Pflicht, „ſich zum Mittelpunkte der geſamten 
ſtädtiſchen Armenpflege zu machen“, vernachläſſige, und daß ſie 
vollends von den durch nichtſtädtiſche Wohltätigkeitsanſtalten, durch 
Vereine oder Private gewährten Armenunterſtützungen ſich keine 
Kenntnis zu verſchaffen ſuche. Wenn Storch energiſch betonte, 
daß nur möglichſte „Centraliſation“ des Armenweſens dem Miß⸗ 
brauche der Wohltätigkeit ſteuern und die Armenlaſt mindern könne, 
ſo berührte er allerdings eins der ſchwerſten Probleme der Armen⸗ 
pflege, das noch der mit reicherer Erfahrung und vollkommeneren 
Mitteln arbeitenden Gegenwart große Hinderniſſe entgegenſtellt #0). 

Das eben geſchilderte Reformprogramm Storchs hat ſich in 
einigen Punkten als undurchführbar erwieſen; anderes iſt erſt ſpäter 
ausgeführt worden. Aber der größte Teil ſeiner Vorſchläge iſt, 
trotz anfänglichem Widerſtreben des Magiſtrats, alsbald ins Leben 
getreten. Wenn der Magiſtrat nach Abſchluß des mühſeligen Unter⸗ 
ſuchungsgeſchäfts im Juni 1836 Storch für ſeine „vielen, ſchätz⸗ 
baren Ratſchläge für die Herbeiführung mehrfacher Verbeſſerungen 
in der Verwaltung“ dankte und dieſelben „reiflichſt zu erwägen und 
gewiſſenhaft zu benutzen“ verſprach, jo iſt dieſe Zuſage ehrlich ger 
halten worden. Den Leitern des Magiſtrats, dem Oberbürgermeiſter 
Menzel und dem Bürgermeiſter Lange, mußte es freilich ſchwer 
genug fallen, die ſeit Jahrzehnten gewohnten Bahnen zu verlaſſen. 
Aber junge, tüchtige Kräfte, wie die in den dreißiger Jahren ein- 
getretenen Stadträte Bartſch, Anders und Becker, erleichterten das 
Einleben in die neuen Verwaltungsformen 971), 

Daß nach den Storchſchen Reformen verhältnismäßig ſchnell 
eine Geſundung der ſtädtiſchen Finanzen eintrat, dazu hat die ſeit 
Mitte der dreißiger Jahre allmählich beginnende Beſſerung der 
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allgemeinen Wirtſchaftslage jedenfalls mitgewirkt. Zwar die Ver⸗ 
waltungsberichte des Magiſtrats an die Regierung ſchilderten die 
Wirtſchaftslage wie den Finanzzuſtand noch lange Zeit ziemlich peſſi— 
miſtiſch. Meiſt heißt es da, daß die ſegensreichen Wirkungen des 
Zollvereins infolge der „iſolirten Lage“ der Provinz und der 
ruſſiſchen Grenzſperre in Schleſien ſich nicht entfalten könnten. 
Ebenſo wird der Finanzzuſtand unter Hinweis auf die Armenlaſt 
und die Kriminalkoſten als ungünſtig geſchildert. Aber es iſt zu 
berückſichtigen, daß man durch ſolche Klagen handelspolitiſche Maß 
nahmen der Regierung und eine Anderung der Geſetzgebung über 
den Unterſtützungswohnſitz zu erreichen hoffte 872), 

Abgeſehen ſelbſt von der neuen Ordnung und Überſichtlichkeit 
im Kaſſen- und Rechnungsweſen und den ſonſtigen Reformen, war 
Storchs Unterſuchung ſchon inſofern für die Stadtfinanzen ſehr 
förderlich, als die Staatsbehörden ihre frühere Forderung der 
16000 Taler für den Ablöſungsfonds“) aufgaben. Die Miniſter 
ließen ſich jetzt überzeugen, daß nach der 1833 erfolgten Herab⸗ 
ſetzung der Zinſen des Ablöſungskapitals die Tilgung auch mit den 
vorhandenen Mitteln in abſehbarer Zeit durchzuführen war, und 
ſo konnte die Stadt ihre verfügbaren Gelder ausſchließlich zur Ab⸗ 
ſtoßung ihrer eigenen Schulden verwenden. Eine raſchere Schulden⸗ 
tilgung erſtrebte man nach Storchs Rat einmal durch energiſche 
Eintreibung der bei der früheren läſſigen Wirtſchaft ſtark an- 
gewachſenen Einnahmereſte, ſodann namentlich durch Flüſſigmachung 
von Vermögensbeſtandteilen. Außenſtehende Kapitalien wurden ein⸗ 
gezogen, der Stadt zuſtehende Zinſe wurden kapitaliſiert, ertragloſe 
Beſitztümer veräußert. Auch der Verkauf von Landbbeſitz wurde 
ernſtlich verſucht. Daß dieſe Verſuche fehlſchlugen, iſt freilich 
nicht zu bedauern; denn ſie betrafen, abgeſehen von dem entlegenen 
Gute Strehlitz bei Namslau, die Teich- und die Polinkeäcker, deren 
Veräußerung wir heute als unerſetzlichen Verluſt bedauern und 
als unverzeihliche Torheit verurteilen würden. Übrigens gelang es 
auch ohne Veräußerung von Landbeſitz durch Flüſſigmachung von 
Beſtänden in den Jahren 1837—39 faſt 100000 Taler Schulden 
abzuzahlen 570). 


) Vgl. S. 971 ff. 
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Die laufende Einnahme ſuchte man namentlich durch Weiter⸗ 
bildung der direkten Steuern zu erhöhen. Der Ertrag der Grund: 
ſteuer wurde durch Berichtigung der Einſchätzungen geſteigert. Bei 
der Einkommenſteuer wurden 1837 die Steuerſätze erhöht und die 
von Storch geforderten Reformen des Einſchätzungsverfahrens 
wenigſtens verſucht. Um der Armenkaſſe neue Einnahmen zu ver- 
ſchaffen, entſchloß man ſich 1838 zur Einführung der lange ver⸗ 
ſchmähten“) Hundeſteuer, die faſt 5000 Taler einbrachte. Wenn 
trotz dieſer Neuerungen in den Jahren 1837—39 die Einnahmen 
noch nicht ganz die Ausgaben deckten, ſo lag das hauptſächlich an 
den mehr als 30000 Taler betragenden Bauausgaben, die das 
Hochwaſſer von 1838 veranlaßte “). 

Auch abgeſehen von der Finanzwirtſchaft zeigte ſich mehrfach, 
daß Storchs Reformtätigkeit die Schwungkraft der) Verwaltungs- 
maſchine geſteigert hatte. Der Mahnung Storchs, die ſtädtiſchen 
Bureaubeamten „mit ſtrengem Ernſt zu tätigem Fleiß anzuhalten“, 
ſuchte man 1838/39 durch Erlaß von Reglements für die Rats⸗ 
kanzlei und die Regiſtratur zu entſprechen. Die brennende Frage 
einer Reform der Stolae-Tax-Ordnung fand 1838 — 40 eine aller- 
dings noch wenig befriedigende Löſung. Die von Bürgermeiſter 
Lange geleitete Armendirektion, die ſich gegen Storchs Ratſchläge 
ſehr ablehnend verhalten hatte und im ganzen nicht im Rufe 
großer Reformfreundlichkeit ſtand, beſeitigte wenigſtens einen längſt 
empfundenen Übeljtand, indem fie die ſogenannte „Strafklaſſe“ des 
Armenhauſes in den alten Stadtſtock verlegte und damit die not⸗ 
wendige Trennung von Armen- und Arbeitshaus anbahnte. Eine 
„durch die Liberalität der Stadtverordneten ermöglichte weſentliche 
Verbeſſerung im Volksſchulweſen“ konnte der Magiſtrat der Re⸗ 
gierung in dem Verwaltungsberichte für 1839 melden. Die ſchwan⸗ 
kenden, zum Teil von der Schulgeldeinnahme abhängenden Ein⸗ 
künfte der Lehrer wurden durch „fixierte auskömmliche Gehalts- 
quanta“ ““) erſetzt und das Schulgeld für die Stadtkaſſe eingezogen. 
Als 1837 eine vielleicht von Lewald herrührende Artikelreihe in 


1) Teil II S. 415. 

a) Die Gehälter wurden für die erſten Lehrer auf 360 —540 Taler, für die 
zweiten Lehrer auf 150—300 Taler, für die dritten Lehrer auf 120 Taler feſt⸗ 
geſetzt. Yſſelſtein, Lokalſtatiſtit S. 333. 
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der „Schleſiſchen Chronik“ den Stadthaushalt eingehend beſprach, 
fand der Verfaſſer im einzelnen zwar ſehr viel zu tadeln; aber 
im ganzen rühmte er doch „die ſehr erfreulichen Fortſchritte, die die 
Kommunalverwaltung in unſrer Stadt macht, Fortſchritte, die nicht 
genug anzuerkennen ſind, und wofür Magiſtrat und Stadtverordneten 
der Dank eines jeden Bürgers und Einwohners gebührt“ 975), 

Die erwähnte Artikelreihe der „Schleſiſchen Chronik“ war keine 
ganz vereinzelte Erſcheinung. Teils unter Nachwirkung der Storch⸗ 
ſchen Unterſuchung, teils wohl infolge der allmählichen Beſſerung 
der Wirtſchaftslage begannen breitere Schichten der Bürgerſchaft 
ſich mehr als bisher mit der Stadtverwaltung zu beſchäftigen, und 
die ſich regende öffentliche Kritik fand auch in der Preſſe ihren 
Niederſchlag. Dankbar erkannte man an, daß der Magiſtrat dem 
Intereſſe der Bürgerſchaft an den ſtädtiſchen Angelegenheiten einiger⸗ 
maßen entgegenkam, indem er ſeit 1835 die gedruckten Auszüge 
aus den Kämmereirechnungen wenigſtens etwas ausführlicher ge⸗ 
ſtaltete. Ein ſicherer Gradmeſſer für die Zunahme des Anteils 
an der Selbſtverwaltung war die allmählich reger werdende Be: 
teiligung an den Stadtverordnetenwahlen se), 

Auch in der Stadtverordnetenverſammlung zeigte ſich gegen 
Ende der dreißiger Jahre regeres Leben. Seit 1838 % leitete die 
Verſammlung der Kaufmann Friedrich Klocke, ein tatkräftiger, weit⸗ 
blickender Mann, der auch unter den ſchwierigen Verhältniſſen der 
vierziger Jahre ſich bewährt hat. Der Beſchluß, daß Klocke zur 
Teilnahme an allen ſtädtiſchen Deputationen und Kommiſſionen 
berechtigt ſein ſollte, zeigt das Beſtreben der Verſammlung, ihrem 
Leiter einen umfaſſenden Überblick über die ganze ſtädtiſche Ver⸗ 
waltungstätigkeit zu ſichern. Nach dem Tode des Oberbürger⸗ 
meiſters Menzel 1838 wurde zwar gemäß dem 1832 geübten Brauche 
Bürgermeiſter Lange an erſter Stelle zum Oberbürgermeiſter vor: 
geſchlagen und auch vom Könige ernannt; aber eine von dem 
ſpäteren Landtagsabgeordneten und Staatsminiſter Milde geleitete 
ſtarke Minderheit hatte die Wahl Storchs zum Oberbürgermeiſter 
betrieben und damit aufs ſchlagendſte bewieſen, daß der durch die 


) Sonſt waren Stadtverordnetenvorſteher in den dreißiger Jahren: Kauf⸗ 
mann Ertel 1831—32, Juwelier Thun 1832 —36, Kaufmann Schiller 1836— 88. 
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ftaatliche Unterſuchung ergangene Ruf an die Bürgerſchaft zur Ver⸗ 
vollkommnung ihrer Selbſtverwaltung nicht ohne Widerhall ge⸗ 
blieben war 577). 

Wenn Breslaus Selbſtverwaltungsorgane nach und zum Teil 
infolge der Reformtätigkeit Storchs mit neu erwachendem Eifer ans 
Werk gingen, konnte es nicht ausbleiben, daß ihr gleichmäßig er- 
ſtarkendes Selbſtgefühl Eingriffe der Staatsbehörden mehr als früher 
abzuwehren ſuchte. Andrerſeits war naturgemäß unter dem Ein⸗ 
drucke der von Storch feſtgeſtellten Mißgriffe und Unterlaſſungs⸗ 
fünden der bisherigen Selbſtverwaltung die Neigung der Staats- 
behörden zur Geltendmachung ihrer Auſſichtsrechte noch verſtärkt 
worden. Dazu kam, daß der damalige Miniſter des Inneren, 
von Rochow, der Urheber des berüchtigten Wortes vom „beſchränkten 
Untertanenverſtande“, gewiß kein begeiſterter Anhänger der Selbſt⸗ 
verwaltung war. Als der Miniſter von dem Schlußberichte Storchs 
über das Ergebnis der Unterſuchung Kenntnis genommen hatte, 
ließ er im Auguſt 1837 dem Magiſtrat durch die Regierung ſein 
Mißfallen über die Mangelhaftigkeit der Verwaltung ausſprechen 
und erhob den an ſich wohl berechtigten, aber in ſeinem Munde 
etwas ſeltſam klingenden Vorwurf, der Magiſtrat „habe ſich als 
Behörde zu fern von der Bürgerſchaft geſtellt und dadurch zu wenig 
beigetragen, den Gemeinſinn der Einwohner zu beleben und or⸗ 
ganiſch zu entwickeln“. Die Regierung begleitete allerdings dieſen 
„Tadel der höchſten Staatsverwaltungsbehörde“ mit ihrem „wohl⸗ 
wollenden, freundlichen Zuſpruche“, indem ſie die wachſende 
Schwierigkeit der Selbſtverwaltungstätigkeit anerkannte. Aber alles 
perſönliche Wohlwollen konnte nicht hindern, daß ſich das Ver⸗ 
hältnis der Stadtbehörden zur Auſſichtsbehörde merklich ver⸗ 
ſchärfte wi. 

Nicht weniger als vier Stadtratswahlen wurden in den Jahren 
1836—38 von der Regierung beanſtandet. Bei der Neuwahl des 
Kämmerers verfocht die Regierung die berechtigte, ſchon von Storch 
erhobene Forderung der Wahl eines im Finanz- und Kaſſenweſen 
erfahrenen Fachmanns und erreichte, daß 1837 ſtatt des früheren 
Stadtverordnetenvorſtehers Kaufmanns Selbſtherr der Regierungs⸗ 
ſekretär Ullrich gewählt wurde. Indeſſen den 1838 gegen die Wahl 
des Baurats Studt erhobenen Einwand, daß ſich Studt „auffallende 
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Verſtöße gegen die erſten Regeln der Baupolizei“ habe zuſchulden⸗ 
kommen laſſen, zog die Regierung ſpäter ſelbſt zurück 7), 

Beſonders bezeichnend für die Verſchärfung des Verhältniſſes 
der Stadt zu den Staatsbehörden war ein 1838/39 geführter Streit 
über die Forderung der Regierung, daß der Magiſtrat bei jedem 
ſeiner Berichte den Namen des Referenten, der die betreffende Sache 
bearbeitet und den Bericht entworfen habe, angeben ſollte. Der 
Magiſtrat erklärte, die Forderung der Regierung ſei weder durch 
frühere Verordnungen noch insbeſondere durch das Regulativ von 
1835 zu begründen. Er wies durch Auskünfte von anderen Städten 
nach, daß dort die Forderung teils nie erhoben, teils längſt fallen 
gelaſſen worden ſei. Er bemühte ſich in allen Inſtanzen um Auf⸗ 
hebung der Verfügung, die ihn „einer mit der kollegialiſch re— 
präſentativen Verfaſſung der Magiſtrate nicht wohl verträglichen, 
niederbeugenden Perſonal-Controle ohne Not und ohne Verſchulden 
unterwerfe“. Aber aller Widerſtand war erfolglos. Merckel ſuchte 
wenigſtens den Magiſtrat zu überzeugen, daß die ſtrittige Ein— 
richtung „ganz zweckmäßig“ ſei, um „der vorgeſetzten Behörde 
Kenntnis von der Befähigung der einzelnen Magiſtratsmitglieder“ 
zu verſchaffen. Aber Rochow erklärte in ſchroffſter Form den Wider: 
ftand des Magiſtrats für „ein eigenſinniges Widerſtreben, ein ges 
ſetzwidriges Ungebührnis“. „Es ziemt dem Magiſtrat nicht, darüber 
abzuſprechen, ob eine von der Behörde getroffene Vorſchrift dem 
Zwecke entſprechend iſt, oder nicht“ so). 

Daß dergeſtalt die unter ſtaatlichem Antriebe vollzogenen Ver⸗ 
waltungsreformen dazu beitrugen, das Verhältnis zwiſchen Stadt 
und Staat zu verſchärfen, das Widerſtreben der ſtädtiſchen Behörden 
gegen ſtaatliche Eingriffe zu verſtärken, könnte als ein neuer Beleg 
für den Satz vom „hiſtoriſchen Undank“ erſcheinen. Aber es war 
nur eine geſunde, naturgemäße Entwickelung. Lag es doch durchaus 
im wohlverſtandenen Intereſſe des Staates ſelbſt, daß das Bürger⸗ 
tum der Vormundſchaft entwuchs, durch Selbſterziehung erſtarkte 
und damit eine feſte Stütze des Staates wurde. 
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Kapitel 14. 
Neues Leben in Stadt und Staat 1840 — 50. 


Während der auf dem Bürgertum laſtende wirtſchaftliche Druck 
ſeit Mitte der dreißiger Jahre allmählich nachließ, und dem⸗ 
entſprechend der Anteil an der Selbſtverwaltung ſich wieder zu bes 
leben begann, verharrte das Staatsleben zunächſt noch im alten 
Gleiſe. Noch immer war die in der Reformzeit geplante, vom 
Könige in den Jahren 1815—20 wiederholt verheißene Bold: 
vertretung nicht ins Leben gerufen. In dem Geſetze über die Ein— 
führung der Provinziallandtage vom 5. Juni 1823 hatte der König 
die Frage, wann und wie „allgemeine Landſtände“ gebildet werden 
ſollten, ganz ſeinem Ermeſſen vorbehalten. Die Provinziallandtage 
mit ihrer beſchränkten Wirkſamkeit, ihrer den Grundadel begünſti⸗ 
genden Zuſammenſetzung und Verfaſſung, mit der ſtrengen Heim⸗ 
lichkeit ihrer Verhandlungen boten keinen hinlänglichen Erſatz für 
eine Volksvertretung des Geſamtſtaats. Nur die Rückſicht auf 
den alten König hinderte, daß die allmählich immer ſtärker werdenden 
Wünſche einer Erfüllung der früheren Verfaſſungsverſprechen offenen 
Ausdruck fanden. 

Da brachte der Thronwechſel des Jahres 1840 einen völligen 
Umſchwung“). Nun wurden die ſtillen Wünſche zu offenen Bitten, 
lauten Mahnungen, dringenden Forderungen. Die Verfaſſungs⸗ 
frage kam in unaufhaltſamen, immer raſcheren Fluß. Wann und 
wie Preußen eine Volksvertretung erhalten ſolle, wurde und blieb 
für die nächſten acht Jahre die entſcheidende Schickſalsfrage für 
den Staat. Zu dem Streben nach Volksvertretung geſellten ſich 
nach und nach weitere freiheitliche Forderungen: Preßfreiheit, 


*) Zur Ergänzung der folgenden, notgedrungen mehr ſtizzenhaften Dar⸗ 
ſtellung diene die bei Stein, Geſchichte der Stadt Breslau im 19. Jahrhundert 
S. 119—415 gegebene ausführliche Schilderung der „vormärzlichen Zeit“ und 
der „Revolutionsperiode“ 1848/49, die, wenn auch nicht in allen Einzelheiten 
zuverläſſig, doch im ganzen ein getreues, lebensvolles Bild der reichbewegten 
Zeit bietet. 
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Öffentlichkeit der Provinziallandtags- und Stadtverordnetenverhand⸗ 
lungen, Offentlichteit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens, 
Unabhängigkeit der Richter, Schutz vor polizeilichen Übergriffen, 
Schutz der Glaubens-, Denk- und Redefreiheit, freies Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht. König Friedrich Wilhelm IV., der durch ſeine 
erſten Außerungen und Maßnahmen überſchwengliche Hoffnungen 
auf den Anbruch einer neuen, freien Zeit genährt hatte, gedachte 
wohl, den Volkswünſchen allmählich entgegenzukommen. Aber er 
wich nicht nur mit ſeinen romantiſchen Plänen einer Fortentwickelung 
der Provinzialſtände zu Reichsſtänden von den herrſchenden liberalen 
Zeitideen weit ab, ſondern vor allem wollte er nach feiner patriar- 
chaliſchen Auffaſſung der Königswürde das Maß und die Zeit 
ſeiner Gewährungen in freier Entſchließung ſelbſt beſtimmen. So 
erfolgten einerſeits nach langem Zögern und Schwanken einzelne 
Zugeſtändniſſe, wie die Bildung der ſtändiſchen Ausſchüſſe, die Be⸗ 
rufung des Vereinigten Landtags, die Bewilligung der Öffentlichkeit 
für die Stadtverordnetenſitzungen. Andererſeits blieben die Ab: 
ſichten des Monarchen über die Weiterbildung der Staatsverfaſſung 
in geheimnisvolles Dunkel gehüllt. Jedes nach Meinung des 
Königs unziemliche Vorwärtsdrängen, jede über ſeine Abſichten hinaus⸗ 
gehende politiſche Forderung wurde ſchroff zurückgewieſen. Durch 
Polizeimaßregeln, durch Knebelung der Preſſe, durch Verſagung 
des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts ſuchte man die immer ſtärker 
werdende liberale Bewegung zu unterdrücken, bis die Märzrevo⸗ 
lution von 1848 den freiheitlichen Forderungen einen vollen, ſpäter 
freilich wieder verkürzten Erfolg errang. 6 

In den Verfaſſungskämpfen der vierziger Jahre war es vor 
allem das zu politiſcher Reife heranwachſende Bürgertum, das den 
zeitgemäßen, ſtaatserhaltenden Fortſchritt verfocht. Der Staat hatte 
in der Reformzeit den Städten ohne ihr Zutun die Selbſtverwaltung 
gewährt. Er hatte nach den Freiheitskriegen die verliehene Selb— 
ſtändigteit zwar wieder beſchränkt, aber nicht ohne fein Übergewicht, 
dank der techniſchen Überlegenheit ſeines Beamtentums, zu Reformen 
der Städteverwaltung zu benutzen. Nun bezeugten die Städte — 
allen voran die beiden Reſidenzſtädte des Oſtens, Königsberg und 
Breslau — dem Staate ihren Dank, indem ſie an dem lange ver⸗ 
zögerten, aber nun unaufſchiebbaren Ausbau ſeiner Verfaſſung auf 

19% 
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freiheitlicher Grundlage, im Geiſte der Reformzeit kräftig mit⸗ 
arbeiteten. 

In Ermangelung eines anderen geſetzlichen Mittels benutzten 
die Städte zur Betätigung ihres politiſchen Strebens namentlich 
die Standſchaft auf den Provinziallandtagen, indem ſie durch ihre 
von den Stadtverordneten gewählten Abgeordneten beim Land— 
tage Petitionen an den König beantragten. Allerdings war den 
Städten, da ſie noch nicht ein Drittel der Landtagsſtimmen be⸗ 
ſaßen“), während derartige Petitionen mit Zweidrittelmehrheit be— 
ſchloſſen werden mußten, die Durchbringung ihrer Anträge ſehr er— 
ſchwert. Trotzdem haben die Städte auf den Landtagen der Jahre 
1840—45 und auf dem Vereinigten Landtage von 1847 ihre freiheit— 
lichen Forderungen nachdrücklich vertreten. Auf Antrag der Stadt 
Königsberg richtete der preußiſche Huldigungslandtag im September 
1840 zum erſten Male an den König die Bitte um Erfüllung der 
Verheißungen ſeines Vaters und brachte dadurch das Drängen auf 
eine Volksvertretung in Fluß), Obwohl der König dieſe Bitte 
zurückwies, ſtellten die ſtädtiſchen Behörden Breslaus im März 
1841 beim ſchleſiſchen Provinziallandtage den Antrag, unter Bes 
rufung auf die Verfaſſungsverſprechen Friedrich Wilhelms III. die 
Bitte um „Reichsſtände“ zu wiederholen. Der Breslauer Antrag 
wurde zwar vom Landtage mit großer Mehrheit abgelehnt, blieb 
aber nicht ohne mittelbare Wirkung. Die Art, wie der König den 
Antrag als eine ſträfliche Auflehnung der Stadt gegen ſeinen könig⸗ 
lichen Willen behandelte und ſich vergeblich bemühte, eine förmliche 
Abbitte der ſtädtiſchen Behörden zu erzwingen?“), erregte in ganz 
Deutſchland, ja ſelbſt im Auslande großes Aufſehen und trug viel 
dazu bei, über die in der Verfaſſungsfrage beſtehenden Gegenſätze 
volle Klarheit zu ſchaffen 9°). 

Abgeſehen von ihren äußeren Ergebniſſen, war die provinzial- 
ſtändiſche Wirkſamleit der Städte ſeit 1840 ſchon für die politiſche 


„) Unter den 92 Abgeordneten des ſchleſiſchen Provinziallandtags hatten 
die Fürſten und Herren 10, die Ritterſchaft 36, die Städte 30 und die Land⸗ 
gemeinden 16 Vertreter. Vgl. Teil II 479. 

%) Vgl. Wendt, Breslau im Streite um die preußiſche Verfaſſungsfrage, 
1841 Geitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens, Band XIII S. 240 
bis 267). 
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Schulung des Bürgertums von größtem Werte. Das ganze kom: 
munale Leben erhielt jetzt einen politiſchen Einſchlag. Indem die 
ſtädtiſchen Kollegien über die an die Landtage zu richtenden Uns 
träge berieten, vollzogen ſich in ihnen die erſten Anfänge politiſcher 
Parteibildung. Die erſten ausgeſprochenen Politiker modernen 
Schlages, die uns in der Breslauer Bürgerſchaft entgegentreten, 
ſind die Landtagsabgeordneten des Jahres 1841, der Stadtverord— 
netenvorſteher Klocke und die Stadtverordneten Milde und Tſchocke. 
Wie das Amt des Stadtverordnetenvorſtehers zuerſt in Klocke eine 
gewiſſe politiſche Färbung erhielt, ſo trat in dem 1842 gewählten 
Oberbürgermeiſter Pinder eine ausgeprägte politiſche Perſönlichkeit 
an die Spitze des Magiſtrats“). Wie ſehr infolge der wachſenden 
politiſchen Betätigung des Bürgertums und insbeſondere des pro» 
vinzialſtändiſchen Wirkens der Städte die Selbſtverwaltungskörper⸗ 
ſchaften Vorſchulen für den Parlamentarismus geworden ſind, hat 
ſich im Jahre 1848 auch in Breslau zur Genüge gezeigt 9). 

Die Anteilnahme des Bürgertums an der Fortbildung der Staats: 
verfaſſung hätte ſich nicht ſo kräftig entwickeln können, wenn nicht 
der ſeit der Begründung des Zollvereins allmählich beginnende wirt— 
ſchaftliche Aufſchwung in der erſten Hälfte der vierziger Jahre immer 
ſtärker und raſcher geworden wäre. Die Bevölkerungszunahme 
Breslaus war in den ſechs Jahren von 184046 faſt doppelt ſo 
ſtark wie in den elf Jahren von 1829 —40 ). Freilich konnte ſich 
dieſes ſchnelle Wachstum nicht vollziehen, ohne daß die düſteren 


) Einigermaßen bezeichnend für die „Politiſierung“ des kommunalen Lebens 
in Breslau ſind auch die Verleihungen des Ehrenbürgerrechts. In den dreißiger 
Jahren erhielten das Ehrenbürgerrecht der Stadtkommandant von Strantz und 
der Polizeipräſident Heinke, ferner, anläßlich ihrer fünfzigjährigen Dienftjubiläen, 
die Konſiſtorialräte Wunſter und Fiſcher. In den vierziger Jahren erhielt bei 
feinem Dienftjubiläum das Ehrenbürgerrecht der Oberlandesgerichtspräſident Kuhn. 
Außer ihm wurden zu Ehrenbürgern ernannt die Oberpräfidenten v. Schön und 
v. Merckel, ſicherlich nicht nur in Anerkennung ihrer Perſon, ſondern auch ihrer 
politiſchen Richtung. Dem Antrage der Stadtverordneten, 1845 das Ehrenbürger⸗ 
recht dem von der Regierung gemaßregelten Konſiſtorialrat Prof. Schulz zu ver⸗ 
leihen, trat allerdings der Magistrat nicht bei (Stadtver.⸗Akten 1 B V 2. 
Magiſtratsakten 1. 10. 14). 

) Die Bevölkerung betrug 1829: 90090, 1840: 97 664, 1843: 103 204, 
1846: 112194 Einwohner. 
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Schatten des „Pauperismus“, der Maſſenarmut und des Maſſen— 
elends auch in Breslau ſtärker als je zuvor hervortraten. Die 
Erwerbsſchwierigkeiten, die Wohnungsnot, die ſittlichen Gefahren 
und andre Bedrängniſſe der unterſten Volksſchichten traten nicht nur 
in den „Kaſemattenartikeln“ des Literaten Wolff, ſondern auch in 
der 1845 erſchienenen, auf amtlichen Quellen beruhenden Schrift 
des Aſſeſſors Schneer „Über die Zuſtände der arbeitenden Klaſſen 
in Breslau“ mit erſchreckender Deutlichkeit hervor. Breslau, die 
Vaterſtadt Ferdinand Laſſalles, beſaß damals ſchon große Maſſen 
eines Proletariats, das, wie Guſtav Freytag 1848 ſchrieb, „un⸗ 
bändig auf den Straßen herumlungerte und begehrlich in die Häuſer 
der Beſitzenden hineinſchaute“ 384), 

Trotzdem war jetzt, im Gegenſatze zu den zwanziger und dreißiger 
Jahren, die raſche Bevölkerungszunahme zweifellos ein Anzeichen 
wirtſchaftlichen Auſſchwungs. Selbſt die überwiegend peſſimiſtiſch 
gefärbten Verwaltungsberichte ſtellten feſt, daß infolge des „ſchwung⸗ 
haften Verkehrs“ und der zahlreichen Zuwanderung von „bemittelten 
Gewerbetreibenden“, auch Ausländern, die allgemeine Wirtſchafts⸗ 
lage und der ſtädtiſche Finanzzuſtand ſich merklich beſſerten. Der 
Zuzug Bemittelter ergab ſich auch aus der ſtarken Zunahme der 
Bürgerrechtsgewinnungen. Die bis dahin ſehr dünn geſäten größeren 
Vermögen“) wuchſen allmählich an Zahl und Umfang. In den 
vierziger Jahren wurden die erſten wohltätigen Stiftungen begründet, 
die auch nach modernen Begriffen über große Kapitalien verfügen, 
die mehr als 400000 Mark betragende Siechenhausſtiftung des 
früheren Fabrikanten Heinrich Theodor Claaſſen und die noch kapital⸗ 
kräftigeren Stiftungen des Kommerzienrats Jonas Fränkel. Die 
raſch zunehmende Bautätigkeit in den Vorſtädten ſchuf nicht nur 
Mietskaſernen für die Armen, ſondern auch, namentlich in der 
Schweidnitzer Vorſtadt, behagliche, villenartige Wohnhäuſer für die 
Bemittelten 999), 

Hauptquellen des Wohlſtandes der Stadt waren, neben den 
freilich ſtark zuſammengeſchmolzenen Reſten ihres alten Fern- und 


*) Noch Anfang der vierziger Jahre waren in Breslau nur 4 Perſonen 
mit mehr als 10000 Talern jährlichen Einkommens eingeſchätzt. Dies lag aller⸗ 
dings (nach Kries, Über die Eintommenſteuer S. 47) zum Teil an der Furcht, 
die größten Steuerzahler durch übermäßige Beſteuerung zum Wegzuge zu treiben. 
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Großhandels, vor allem die Beteiligung an der raſch aufblühenden 
oberſchleſiſchen Berg- und Hütteninduſtrie, ſodann die Verwertung 
der Produkte der blühenden ſchleſiſchen Landwirtſchaft. Noch immer 
war der Breslauer Wollmarkt eine Quelle reichen Gewinns, ein 
Ereignis für die Stadt und die ganze Provinz. Mehr und mehr 
beteiligte ſich Breslauer Kapital an den emporkommenden lands 
wirtſchaftlichen Induſtrieen, beſonders der Zucker- und der Spiritus- 
fabrifation. Auch an dem mächtigen Antriebe, den der Eiſenbahn— 
bau dem geſamten Wirtſchaftsleben bot, erhielt Breslau alsbald 
feinen reichlichen Anteil. In den Jahren 1842—48 entſtanden, 
von der Stadt durch unentgeltliche Hergabe von Land zu den 
Bahnhöfen und durch Aktienzeichnung gefördert, die wichtigſten 
Breslauer Eiſenbahnlinien, die Verbindungen nach Oberſchleſien, 
Krakau und Wien, nach Berlin und Dresden und nach dem Gebirgs⸗ 
rande, nach Freiburg und Schweidnitz. Gleichzeitig regten ſich auch 
die zunächſt freilich noch wenig erfolgreichen Bemühungen, die ver- 
wahrloſte Waſſerſtraße dem Breslauer Handel mehr als bisher 
dienſtbar zu machen. Alles in allem wurde in der erſten Hälfte 
der vierziger Jahre das Wirtſchaftsleben Breslaus ſo gekräftigt, 
daß ſelbſt die ſeit 1846 eintretenden ſchweren Rückſchläge, der Ver⸗ 
luſt des Krakauer Freihandelsgebiets, die Teuerung von 1846/47, 
die Wirkungen der politiſchen Erſchütterungen und der Cholera⸗ 
epidemieen von 1848/49 verhältnismäßig bald überwunden werden 
konnten 88%), 

Wie raſch mit dem Wachstum des Wohlſtandes auch das Selbſt⸗ 
gefühl des Bürgertums ſich hob, dafür bietet eine an ſich wenig 
bedeutende Formfrage, die Amtstracht der Magiſtratsmitglieder 
und Stadtverordneten, ein bezeichnendes Beiſpiel. Die gute Ab» 
ſicht der Städteordnung, die Mitglieder der ſtädtiſchen Behörden 
durch Verleihung goldener Amtsketten und Medaillen auszuzeichnen, 
war, wie früher!) berichtet, hauptſächlich wegen der Schwierigkeit, 
die Anſchaffungskoſten dieſer Ehrenzeichen aufzubringen, unaus⸗ 
geführt geblieben. Die Breslauer Stadtverordneten hatten uns 
mittelbar nach ihrem Zuſammentritte auf die ihnen zugedachte Aus⸗ 
zeichnung ſelbſt verzichtet. Nun wurde im Auguſt 1840 in der 


*) Vgl. S. 82, 107 f. 
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ſtädtiſchen Finanzdeputation angeregt, daß die Amtsketten und 
Medaillen „in mehrfacher Hinſicht, namentlich aber für eine würdige 
Repräſentation der Stadt bei Abſendung von Deputationen und 
öffentlichen Akten recht wünſchenswert erſchienen, da die als Amts— 
kleidung außerdem vorgeſchriebene ſchwarze Kleidung, bei der All 
gemeinheit der letzteren nach jetziger Mode, nicht mehr hinreiche, 
um die ſtädtiſchen Repräſentanten äußerlich in erforderlicher Weiſe 
zu diſtinguiren“. Allerdings meinte man zunächſt noch, daß die 
Kämmerei die Anſchaffungskoſten der Amtszeichen für ſämtliche 
Magiſtratsmitglieder und Stadtverordnete nicht erſchwingen könne 
und erwirkte deshalb die königliche Genehmigung zur Anlegung 
der Ketten und Medaillen nur für den Oberbürgermeiſter und den 
Stadtverordnetenvorſteher. Aber ſchon ein Jahr ſpäter erſchien für 
die „würdige Repräsentation der ſtädtiſchen Behörden“ eine Aus: 
gabe von faſt 3000 Talern nicht zu hoch, und die vorgeſchriebenen 
Amtszeichen wurden nicht nur für Magiſtrat und Stadtverordnete, 
ſondern auch für die Bezirksvorſteher angeſchafft“). 

Die Zunahme des Wohlſtandes und das damit zuſammen⸗ 
hängende Wachstum des bürgerlichen Selbſtgefühls waren not⸗ 
wendige Vorausſetzungen für den tätigen Anteil des Bürgertums 
am Staatsleben. Aber zugleich und in demſelben Maße ſteigerten 
ſie auch die Tatkraft der Bürgerſchaft in ihrem nächſten Wirkungs⸗ 
kreiſe, in der Stadtverwaltung. Das Streben nach politiſchem und 
nach kommunalem Fortſchritt wuchs bald untrennbar zuſammen. 
Man ſah ein, daß das Gemeindeleben die Grundlage des Staats⸗ 
lebens ſei, daß das Bürgertum, wenn es im Staate das Bes 
ſtehende beſſern wolle, füglich auch vor ſeiner eigenen Tür kehren 
müſſe. Das Bewußtſein der Segnungen, die man der Städte 
ordnung verdankte, aber auch der Verpflichtung, die den Städten 
gewährte Selbſtändigkeit nicht zu mißbrauchen, wurde ſtärker als 
je. Man trieb, wie treffend bemerkt worden iſt““), in den vierziger 
Jahren „einen wahren Kultus mit der Selbſtverwaltung“. Unter 
den Städten, die mehr als zuvor in politiſchen und kommunal⸗ 


*) Teil II S. 465 ff., 473 f. 
) Peterſilie, Entſtehung und Bedeutung der Preußiſchen Städteordnung 
(Leipzig 1908) S. 113. 
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politiſchen Gedankenaustauſch mit einander traten“), entſtand ein 
Wetteifer, welche von ihnen die beſtverwaltete ſei. Aber ebenſo 
wetteiferten jetzt auch alle Schichten des Bürgertums, auch die 
bisher gleichgültig beiſeiteſtehenden gebildeten und beſitzenden Stände, 
in der Betätigung ihres Anteils am Gemeindeleben. 

Der Gedenktag der Städteordnung war bisher nur von den 
Mitgliedern beider ſtädtiſchen Kollegien durch ein Feſteſſen gefeiert 
worden. Im Jahre 1843 beſchloß man auf Anregung der Stadt: 
verordneten, „an der zu veranſtaltenden Feier, die insbeſondere 
dem Andenken des weiſen, milden und gerechten Geſetzgebers gilt, 
keinem die Teilnahme zu verſchränken, der entweder als unmittel⸗ 
bares Mitglied des freien Bürgertums oder, für Bürgerwohl und 
Volksglück empfänglich, ſeine Weihegabe auf dem Altar des Dankes 
niederzulegen wünſcht“. Dadurch wurde in den nächſten Jahren 
die Gedenkfeier der Städteordnung eine Art Heerſchau des liberalen 
Bürgertums. Aber man benutzte auch ſonſt jeden Anlaß, um die 
Vereinigung aller Stände in der Bürgerſchaft zu betonen, das 
Gefühl der Zuſammengehörigkeit zu ſtärken 987), 

Die Teilnahme aller Schichten der ſtimmfähigen Bürgerſchaft 
an den Stadtverordnetenwahlen wurde namentlich ſeit 1841 ſtärker 
als je zuvor. Dem entſprechend fanden auch jetzt in der Stadt- 
verordnetenverſammlung alle Bevöllerungskreiſe mehr als bisher 
eine annähernd gleichmäßige Vertretung. Die bisher ſehr geringe 
Zahl der jüdiſchen Stadtverordneten entſprach ſeit den vierziger 
Jahren dem Prozentſatze der jüdiſchen Bevölkerung. Der Prozent⸗ 
ſatz der Stadtverordneten mit höherer wiſſenſchaftlicher oder tech— 
niſcher Berufsbildung ſtieg von 4,6 auf 13,6. Im Jahre 1840 trat 
der erſte Arzt, 1842 der erſte Univerſitätsprofeſſor in die Verſamm⸗ 
lung ein. Die Vorſteher der Verſammlung waren bisher, mit Aus: 
nahme des Porträtmalers Schmeidler, ſtets Gewerbetreibende, haupt⸗ 
ſächlich Kaufleute geweſen. Auch in den vierziger Jahren führten 
zunächſt noch die Kaufleute Klocke (1838 — 42, 1843/44) und Kopiſch 
(1842/43, 1844/45) den Vorſitz. Aber im Jahre 1845, bald nach⸗ 
dem das Verbot des $ 116 der Städteordnung, „praktizierende Juſtiz⸗ 


*) Über die Verbindung zwiſchen Königsberg und Breslau vergl. Zeitſchr. 
d. Ver. f. Geſch. Schleſ. XLII, S. 242. Siehe auch Teil II, 477 f. 
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kommiſſarien in den Vorſtand zu wählen, durch königliche „Dellas 
ration“ aufgehoben worden war, übernahm zum erſten Male ein 
Rechtskundiger, Juſtizrat Gräff, die Leitung der Verſammlung 68). 

Für die Belebung des allgemeinen Anteils an der Stadtverwaltung 
war es höͤchſt förderlich, daß die ſonſt in enge Feſſeln eingeſchnürte 
Preſſe bei der Beſprechung von Gemeindeangelegenheiten größere 
Bewegungsfreiheit hatte. Bei den die ſtädtiſche Armenverwaltung 
ſtark bloßſtellenden „Kaſemattenartikeln“ Wolffs in der Breslauer 
Zeitung ) trat beſonders deutlich hervor, daß die Zenſur, wie J. Stein 
ſagt, „dem weitreichendſten Tadel Raum gab, ſolange dieſer Tadel 
ſtädtiſche Inſtitute betraf, während ſie bei Beſprechung ſtaatlicher 
Einrichtungen mit großer Strenge zu Werke ging“. Mochte dieſe 
liebenswürdige Schwäche der Zenſur den ſtädtiſchen Behörden nicht 
immer bequem ſein, jedenfalls war ſie heilſam nicht nur für die 
Preſſe, die nun wenigſtens auf beſchränktem Gebiete ihre gemein⸗ 
nützige Tätigkeit entfalten konnte, ſondern auch für die Stadt⸗ 
verwaltung ſelbſt. Außer in der Preſſe wurden kommunale Fragen 
nach Lewalds löblichem Beiſpiele auch in größeren Schriften bes 
handelt. Der Nationalökonom Kries bot in ſeiner 1844 veröffent⸗ 
lichten Schrift „Über die Einkommenſteuer in Breslau“, zu der ihm 
der Magiſtrat „mit ausgezeichneter Liberalität“ die Quellen ers 
ſchloſſen hatte, eine hiſtoriſch-kritiſche Unterſuchung der Gründe, 
aus denen bisher die direkte Gemeindebeſteuerung zu keiner be— 
friedigenden Entwickelung gelangt war. Die früher erwähnte **), 
ebenfalls vom Magiſtrat unterſtützte Schrift Schneers beſchäftigte 
ſich mit den ſozialen Pflichten der Stadtverwaltung 9%). 

Die uns ſo ſelbſtverſtändlich erſcheinende, aber bisher ſtets unters 
drückte Wahrheit, daß die ſtädtiſche Selbſtverwaltung nur im vollen 
Lichte der Öffentlichkeit gedeihen könne, errang ſich in den vierziger 
Jahren endlich allgemeine Anerkennung. Der Ausſchluß der Offent⸗ 
lichkeit bei den Stadtverordnetenſitzungen, dem Geiſte der Städte⸗ 
ordnung fraglos zuwiderlaufend, aber doch aus ihrem Wortlaute 
zu begründen, erſchien in dem Maße, wie die Anteilnahme des 
Bürgertums an der Selbſtverwaltung ſtieg, als immer unleidlicherer 
Übelſtand. Daß nicht bloß Zuhörer, ſondern auch die Magiſtrats⸗ 


5) Bgl. S. 318. ) Vgl. S. 294. 
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mitglieder von den Sitzungen des Stadtparlaments ausgeſchloſſen 
waren, mithin beide Kollegien noch immer faſt ausſchließlich ſchriftlich 
mit einander verkehrten, wurde um ſo unerträglicher, je lebhafter 
und ausgedehnter die ſtädtiſche Verwaltungstätigkeit ſich geſtaltete. 
Und dennoch bedurfte es ſechsjähriger Bemühungen, um das zähe 
Feſthalten der Staatsbehörden an dem bisherigen zweck- und natur⸗ 
widrigen Zuſtande zu überwinden. 

Selbſt der Magiſtrat trennte ſich nicht ganz ohne Schwanken 
und Bedenken von der alten Heimlichkeit der Stadtverwaltung. Als 
im Februar 1841 die Stadtverordneten auf Antrag des Landtags- 
abgeordneten Tſchocke beſchloſſen, beim nächſten Provinziallandtage 
Petitionen nicht nur um Neichsftände*) und um Erweiterung des 
paſſiven Wahlrechts zum Landtage, ſondern auch um Offentlichkeit 
der Landtags- und der Stabtverorbnetenfihungen zu beantragen, 
erklärte ſich der Magiſtrat gegen den letzteren Antrag. Die Zu— 
laſſung des Publikums zu den Stadtverordnetenſitzungen, meinte 
der Magiſtrat, würde „zu eitler Schauſtellung“ verleiten und den 
wenigen redegewandten Mitgliedern der Verſammlung ein ungebühr— 
liches Übergewicht verleihen. Auch würden, wenn der Reiz der 
Neuheit vorbei wäre, die „fleißigen, achtbarſten Mitbürger“ ſich 
garnicht mehr als Zuhörer einfinden. „Der Hauptzweck der Öffent- 
lichkeit, Belebung des Gemeinſinnes und des Vertrauens zur Ver⸗ 
waltung, würde daher doch nicht erreicht werden“ 390), 

Aber ſchon im folgenden Jahre waren Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordnete über dieſe wichtige Frage der Stadtverfaſſung mit ein⸗ 
ander einig. Als bei den Stadtverordnetenwahlen von 1842 die 
Wählerverſammlungen mehrerer Stadtbezirke bei der Stadtverordneten— 
verſammlung die Offentlichkeit der Sitzungen beantragt hatten, er— 
klärte ſich eine gemiſchte Kommiſſion beider Kollegien, unter aus— 
drücklicher Widerlegung der früher erhobenen Bedenken, „einmütig“ 
für die Zulaſſung der Öffentlichkeit. Darauf erkundigte ſich der 
Magiſtrat bei Berlin, Königsberg und anderen Städten, wie weit 
deren gleichzeitige Bemühungen um Einführung der Offentlichkeit 
res ſeien, und erſuchte dann im Februar 1843 die Regierung, 
die Offentlichkeit der Stadtverordnetenſitzungen „höheren Orts zu 


*) Vgl. S. 292. 
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bevorworten“. Jedoch wie andere Städte, ſo erfuhr auch Breslau 
eine ſchlanke Zurückweiſung. Die Regierung gab im November auf 
Grund höherer Weiſung den Beſcheid, daß die Staatsbehörden die 
Offentlichkeit allgemein, grundſätzlich ablehnten und natürlich keine 
Ausnahmen zugunſten einzelner Städte machen könnten. Bald darauf 
wurde eine vom Provinziallandtage auf Antrag der Stadt Sagan 
faſt einſtimmig beſchloſſene Petition um Öffentlichkeit der Stadt— 
verordnetenſitzungen durch den Landtagsabſchied ohne Angabe von 
Gründen zurückgewieſen 99), 

Auch der Verſuch, dem Streben der Zeit nach „größtmöglichſter 
Publicität“ und dem Intereſſe der Bürgerſchaft an der Stadt⸗ 
verwaltung auf anderem Wege entgegenzukommen, ſcheiterte am 
Widerſtande der Staatsbehörden. Im September 1843 beſchloſſen 
die Stadtverordneten auf den Antrag ihres Vorſtehers Klocke, ihre 
wichtigſten Beſchlüſſe zu veröffentlichen, und der ſeit kurzem von 
Pinder geleitete Magiſtrat, der ſeinerſeits ſoeben einen ſehr aus: 
führlichen „Bericht über die Kämmereiverwaltung für die Jahre 
1841 und 1842“ veröffentlicht hatte, ſtimmte bereitwillig zu. Ja 
in weiteren Verhandlungen beider Kollegien wurde der Plan ſoweit 
ausgedehnt, daß die Stadtverordneten nicht nur ihre wichtigſten 
Beſchlüſſe, ſondern „alle ihre Verhandlungen in chronologiſcher 
Folge unter Angabe der Motive“ veröffentlichen ſollten. Als aber 
die Stadtverordneten am 35. Jahrestage der Städteordnung, am 
19. November 1843 ihren erſten Sitzungsbericht veröffentlichen 
wollten, verweigerte der Zenſor die Druckerlaubnis. Er erklärte, 
die Städteordnung geſtatte den Stadtverordneten wohl die Heraus- 
gabe von „Gutachten über einzelne Verwaltungsgegenſtände“, aber 
nicht von fortlaufenden Sitzungsberichten. Alle Beſchwerden des 
Magiſtrats bei der Regierung und ſelbſt beim Oberpräſidenten über 
das Verfahren des Zenſors mußten erfolglos bleiben, weil dieſe 
buchſtäbliche Auslegung des Geſetzes offenbar von höchſter Stelle 
befohlen war 992), 

Bald darauf ſchien der Wind umzuſchlagen. Man kam den 
Volkswünſchen entgegen, aber, wie jo oft unter Friedrich Wilhelm IV., 
in halber, unbefriedigender Weiſe. Wenn die Kabinettsorder vom 
19. April 1844 geſtattete, daß auf übereinſtimmenden Beſchluß 
beider ſtädtiſchen Kollegien „fortlaufende, periodiſche Berichte über 
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die Wirkſamkeit der ſtädtiſchen Behörden und ihrer Vertreter“ ver⸗ 
öffentlicht werden dürften, jo war das zweifellos ein Fortſchritt 
über die Städteordnung hinaus. Aber die Beſtimmung der Kabinetts⸗ 
order, daß in der die Berichte verfaſſenden Stadtverordnetenkommiſſion 
ein Magiſtratsmitglied den Vorſitz führen müſſe, und daß die Be- 
richte vom Magiſtrat geprüft und zum Druck befördert werden 
jollten, erſchien den Breslauer Stadtverordneten als eine Minderung 
ihrer durch die Städteordnung erworbenen Rechte und als eine 
Gefahr für ihr gutes Einvernehmen mit dem Magiſtrat. Sie 
lehnten daher den Antrag des Magiſtrats auf wöchentliche Heraus: 
gabe ſolcher Berichte ab und blieben auch auf ihrem Standpunkt 
trotz dringender Mahnungen des Magiſtrats, die gewährte Befugnis 
nicht um gegenſtandsloſer Beſorgniſſe willen unbenützt zu laſſen. 
In der Tat ſchien das Widerſtreben der Stadtverordneten inſofern 
gerechtfertigt, als die Stadtverordnetenverſammlungen verſchiedener 
andrer Städte ihre auf Grund der Kabinettsorder begonnenen 
Veröffentlichungen bald wieder einſtellten. Der Magiſtrat bot der 
Bürgerſchaft für das Nichtzuſtandekommen der geplanten Berichte 
wenigſtens einigen Erſatz, indem er den der Regierung eingereichten 
Verwaltungsbericht für 1844 veröffentlichte 999), 

In der Hauptfrage, bezüglich der Zulaſſung von Zuhörern und 
der Anweſenheit des Magiſtrats bei den Stadtverordnetenſitzungen, 
verharrten die Staatsbehörden zunächſt noch auf ihrem Widerſtande. 
Wieder beſchloß der Provinziallandtag von 1845 auf Antrag 
Breslaus und andrer Städte faſt einſtimmig eine Petition um 
Offentlichteit, und wieder antwortete der Landtagsabſchied ablehnend. 
Trotz aller bisherigen Mißerfolge aber erneuerte ſich das Streben 
nach dem Lebenselement aller Selbſtverwaltung mit doppelter Kraft, 
als im Frühjahr 1847 ſtatt der erwarteten Provinziallandtage der 
Vereinigte Landtag berufen wurde. Aus allen Teilen der Monarchie 
kamen jetzt Anträge auf Öffentlichkeit der Stadtverordnetenſitzungen. 
Auch die ſtädtiſchen Behörden Breslaus ſandten ihren Vertretern 
im Landtage eine ſchwungvolle Denkſchrift, die aller „Heimlichkeit 
und Geheimniskrämerei“, der „Furcht vor vermeintlichen Geſpenſtern“ 
den Krieg erklärte und die „Öffentlichkeit der Verwaltung“ rühmte 
als beſtes Mittel zur Belebung von „Gemeinſinn und Vaterlands⸗ 
liebe“, als beſten Schutz gegen „Indifferentismus und Indolenz“ 39), 
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Nun endlich nach ſechs Jahren kam der lange erſtrebte Erfolg. 
Auf Grund der von dem Vereinigten Landtage mit großer Mehrheit 
gefaßten Beſchlüſſe zugunſten der Öffentlichkeit geſtattete eine 
Kabinettsorder vom 23. Juli 1847 unter gewiſſen Vorausſetzungen 
die Zulaſſung von Zuhörern und die Teilnahme des Magiſtrats. 
Die Bedingungen der Kabinettsorder waren leicht zu erfüllen. Beide 
Kollegien einigten ſich ohne große Mühe über die Formen der 
Beteiligung des Magiſtrats. Ein Regulativ für die öffentlichen 
Sitzungen war bald entworfen. Der große Prüfungsſaal des 
Eliſabethgymnaſiums, in dem die Stadtverordneten ſeit 1840 tagten“), 
bot für wenigſtens 300 Zuhörer Raum. So konnte am 19. No» 
vember 1847, dem 39. Jahrestage der Städteordnung, beim Scheine 
der neu eingerichteten Gasbeleuchtung, die erſte öffentliche Stadt⸗ 
verordnetenſitzung in Breslau eröffnet werden. Der Stadtverord⸗ 
netenvorſteher Juſtizrat Gräff und Oberbürgermeiſter Pinder wür⸗ 
digten in kurzen, kräftigen Worten die Bedeutung des errungenen 
Fortſchritts. Nur die Offentlichkeit, führte Gräff aus, vermöge im 
Staats⸗ und Gemeindeleben „die Erſtarrung des Geiſtes zu toten 
Formen zu verhindern“. Sie ſetze „an die Seite jeder Inſtitution 
eine anregende, antreibende und überwachende Macht, die Macht 
der öffentlichen Meinung“. Der Oberbürgermeiſter hob beſonders 
hervor, daß der Magiſtrat den nunmehr endlich ermöglichten 
„offenen, mündlichen“ Gedankenaustauſch mit den Stadtverordneten 
mit großer Freude begrüße. „Denn wie es die erſte Pflicht eines 
ſelbſtändigen Mannes iſt, eine entſchiedene Geſinnung zu haben, ſo 
iſt es ſein erſtes Recht, dieſelbe öffentlich auszuſprechen“. Ferner 
rühmte er „die Aufhebung der Schranke, die bisher den Wähler 
von den Gewählten trennte, als einen ſegensreichen Fortſchritt auf 
der Bahn zu dem hohen Ziele, welches der erhabene Geber unſrer 
Städteordnung ſelbſt als den Endzweck derſelben benannte, durch 
Teilnahme an dem Gemeinweſen Gemeinſinn zu erwecken und zu 
erhalten“ 995), 

Die Stadtverordneten waren in dem Kampfe um die Öffent- 
lichkeit ihrer Sitzungen führend vorangeſchritten, und in der Tat 
brauchte ihr Wirken das Licht der Offentlichkeit nicht zu ſcheuen. 


*) Vgl. Teil II 477. 
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Der regere Anteil des Bürgertums an der Stadtverwaltung fand 
namentlich in einer ungleich kräftigeren Wirkſamkeit der Stadt⸗ 
verordneten ſeinen Ausdruck. Der noch 1836 von Storch erhobene 
Vorwurf, daß die Stadtverordnetenverſammlung den ihr durch die 
Städteordnung zugewieſenen Wirkungskreis nicht genügend ausfülle, 
ihre Befugniſſe nicht wahre, verlor jetzt jede Berechtigung 9%), 

Als Vorbedingung für ihr gedeihliches Wirken betrieben die 
Stadtverordneten eifrig die Vervollkommnung ihrer Geſchäftsordnung. 
In Beſchlüſſen von 1840 und 1842 und in den erſten gedruckten 
Geſchäftsordnungen der Verſammlung von 1846 und 1847 traf 
man Maßregeln gegen Verſpätung und Ausbleiben bei den Sitzungen. 
Zwar die eingeführten Ordnungsſtrafen (10—15 Sgr. für die Ver⸗ 
ſpätung, 20 Sgr. bis 1 Taler für unentſchuldigtes Ausbleiben) 
mußten 1847 wieder fallengelaſſen werden. Aber die Vorſchrift, 
daß jeder Ausbleibende ſich ſchriftlich beim Vorſteher entſchuldigen 
müſſe, blieb auch in der Geſchäftsordnung von 1847 beſtehen. Daß 
die erſtrebte Öffentlichkeit der Sitzungen gewiſſe Grenzen haben müffe, 
wurde 1846 anläßlich eines Einzelfalls allſeitig anerkannt. Zwar 
könne im allgemeinen „von der Verpflichtung der Mitglieder zu 
einer Amtsverſchwiegenheit nicht die Rede ſein“; aber in beſonderen 
Fällen, z. B. bei geplanten Grundſtückskäufen oder ⸗verkäufen oder 
„in Betreff freimütiger Außerungen über die Perſönlichkeit eines 
Dritten, deren Hinterbringung zu Injurienklagen oder ſonſtigen Un— 
annehmlichkeiten Veranlaſſung geben könnte“, ſollte die Verſamm⸗ 
lung berechtigt ſein, die Geheimhaltung zu beſchließen 97). 

Noch ehe die Offentlichkeit der Sitzungen bewilligt war, beſchloß 
die Verſammlung, von der Vorſchrift der Städteordnung, daß nur 
Stadtverordnete an den Sitzungen teilnehmen ſollten, in einem 
Punkte eigenmächtig abzugehen. Da man es als Übelſtand empfand, 
daß bisher die protokollierenden Vorſtandsmitglieder infolge ihrer 
Teilnahme an den Verhandlungen meiſt nur Zeit gefunden hatten, 
die „nackten Beſchlüſſe“ ohne Motive in die Protokollbücher ein⸗ 
zutragen, entſchloß man ſich im März 1847, den Sekretär der Ver— 
ſammlung zur Unterſtützung der Protokollführer an den Sitzungen 
teilnehmen zu laſſen. Gleichzeitig trafen die Stadtverordneten Maß⸗ 
nahmen zur Vermeidung unnötigen Schreibwerks. Nur „eigentliche 
Beſchlüſſe“ ſollten in der üblichen Form mit Unterſchriften des 


304 Stadtverordnete: Ausſchüſſe. Verhältnis zum Magiſtrat. 


Vorſtandes und ſechs andrer Mitglieder ausgefertigt werden. Ferner 
beſchloß die Verſammlung, „in Betracht, daß bei mehreren König— 
lichen Behörden das den Deutſchen nicht mit Unrecht zum Vorwurf 
gemachte Titulaturweſen bereits abgeſchafft worden iſt“, auf das 
Prädikat „Wohllöblich“ zu verzichten und überhaupt „den Gejchäfts- 
ſtil möglichſt von unnötigen Kurialien freizuhalten“ 999). 

Noch gegen Ende der vierziger Jahre, kurz vor Erlaß der neuen 
Gemeindeordnung ſchritt die Stadtverordnetenverſammlung zu einer 
für ihren Geſchäftsbetrieb förderlichen Neuerung, zur Errichtung 
ftändiger Ausſchüſſe. Daß die Stadtverordneten „zur Prüfung der 
ihrer Fürſorge anvertrauten Angelegenheiten Deputationen ernennen“ 
könnten, war im 8 124 der Städteordnung vorgeſehen; aber bisher 
hatte man die Ausſchüſſe zur Beratung einzelner Angelegenheiten 
jedesmal neu gewählt. Jetzt, im Auguſt 1849, wählte man auf 
Antrag des Stadtverordneten Linderer ſtändige, nach Verwaltungs⸗ 
zweigen eingeteilte Ausſchüſſe, denen die einſchlägigen Angelegen— 
heiten regelmäßig überwieſen wurden. Unter den 13 Ausſchüſſen, 
die das damals eingeführte „Reglement für die Kommiſſionen der 
Stadtverordneten zu Breslau“ aufführt, finden wir einige heute 
nicht mehr beſtehende. Dagegen vermiſſen wir den wichtigſten der 
heutigen Ausſchüſſe, den erſt 1851 eingerichteten Wahl⸗ und Ver⸗ 
faſſungsausſchuß v0). 

Das friſche Leben, das jetzt in der Stadtverordnetenverſammlung 
herrſchte, betätigte ſich, wie in ihrer inneren Arbeit, dem Ausbau 
ihrer Geſchäftsformen, ſo auch in ihrer ganzen äußeren Wirkſamkeit, 
vor allem in ihrem Verhältniſſe zum Magiſtrat. Wenn bisher 
Magiſtrat oder Stadtverordnete eine regere Tätigkeit entfaltet 
hatten, bewieſen ſie großenteils ihre Tatkraft durch Eingriffe in den 
Bereich der andern Körperſchaft, durch Streben nach überwiegendem, 
ausſchließlichem Einfluſſe. In den erften Jahren der Selbſtverwaltung 
war der Einfluß der Stadtverordneten vorherrſchend. In den müden 
Jahren nach den Freiheitskriegen erlangte der Magiſtrat ein un 
verhältnismäßiges Übergewicht. Dieſes Übergewicht, ſchon durch 
Storchs Reformtätigkeit ſtark erſchüttert, ſchien in den vierziger 
Jahren anfänglich ins Gegenteil umſchlagen zu wollen. Wenigſtens 
bei der politiſchen Betätigung der Stadt im Jahre 1841, bei dem An⸗ 
trage wegen Reichsſtänden wie bei dem folgenden Zerwürfniſſe mit 
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dem Könige“), hatten die Stadtverordneten entſchieden die Führung 
und riſſen den zögernden Magiſtrat mit ſich fort. Aber bald ent⸗ 
ſtand, als beſte Frucht des neuen Aufſchwungs im Gemeindeleben, 
ein bisher unerreichtes, auf innerer Übereinftimmung beruhendes 
Gleichgewicht zwiſchen beiden ſtädtiſchen Kollegien. 

Die volle politiſche Solidarität, die namentlich ſeit Pinders 
Amtsantritt (1843) zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten 
herrſchte, die Bundesgenoſſenſchaft in dem Ringen um Weiterbildung 
der Staatsverfaſſung, mußte auch ihrem einträchtigen Wirken in 
der Stadtverwaltung förderlich ſein. Jede der beiden ſtädtiſchen 
Körperſchaften wahrte eifrig ihre Rechte und Befugniſſe. Die 
Stadtverordneten machten von ihrem Bewilligungs- und Über⸗ 
wachungsrechte kräftigen Gebrauch und ſandten beiſpielsweiſe dem 
Magiſtrat in den Jahren 1845/46 wiederholt ganze Liſten von 
Fragen nach dem Stande ſchwebender Verwaltungsangelegenheiten. 
Andrerſeits jedoch ſuchte jedes der beiden Kollegien ſeine liberale, 
konſtitutionelle Geſinnung durch Achtung vor den verfaſſungsmäßigen 
Rechten des andern zu betätigen. Gelegentliche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten trugen fie ſchon deswegen untereinander aus, um der Auf 
ſichtsbehörde keinen Anlaß zum Eingreifen zu bieten 400). 

Von einſchneidender Bedeutung für das Verhältnis zwiſchen 
Magiſtrat und Stadtverordneten, ja für das ganze politiſche und 
kommunale Wirken der Stadtbehörden in den vierziger Jahren, war 
die Oberbürgermeiſterwahl, die nach dem Tode Langes 1842 unter 
einer bis dahin unerhörten Anteilnahme weiterer Kreiſe, nach förm⸗ 
lichen Parteikämpfen in der Stadtverordnetenverſammlung voll⸗ 
zogen wurde. 

Bürgermeiſter Bartſch, der ſich nach der Tradition von 1832 
und 1838 auf die Nachfolge Langes wohl Hoffnung machen 
konnte, hat ſich in faſt fünfzigjähriger Amtsführung (1831—79) 
hervorragende Verdienſte um die Stadt erworben. Schon daß er 
fi während der Erledigung des Oberbürgermeiſteramts 1848—51 
als Leiter der Stadtverwaltung unter den ſchwierigſten Verhältniſſen 
ausgezeichnet bewährt hat, ſichert ihm ein bleibendes, dankbares 
Andenken. Seine politiſche Richtung war zwar überwiegend kon⸗ 


) Bol, S. 292. 
20 


306 Oberbürgermeiſterwahl: Kandidaturen Bartſchs u. Klockes. Wahl Pinders. 


ſervativ, ſodaß er z. B. 1847, als der Magiſtrat die Befugnis 
des Vereinigten Landtags zur Ausübung der Rechte einer Volks: 
vertretung beſtritt, ſich durch ein Separatvotum von der Mehrheit 
trennte. Daß er ſich jedoch 1848 nicht als ſtarrer Reaktionär 
betätigt hat, geht ſchon daraus hervor, daß er 1851 von der 
großen Mehrheit der Bürgerſchaftsvertreter zum Oberbürgermeiſter 
gewählt, aber vom Könige nicht beſtätigt wurde 401), Immerhin hatte 
Bartſch unter den Stadtverordneten von 1842 nur eine Minderheit 
für ſich. Die Mehrheit war offenbar für die Wahl eines aus- 
geſprochen liberalen Parteimannes. Sie erſah ſich anfänglich als 
Kandidaten den Stadtverordnetenvorſteher Klocke, der ſich perſönlich 
großen Anſehens erfreute und als Landtagsabgeordneter 1841 
energiſch für den Antrag auf Reichsſtände eingetreten war. 

Da erſchien im September 1842 in den radikalen „Säch⸗ 
ſiſchen Vaterlandsblättern“ ein Artikel, der ſich, anſchließend an 
die ſoeben vollzogene Oberbürgermeiſterwahl in Königsberg, mit 
der Perſönlichkeit des dortigen Regierungsrats Pinder beſchäftigte. 
Pinder, ſo berichtete der Artikel, habe ſich in Königsberg bei der 
von ihm vollzogenen amtlichen Unterſuchung des Stadthaushalts 
allgemeine Beliebtheit erworben. Sein früherer Chef, der Ober- 
präſident von Schön, habe ihn dem Könige als „einen der aus: 
gezeichnetſten und humanſten Verwaltungsbeamten“ gerühmt. Als 
„Mann des Volkes und der Gegenwart“ könne Pinder den 
Breslauern, wenn ſie durch ihre Oberbürgermeiſterwahl „einen 
friſchen Luftzug in ihre Verwaltung bringen“ wollten, warm 
empfohlen werden. Dieſer Artikel wurde allen Stadtverordneten 
— von wem, blieb unbekannt — durch die Poſt zugeſandt und 
bewirkte in der Tat, daß die bisherige Partei Klockes, ihn ſelbſt 
eingerechnet, ihr Augenmerk auf Pinder richtete. Erkundigungen 
in Königsberg hatten ein günſtiges Ergebnis; Schön, bei dem ſich 
Tſchocke, Klocke, Milde und andre Stadtverordnete Auskunft über 
Pinder erbaten, war ſeines Lobes voll. So wurde er ſchließlich mit 
großer Mehrheit an erſter Stelle dem Könige für den Oberbürger- 
meiſterpoſten präſentiert. Wenn man neben ihm Klocke und den Stadt- 
verordneten Milde vorſchlug, ſo ſollten dieſe beiden, wegen ihrer Land⸗ 
tagstätigkeit von 1841 vorausſichtlich mißliebigen Kandidaten wohl 
als Folie für Pinder wirken und ſeine Ernennung ſichern helfen. 
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Die Staatsbehörden ſcheinen anfänglich Bedenken gegen die 
Ernennung Pinders gehabt zu haben. Wenigſtens ließ ſich der 
Miniſter des Inneren Graf Arnim über die Vorgeſchichte der Wahl 
von dem Oberpräſidenten genauen Bericht erſtatten. Aber ſchließlich 
wurde Pinder vom Könige ernannt und daraufhin am 27. April 
1843 in ſein neues Amt eingeführt. Für die Wiederbelebung des 
Anteils an der Selbſtverwaltung iſt es immerhin bezeichnend, daß, 
während die Einführungen Menzels und Langes ohne größere öffent⸗ 
liche Feierlichkeiten erfolgt waren, jetzt auf die Formen von 1809 
zurückgegriffen, und Pinder in feierlichem Aufzuge nach der Eliſabeth⸗ 
kirche, wo feine Vereidigung ſtattfand, geleitet wurde 40). 

Mit Pinders Berufung an die Spitze der Stadtverwaltung trat 
zur guten Stunde der rechte Mann an den rechten Platz, ein Mann, 
der ſein Amt im höchjten und weiteſten Sinne auffaßte. „Je mehr 
ſich in dem Staatsleben“, ſchrieb er im Juni 1847, „das Princip 
der Freiheit und der Theilnahme des einzelnen an der Geſamtheit 
zur Geltung erhebt, deſto wichtiger wird die Stellung der großen 
Kommunen im Staate, deſto höher ihre Aufgabe. Wie der Geiſt der 
Staatsregierung einwirkt auf den Gang der Communalverwaltung, 
ſo wirkt dieſe in einem ausgebildeten Repräſentativſyſtem wiederum 
zurück auf die Entwickelung des Staatslebens. Die höchſten Prin⸗ 
cipien der Geſellſchaft müſſen daher in dieſer wie in jener mit gleicher 
Beſtimmtheit erkannt, mit gleicher Sicherheit angewendet werden, 
wenn mit der nächſten Fürſorge für das Wohl der Commune zu⸗ 
gleich die Aufgabe derſelben als Theil des geſammten Staatsorga⸗ 
nismus vollſtändig erfüllt werden ſoll. Mehr als je iſt es daher 
in der jetzigen Zeit einer neuen, jugendfriſchen Entwickelung unſeres 
Staates erforderlich, in die Behörden der großen Städte nur Männer 
von klarer politiſcher Einſicht, entſchiedener Geſinnung und ums 
faſſender wiſſenſchaftlicher Bildung zu wählen“).“ 

Was Pinder hier, anläßlich der Neuwahl eines beſoldeten 
Magiſtratsmitgliedes als Erfordernis bezeichnete, war in ihm ſelbſt 
in reichem Maße erfüllt. Als tatkräftiger, weitblickender, für neue 
Ideen empfänglicher Verwaltungsbeamter hat er in den wenigen 
Jahren ſeiner Amtsführung auf den meiſten Gebieten der Stadt⸗ 


*) Vgl. Teil II S. 506 ff. 
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verwaltung den Fortſchritt kräftig gefördert, ſchwebende, brennende 
Fragen gelöſt oder doch der Löſung nähergebracht. Als liebens⸗ 
würdige, imponierende Perſönlichkeit, als Förderer aller gemein 
nützigen Beſtrebungen gewann er bald bei der Bürgerſchaft große 
Beliebtheit und Achtung, erwarb er ſich große Verdienſte um das 
gute Einvernehmen der ſtädtiſchen Körperſchaften. Hierdurch, wie 
durch die Entſchiedenheit ſeiner politiſchen Geſinnung wurde Pinder, 
das Haupt der Stadtverwaltung, zugleich der politiſche Führer des 
liberalen Bürgertums, der gegenüber der Staatsgewalt neben den 
eigentlichen kommunalen Intereſſen gegebenenfalls auch die freiheit 
lichen Forderungen der Zeit nachdrücklich zu vertreten wußte. Durch 
Pinders Ernennung zum Oberpräſidenten von Schleſien im März 
1848 wurde der Stadt zugunſten der Provinz ein ſchweres Opfer 
faſt nutzlos auferlegt. Schon im November mußte Pinder, weil er 
ſich bei dem Zerwürfniſſe der Nationalverſammlung mit der Mes 
gierung für die Volksvertretung erklärt hatte, ſein Amt niederlegen. 
Aber auch ohne dieſen Zwiſchenfall hätte er ſich bei ſeiner politiſchen 
Denkweiſe während der Reaktionszeit vorausſichtlich nicht lange als 
Oberpräſident behauptet, während er als Oberbürgermeiſter der 
Stadt, namentlich angeſichts der rückläufigen Bewegung im Staats- 
leben, noch wertvolle Dienſte hätte leiſten können 9). 

Außer durch Pinders Berufung wurde die Verwaltungstätigkeit 
des Magiſtrats auch ſonſt noch durch den Zutritt neuer, tüchtiger 
Kräfte gefördert. Nicht nur, daß das lebendigere kommunale Inter 
eſſe der Bürgerſchaft und die regere Tätigkeit der Stadtverordneten 
auch auf die Wirkſamkeit der unbeſoldeten Räte vorteilhaft ein⸗ 
wirkte; auch unter den beſoldeten Magiſtratsmitgliedern, und zwar 
gerade in den wichtigen Verwaltungszweigen des Bauweſens und 
der Finanzen, erfolgten zweckmäßige Perſonalveränderungen. Die gut 
gemeinte und an ſich berechtigte Einwirkung der Regierung auf die 
Kämmererwahl von 1837“) war inſoſern nicht zum Guten aus⸗ 
geſchlagen, als der Kämmerer Ullrich, ohne die erwartete Reform⸗ 
tätigkeit entwickelt zu haben, 1841 ſein Amt aus perſönlichen Gründen 
niederlegen mußte. Jetzt tat man mit der Wahl des Provinzial⸗ 
ſteuerſekretärs Frieboes einen glücklicheren Griff. Frieboes, der den 
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ihm vorausgehenden Ruf als tüchtiger Verwaltungsbeamter bald 
durch Beſeitigung eingewurzelter, ſchon von Storch und Lewald 
gerügter Übelſtände betätigte, war der erſte Kämmerer, der nicht 
nur den augenblicklichen Geldbedarf zu decken, ſondern die ſtädtiſche 
Finanzwirtſchaft nach größeren Geſichtspunkten zu leiten geſucht und 
in der 1848 begründeten Städtiſchen Bank ein Denkmal ſeines 
Wirkens hinterlaſſen hat. Infolge gleichfalls längſt beſtehender, 
bereits von Storch gerügter Mißſtände in der Bauverwaltung hegten 
1843 die Stadtverordneten den Wunſch nach einem Wechſel in den 
leitenden Beamtenſtellen. Sie veranlaßten durch eine Art Miß. 
trauensvotum den Baurat Studt und einen der Bauinſpektoren zum 
freiwilligen Ausſcheiden; der andre Bauinſpektor wurde penfioniert, 
Zum Baurat wurde 1844 aus 43 Bewerbern der Königliche Bauinſpektor 
Henning gewählt. Dieſe auch vom Magiſtrat gebilligte „vollſtändige 
Reorganiſation des Stadtbauamts“ hatte den gewünſchten Erfolg. 
Die Tätigkeit des neuen Baurats fand bald bei den Stadtverord— 
neten lebhafte Anerkennung, wie ſich überhaupt in den Jahren 
1844— 46 die Zufriedenheit der Stadtverordneten mit der Tätigkeit 
des Magiſtrats mehrfach, teils in Worten teils in der Bewilligung 
von Gehaltszulagen“) ausſprach 104), 

Wollen wir die ungleich kräftiger und vielſeitiger ſich entfaltende 
Tätigkeit der ſtädtiſchen Behörden in den vierziger Jahren nicht 
nur, wie bisher, in allgemeinen Umriſſen, ſondern auch in den 
einzelnen Verwaltungszweigen und gegenüber den verſchiedenen 
politiſchen Zeit- und Streitfragen verfolgen, jo bietet uns ſchon die 
materielle Grundlage aller Verwaltungstätigkeit, das Finanzweſen, 
ein Bild geſunder Fortentwickelung. Teils infolge der günſtigen 
Wirtſchaftslage, teils infolge beſſerer Verwaltung ſtiegen in den 
Jahren 1840—46 faſt alle ſtädtiſchen Einnahmen. So ſtiegen die 


*) „In Betracht, daß einem Oberbürgermeiſter die Mittel gewährt werden 
müſſen, die Commune würdig zu repräſentieren“, wurde das Gehalt der Ober- 
bürgermeiſterſtelle 1842 vor der Neuwahl von 2400 auf 3000 Taler erhöht. Im 
Jahre 1845 erhielt Pinder 1000 Taler Zulage. (Magiſtratsakten 1. 4. 8 vol. IV, 
1842 Sept. 14, 1845 Dez. 29.) Daß damit erft das 3944 Taler betragende 
Gehalt des 1809 penfionierten erſten Stadt- und Polizeidirektors Senfft von 
Pilſach erreicht wurde, beweiſt am beſten, wie hoch beſoldet namentlich die 
leitenden Beamten bis 1809 geweſen waren. 
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jährlichen Einnahmen aus der direkten Beſteuerung von 165000 
auf 200 000, die Erträge der Mahl- und Schlachtſteuer von 39500 
auf 44500, die Handelsgefälle von 47000 auf 53000, der Nein: 
ertrag der Stadtlandgüter von 20700 auf 28000 Taler. Bei der 
Einkommenſteuer wurde jetzt das Übel an der Wurzel gefaßt; die 
bisher mangelhafte Heranziehung der Steuerpflichtigen wurde ver⸗ 
vollkommnet. Namentlich dem Kämmerer Frieboes war es zu danken, 
wenn man ſeit 1842, wie Kries ſchreibt, „endlich daran ging, die 
beſtehenden Beſtimmungen nicht nur zu beraten und, wo ſie mangel⸗ 
haft ſchienen, zu ergänzen, ſondern auch wirklich mit Energie in 
Anwendung zu bringen“ 405), 

Dieſes fortgeſetzte Wachstum der Einnahmen mußte natürlich, 
in Verbindung mit der geſteigerten Regſamkeit der Behörden, auf 
die ganze Verwaltungstätigkeit fördernd wirken und die Durch⸗ 
führung mancher längſt erwünſchter, aber aus Geldmangel vers 
ſchobener Verbeſſerungen ermöglichen. Man benutzte aber auch die 
günſtige Finanzlage zu raſcherer Schuldentilgung. Während die 
Stadt gemäß dem nach der Storchſchen Unterſuchung 1837 auf⸗ 
geſtellten Tilgungsplane nur zur Abzahlung von jährlich 6000 
Talern verpflichtet war, wurden 1840 —46 mehr als das Doppelte, 
105000 Taler, getilgt. Ferner entſprach man jetzt einem längſt⸗ 
gefühlten, dringenden Bedürfniſſe durch Begründung eines Betriebs- 
und Reſervefonds der Kämmerei, der bis Ende 1845 auf 200000 
Taler anwuchs. Als die Regierung anfragte, warum man nicht 
bei ſo hohen Überſchüſſen die Schuldentilgung beſchleunige oder die 
Steuern ermäßige, ſchilderte der Kämmerer in einem Berichte vom 
12. März 1846, in welche Nöte die Kämmerei früher bei dem 
Fehlen jeglicher Rücklagen durch unerwartete Ausgaben oder Ein⸗ 
nahmeausfälle geraten ſei. Er verſicherte, daß der Magiſtrat durch— 
aus nicht nach übermäßig hohen Beſtänden ſtrebe, ſondern nur 
„nach einem der dringendſten Erforderniſſe in jedem geregelten 
Haushalte, einem angemeſſenen Reſervebeſtande“ 10%), 

Der Mahnung der Regierung zur Steuerermäßigung hatte die 
Stadt ſchon vorher entſprochen, teils unfreiwillig, indem 1844 der 
größte Teil der ſtädtiſchen Brücken- und Pflaſterzölle auf ſtaatliche 
Anordnung aufgehoben werden mußte, teils freiwillig, durch Er⸗ 
mäßigung der Steuerſätze bei der Grund- und Einkommenſteuer. 
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Im Februar 1847 beantragte die Finanzdeputation, zur Erleichterung 
der Steuerlaſt der ärmeren Klaſſen bei den Staatsbehörden die 
Aufhebung der Mahlſteuer vom Roggen und der Schlachtſteuer 
vom Schweinefleiſch nachzuſuchen. Den dadurch auch für die Stadt⸗ 
kaſſe entſtehenden Einnahmeausfall wollte man zum Teil durch 
Beſeitigung der Kommunalſteuerprivilegien der Geiſtlichen, Beamten 
und Lehrer decken. Aber die Stadtverordneten lehnten den An⸗ 
trag ab 107). 

Als man dieſe Verhandlungen über die Mahl- und Schlacht- 
ſteuer führte, waren allerdings die guten Zeiten des wirtſchaftlichen 
und finanziellen Aufſchwungs ſchon wieder vorüber. Der ſchwere 
Verluſt, den der Breslauer Handel Anfang 1847 durch die Ein- 
verleibung des bisherigen Krakauer Freihandelsgebiets in das öfter: 
reichiſche Staats- und Zollgebiet erlitt, zeigte ſich durch einen Rück⸗ 
gang der Handelsgefälle und ſonſtigen Steuereinnahmen. Dazu 
kamen die Hochwäſſer und Eisgänge von 1845 und 1847, die 
Teuerung von 1846/47, die Verkehrsſtockung infolge der politiſchen 
Erſchütterungen von 1848/49, die 1847/48 zur Beſchäftigung brot⸗ 
loſer Arbeiter vorgenommenen Notſtandsarbeiten, die Cholera— 
epidemieen von 1848/49. Das Zuſammentreffen fo vieler ungünſtiger 
Umſtände brachte der Kämmerei Ausgaben und Einnahmeausfälle 
in ſolcher Höhe, daß alle Beſtände verbraucht und noch Schulden 
gemacht werden mußten. Aber jedenfalls wurde die finanzielle 
Kriſis durch die früher geſammelten Rücklagen ſehr gemildert, und 
als man im Februar 1850 daran ging, die ſchwebende Schuld 
durch Ausgabe neuer Kämmereiobligationen zu konſolidieren, nahm 
man, durch frühere Erfahrungen belehrt, die neue Anleihe ſo hoch 
auf, daß die Kämmerei 40000 Taler Betriebsmittel und einen Ne: 
jervefonds von 50000 Talern behielt 1%). 

Soweit die ſtädtiſchen Behörden zu einer Einwirkung auf das 
gewerbliche Leben berufen und imſtande waren, unterſtützten ſie 
eifrig den Auſſchwung von Handel und Verkehr. Breslaus erſter 
Bahnhof, der Oberſchleſiſche Bahnhof, entſtand auf einem 1842 
unentgeltlich abgetretenen, 38 Morgen umfaſſenden Abſchnitt der 
ſtädtiſchen Teichäcker. Ebenſo gab die Stadt 11 Morgen zur Anz 
lage des Niederſchleſiſch-Märkiſchen Bahnhofstr), Neben dem 
Eiſenbahnbau unterſtützten die ſtädtiſchen Behörden die Wieder⸗ 
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belebung der darniederliegenden Oderſchiffahrt. Ein Antrag der 
Stadt an den Provinziallandtag von 1843, der die „kräftige För— 
derung der Oderſtromregulierung zur Sicherung und Erweiterung 
der Schiffahrt“ als „Lebensfrage“ für die ganze Provinz verfocht, 
wurde vom Landtage einſtimmig angenommen. Den namentlich 
von dem Stadtverordnetenvorſteher Kopiſch verfolgten Plan, auf 
dem öſtlichen Teile der Viehweide einen Hafen für 270 Kähne 
mit Eiſenbahnanſchlüſſen anzulegen, wollte die Stadt durch unent⸗ 
geltliche Landabtretung ausgiebig unterſtützen. Es war nicht ihre 
Schuld, wenn dieſe vortreffliche Löſung der Hafenfrage nad) viels 
jährigen Bemühungen nicht zuſtande kam 10), 

Mit aller Kraft unterſtützten die Stadtbehörden die Anſtren⸗ 
gungen der Kaufmannſchaft, die Vernichtung ihres ſchwunghaften 
Krakauer Handels, wenn nicht ganz zu verhindern, ſo doch abzu⸗ 
ſchwächen. Neben den Vertretern der Kauſmannſchaft verhandelten 
im November 1846 Oberbürgermeiſter Pinder und Stadtverordneten⸗ 
vorſteher Gräff in Berlin mit den Miniſtern. Der Oberbürger- 
meiſter reiſte auf Wunſch der Kaufmannſchaft nach Wien. Aber 
alle Bemühungen der Stadt konnten das Unheil nicht mehr gut 
machen, das die Staatsbehörden durch ihre übereilte Zuſtimmung 
zu der Einverleibung Krakaus in Oſterreich angerichtet hatten. 
„Schleſien“, ſchreibt Treitſchle, „berechnete ſeinen Verluſt nach 
Millionen, und der Unmut hallte noch in den Bewegungen des 
Revolutionsjahres nach“ #1), 

Die 1848 begründete ſtädtiſche Bank jollte, abgeſehen von ihrem 
ſonſtigen Werte für Handel und Gewerbe, den ſtädtiſchen Gewerbes 
treibenden noch einen beſonderen Dienſt leiſten. Die Beiträge, 
welche ein Teil der Handwerker neben der ſtaatlichen Gewerbeſteuer 
ſeit 1813 zu dem Ablöſungsfonds der Gewerbegerechtigkeiten zu 
leiſten hatte“), waren, namentlich bei den Handwerkern, die unter 
der Entwickelung großlkapitaliſtiſcher Betriebsformen litten, ſchon 
längſt als drückende Laſt empfunden worden. Nun verfolgte die 
Gründung der Bank unter anderm den Zweck, die weitere Tilgung 
des Ablöſungskapitals unter Verzicht auf dieſe Beiträge zu er⸗ 
möglichen. Durch die Gewerbegeſetze vom 17. Januar 1845 und 
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vom 9. Februar 1849, die durch Wiederbelebung der Innungen 
den Nöten des Handwerks abhelfen ſollten, erhielt der Magiſtrat 
einen ſtärkeren Antrieb zur Einwirkung auf das gewerbliche Leben. 
Die Dringlichkeit aber auch die Schwierigkeit dieſer Aufgabe wurde 
von den ſtädtiſchen Behörden, beſonders von Oberbürgermeiſter 
Pinder, wiederholt anerkannt +12), 

Die techniſchen Zweige der Stadtverwaltung, denen der all⸗ 
gemeine Aufſchwung der Induſtrie und der Technik, die günſtige 
Finanzlage und der früher erwähnte Wechſel der leitenden Bau— 
beamten“) ſehr zugute kamen, erhielten eine notwendige Grundlage 
ihrer Tätigkeit durch die 1844 begonnene Vermeſſung der Stadt. 
Die ſchon oft verſuchte, aber meiſt an Geldmangel geſcheiterte Ver⸗ 
breiterung von Straßen der inneren Stadt wurde 1840—47 durch 
Grundſtücksankäufe an der Reuſche-, Nikolai⸗, Ohlauer- und Kirch⸗ 
ſtraße im Betrage von mehr als 40000 Talern gefördert 41), 
Die Aufwendungen der Stadt für Straßenpflaſterungen wuchſen 
über die alte Vertragsſumme von jährlich 5000 Talern, auf die 
ſie noch Storch hatte beſchränken wollen“), weit hinaus und be: 
trugen 1840—49 im Jahresdurchſchnitt 13400 Taler. In den 
Jahren 1844—46 wurden ſogar durchſchnittlich 17000 Taler, meiſt 
für die Regulierung vorſtädtiſcher Straßen verausgabt. Die Koſten 
der Straßenreinigung ſtiegen von jährlich 9 400 auf 12200 Taler. 
Die dringenden Aufgaben der Kanaliſation wurden erſt Ende der 
vierziger Jahre mit größeren Mitteln in Angriff genommen. Da 
die innere Stadt wenigſtens notdürftig verſorgt war, begann man 
vor allem die Kanaliſation der ſich raſch entwickelnden Südvorſtadt. 
Der längſt übelſtändige Abzugsgraben, der die Schmutz- und Regen⸗ 
wäſſer aus der Schweidnitzervorſtadt nach Weſten ableitete, wurde 
nach faſt zehnjährigen Verhandlungen 1847/48 durch einen Kanal 
in der Gartenſtraße erſetzt 41. 

Das ſteigende Intereſſe für die öffentlichen Anlagen der Stadt 
zeigte ſich darin, daß die Pflege derſelben 1849 von der Bau— 
deputation an eine beſondere, aus Mitgliedern des Magiſtrats, 
der Stadtverordnetenverſammlung und der Schleſiſchen Geſellſchaft 
für Vaterländiſche Kultur gebildete Promenadendeputation überging. 
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Die neue Deputation trat zu der Stadt inſofern in ein eigenartiges 
Vertragsverhältnis, als ſie die Unterhaltung der Promenaden auf 
10 Jahre gegen eine jährliche Pauſchſumme von 2500 Talern für 
eigene Rechnung übernahm. Eine erfreuliche Erweiterung erfuhren 
die öffentlichen Anlagen der Stadt, indem ſeit 1844 der bisher nur 
von den Schützengeſellſchaften benutzte Schießwerdergarten zu einem 
der beliebteſten Vergnügungs- und Erholungsorte der ganzen Bürger⸗ 
ſchaft umgeſtaltet wurde. Die ſtrittige Rechtsfrage, ob der Garten 
der Stadtgemeinde oder den Schützen gehöre, wurde allerdings erſt 
1864 endgültig gelöft 410). 

In den „lichtfreundlichen“ vierziger Jahren hielt endlich die 
lange geplante Gasbeleuchtung ihren Einzug. Ihre Einführung 
war 1836 von Storch empfohlen, 1838 von den Stadtverordneten 
angeregt worden. Nachdem man 1840 —44 mit engliſchen und 
franzöſiſchen Geſellſchaften verhandelt und in Berlin, Potsdam, 
Dresden und Leipzig Erkundigungen eingezogen hatte, wurde die 
Durchführung der neuen Einrichtung 1845 dem bewährten deutſchen 
Unternehmer, Kommiſſionsrat Blochmann in Dresden, übertragen, 
ſodaß die Gasbeleuchtung 1847/48, zunächſt neben den bisherigen 
Ollaternen, ins Leben treten konnte. Allerdings, ſtatt daß die neue 
Einrichtung, wie Storch hoffte, Erſparniſſe ermöglicht hätte, ſtiegen 
die Beleuchtungskoſten 1840—49 faſt aufs dreifache, von jährlich 
7300 auf 20500 Taler. Aber dafür war auch die Zahl der 
Straßenlaternen, abgeſehen von ihrer ſtärkeren Leuchtkraft, von 534 
auf 1309 geſtiegen 40). 

Die Waſſerverſorgung wurde vervollkommnet, indem die ſchon im 
18. Jahrhundert“) begonnene, aber nur langſam geförderte Eins 
führung eiſerner Leitungsröhren ſtatt der hölzernen nunmehr infolge 
größerer Geldaufwendungen (über 23000 Taler) raſcher fortſchritt. 
Auch eine ſtarke Vermehrung der öffentlichen Brunnen und Lauf⸗ 
ſtänder wurde mit erheblichen Koſten durchgeführt 17). Im Feuer⸗ 
löſchweſen brachten die vierziger Jahre zwar noch nicht den ent⸗ 
ſcheidenden Fortſchritt von dem Löſchdienſt der Bürger zur Berufs⸗ 
feuerwehr. Aber in lebhaften Erörterungen und durch einzelne 
Reformen wurde die ſpätere völlige Neugeſtaltung wenigſtens vor⸗ 
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bereitet. Namentlich nach dem verheerenden Mühlenbrande von 
1844 regte ſich der Reformtrieb. Die ſtädtiſchen Behörden ver 
wandten 1846— 49 faſt 20000 Taler zur Anſchaffung neuer Löſch— 
geräte; 1847 wurden die erſten ſtändigen Feuerwachen im Marſtall 
auf der Schweidnitzerſtraße ſowie in der Odervorſtadt eingerichtet. 
Zur Unterſtützung der Behörden bildete ſich 1844 ein „Verein zur 
Rettung bei Feuersgefahr“ e). Über die Frage einer Reorganiſation 
der ſtädtiſchen Feuerſozietät wurde 1846 — 49 lebhaft verhandelt. 
Aber auch den Bemühungen Pinders gelang es nicht, die hierbei 
entſtehenden verwickelten Rechts- und Zweckmäßigkeitsfragen zu 
löſen. Die ſtädtiſcherſeits entworfenen neuen Reglements wurden 
von der Regierung nicht genehmigt, weil dieſe der Feuerſozietät 
ein Zwangsrecht auf die Verſicherung aller ſtädtiſchen und vor— 
ſtädtiſchen Grundſtücke nicht zugeſtehen wollte 416). 

Übte der wirtſchaftliche und induſtrielle Aufſchwung namentlich 
in den techniſchen Verwaltungszweigen der Stadt ſeine fördernde 
Wirkung, jo belebte das politiſche Intereſſe der Stadtbehörden ihre 
Fürſorge für das geiſtige Leben, für Kirchen und Schulen und für 
die Erfüllung ihrer ſozialen Pflichten. Entsprechend ihren politiſchen 
Überzeugungen wirkten die ſtädtiſchen Behörden im evangeliſchen 
Kirchenweſen für die Wahrung ihrer Konſiſtorialrechte gegenüber 
dem Staate, für die Beteiligung weiterer Kreiſe der Bürgerſchaft 
an der Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten, für den Schutz der 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit. Als die Staatsbehörden 1844 
dem Stadtkonſiſtorium ſtatt des bisher ſtets geübten völligen Dis⸗ 
ziplinarrechts über die Geiſtlichen nur die „Entſcheidung über leichtere 
Amtsvergehen“ zugeſtehen wollten, wehrte fich der Magiſtrat energiſch, 
wenn auch ohne Erfolg. Die ſeit 1811 ſchwebende dornige Frage 
einer neuen Geſchäftsordnung für das Stadtkonſiſtorium“) brachte 
der Magiſtrat im November 1843 wieder in Fluß. Er überreichte 
im Juni 1845 dem Königlichen Konſiſtorium den Entwurf eines 
neuen Reglements, der allerdings von den Staatsbehörden abgelehnt 
wurde. Bei dem Provinziallandtage von 1845 beantragten Magiſtrat 
und Stadtverordnete eine Petition um Einführung einer kirchlichen 
Gemeindevertretung, als beſtes Mittel „zur gedeihlichen Förderung 
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und Ausbildung des kirchlichen Lebens“. Im Juni 1845 erwiderte 
der Magiſtrat auf das Geſuch einer Anzahl Einwohner um kirch⸗ 
liche Gemeindevertretung: Allerdings habe der Magiſtrat bisher 
nach dem Allgemeinen Landrecht und „nach hieſiger Verfaſſung“ 
das ausſchließliche Recht zur Wahl der Geiſtlichen und Kirchen- 
vorſteher ausgeübt; trotzdem ſei er von der Notwendigkeit einer 
„evangeliſch-kirchlichen Repräſentativverfaſſung“ längſt überzeugt +20). 

Als die Abneigung des Königs gegen die liberalen Zeitſtrömungen 
auch im kirchlichen Leben immer ſchärfer hervortrat, als die Ver⸗ 
ſammlungen „proteſtantiſcher Freunde“ unterdrückt, bei der Be⸗ 
ſetzung von Kirchen- und Schulämtern Männer ſtreng lirchlicher 
Richtung bevorzugt wurden, als die zur Herrſchaft gelangende 
Orthodoxie das Friedenswerk der Union zu gefährden ſchien, baten 
die ſtädtiſchen Behörden am 10. Januar 1846 den König, „eine 
ſolche Handhabung der kirchlichen Verwaltung wieder herſtellen zu 
wollen, welche, treu dem Prinzip der Glaubens- und Gewiſſens⸗ 
freiheit und der Union, die Gewiſſen nicht mit Menſchenſatzungen 
belaſtet, ſondern dem Glauben das Recht einer freien Entwickelung 
und Bethätigung unverkümmert bewahrt und ſichert“. Trotz der 
ungnädigen Antwort des Königs auf dieſe ihm „ſehr unwillkommene 
Eingabe“ der Stadtbehörden, verharrten dieſelben in einer Adreſſe, 
die fie bald darauf an die ſchleſiſchen Laiendeputierten zur General— 
ſynode richteten, in ihrem Gegenſatze gegen die kirchliche Reaktion 42/0. 

Bei den Differenzen zwiſchen Stadt und Staat bezüglich des 
Volksſchulweſens handelte es ſich weniger um allgemeine Grund⸗ 
ſätze als um materielle Verpflichtungen. Während die Stadt für 
die evangeliſche Bevölkerung durch ihre ſeit der Städteordnung be⸗ 
gründeten Elementar- und Armenſchulen ſorgte, war die katholische 
Bevölkerung, abgejehen von zwei 1831 durch die Stadt begründeten 
katholiſchen Armenſchulen, auf die jeit der Säkulariſation vom Fiskus 
unterhaltenen Pfarrſchulen angewieſen. In dem Beſtreben, das 
mangelhafte katholiſche Volksſchulweſen zu verbeſſern, war die Stadt 
in den vierziger Jahren zur Übernahme der Pfarrſchulen bereit, 
ſofern der Fistus ſich verpflichtete, ſeine bisherigen Aufwendungen 
für die Pfarrſchulen weiter zu leiſten. Da man aber ſtaatlicherſeits 
die Gelegenheit zur Verminderung der Schullaſten benutzen wollte, 
ſcheiterten alle Verhandlungen, und die bisherige Trennung des 
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Voltsſchulweſens beider Bekenntniſſe ſollte zum Schaden der katho— 
liſchen Bevölkerung noch mehr als zwei Jahrzehnte fortdauern 42). 
Soweit das Volksſchulweſen ſtädtiſch war, hatte es an der all— 
gemeinen fortſchreitenden Entwickelung der vierziger Jahre reichlichen 
Anteil. Von 1840—49 ſtiegen die laufenden Ausgaben für das 
ſtädtiſche Volksſchulweſen von jährlich 17000 auf 27000 Taler. 
Außerdem wurden für Volksſchulbauten im Jahresdurchſchnitt 
3500 Taler aufgewendet. Die Zahl der Elementarſchulen (ein: 
ſchließlich der Armenſchulen oder, wie es ſeit 1837 hieß, der Frei⸗ 
ſchulen) ſtieg von 21 auf 26, die der Klaſſen von 40 auf 62, die 
der Lehrkräfte von 59 auf 90. Da die bisherige Unterſcheidung 
der Armen- oder Freiſchulen von den Elementarſchulen der öffent⸗ 
lichen Meinung längſt mißliebig war, wurden die einklaſſigen Frei⸗ 
ſchulen 1848 in zweiklaſſige Elementarſchulen umgewandelt 425). 
An Fortſchritten des höheren Schulweſens brachten die vierziger 
Jahre den Neubau der Bürgerſchule zum Heiligen Geiſt (1846-49) 
und ihre Umwandlung zur höheren Bürgerſchule (1850), ſodann die 
Einführung des Turnunterrichts 1845. Breslau, wo der Seminar: 
lehrer Harniſch 1815 aus eigenen Mitteln einen Turnplatz in der 
Gegend des heutigen Schießwerderplatzes eingerichtet hatte, war 
durch ſeine 1818 entbrannte „Turnfehde“ an der baldigen Wieder⸗ 
unterdrückung des Turnens ſtark beteiligt geweſen. Als jetzt zwei 
königliche Kabinettsorders von 1842 und 1844 das Turnen als 
„notwendigen und unentbehrlichen Beſtandteil der männlichen Er— 
ziehung“ anerkannten und auf Einführung des Schulturnens drängten, 
fanden dieſe Anregungen in Breslau fruchtbaren Boden. Anfangs, 
1842, dachte man noch daran, den Turnbetrieb privater Ver⸗ 
anſtaltung zu überlaſſen. Aber ſeit 1844 traten die Behörden, an: 
ſcheinend unter Pinders Einfluſſe, energiſch für die Turnſache ein. 
Sie beſchloſſen die Anſtellung eines ſtädtiſchen Turnlehrers, des 
verdienten Rödelius, wählten einen aus Magiſtratsmitgliedern, 
Stadtverordneten und Schulmännern beſtehenden „Turnrat“ und 
begründeten einen ſtädtiſchen Turnplatz auf einem beim Schießwerder 
gelegenen Weideflecke, der, hauptſächlich durch Rödelius, aus „einer 
öden Sandfläche in einen der ſchönſten Turnplätze Deutſchlands 
umgewandelt“ wurde. Während die Stadtverordneten in den erſten 
Zeiten der Selbſtverwaltung Ausgaben für Bade- und Schwimm⸗ 


318 Armenweſen. Bekämpfung des Notſtands 1846—49. Arbeits nachweis. 


anſtalten, auch Bewilligungen für Harniſchs Turnplatz, beharrlich 
abgelehnt hatten, eroberte ſich jetzt die Körperpflege einen Platz 
unter den ſtädtiſchen Verwaltungsaufgaben 2. 

Das in den ſtädtiſchen Verwaltungsberichten ſo oft geäußerte 
Verlangen, die Armenlaſt der Stadt durch eine Anderung der Ge— 
ſetzgebung über den Unterſtützungswohnſitz erleichtert zu ſehen, 
wurde durch die einſchlägigen Geſetze vom 31. Dezember 1842 
nicht erfüllt. Aber durch die Beſſerung der Wirtſchaftslage und 
die regere, dem Mißbrauch der Wohltätigkeit entgegenwirkende Ver⸗ 
waltungstätigkeit wurde in der erſten Hälfte der vierziger Jahre 
die ſtädtiſche Armenpflege günſtig beeinflußt. Obwohl jedem an⸗ 
erkannten Bedürfniſſe entſprochen und für Übelftände, wie die von 
dem Schriftſteller Wolff“) 1843 enthüllte elende Unterbringung der 
Obdachloſen in den früheren Kaſematten an der Sternſtraße, nach 
Möglichkeit Abhilfe geſchaffen wurde, ſanken die Koſten der Armen⸗ 
pflege 1840—45 von 59800 auf 56200 Taler. Aber 1846—49 
brachte das früher **) erwähnte Zuſammentreffen widriger Umſtände, 
Teuerung, politiſche Erſchütterungen, Stockung des Erwerbslebens, 
Epidemieen, ein gewaltiges Anſchwellen der Armenlaſt auf mehr 
als 80000 Taler im Jahresdurchſchnitt. Nicht nur die gewöhn⸗ 
lichen Ausgaben der Armenpflege, wie Almoſen und Kurkoſten, 
ſtiegen; der unerhörte Notſtand erheiſchte auch außerordentliche 
Hilfsmittel. Auf Anregung einer aus Magiſtratsmitgliedern und 
Stadtverordneten gebildeten „Kommiſſion zur Abwehr der Not unter 
den unterſten Volksklaſſen“ wurden Speiſeanſtalten eingerichtet, 
Brennholz vom ſtädtiſchen Holzhof billig verkauft, Lebensmittel, 
namentlich Kartoffeln, Hülſenfrüchte, Getreide, Mehl, für ſtädtiſche 
Rechnung beſchafft und wohlfeil wieder verkauft. Man richtete 
ſogar 1848 eine eigene „Kommunalbäckerei“ ein, die freilich ihren 


Zweck, geſundes, nahrhaftes Brot billig herzuſtellen, völlig ver: 


fehlte 425), 

Der Arbeitsloſigkeit ſuchte die Stadt ſchon Ende 1845 durch 
Einrichtung einer „Anſtalt für Arbeitsnachweiſung“ zu ſteuern. 
Wenn dieſe Anſtalt im März 1849, da fie „weder von Arbeit— 
ſuchenden noch von Arbeitgebern beſucht“ wurde, wieder geſchloſſen 
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werden mußte, ſo iſt zu bedenken, daß der erſte mißglückte 
Verſuch erſt 50 Jahre ſpäter mit beſſerem Erfolge wiederholt worden 
iſt. Außer durch Arbeitsnachweis ſuchte man 1847/48 durch Not— 
ſtandsarbeiten für ſtädtiſche Rechnung der „Brotloſigkeit“ abzuhelſen. 
Man beſchäftigte die Arbeitsloſen bei der Straßenreinigung, durch 
Schlämmen des Stadtgrabens, mit Uferherſtellungs-, Schacht⸗ und 
andern Erdarbeiten. Allerdings erinnerten die ſtädtiſchen Not— 
ſtandsarbeiten, namentlich im Jahre 1848, mitunter an die berüch⸗ 
tigten Pariſer „Nationalwerkſtätten“; mit großen Koſten wurde 
wenig geleiſtet. Namentlich die Stadtverordneten klagten über die 
Trägheit und Aufſäſſigkeit dieſer ſtädtiſchen Arbeiter und drängten 
auf Herabſetzung des Tagelohns von 10 auf 8 Sgr., die denn auch 
im September 1848 erfolgte. Gleichwohl waren die großen Auf⸗ 
wendungen der Stadt nicht nutzlos; ſie trugen bei nicht nur zur 
Milderung wirklicher Not, ſondern auch zur Abſchwächung der 
politiſchen Erſchütterung 150). 

Zur Abſchwächung von Erſchütterungen im Staatsleben hätte 
das politiſche Wirken der Stadt ſchon vor 1848 beitragen können, 
wenn die Leiter des Staats die Zeichen der Zeit verſtanden hätten, 
wenn ihnen klar geweſen wäre, daß, wie Pinder 1844 ſchrieb, „die 
einmal in dem Volke lebenden Wünſche und Bedürfniſſe ſich nicht 
durch polizeiliche Mittel aus dem Bewußtſein desſelben verwiſchen 
laſſen“ n). Aber man meinte, die Bewegung meiſtern zu können, 
und ſo wurde die freiheitliche Strömung künſtlich zurückgeſtaut, bis 
ſie 1848 die entgegenſtehenden Hinderniſſe überflutete. 

Die in der Breslauer Bürgerſchaft 1841 laut gewordenen Ver: 
faſſungswünſche konnten durch äußeren Druck nicht mehr erſtickt 
werden. Die nach dem Antrage auf Reichsſtände vom Könige ers 
wartete Abbitte“) blieb aus; trotz aller Königstreue konnten und 
wollten die ſtädtiſchen Behörden ihre politiſchen Geſinnungen nicht 
verleugnen. Die Oberbürgermeiſterwahl von 1842 brachte in Pinder 
einen ausgeſprochen liberalen Parteimann an die Spitze der Stadt⸗ 
verwaltung. Als im Frühjahr 1843 der 7. Schleſiſche Provinzial 
landtag zuſammentrat, ſahen zwar die ſtädtiſchen Behörden von 
einem neuen Antrage auf Reichsſtände ab. Aber ſie verlangten 
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Offentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens und eine 
wirkſame Vertretung der Stadt- und Landgemeinden auf den Land⸗ 
tagen, die, unter Beſeitigung der bisherigen bevorzugten Stellung 
des Adels, namentlich der ſteigenden Bildung und wirtſchaftlichen 
Bedeutung des Bürgerſtandes Rechnung tragen ſollte. Ein von 
den Stadtverordneten gewünſchter Antrag wegen einer Petition um 
Preßfreiheit unterblieb nur, weil der König, wie der Magiſtrat 
geltend machte, ſoeben eine derartige Petition des Poſener Land— 
tages zurückgewieſen hatte 420). 

Zu der Zurückweiſung dieſer und anderer Volkswünſche durch 
die Krone geſellten ſich, um in den Jahren 1843/44 die liberale 
Strömung gerade in Breslau zu verſtärken und zu vertiefen, noch 
manche beſondere Momente: der Kampf des Breslauer Stadt⸗ 
gerichtsrats Heinrich Simon gegen die für die Unabhängigkeit des 
Richterſtandes bedrohlichen Disziplinargeſetze von 1844, das Auf⸗ 
kommen der chriſtkatholiſchen Bewegung, das Hervortreten jozialer 
Notſtände, wie des Kaſemattenelends in Breslau und der Weber⸗ 
not im ſchleſiſchen Gebirge. Das immer lebhafter werdende politiſche 
Intereſſe drängte zu gemeinſamer Betätigung in Verſammlungen, 
zur Vereinsbildung. Geſellige Veranſtaltungen aller Art, die 
„Schiffahrtsfeſte“, die Narrenfeſte des Künſtlervereins, die Zobten⸗ 
kommerſe der Studenten erhielten politiſche Färbung und wurden 
bald von den Staatsbehörden argwöhniſch überwacht. Seit 1843 
veranſtalteten die ſtädtiſchen Behörden ihre Gedenkfeiern der Städte⸗ 
ordnung im größeren Kreiſe“) Schon die Reden und Lieder der 
Gedenkfeier von 1844 erſchienen infolge polizeilicher Denunziationen 
dem Miniſter des Inneren Grafen Arnim jo ſtaatsgefährlich, daß 
der greiſe Oberpräſident, ſehr wider Willen, den Oberbürgermeiſter 
als angeblichen Leiter des Feſtes zur Rechenſchaft ziehen mußte. 
Aber Pinder antwortete mit einem kräftigen Proteſte gegen die 
Beſchränkung der freien Meinungsäußerung, die gefliſſentliche 
„Aufſuchung ſtaatswidriger Tendenzen“, und das gegen den Ver⸗ 
faſſer eines Feſtliedes eingeleitete Strafverfahren endete mit Frei⸗ 


ſprechung “). 
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Welche Fortſchritte die politiſche Schulung der Breslauer Bürger⸗ 
ſchaft und ihrer Behörden gemacht hatte, zeigten die Anträge der 
Stadt zum Provinziallandtage von 1845. Ein von Pinder ent⸗ 
worfener Antrag zur Verfaſſungsfrage wiederholte in knappen, 
kräftigen Worten die grundſätzliche Forderung einer Volksvertretung, 
um ſodann angeſichts der „definitiven“ Zurückweiſung derartiger An— 
träge durch die Krone wenigſtens die Ausgeſtaltung der Ständiſchen 
Ausſchüſſe „zu einer wirkſamen Vertretung der Geſamtintereſſen“ des 
Staates zu erbitten. Mit gleicher ſchlagender Kürze geißelte ein 
Antrag wegen Preffreiheit die Zenſur als zwecklos, unwirkſam und ver: 
derblich. Ein die Unabhängigkeit des Richterſtandes verteidigender 
Antrag wurde durch eine beigefügte Denkſchrift von Heinrich Simon 
begründet. Außerdem forderte die Stadt Einführung einer kirch⸗ 
lichen Gemeindevertretung, Offentlichkeit der Stadtverordneten 
ſitzungen“), Einführung des öffentlichen Gerichtsverfahrens, Bes 
ſchleunigung der Geſetzesreviſion. Endlich bekämpfte ein Antrag 
die das Petitionsrecht der Landtage beſchränkende Beſtimmung, daß 
Petitionen an den König nur mit Zweidrittelmehrheit beſchloſſen 
werden dürften 40). 

Wieder vereinigten ſich in den Jahren 1845/46 Triebkräfte 
verſchiedener Art, um in Breslau den „liberalen Hauch“ zu ver⸗ 
ſtärken, die beſtehenden Gegenſätze zu verſchärfen. Die Erörterung 
ſozialer Mißſtände erhielt durch die 1846 beginnende Teuerung 
einen neuen Antrieb. Die Preisgabe der wichtigſten ſtädtiſchen 
Intereſſen in der Krakauer Angelegenheit erregte den Gewerbeſtand. 
Die Gefährdung des geiſtigen und religiöſen Lebens durch die 
kirchliche Reaktion“) trieb zur Abwehr. Der liberale Theologe 
Profeſſor David Schulz, den die Regierung ſeines Amts als Kon— 
ſiſtorialrat entſetzt hatte, wurde von den ſtädtiſchen Behörden, wie 
von weiteren Kreiſen der Bürgerſchaft als Vorkämpfer der Lehr⸗ 
und Gewiſſensfreiheit gefeiert. In der chriſtkatholiſchen Bewegung 
trat eine radikale Unterſtrömung immer deutlicher hervor 165). 

Dem unaufhaltſam wachſenden Drange des Bürgertums nach 
politiſcher Betätigung traten die Staatsbehörden immer ſchroffer 
und feindſeliger gegenüber. Den hochverdienten, greiſen Oberpräſi⸗ 
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denten von Merckel, den Mann, „der ſeit mehr denn einem Menſchen— 
alter allen Schleſiern für das natürliche Haupt der Provinz galt“ *), 
ſah man 1845 „als Opfer der Reaktion“, weil er die freiheitlichen 
Strömungen nicht energiſch genug bekämpfte, unfreiwillig aus dem 
Amte ſcheiden. Sein Nachfolger, der hochkonſervative, ſtarre 
Bureaukrat von Wedell, zählte bald, neben dem früher beliebten 
Polizeipräſidenten Heinke“) und dem hauptſächlich zur Aufſpürung 
politiſcher Umtriebe benutzten Polizeiinſpektor Gieſe, zu den miß⸗ 
liebigſten Männern in Breslau und mußte in den Märztagen, 
ebenſo wie Heinke und Gieſe, aus der Stadt flüchten. Der Arg⸗ 
wohn, der Widerwille des Bürgertums gegen polizeiliche Willkür 
und Verfolgungsſucht regte ſich vor allem, als im März 1845 der 
angeſehene Fabrikbeſitzer Schlöffel wegen angeblicher Teilnahme 
an einer kommuniſtiſchen Verſchwörung von einem mit geheimen 
Weisungen und ausgedehnten Vollmachten des Miniſters Grafen 
Arnim ausgeſtatteten Polizeibeamten verhaftet wurde. „Dem Volle“, 
ſchrieb damals der Magiſtrat an Merckel, „iſt nichts verhaßter als 
eine geheime Polizei“. An dem Prozeſſe gegen Schlöffel, der von 
Juſtizrat Gräff verteidigt wurde, nahm die ganze Bürgerſchaft leb⸗ 
haften Anteil. Schlöffels völlige Freiſprechung war „ein Triumph 
für die geſamte liberale Partei“, eine empfindliche Niederlage für 
den Miniſter 467). 

Aber unbelehrt durch ſolche Mißerfolge fuhren die Staatsbehörden 
fort, das Verlangen der Bürgerſchaft nach Gedankenaustauſch über 
die Zeitfragen mit Polizeimaßregeln zu bekämpfen. Die ſogenannten 
„Bahnhofsverſammlungen“ unterdrückte man im Oktober 1845 unter 
Berufung auf einen nach dem Hambacher Feſte und dem Frank— 
furter Attentat ergangenen Bundestagsbeſchluß von 1832. Die 
ſtädtiſchen Behörden proteſtierten vergeblich gegen dieſes Vorgehen. 
Dann verſuchten ſie, vor allem Pinder und Gräff, durch Be— 
gründung eines alle Schichten der Bürgerſchaft umfaſſenden ge 
ſelligen Vereins, der „Reſſource“, die Bewegung in geſetzmäßige 
Bahnen zu leiten. Ihre Bemühung fand anfangs bei den Staats⸗ 


*) Treitſchke, Deutſche Geſchichte V 521. 

un) Daß Heinke, ſeit 1824 Polizeipräſident, 1833 zum Ehrenbürger er⸗ 
nannt, nicht ohne perſönliches Wohlwollen war und nur aus Amtseifer ſchroff 
vorging, wurde ſpäter auch von politiſchen Gegnern anerkannt. 
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behörden Anklang; ſelbſt der Oberpräſident v. Wedell war zeit- 
weilig Mitglied der neuen Geſellſchaft. Aber bald hemmte man 
das Wirken der Reſſource durch das Verbot der Erörterung aller 
religiöjen und politiſchen Fragen. Infolge einiger bei einem Aus: 
fluge der Reſſource nach Fürſtenſtein gehaltenen politiſchen Ans 
ſprachen ließ der Oberpräſident ſogar bei den Rednern Haus⸗ 
ſuchungen abhalten, worauf die Stadtverordneten zwei der Be— 
troffenen, den Gymnaſiallehrern Müller und Dr. Stein, ein förm— 
liches Vertrauensvotum erteilten. Dadurch, daß man dergeſtalt 
überall politiſche Ausſchreitungen und Verſchwörungen witterte, 
nährte man nur den politiſchen Radikalismus 49), 

Die ſeit 1840 die Gemüter erregende Verfaſſungsfrage glaubte 
der König endgültig, glücklich gelöſt zu haben, als er durch ein 
Patent und drei Verordnungen vom 3. Februar 1847 ſeine lange 
erwogenen geheimen Verfaſſungspläne enthüllte und den Vereinigten 
Landtag ins Leben rief. Das aber war ein verhängnisvolle Irrtum. 
Die beſtehenden Wirrniſſe, die Mißverſtändniſſe zwiſchen Krone und 
Volk wurden nicht gelöſt, ſondern nur noch geſteigert. Die Geſetze 
vom 3. Februar enthielten nicht das, was das Volk vor allem 
erwartete, die ſchlichte, völlige Einlöſung der Verfaſſungsverſprechen 
Friedrich Wilhelms III. Sie gewährten einerſeits mehr, anderer: 
ſeits aber weniger. Namentlich fehlte die Zuſage einer regelmäßigen 
Wiederkehr des Landtags. Deshalb hielt die überwiegende Mehr— 
heit der Liberalen den neuen Landtag für unzuſtändig, die Befug— 
niſſe der früher verheißenen Volksvertretung auszuüben. Eine be: 
ſonders ſcharfe Verurteilung der Gewährungen des Königs erging 
von Breslau aus in Heinrich Simons Schrift „Annehmen oder 
Ablehnen?“ Andererſeits konnte man ſich der Erkenntnis nicht 
verſchließen, daß die, gleichviel in welcher Form erfolgte Berufung 
einer beratenden und beſchließenden Körperſchaft für den Geſamt⸗ 
ſtaat einen bedeutenden Fortſchritt darſtellte. Deshalb nahmen die 
Vertreter des liberalen Bürgertums trotz aller Rechtsbedenken an 
dem Landtage teil in der Hoffnung, daß die in den Geſetzen vom 
3. Februar verſagten Rechte doch noch gewährt und damit alle 
Schwierigkeiten gelöſt werden würden. 

In Breslau hatten die ſtädtiſchen Behörden ſeit dem November 
1846 für den erwarteten neunten Schleſiſchen Provinziallandtag 
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eine große Reihe von Anträgen vorbereitet, in denen faſt alle das 
Bürgertum bewegenden freiheitlichen Wünſche ihren Ausdruck fanden. 
Man verlangte zunächſt und vor allem die Gewährung einer reiche: 
ſtändiſchen Verfaſſung, ſodann Preßfreiheit, freies Vereins- und 
Verſammlungsrecht, Maßregeln gegen Mißbräuche der Polizei- 
gewalt, Offentlichkeit der Stadtverordnetenſitzungen, Wahrung der 
Unabhängigkeit der Richter, Einführung des öffentlichen und münd⸗ 
lichen Gerichtsverfahrens mit Schwurgerichten, Aufhebung der 
Patrimonialgerichtsbarkeit, Emanzipation der Juden, Anerkennung 
der chriſtkatholiſchen Gemeinden, Verbeſſerung des Vollsſchulweſens. 
Als die Geſetze vom 3. Februar erſchienen, wurde die Frage der 
Zuſtändigkeit des Landtags wie in der Bürgerſchaft, ſo auch inner⸗ 
halb der ſtädtiſchen Behörden eifrig erörtert. Die große Mehrheit 
des Magiſtrats entſchied ſich gegen die Zuständigkeit, und in ihrem 
Sinne arbeitete Pinder eine Denkſchrift aus, die den drei Breslauer 
Landtagsabgeordneten Milde, Tſchocke und Siebig mitgeteilt werden 
ſollte. Aber die Stadtverordneten konnten ſich über die Denkſchrift 
nicht einigen, und jo unterblieb die Mitteilung an die Abgeord- 
neten. Bezüglich der für den Provinziallandtag vorbereiteten Ans 
träge befanden ſich die ſtädtiſchen Behörden in einem eigenartigen 
Dilemma. Einerſeits wollte man ſie zur Kenntnis des Vereinigten 
Landtags bringen; andrerſeits wollte man an den für unzuſtändig 
erklärten Landtag keine Petitionen richten. Deshalb überſandte 
man die betreffenden Denkſchriften den Breslauer Abgeordneten, 
die nun ihrerſeits in Anträgen die Wünſche und Forderungen der 
Stadt verfochten. Dieſer merkwürdige Formalismus iſt bezeichnend 
für die unklare, verfahrene Lage, in die man durch die Geſetzgebung 
vom 3. Februar geraten wart). 

Aus dieſer Lage fand ſich auch kein befriedigender Ausweg. Die 
erhoffte Erweiterung der königlichen Gewährungen, die Zuſage einer 
periodiſchen Berufung des Landtags blieb aus, und ſo blieben auch 
die Rechtsbedenken ungelöſt. Die Mehrheit des Landtags lehnte 
infolgedeſſen Vorlagen der Regierung ab, denen ſie ſachlich voll- 
ſtändig zuſtimmte. So ſehr auch „Preußens erſter Reichstag“ zur 
Annäherung der einzelnen Landesteile beigetragen, die politiſche 
Schulung des Volkes gefördert hat, ſo hat er ſeinen weſentlichen 
Zweck verfehlt. Die Verfaſſungsfrage blieb ungelöſt; der politiſche 
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Gegenſatz weiter Volksſchichten zur Krone und ihren Behörden blieb 
beſtehen. Als die Breslauer Bürgerſchaft ihren heimgekehrten 
Landtagsabgeordneten, von denen namentlich Tſchocke und Milde 
eine rege Tätigkeit entfaltet hatten, einen glänzenden Empfang be— 
reiten wollte, ſchritten die Staatsbehörden ein. Nur ein Feſteſſen 
wurde geſtattet; Fackelzug und Feuerwerk wurden verboten. Kein 
Wunder, daß man ſpäter beſchloß, das für das Feuerwerk beſtimmte 
Geld dem politiſchen Flüchtling Heinzen nach der Schweiz zu ſchicken. 
So bewährte bis ans Ende der „vormärzlichen“ Zeit das polizei⸗ 
liche Unterdrückungsſyſtem ſeine die Gegenſätze verſchärfende, den 
Radikalismus fördernde Wirkung 160). 

Als in den Märztagen von 1848 dieſes Syſtem zuſammenbrach 
und die ſtaatliche Autorität zeitweilig ganz verſagte, zeigte ſich in 
Breslau mit beſonderer Deutlichkeit, was die Selbſtverwaltung nicht 
nur für die Städte, ſondern auch für den Staat bedeutete. Die 
Feuerprobe von 1848 wurde, ebenſo wie die von 1813, mit Ehren 
beſtanden. Dank der Achtung, dem Vertrauen, das ſich die 
ſtädtiſchen Behörden ſeit 1841 bei der Bürgerſchaft durch Vertretung 
der Volkswünſche gegenüber der Staatsgewalt erworben hatten, 
konnten ſie jetzt kräftig und erfolgreich zum Schutze der öffentlichen 
Ordnung wirken. Aber ebenſo waren ſie beſtrebt, die freiheitlichen 
Errungenſchaften der Revolution zu ſichern und auszubauen. 

Freilich konnte es nicht ausbleiben, daß in den Augenblicken 
höchſter Erregung die Wogen der Revolution auch über die Stadt⸗ 
behörden hinwegzugehen drohten, daß die fortgeſchrittene Demo- 
kratie die politiſche Haltung der ſtädtiſchen Körperſchaften als 
ſchwächlich, als reaktionär anfeindete. Am 20. März trat unter 
dem Drucke der Volksbewegung neben die ſtädtiſchen Kollegien eine 
vom Volle als „proviſoriſche Regierung“ bezeichnete „Sicherheits: 
kommiſſion“, zu der neben dem Oberbürgermeiſter Pinder und fünf 
volksbeliebten Stadtverordneten auch demokratiſche Führer, wie Graf 
Reichenbach, Heinrich Simon, Dr. Stein, ferner ein Student und 
ein Schneidergeſelle gehörten. Am 21. März entſtand als weitere 
Nebenregierung eine „Volksdeputation“. Aber beide Ausſchüſſe 
waren ſchnell verſchwindende Eintagsbildungen. Schon vom 
23. März an wirkten die ſtädtiſchen Behörden wieder allein für 
die öffentliche Sicherheit. Als ausführende Organe wurden, bei 
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dem völligen Verſagen der Staatspolizei, auf ſtädtiſche Koſten 60 
Konſtabler angeſtellt, die ſich freilich wenig Anſehen zu verſchaffen 
wußten. Beſſer bewährte ſich die von den ſtädtiſchen Behörden 
organiſierte Bürgerwehr, ſo lange ſie noch nicht, wie ſpäter im 
Herbſte, ein Werkzeug der demokratiſchen Parteiführer war 160). 

Daß Oberbürgermeiſter Pinder am 30. März an Stelle Wedells 
zum Oberpräſidenten von Schleſien ernannt wurde, war einerſeits 
ein freudig begrüßter Triumph für das liberale Bürgertum. Aber 
andrerſeits war für den Magiſtrat unter den Zeitverhältniſſen der 
Verluſt doppelt empfindlich und die Frage des Erſatzes doppelt 
ſchwierig. Vor allem verquickte ſich bald die Neubeſetzung des 
Oberbürgermeiſterpoſtens mit der Frage einer Umbildung der Stadt⸗ 
verfaſſung. Seitdem für den preußiſchen Staat, ja für ganz 
Deutſchland neue Verfaſſungen auf breiter freiheitlicher Grundlage 
in Ausſicht ſtanden, erwartete und forderte man auch eine Neu— 
geſtaltung der Verfaſſung der Stadt- und Landgemeinden. Seit 
für den Staat jeder vollberechtigte, unbeſcholtene Einwohner Stimm⸗ 
recht als „Urwähler“ erhalten hatte, ſchien die bisherige Bindung 
des Gemeindewahlrechts an den, wenn auch niedrigen Zenſus von 
200 Talern und an die Erwerbung des Bürgerrechts als eine un— 
erträgliche Beſchränkung. 

Der Breslauer demokratiſche Klub erklärte im Mai 1848 kurzer⸗ 
hand den Stadtverordneten: Die Städteordnung habe wohl gegen⸗ 
über den Zuſtänden vor 1808 als „freiſinnig gegolten“, paſſe aber 
für die Gegenwart nicht mehr. „Sie iſt durch die Revolution vom 
19. März tatſächlich geſtürzt und ein veraltetes Inſtitut geworden“. 
Wie das Urwahlrecht im Staate, jo müſſe auch das Gemeinde: 
wahlrecht Allgemeingut werden. Die jetzige Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, „durch wenige bevorrechtete Einwohner gewählt“, 
dürfe ſich „zwar noch interimiſtiſch der Verwaltung der ſtädtiſchen 
Angelegenheiten unterziehen“; aber ſie müſſe ihre Wirkſamkeit auf 
das Notwendigſte beſchränken und dürfe keinesfalls der künftigen, 
aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Gemeindevertretung durch 
Wahl eines neuen Oberbürgermeiſters vorgreifen. Auch der Verein 
der Volksfreunde, der demokratiſch-konſtitutionelle Klub und der 
Arbeiterverein ſprachen ſich mehr oder minder energiſch für den 
Aufſchub der Wahl aus. 
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Die Stadtverordneten wollten dem volkstümlichen Drängen nicht 
nachgeben. Sie erklärten ſich zur ſofortigen Vornahme der Ober⸗ 
bürgermeiſterwahl für berechtigt und, da die Stadtverwaltung in 
ſo ſtürmiſcher Zeit des Leiters dringend bedürfe, auch für ver— 
pflichtet. Am 27. Juli ſchlugen ſie den Landgerichtsdirektor Fuchs 
in Breslau, Bürgermeiſter Bartſch und Oberbürgermeiſter Philipps 
in Elbing dem Könige als Kandidaten vor. Aber dieſer Beſchluß 
blieb ohne praktiſches Ergebnis. Fuchs lehnte die Wahl ab, und die 
Regierung, die früher für baldige Beſetzung des Oberbürgermeiſter⸗ 
poſtens eingetreten war, entſchied ſich jetzt für Auſſchub. So dauerte 
der vorläufige Zuſtand, während deſſen Bürgermeiſter Bartſch den 
Magiſtrat leitete, noch bis nach Einführung der Gemeindeordnung“). 

Noch zweimal, im November 1848 und im Mai 1849, mußten 
die ſtädtiſchen Behörden gegen den Strom der Volksbewegung ans 
kämpfen. Während des Zerwürfniſſes der Nationalverſammlung 
mit der Krone kam es zu ſtürmiſchen Auftritten, weil die Stadt- 
behörden in ihrem Eintreten für die Nationalverſammlung den 
Demokraten nicht weit genug gingen. Die Bürgerwehr verweigerte 
dem Magiſtrat den Gehorſam. Bewaffnete Volkshaufen drangen 
in das Rathaus, bedrohten die Sicherheit der Behörden, ſuchten 
einzelne mißliebige Mitglieder derſelben zum Rücktritt zu zwingen. 
Im Mai 1849, kurz bevor es in Breslau zum Barrikadenkampfe 
kam, ſollte der Magiſtrat genötigt werden, zum Schutze der in 
Frankfurt beſchloſſenen Reichsverfaſſung einzutreten und für Schleſien, 
wie es in anderen Provinzen geſchehen war, einen Städtetag zu 
berufen 168). 

Stellten ſich die Stadtbehörden an den bezeichneten Höhe- und 
Wendepunkten der Revolution den volkstümlichen Strömungen ent⸗ 
gegen, ſo haben ſie andrerſeits, wie im Vormärz, ſo auch jetzt, in 
der Zeit der Erfüllung, die freiheitlichen Forderungen kräftig vers 
treten. Wenige Tage vor Ausbruch der Revolution gingen Pinder 
und Gräff nach Berlin, um die Berufung des Vereinigten Land— 
tags, die Gewährung von Preßfreiheit und die Erlaubnis zur 
Bürgerbewaffnung zu erwirken. Am Tage des Berliner Straßen— 
kampfes legte eine Adreſſe der ſtädtiſchen Behörden die weiteren 
Volkswünſche, „volkstümliche Verfaſſung, verantwortliche Miniſter, 
Religions-, Rede-, Preßfreiheit und Geſchworenengerichte“ dem 
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Könige dringend ans Herz. Die „mit Sturmeseile vorgeſchrittene 
Zeit“ bewirkte, daß man bald zurückwies, was man eben noch er⸗ 
beten hatte. Die am 20. März nach Berlin entſandte Breslauer 
„Märzdeputation“ verfocht in perſönlicher Verhandlung mit dem 
Könige wie mit den Miniſtern die Forderung, daß der Vereinigte 
Landtag garnicht mehr zuſammentreten, ſondern alsbald eine aus 
Urwahlen hervorgegangene Nationalverſammlung berufen werden 
ſolle. War die Berufung des Vereinigten Landtags nicht zu ver— 
hindern, ſo trat man ſpäter mit beſſerem Erfolge dagegen auf, daß 
die preußiſchen Vertreter zum Frankfurter Parlament vom Land⸗ 
tage gewählt werden ſollten “). 

Als dann die preußiſche Nationalverſammlung, die als erſter 
Präſident Milde bis zu ſeiner Ernennung zum Handelsminiſter 
geleitet hatte, über unfruchtbaren Parteikämpfen ihre dringendſte 
Aufgabe, die Beratung der künftigen Staatsverfaſſung, zu vers 
abſäumen drohte, ſtellten die ſtädtiſchen Behörden im September 
1848 der Verſammlung vor, wie ſchwer der unfertige Zuſtand 
der Staatsverfaſſung auf dem ganzen öffentlichen Leben laſte. 
Um dem „unabweisbaren Bedürfniſſe“ des Volkes Rechnung zu 
tragen, mahnten fie die Verſammlung „ebenſo dringend als ent- 
ſchieden“, „den Bau des Verfaſſungswerks unverrückt und vorzugs⸗ 
weiſe zu betreiben und mit aller Energie zur Vollendung zu bringen.“ 
Als die Nationalverſammlung in ihrem Widerſtande gegen das 
Miniſterium Brandenburg bis zur Steuerverweigerung fortſchritt, 
traten Magiſtrat und Stadtverordnete anfänglich, wenn auch nicht 
mit der von der Demokratie geforderten Tatkraft, für die Volks: 
vertretung ein. Freilich wurden auch ſie von dem bald darauf fol⸗ 
genden allgemeinen Umſchwunge der Stimmung berührt und ſprachen 
am 10. Dezember dem Könige für den Erlaß der „oftroyierten 
Verfaſſung ihren Dank aus. Als Preußens König in Frankfurt 
zum Kaiſer gewählt worden war, verſicherte eine Adreſſe der Stadt⸗ 
behörden, „Breslaus Stadtgemeinde“ werde „dem Kaiſer der 
Deutſchen immer eine feſte Pfalz des Reiches ſein“ 40). 

Für organiſche Fortentwickelung in freiheitlichem Sinne wirkten 
die ſtädtiſchen Behörden vor allem in der ihnen nächſtliegenden 
politiſchen Frage, bei der Umgeſtaltung der Städteverfaſſung. Das 
Wiedererſtarken der Staatsgewalt und das Einſetzen rückläufiger 
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Strömungen, nachdem die Revolution ihren Höhepunkt erreicht 
hatte, zeigte ſich deutlich in den langen Verhandlungen, aus denen 
die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 hervorging. Bei der 
Vorbereitung dieſes zugleich die Verwaltung der Stadt- und Land⸗ 
gemeinden regelnden Geſetzes betraf zwar der Streit der Meinungen 
hauptſächlich die ländlichen Verhältniſſe. Aber auch bezüglich des 
Städteweſens beſtanden tiefgehende Gegenſätze. Die vier Entwürfe, 
welche die Regierung nacheinander in der Zeit vom 13. Auguſt 
1848 bis zum 2. Auguſt 1849 vorlegte, unterſchieden ſich, ſoweit 
ſie die Städte betrafen, beſonders darin, daß ſie das Gemeinde— 
wahlrecht allmählich immer mehr beſchränkten. An dem letzten 
Regierungsentwurſe nahm die erſte Kammer des Landtags bezüglich 
des Wahlrechts wie in andern Punkten noch weitere beſchränkende 
Veränderungen vor, denen ſich die zweite Kammer, trotz des Wider— 
ſpruchs einer liberalen Minderheit, größtenteils anſchloß 1). 

Trotzdem brachte das Geſetz in ſeiner endgültigen Geſtalt, neben 
großem Gewinn für die Landgemeinden, auch den Städten einige 
Verbeſſerungen des beſtehenden Zuſtandes. Das Auffichtsrecht über 
die Stadtverwaltungen wurde zwar verſtärkt; aber es ſollte künftig von 
Selbſtverwaltungskörperſchaften, den neugebildeten „Bezirksräten“, 
ausgeübt werden. Die Wahlen der Mitglieder der ausführenden Be⸗ 
hörde, des „Gemeindevorſtands“, durch die Bürgerſchaftsvertreter, den 
„Gemeinderat“, ſollten nur noch bei den erſten beiden Vorſtandsſtellen, 
dem Bürgermeiſter und dem Beigeordneten, ſtaatlicher Beſtätigung 
bedürfen. Der bisherige Unterſchied zwiſchen Bürgern und Schutz⸗ 
verwandten wurde beſeitigt, ſodaß künftig einjähriger Wohnſitz in 
der Gemeinde zum Erwerb des Gemeindewahlrechts genügte. Aber 
andrerſeits brachte das neue Geſetz ſehr weſentliche Beſchränkungen 
des Wahlrechts. Der 200 Taler betragende Zenſus der Städte— 
ordnung wurde auf 300 erhöht; die Wählerſchaft wurde nach der 
Steuerleiſtung in drei Klaſſen geteilt; die geheime Abſtimmung der 
Städteordnung wurde durch öffentliche Stimmabgabe erſetzt. Während 
in Breslau vor Erlaß der Gemeindeordnung rund 7000 Bürger, 
etwa 6% der Bevölkerung, das Gemeindewahlrecht beſaßen, ſank 
nach dem neuen Geſetze die Zahl der Wahlberechtigten auf 4500, 
von denen 500 der erſten, 1100 der zweiten, 2900 der dritten 
Klaſſe angehörten 4). 


330 Gemeindeordnung. Städtiſche Anträge. Staatsaufficht. Petitionsrecht. 


Die vielen Abänderungswünſche zu den Entwürfen der Gemeinde— 
ordnung ), welche die Breslauer ſtädtiſchen Behörden auf Grund langer, 
mühſamer Verhandlungen dem Landtage unterbreiteten, mußten, da ſie 
meiſt die Rechte der Städte gegenüber dem Staate, der Wähler 
gegenüber den Gewählten zu erweitern ſuchten, angeſichts des ent⸗ 
gegengeſetzten Zuges der Entwickelung in allen weſentlichen Punkten 
unerfüllt bleiben. Trotzdem ſind ſie für uns von Intereſſe, da ſich 
in ihnen die Ergebniſſe des Wirkens der Stein'ſchen Städteordnung, 
die unter ihrer Herrſchaft gemachten Erfahrungen gewiſſermaßen 
widerſpiegeln. 

Die Beſtimmungen der Gemeindeordnung bezüglich der Auſſicht 
über die Stadtverwaltung fanden die ſtädtiſchen Behörden zu weit 
gefaßt; man wünſchte ihre Beſchränkung auf die in 8 2 der Städte⸗ 
ordnung angeführten Punkte. In der Übertragung der Auffichts- 
rechte auf die Bezirksräte fand man keinen weſentlichen Fortſchritt, 
da dieſe „aus möglichſt beſchränkten Wahlen hervorgegangen und 
der Leitung der Regierungspräſidenten untergeben“ ſeien. Hinſichtlich 
der Beſtätigungspflicht für die Wahlen der Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten waren, wie in einzelnen andern Punkten, Magiſtrat und 
Stadtverordnete verſchiedener Meinung. Der Magiſtrat hielt die 
Beſtätigung „im Intereſſe des Staates wie der Gemeinden, nament⸗ 
lich der Landgemeinden“ für notwendig. Die Stadtverordneten 
verwarfen ſie als unvereinbar mit „der urdeutſchen Verfaſſung 
des freien Gemeindelebens“, als Nachwirkung „despotiſcher Maximen, 
wie fie uns das römiſch⸗franzöſiſche Staatsrecht gebracht hat“. Da⸗ 
gegen forderten beide ſtädtiſchen Kollegien übereinſtimmend zum 
Schutze gegen mögliche Willkür eine Beſtimmung, daß „Bürger- 
meiſter, Vorſtands- und andere Gemeindebeamte niemals anders 
als durch Urteil und Recht“ ihre Amter verlieren dürften. Die 
allgemeinen Beſtimmungen über den Umfang der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungstätigkeit und die Befugniſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften 
wünſchte man möglichſt weit gefaßt zu ſehen, ſchon im Intereſſe 
des „freieſten Petitionsrechts“ der Gemeinden, das zur „politiſchen 
Durchbildung des Volks, zur Erhaltung einer lebendigen Wechjel- 
wirkung zwiſchen Gemeinde und Staat“ unentbehrlich ſei. Die 
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ſchwerwiegende, aber natürlich ganz ausſichtsloſe Forderung einer 
Vereinigung der Polizei mit der Stadtverwaltung hatten die 
ſtädtiſchen Behörden ſchon im Mai 1848 erhoben. In einer Peti— 
tion an die Nationalverſammlung hatten ſie ausgeführt, wie die 
Staatspolizei dazu gedient habe, „ſtatt eines Rechtsſtaates einen 
Polizeiſtaat mit den erniedrigendſten Bevormundungen nach allen 
Richtungen“ zu begründen. 

In der vielumſtrittenen Hauptfrage des neuen Geſetzes, der 
Wahlrechtsfrage, nahm die Mehrheit der Stadtbehörden den Stand- 
punkt ein, daß der anfangs beabſichtigte Zuſtand, Einführung der 
Dreiklaſſenwahl, aber Beſeitigung des Zenſus, immerhin eine Ver⸗ 
beſſerung des Beſtehenden bedeute. Aber Dreiklaſſenwahl und gleich— 
zeitige Erhöhung des Zenſus ſei ein Rückſchritt, der „auch in dem 
beſonnenſten Bürger Unzufriedenheit hervorrufen“ müſſe. Die 
Neuerungen, daß die Gemeinderatsmitglieder auch außerhalb ihres 
Wohnbezirks wählbar ſein, und daß künftig nur noch die Hälfte der 
Bürgerſchaftsvertreter aus Grundbeſitzern beſtehen ſollte, wurden 
als Verbeſſerungen empfunden. Das Grundbeſitzerprivileg wollte 
man am liebſten ganz abgeſchafft wiſſen. Die Wahlzeit der Ge: 
meinderatsmitglieder ſollte von ſechs Jahren auf drei Jahre herab: 
geſetzt werden. Ebenſo wünſchten die Stadtverordneten die Ver— 
kürzung der Wahlzeit der Mitglieder des Gemeindevorſtands auf 
ſechs Jahre, während der Magiſtrat gemäß der Städteordnung an 
der zwölfjährigen Amtsdauer feſthielt. Beide Körperſchaften, auch 
der Magiſtrat, wünſchten in der Verfaſſung des Gemeindevorſtands 
das „kollegialiſche Prinzip“ ſtärker betont zu ſehen. Die Stellung 
des Bürgermeiſters müſſe „überall die des Vorſitzenden eines 
Collegii“ bleiben 440). 

Was aus allen Verhandlungen der ſtädtiſchen Behörden über 
die neue Gemeindeordnung immer wieder als Grundton heraus- 
klang, war eine warme Anhänglichkeit an die Stein'ſche Städte⸗ 
ordnung, der lebhafte Wunſch, die weſentlichen Grundzüge dieſes 
in vier Jahrzehnten erprobten Geſetzes gewahrt zu ſehen. „Eine 
erfolgreiche Entwickelung und Ausbildung des deutſchen Gemeinde— 
weſens“, erklärten die Stadtverordneten ſchon im Auguſt 1848, „iſt 
nur dann zu erwarten, wenn bei der Abfaſſung des neuen Geſetzes 
die Grundlagen der Städteordnung vom Jahre 1808 unverändert 
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beibehalten werden“. Im November 1849, während die Kammern 
über das neue Geſetz berieten, beſchloß man eine Petition um Bei— 
behaltung des „in allen Stürmen der Zeit bewährten“ Geſetzes. 
Der Beſchluß blieb nur deshalb unausgeführt, weil man aus ſicherer 
Quelle hörte, daß die Kammern auf der Einführung einer neuen, 
Stadt und Land umfaſſenden Gemeindeordnung jedenfalls beſtehen 
würden 444), 

Der hohen Wertſchätzung der Städteordnung von 1808, der 
warmen Dankbarkeit des Bürgertums für die gewährte Selbſt⸗ 
verwaltung, der klaren Erkenntnis, welche Früchte dieſe Selbſt⸗ 
verwaltung ganz beſonders in Breslau für Stadt und Staat ges 
zeitigt hat, gab Bürgermeiſter Bartſch in der erſten Sitzung des 
neuen Gemeinderats am 30. Dezember 1850 in denkwürdigen Worten 
Ausdruck: „Mit tiefem Ernſte ſcheiden wir jetzt von einer Verfaſſung, 
durch welche König Friedrich Wilhelm III. bei höchſter geſetzgeberiſcher 
Machtvollkommenheit ſeinem Volke einen unvergeßlichen Beweis des 
hochherzigſten Vertrauens gab — von einer Verfaſſung, welche mit 
Recht als die Magna Charta der Munizipalfreiheit Preußens bezeichnet 
worden iſt und nach den ruhmvollen Erfolgen für die Befreiung und 
Größe des Vaterlandes immer dankbar geprieſen werden wird“. 
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Oberbürgermeiſter, Bürgermeiſter und Stadtverordneten⸗ 
vorſteher 1809-1850. 


Oberbürgermeiſter. 


1809-1812 Benjamin Gottlieb Müller. 

1812-1832 Auguſt Friedrich Carl Freiherr von Kospoth. 
1832-1838 Donatus Gottlieb Menzel. 

1838-1842 Carl Gottlieb Lange. 

1843-1848 Julius Hermann Pinder. 

1848— 1851 Bürgermeiſter Bartſch als Vertreter. 


Bürgermeiſter. 


1809—1832 Donatus Gottlieb Menzel. 
1833-1838 Carl Gottlieb Lange. 
1838 1879 Carl Friedrich Eduard Bartſch. 


Stadtverordnetenvorſteher. 


1809— 1813 Johann Wolfgang Moriz, Kommerzienrat. 
1813-1814 Johann Chriſtian Ferd. Schiller, Geh. Kommerzienrat. 
1814—1817 Carl Samuel Stienauer, Bäckermeiſter. 
1817-1824 Ernſt Wilhelm Heller, Kaufmann. 

1824-1828 Carl Friedrich Auguſt Selbſtherr, Kaufmann. 
1828-1831 Carl Gottlob Schmeidler, Porträtmaler. 
1831-1832 Friedrich Ertel, Kaufmann. 

1832-1836 Johann Gottlieb Thun, Juwelier. 

1836-1838 Ferdinand Schiller, Kaufmann. 

1838-1842, 1843 - 1844 Friedrich Klocke, Kaufmann. 

1842— 1843, 1844-1845 Carl Gottlieb Kopiſch, Kaufmann. 
1845—1848 Heinrich Gräff, Juſtizrat. 

1848 Juli — Nov. Michael Eduard Regenbrecht, Dr., Profeſſor. 
1848-1850 Jonas Grätzer, Dr., Arzt. 


Verzeichniſſe aller Magiſtratsmitglieder und Stadtverordneten 
mit den wichtigſten Lebensdaten enthalten die Handſchriften H 3 
und 4 des Stadtarchivs. Für die Magiſtratsmitglieder vgl. auch 
Codex diplomatieus Silesiae XI, S. 134-139. 
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20) Teil II 1, 9, 69 ff. Gebauer 41. 

20) Teil II 39 ff. Gebauer 132 ff. Wendt in Sileſiaca, Feſtſchrift für C. Grün⸗ 
hagen (Brest. 1898) S. 321342. 

mn) Teil II 14, 50 ff. 

20) Teil II 12 ff., 27 ff., 33 ff. Wutke, Die Breslauer Meſſe (Hamburg 1895). 
Grünhagen in Zeitſchr. XXXVIII 15, 27 ff., 38. 

=) Steinberger, Breslauiſches Tagebuch (Bresl. 1891) S. 269, 283, 295, 315. 
Arch. A. 8. 17 vol. I. (Über) S. 9 f. Gebauer 185. 

0) Teil II 32 f. Gebauer 178, 183 f. 

1) Arch. A. 7. 300 vol. I. Gebauer 181 f. 

2) Teil II 29 ff. Neue revidierte Feuerordnung 1751 Jan. 1; Nachtrag dazu 
1760 Jan. 7. Revidierte Feuer- und Löſchordnung 1777 Juni 26. Ans 
weiſung (betr. die Feuerſpritzen) 1777 Apr. 28. Stadtbibl. Th 130. 

aa Teil II 14 f., 36. Die öffentliche Armen- und Wohltätigkeitspflege der Stadt 
eh en v. Statiſt. Amt, in Breslauer Statiſtik XII Teil II 
17 fl., } 

4) Teil II 15, 23, 36 f. Nflelftein, Lokal⸗Statiſtik der Stadt Breslau (Br. 1866) 
S. 421. Gebauer 173. 

96) Teil II 11 f. Grünhagen in Zeitſchr. XXXVIII 30-32. (Uber) S. 12. 
Arch. A. 8. 338. Ebd. 2. 621 vol. I 184. St. A. Rop. 17 1 5 œ vol. I, 
1748 Februar 16. 

) Gebauer 148 ff., 158. 

7) Ebd. 56 ff. 

) Ebd. 195. 

0) Ebd. 155. 

% (Über) S. 15, 19. Grünhagen in Zeitſchr. XXXVIII 35. 

4) Gebauer 173 ff. 

) Markgraf in Zeitſchr. XXVIII 2 fl. Grünhagen in Zeitſchr. XXXVIII 22 ff., 
33 ff., 38 f., 57. (Uber) 10 ff., 32 f. 

) Markgraf in Zeitſchr. f. vergl. Litt.geſch. N. F. XII 60. Derſelbe in Zeitſchr. 
XXVIII 22. Arch. A. 7. 87 vol. VII 58 ff. Vgl. auch Ziekurſch, Das Er⸗ 
gebnis der friderizianiſchen Städteverwaltung und die Städteordnung Steins 
(Jena 1908) S. 61 ff. 

4% Breslauer Statiſtik XII Teil II 37 f. 

% Ziekurſch 28 f. 

% Ziekurſch 33. 
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% Ziekurſch 11 ff. 

4% Ziekurſch 185 ff. 

4% E. v. Meier, Franzöſiſche Einflitffe auf die Staats- und Rechtsentwickelung 
Preußens im 19. Jahrhundert, Band II (Leipzig 1908) S. 131. 

50) Harnecker, Beiträge z. Geſch. d. Verfaſſung u. Verwaltung der Stadt Breslau 
(Progr. d. Gymnaſiums zu Liegnitz 1864) S. 21 f. Markgraf in Zeitſchr. 
XXVII 22 ff., 40 f., 44 f., 60 ff., 67, 70, All ff. Grünhagen in Zeitſchr. 
XXXII 285-344. Derſelbe in Zeitſchr. XXXIX 39 f. Ziekurſch 74 ff. 

51) Arch. A. 2. 236 fol. 67. Harnecker 19. Grünhagen in Zeitſchr. XXXIX 20 ff. 

68) Zeitſchr. XXVIII 70 fl. XXXII 323 ff. XXXIX 27 fl. 

68) Arch. Hſ. H 38 $ 8 u. 36. Arch. A. 2. 236, 2. 484 (1795 Febr. 18). 
Zeitſchrift XXVIII 60. Harnecker 13, 26. 

54) Zeitſchr. XXVIII 26. 

5) St. A. Rep. 17 II 2r vol. I. Vgl. auch Ziekurſch 45 ff. 

60) Ebers, Das Armenweſen der Stadt Breslau (1828) S. 45 ff., 98, 101 f., 
107, 124 fl., 176 ff., 231. Breslauer Statiſtik XII 2 S. 25 f., 48 f., 131 ff., 
169. Gebauer 170 f. 

7) Gebauer 174 fl. Bresl. Statiftit XII, 2 S. 114. 

88) Zeitſchr. XXVIII 1-80. 

50) Gebauer 189 ff. 

60) Zeitſchr. XXVIII 5 f. 

) Ebd. 10 ff. 

68) (Uber) Hiſtoriſch-Juriſtiſche Bemerkungen. Breslau 1808. Zeitſchr. XXVIII 18 ff. 

6 (Uber) passim, bei. S. 34 ff., 39 ff., 44, 67 f. Markgraf in Zeitſchr. 
XXVII 14 fl. Litt. Beilage z. d. Schleſ. Provinzialblättern 1809 (Januar) 
S. 30. 

6) Teil II 76 ff. Preuß I 188 ff. Meier, Die Reform der Verwaltungs- 
organifation unter Stein u. Hardenberg (Leipzig 1881) S. 76 ff. v. Meier, 
Franzöſiſche Einflilſſe ꝛc. IT 326 f. 

®) St. A. Rep. 17, II 2r vol. I. Gebauer 181, 184. Menzel, Topogr. 
Chronik 78, 81 f., 87 ff. 

00) Zeitſchr. XXVIII 19 fl. XXXIX 13 fl. Gebauer 158 ff. 

on) Zeitſchr. XXVIII 27 fl., 57 fl. XXXIX 17 fl. 

6%) Teil II 86-88. Zeitſchr. XXVIII, 70 fl. Ziekurſch 106 f. 

60) Zeitſchr. XXVIII 70. 

10) Arch. A. 9. 5. 1. 1 fol. 9 ff. Dal. 2. 484. M. A. 9. 5. 1. 1. fol. 9, 11 f., 
18 ff. St. A. Rep. 17 II 2 r vol. I. 

1) Teil II, 95 f. Harnecker S. 27. Zeitſchr. XXXIX 42, 45 fi. 

10) Gebauer 50. Arch. A. 9. 5. 1. 1 fol. 49 ff. 

76) v. Meier 201. 

20) H. Granier in Zeitſchr. XL 232 ff. XLI 353 ff. 

16) Linke in „Darſtellungen u. Quellen z. ſchleſ. Geſch.“ V 15 ff. 

a0) Gebauer 53. Ziekurſch 140 f. 

) Gebauer 237 ff. 
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16) K. Moriz⸗Eichborn, Das Soll u. Haben von Eichborn u. Co. (Bresl. 1903) 
S. 165 ff. 

7 Gebauer 229 ff. 

%) Wiedemann in Mitteilungen VIII (Brest. 1906) S. 217. 

) Markgraf in Zeitſchr. XXI 59 fi. 

2) Gebauer 267 ff. 

ss) Teil II 96 f. 

%) v. Meier II 154 f. 

8) v. Meier II 275. 

6% Druck: Breslau, Wilh. Gottl. Korn, in M. A. 9. 4. 1. Vgl. Teil II 
98—182. 

) Preuß 1 218. Lehmann, Freiherr vom Stein II 69. 

) Preuß I 243. 

80) v. Meier II 326 f. 

%) Preuß I 244. 

9) Meier, Verwaltungsorganiſation 307 ff. v. Meier, Franzöſiſche Einflitffe II 331. 
Preuß 248 ff. 

9) Ziekurſch 146 f. 

1c) Lehmann II 464. v. Meier II 337. 

% Preuß I 255, 256. Lehmann II 474. Meier 326. 

0) v. Meier II 315 ff. 

%) Preuß I 262. 

n) Preuß I 262. Meier 341, 344. 

%) Preuß I 257 f. Meier 327 ff. 

90) Preuß I 258 ff. Meier 331 ff. 

100) Preuß 1 223, 236 f., 262. 

10) Lehmann II 449 ff. Meier 292 fl. Preuß I 227, 236. 

10) Preuß I 276. 

100) Meier 136. 

104) Preuß I 279 f. 

106) Preuß I 280. 

106) Teil II 461. 

a0) M. A. 9. 4. 3 fol. 34, 43. 

108) Meier 347. 

100) Preuß I 251, 281 f. 

110) Teil II 261, 284. Arch. A. 1. 3. 11 (1812 Okt.), dgl. 1. 3. 14 fol. 10. 
M. A. 1. 3. 25 vol. I. 

un) St. B. P. 1810 Juni 8. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II (1818 Jan. 7). 9. 4. 3 
vol. I (1821 Nov. 3). 

119) Teil II 245 ff., 279 f. St. A. Rep. 17 I 1 1 vol. III (1810 März 29). 
M. A. 1. 1. 6 vol. I 1809 Okt. 9, 1816 Juli 30. St. V. A. 1A 1 1 
1816 Nov. 22. 

1) Teil II 395 f., 401 ff. St. A. Rep. 17 I 11 vol. IV (1816 Aug. 9). 
M. A. 9. 5. 1. 7. 
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11) Teil II 397. Preuß I 307. 

16) v. Meier II 47. 

116) Ziekurſch 20 ff., 56 ff. 

117) Ziekurſch 144. Mitteilungen VIII 218 
118) Preuß I 287. 


110) Teil II 330, 389 f., 396. St. V. P. 1812 Juli 17, 24, 31, Auguſt 25. 


St. A. Rep. 17 I 11 vol. IV (1818 Aug. 4, 18) vol. VI (1841 März 9). 

190) M. A. 9. 4. 3 vol. I. Preuß I 289. Meier 313 fl. Kries, Einkommen ⸗ 
ſteuer in Breslau 58 f. 

m) Ziekurſch S. 152 f. 

10) Teil II 260. 

19) St. A. Rep. 17 I 11 vol. III (1812 Juli 21, Aug. 15, Sept. 16, 25, 
Okt. 6), vol. VI (1836 Sept. 26, Nov. 26, Dez. 7, 1837 Febr. 13, 19). 

194) St. V. P. 1815 Apr. 11, Aug. 4. 

1) M. A. 2. 1. 1. 2 vol. I. 

10) Mitteilungen VII. Partſch, Schleſien II 416 f. 

17) v. Meier 468. 

198) Ziekurſch 193 f. Teil II 145. Zeitſchr. XXXIX 117. 

180) Teil II 335. M. A. 28. 3. 11. Dgl. 2. 1. 1. 2 vol. I 1812 Dez. 12. 

100) Teil II 147. St. A. Rep. 17 I 11 vol. I (1809 Febr. 25). 

1) Stadtbibl. Hf. B 1705 S. 105. Mitteilungen VIII 246 ff., 252 ff., 
258 ff. und das dort Zitierte. 

100) Preuß 241 f. 

18) Teil II 132 ff. 

1) Teil II 134 f., 140 ff. M. A. 9. 4. 2 fol. 3, 17. St. A. Rep. 17 J 11 
(1809 Febr. 25). Rep. 199 Suppl. MRD No, 224 (Acta Commissionis) 
vol. III (1809 März 8). 

1) Teil II 197. St. A. Rep. 219 Fach 38 Nr. 17 (1809 Jan. 18, Febr. 14). 
M. A. 9. 4. 2 fol. 6, 10 ff., 27, 35, 54. 

186) St. A. Rep. 17 I 11 (Febr. 11, 23). M. A. 9. 4. 2 fol. 39 ff., 45. 

107) Teil II 138 f., 140 f., 145. M. A. 9. 4. 2 fol. 54 f. St. A. Rep. 17 
1 11 (März 3). Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, Acta Commiss. 
vol. 1 (März 13). 

188) M. A. 9. 4. 2 fol. 52, 58. St. A. Rep. 17 111 (März 9, 14, 16). Rep. 
199 Suppl. MR D No. 224, Acta Commiss. vol. I (März 27), vol. II 
(April 21). 

189) Ebd. vol. I fol. 25 f. 

10) Teil II 145 ff. 

14) Teil II 148 f. M. A. 9. 4. 2 fol. 71 fl. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD 
No. 224, Acta Commiss. I. 25 f. 

14) Teil II 152, 155 ff. 

140) Teil II 152 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, April 12, 14, 24. 

14) M. A. 9. 4. 2 fol. 71 ff. 

14% Teil II 149 ff. M. A. 9. 4. 2 fol. 136 ff. 


— — — —̃ʒ ͤ 2 * 


Quellennachweiſe. 339 


14) Mitteilungen VIII 259. St. A. Rep. 17 J 11, April 18. 

141) Teil II 153 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 März 25, 26. 
Ebd. Acta Commiss. vol. 1 März 29. 

140) Ebd. Acta Commiss, vol. 1 März 30 bis April 1. 

140) Teil II 135 f., 155 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, Acta 
Commiss. vol. I fol. 8. Ebd. vol. II fol. 10. 

10) Teil II 136. Preuß I 287. Ziekurſch 153. Linke in Darſtellungen und 
Quellen zur ſchleſ. Geſch. V 90, 150. 

11) Teil II 186 ff. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 29). 

19) Teil II 186 ff. und das dort Zitierte. Zeitſchr. XXXIX 118. 

106) Teil II 157 ff. M. A. 9. 4. 2 fol. 111 ff., 126. 

10%) St. A. Rep. 17 I 11 (1809 Apr. 30, Mai 16, 30, Juni 9, 18, 15). Rep. 
199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 25). Ebd. Acta Commiss. II (Mai 6). 

15) Ebd. Acta Commiss. II (April 17). M. A. 9. 4. 2 fol. 151 ff. 

156) Teil II 159 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (April 25). Ebd. 
Rep. 17 I 11 (Mai 16). 

167) St. V. P. 1809 April 18. 

1) M. A. 9. 4. 22 fol. 156 ff. 

10) St. A. Rep. 17 I, 11 vol. II (Apr. 24). 

100) Teil II 70, 74. Gebauer 40 f. 

101) Teil II 184. M. A. 9. 4. 2 fol. 148. St. A. Rep. 17 1, 11 vol. II 
(Apr. 24 u. 30). 

nas) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, Acta Commiss.fvol. II (Mai 
4 und 5). 

109) Teil II 198 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 11). Ebd. 
Acta Commiss. vol. II fol. 186 f. 

10% St. A. Rep. 199 Suppl. MR D No. 224 (Mai 18, 19). 

100) Teil II 226 f. St. A. Rep. 17 J 11 vol. II (Juni 2 u. 21). M. A. 1. 1. 5 
fol. 91 ff., 104. 

160) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 Acta Commiss. vol. II, Juni 8. 
St. V. P. 1809 Juni 8. 

107) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Juni 11). 

106) Teil II 139. 

100) Teil II 182 ff. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 Acta Commiss. 
vol. I 137-141. 

170) Teil II 197. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 11). Linke 
in Darſtellungen u. Quellen V 118. Zeitſchr. XXXIX 117. 

ın) Ebd. S. 118. 

178) Arch. A. 1. 3. 9 fol. 4. 

n) Teil II 97 f. Ziekurſch 162 ff. 

174) Darſtellungen u. Quellen V, 99 f., 104, 106. Ziekurſch 201. 

176) Teil II 182 ff. Arch. A. 8. 191 (Mai 11). St. A. Rep. 199 Suppl. MRD 
No. 224, Acta Commiss. vol. II (Mai 15). 

196) St. A. Rep. 17 II 29 Mai 8, 9. 
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177) Teil II 202 f., 237 ff. Arch. A. 8. 191 (Mai 17, 29, Juni 5). 

178) Ebd. Juni 25. St. V. A. VIII B II 1 fol. 1. St. A. Rep. 17 II 2r 
vol. II (Juni 20). 

170) Ebd. vol. II (Juli 3 u. 10). St. V. A. VIII B II I fol. 3. Arch. A. 
8. 191 fol. 10. 

10) Teil II 229 fl. Arch. A. 1. 3. 12 (Juli 2). St. A. Rep. 17 112r vol. II. 

151) Ziekurſch, Beiträge S. 1726. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 
(Mai 11). Ebd. Acta Commiss. vol. II (Apr. 18). 

189) Teil II 226 f. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 11). Dgl. 
Acta Commiss. vol. II (Mai 3, 11). 

188) St. A. Rep. 17 I 11 vol. I (Mai 30), vol. II (Mai 10, Juni 12, Juli 1, 3). 
Ebd. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (Mai 11). Dgl. Acta Commis. 
vol. II (Juli 7). 

10 Teil II 226 f. M. A. 9. 4. 3 vol. I fol. 2. St. A. Rep. 199 Suppl. 
MRD No. 224 (Mai 8). Dgl. Acta Commiss. II (Juli 8). 

186) Teil II 195 ff. St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 (April 14, 24, 
Mai 9, 16). Dgl. Acta Commiss. II 205. 

180) Teil II 195 ff., 234. St. V. P. 1809 Juni 15, Juli 12. St. B. A. 1A 
11. St. A. Rep. 17 I 11 vol. II, Juli 10-12. 

107) Teil II 239. 

188) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, Acta Commiss. vol. II, Juni 1. 

189) Teil II 234. Sammlung der bei der Eidesleiſtung des neuen Magiſtrats ... 
gehaltenen Reden und Gedichte nebſt Beſchreibung des Zuges und der 
nachher geſchehenen Feſtlichkeiten. Breslau, Graß u. Barth 1809. Stadt ⸗ 
bibliothek Vg 112. 

160) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224, Acta Commiss. III (Juli 17). 

101) Ebd. Juli 19—24. Rep. 17 I 11 vol. II (Mai 25, 31). 

199) St. V. A. VIII B II 6, Sept. 16. Arch. A. 8. 191, Sept. 15. 

108) St. A. Rep. 199 Suppl. MRD No. 224 Acta Commiss. III (Aug. 22). 

164) Teil II 239 f. 

160) Linke in Zeitſchr. XXXIX II7. 

100) Teil II 236, 245, 258, 272, 277, 282, 285, 286, 330. St. V. P. 1817 
Aug. 8. 

107) Teil II 199 ff., 236, 282 f., 287 f., 315. St. V. P. 1810 Febr. 2, 1811 
März 6. 

106) Teil II 262 f., 281. 

100) Teil II 245 ff., 279, 281, 284. St. V. P. 1809 Mai 4, Juni 5, Aug. 29, 
Ott. 13. Linke in Darſtellungen u. Quellen V 132, 168 ff. 

200) Teil II 236. St. V. A. IX B 1. St. V. P. 1809 Mai 29, 

201) Teil II 235, 246 f., 273 f., 277, 282 f., 287. M. A. 1. 1. 6 vol. I. 
St. V. P. 1809 Mai 8, 19, 26, Juni 22, 30, Juli 3, Aug. 18, 25, Dez. 1, 
1810 Juni 29. 

209) Teil II 241 f., 250 f., 258 f., 271 f. Berichte der Armendirektion 1808/9 
bis 1810/1. Breslauer Statiftit XII, 2 S. 26 f., 38, 42 ff., 58, 60. 


Quellennachweiſe. 341 


68) Teil II 278 f. Arch. A. 33. 1. 6 vol. I. 33. 1. 11 vol. I. St. V. P. 
1809 Nov. 10, 1810 Febr. 9, März 23, Juni 8. 

2) Teil 1 275. Bericht der Hoſpitaldirektion 1809/10. Ebers, Armenweſen 
126 f. 

00) Teil II 269, 274, 283. M. A. 5. 1. 16. 

50) Teil II 275 f. M. A. 14. 2. 1. 8 vol. I. 

0) St. B. A. 1 A II 22. St. V. P. 1809 Mai 24, Dez. 22, 1810 Febr. 2, 
6, 23, April 3. (Rahn), Beantwortung der Frage: Was ſoll mit den 
öffentlichen Hurenhäuſern geſchehen? Bresl. 1810. Heidemann, Was iſt 
für und wider die öffentlichen Freudenhäuſer zu ſagen? Derſelbe, Neue 
und wichtige Verhandlungen über die öffentlichen Freudenhäuſer. Bresl. 1810. 

208) Teil II 247 f., 254 f. Kries, Einkommenſteuer S. 4 f. Gebauer 161 ff. 
St. V. A. II A 18 fol. 3 ff. M. A. 9. 4. 4 vol. I. 

900, M. A. 9. 4. 4 vol. I. Gebauer 147. 

no) Teil II 254 ff. Gebauer 266 ff. St. V. A. II C I 13 (1809 Sept. 5). 

11) Arch. A. 2. 3. 12 fol. 48. Darſt. u. Quellen V 150. 

ic) Teil II 254 f. Gebauer 274 ff. St. V. A. II C I 13. 

sis) Teil II 287, 326 f. St. V. A. II C I 4. St. V. P. 1810 Juli 31, 
Sept. 14, Okt. 19. Stadtbibl. Yb 495 (1810 Dez. 21). 

) Ebd. Vb 495 (1811 März 11). Yh 90/1. Kries, Einkommenſteuer 4 ff. 
M. A. 9. 4. 4 vol. I. 

n) Teil II 306 ff. Stadtbibl. Vb 495 (1811 Mai 22). Kries 2 ff. 

916) Teil II 252 ff. M. A. 7. 316 vol. I. Arch. A. 8. 342. 

1) Teil II 263 ff. 

218) Arch. A. 1. 3. 8 und 1. 3. 9. 

0) Ebd. 1. 3. 8, 1. 3. 9 und 1. 3. 17. St. V. A. VIII A II und VIII AI 5. 

50) Teil II 243. Cod. dipl. Sil. XI 219. Arch. A. I. 3. 8 fol. 11, 18 f., 21. 
St. V. A. VIII AI I fol. 14 ff., 21. 

21) Teil II 249 f. Arch. A. 1. 3. 9 fol. 29. 

un) Teil II 261. Arch. A. 7. 316 (1810 Juli 13). M. A. 1. 3. 25 (1810 
Jan. 10). 

2) Teil II 284. St. V. A. I B IV I. Ebd. VIII B II 2. 

294) Teil II 211, 265 ff., 281 ff. 

226) Teil II 259 ff. Arch. A. 1. 3. 14 fol. 136. 

220) Teil II 265 ff. 

) Teil II 267. Arch. A. 1. 3. 17. St. V. A. VIII A I 5 fol. 21 ff. Ebd. 
VII AI I fol. 108 ff. Ebd. VIII B II I fol. 82 ff. 

228) Treitſchke, Deutſche Geſchichte I 296. 

229) Arch. A. 27. 1. 3 fol. 1 f., 17. St. A. Rep. 17 II 14g vol. I fol. 6 ff. 

00) Ebd. fol. 16, 23 ff. Arch. A. 8. 213 fol. 47 ff. Ebd. 27. 1. 3 fol. 1 f., 
40, 43, 68 f., 77 f. Ebd. 8. 205 vol. I 90. 

0) St. A. Rep. 17 II 14g vol. I fol. 61. Arch. A. 8. 205 vol. I fol. 1 ff. 

za) Markgraf in Zeitſchr. XXI 65 ff. 

c] Ebd. 88 ff. Linke in Darſt. u. Quellen V 150 f. Arch. A. 12. 1. 26. 
Mitteilungen III 152 ff. St. V. P. 1810 Sept. 14, 21. 
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=) Teil II 251, 291. St. V. P. 1809 Juni 8, Juli 6, 20, Aug. 25, Sept. 28, 
1810 Mai 25. 

205) v. Rohrſcheidt, Vom Zunftzwange zur Gewerbefreiheit S. 375 ff. 

236) Teil II 288 ff. und das dort Zitierte. Treitſchke 1 373 f. v. Rohrſcheidt 
444 f. St. V. A. 1 D 2 vol. 1. 

=) Teil II 293 ff. v. Rohrſcheidt 407 ff. M. A. 28. 2. 1. 1 (1811 Febr. 22). 

ns) Teil II 328. St. V. P. 1811 Mai 8, Okt. 8. Arch. A. 16. 1 (1811 
Febr. 28, Sept. 10). St. V. A. II C 1 22, fol. 27 ff. 

29) v. Rohrſcheidt 412 ff., 432 ff., 494 ff. 

40) Teil II 320 f. v. Rohrſcheidt 557 f. St. V. A. 1 D 2 vol. 1 fol. Al ff. 
Arch. A. 16. 2 vol. 1 (1812 Mai 16). 

) Ebd. (1811 Nov. I u. 7, 1812 Febr. 24, März 9, April 1, 10, Mai 1, 
Juni 5). St. V. A. II O I 22 (1812 Jan. 12, 31, Febr. 27, März 9). 
Ebd. 1 D 2 vol. 1 (1812 Juni 6 u. 22). St. V. P. 1812 Mai 29, 
Aug. 11, 21. 

4) Teil II 329. M. A. 28. 2. 1. 1 (1812 Febr. 4). Arch. A. 16. 2 vol. 1 
(1812 April 29, Mai 8, 13, 22) vol. II (1812 Aug. 26). St. V. P. 1812 
Juni 30. St. V. A. II C 1 22 vol. II (1812 Sept. 1 u. 2). Dgl. 1 D 2 
vol. 1 (1812 Aug. 18). 

98) Arch. A. 16. 3 (1812 Aug. 31, Sept. 14). 

24) Teil II 841 ff. Arch. A. 16. 3. 

246) Teil II 332 ff., 339 f., 347 ff., 352. 

940) Teil II 321 f., 327, 329. Treitſchke 1377. Arch. A. 14. 53 (1811 Dez. 31, 
1812 Febr. 5, Juli 10). M. A. 9. 4. 4 vol. I. Ebd. 2. 1. 1. 2 (1812 
Mai 2, Nov. 16). St. V. A. II CI 4 vol. I (1810 Aug. 3, 24, 1811 
März 6, Aug. 2, Sept. 29). Ebd. 1 D 2 vol. I. St. V. P. 1810 Dez. 18, 
1811 Juli 12, Sept. 29, Okt. 1, 18. 

2) Ebd. 1812 Okt. 29. M. A. 2. 1. 1. 2 (1812 Mai 2, 15, Sept. 17, Okt. 
5 u. 10, Nov. 16). St. V. A. I D 2 vol. I (1812 Okt. 21, Dez. 11, 1818 
Jan. 30, März 13, April 14). 

246) Teil II 329 f. St. V. P. 1810 Okt. 19. M. A. 2. 1. 1. 2 (1811 Sept. 7, 
Dez. 7). 

240) Teil II 327. Das Soll u. Haben von Eichborn u. Co. S. 231 ff. St. V. P. 
1810 Dez. 28, 1811 Apr. 5, 1812 März 20. M. A. 21. 1. 1. 2 (1811 
Juni 8, 13, Nov. 2, 1812 Mai 15, Okt. 10, Nov. 24). 

200) Ebd. 1811 Apr. 27. 

a1) St. B. P. 1811 Apr. 28, Nov., 1812 Febr. 21, Sept. 1. 

5a) Teil II 263—65, 313—15. Arch. A. 8. 342 (1811 Jan. 11, 22, 25, 
Febr. 25, Juni 29, Nov. 11, 19, Dez. 11, 24, 1812 Jan. 8, 17, 29, 
Febr. 4, 10, Juni 16, 17, Juli 17, Aug. 10). M. A. 28. 3. 1. 1 (1811 
Sept. 20, 25, 1812 Aug. 5). 

28) Ebd. (1812 Okt. 9). M. A. 9. 2. 23 (1812 Nov. 6, Dez., 1813 März 26). 
Ebd. 2. 1. 1. 2 (1812 Okt. 10). St. V. P. 1812 Aug. 4, Sept. 18, Okt. 
9, 16, Nov. 13. 
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2) St. V. A. VIII A I 5, fol. 21 fl., 36 ff. M. A. 8. 191 fol. 84 ff. Ebd. 
7. 316 vol. II (1811 Mai 13, 1812 Mai). Lewald 99 f. Arch. A. 8. 191 
(1811 Dez., 1812 Jan. 24, Febr. 18, Juni 30, 1813 April 16, Juni 18), 
Ebd. 1. 3. 11 (1812 Sept. / Ott.). 

25) Teil II 336 ff. Markgraf in Zeitſchr. XXI 93 ff. M. A. 19. 8. 1. 6 
vol. I. 

=) Teil II 309—311, 319. St. A. Rep. 17 II 14g vol. I fol. 71, 74, 86, 
91, 96 ff. Arch. A. 8. 205 vol. II fol. 3 ff., 10 fl., 18 ff., 35. 

257) Teil II 319 ff., 329 f. St. A. Rep. 17 II 14g vol. I fol. 109 ff., 121. 
Arch. A. 8. 205 vol. II fol. 37 ff., 45, 47 ff. 

28) Ebd. vol. II, 55 ff., 62 ff., 99, 119 f., 131 ff. vol. III, I ff., 77 ff. vol. 
IV, I ff., 15, 49. St. A. Rep. 17 II 14g vol. II fol. 2 ff., 14 f., 
21 f., 94. Arch. A. 27. 1. 3 fol. 162, 178 ff., 185 f. 

90) Teil II 299 ff. 

200) Teil II 299 ff., 312 f., 316. M. A. 40. 1. 5 vol. I (1810 Dez. 31). 

561) Teil II 316 ff. M. A. 40. 1. 5 vol. 1 (1811 Juli 26, Sept. 27, Nov. 8, 19, 
1812 Febr. 17). St. V. A. 1 D 2 vol. 1 fol. 50b. 

202) Teil II 322 f., 331. Arch. A. 33. 1. 11 vol. I (1811 Apr. 23, Juni, 
Nov. 2, 8, 14, 1812 Jan., Febr. 11, 29, Mai 12, 20, Juli 7, 15, 
Sept. 2, 11). 

209) Teil II 323 f. Arch. A. 33. 1. 11 vol. I (1812 Febr. 11). 

24) Ebd. (1812 Sept. 29, Okt. 30, 1818 Febr. 4). M. A. 33. 1. 18 (1812 
Okt. 12, 30, Nov. 9, Dez. 10, 1813 Jan. 20). 

266) Teil II 327 f., 330. Berichte der Armendirektion 1810/11 ff. Berichte der 
Hoſpitaldirektion 1810/11 ff. M. A. 7. 316 vol. II fol. 8, 40, 53. Dgl. 
2. 1. 1. 2 (1811 Mai 4, 1812 März 7). St. V. P. 1810 Ott. 26, Nov. 9, 
1811 März 29, 1812 Juli 31. 

206) Teil II 330. M. A. 1. 1. 6 vol. 1 (1812 Juli 10). Ebd. 38. 1. 18 (1812 
Ott. 12, 30). St. V. P. 1810 Nov. 9, 1812 März 24, 31, April 3, 10, 14, 
Juli 24, Aug. 4. 

507) St. A. Rep. 17 I Il vol, III (1812 Mai 8, Juni 16, 26, 30, Juli 18, 
Sept. 7, 25, Okt. 6, 13). Schleſ. Provinzialblätter Band 96 (1832) Anhang 
S. 41—47. 

266) St. A. Rep 17 I 11 vol. III (1812 Mai 1, Juli 21, Aug. 12, 15, Sept. 
16, 25, Okt. 6, 19, 24). M. A. 2. 1. J. 2 (1812 Aug. 31). 

209) St. A. Rep. 17 I 11 vol. III (1812 Ott. 20, 30, 31, Nov. 6). St. VB. P. 
1812 Ott. 30. Schleſ. Zeitung 1812 Nov. 7. 

mo) Treitſchle 1 286. 

i) Teil II 349. Treitſchke I 433. 

un) Teil II 356. St. V. A. IX B 3 fol. 8—23. Arch. A. 13. 189. 

n) Teil II 350 ff., 358. Arch. A. 13. 26. M. A. 2. 1. 1. 2 (1813 März 6). 
St. V. A. IX B 1 fol. 80 ff. St. V. P. 1813 April 2, 30. Schleſ. Zeitung 
1813 Mai 8. 
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n) Teil II 353 f., 357 f., 363. Arch. A. 13. 191 (1813 März 24, April 5, 
7, 10). St. V. P. 1813 Mai 14. 

976) Arch. A. 13. 191 (1813 April 10, Mai 4, 6, 8, 10, 11, 14, 18, 20, 24). 
Ebd. 13. 27 fol. 96 ff. Arch. Hſ. N 24, 16. 

ne) Teil II 358 f., 368. (Olsner), Eine Audienz Breslauer Bürger bei Napoleon I. 
1813, herausg. v. Verein f. Geſchichte Schleſiens (Bresl. 1878), S. 6 ff. 
Das Soll und Haben von Eichborn u. Co. S. 268 f. Stein, Geſch. Breslaus 
im 19. Jahrhundert S. 49. St. V. P. 1813 Juni 2, 11. M. A. 9. 5. 
1. 3. fol. 6 ff. 

) Teil II 367 ff. Weniger, Die Franzoſen in Neumarkt (Zeitſchr. XXXVII) 
S. 17, 25. (Oelsner) S. 19, 23. Nöſſelt, Kriegsgeſchichten a. d. J. 1812/13 
(Breslau 1814) S. 49 ff., 66, 73, 77. Nöſſelt, Geſch. des Feldzugs in 
Schleſien i. J. 1813 (Breslau 1817) S. 49. Stein S. 50 f. Arch. Hſ. 
N 24, 15. 

176) Teil II 367 ff. (Oelsner) S. 15 ff. 

” St. V. A. IX B 1 fol. 89 ff. Stadtbibliothek Vb 527/½. 

260) Teil II 359 ff. 

01) Teil II 366. 

29) Teil II 358 f., 364 f. Fritz, Repertorium S. 149 f. St. A. Rep. 17 II 
14g vol. III, 5 ff., 15 ff. Arch. A. 8. 205 vol. V fol. 48 ff., 53 ff., 76, 
120 f. Ebd. 13. 188 fol. 6 ff., 30 ff., 100. 

98) Teil II 374 f. Arch. A. (1813 Juli 12, Dezember). Ebd. 13. 29. St. B. P. 
1813 Dez. 28. 

284) Linke in Zeitſchr. XXXIV 115 ff. Arch. A. 13. 27. Ebers, Bericht, was 
der Frauen-⸗Verein zur Verpflegung verwundeter und kranker Krieger ge⸗ 
leiſtet (Stadtbibl. Vr 547). Bericht vom ſchleſ. Verein für die verwundeten 
und kranken preußiſchen Krieger in Belgien. Bresl. 1819 (Stadtbibl.). 
Bekanntmachungen d. Lazarettverwaltung v. 1813 Aug. 16, Sept. 10, 11, 
Okt. 15 in Stadtbibl. Vb 527. 

286) Bekanntmachungen der Servis-Deputation von 1814 Juli 13, Nov. 30, 
1815 April 16 in Stadtbibl. Vb 527. M. A. 9. 4. 4 vol. I. St. B. A. 
IB V 2 (1815 März 2). St. V. P. 1813 Sept. 10. 

180) Teil II 373 ff. M. A. 2. 1. 1. 2 (1818 Aug. 28, Okt. 9, Nov. 6, 1814 
Jan. 8, Febr. 5, Okt. 8). St. V. A. II OC I 4 vol. I. St. B. P. 1818 
Sept. 21, Okt. 8, 22, Nov. 19, Dez. 3, 28, 1814 Jan. 14, Apr. 22. 

267) Teil II 359 f. M. A. 30. 1. 20 vol. I und ad 30. 1. 20. Arch. A. 2. 
468 vol. I. 

28) M. A. 2. 1. 1. 2 (1813 Oft. 9, Dez. 11, 1814 Mai 7, Juni 11, Okt. 8, 
1815 März 21, Dez. 2). 

8c) Teil II 376 f. Stadtbibliothek Vb 544, 548, 558, 562, 565, 572, 573, 
576, 577, 582, 587, 591. M. A. 10. 8. 2. St. V. A. VB VI 8. 

200) Arch. A. 3. 1. 12 (1813 Nov. 26, 1815 Jan. 4). M. A. 1. 1. 6 (1813 
Nov. 20, 30, 1814 Aug. 19, Sept. 5, 1815 Aug. 18). St. V. A. I B IVI 
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(1815 März 23 bis 1817 Februar). St. V. P. 1813 Juni 11, 1814 Aug. 19, 
Sept. 2, 16. 

201) Mitteilungen IV 47 f. M. A. 2. 1. 1. 2 (1814 Juni 17). St. V. P. 1814 
Juli 15, Sept. 2, Nov. 11, 1815 Juni 2, Juli 4, Sept. 1. 

29) M. A. 2. 1. 1. 2 (1814 Okt. 8, Dez. 28, 1815 März 21, Mai 8). St. V. P. 
1814 Febr. 25, Nov. 11, 18, Dez. 30. 1815 Jan. 6, Mai 19. 

58) Teil II 373 f. M. A. 7. 316 vol. III 67 fl., 89. 

20) Ebd. 9. 2. 22 vol. I 25, 31 f., 40 ff. 

29) Ebd. 2. 1. 1. 2 (1815 Dez. 2). Ebd. 10. 8. 2 (1815 Dez. 7, 12, 1816 
Jan. 24, Febr. 13). St. V. P. 1814 Febr. 11, 25, Dez. 2, 1815 Jan. 6, 
Juni 12. 

200) Knie u. Melcher, Beſchreibung v. Schleſien I 48 ff., 105 ff. M. A. 19. 8. 
1. 6 vol. II, 78, 86 ff. St. B. A. 1 B V2 (1815 Sept. 27, Okt. 4). 
St. V. P. 1814 Aug. 12, 1815 Mai 5, Sept. 14). 

) Teil II 336 ff. M. A. 19. 8. 1. 14 vol. I (1815 Dez. 8). 

206) Ebd. 1814 Dez. bis 1815 Dez. 

=, Teil II 377 ff. M. A. 33. 1. 18 (1814 Apr. 1, Juli 4). 

760) Teil II 380 ff. M. A. 33. 1. 11 vol. II (1815 März 2, Apr. 5, Aug. 4). 

50) Ebd. 1815 Sept. 1, 28, Okt. 29, 1816 Juni 18, Juli 17—24. 

0) Ebd. 1816 Aug. 2, 23, Sept. 9, 17. 

90) Treitſchke II 254. 

50%) Teil II 396 f., 398 ff. M. A. 21. 1. 5. 5 vol. VII (1818 Dez. 3). 

506) Arch. A. 13. 191 vol. I (1817 Juli 22, 26, Aug. 21, 27). Ebd. 8. 179. 
St. V. A. IX B 3 (1816 Nov. 23, 26, Dez. 2, 5, 1817 Jan. 2, 7, 9). 
Stein, Geſch. Breslaus im 19. Jahrhdt. S. 59 fl. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II 
fol. 184. 

0) Teil II 417. St. V. A. 1 A 1 1 (1828 Mai). 

500 Das Soll und Haben von Eichborn u. Co. S. 290 ff. M. A. 2. 1. 1. 2 
vol. II (1823 Aug. 27, 1824 Okt. 9, Dez. 4, 1825 Aug. 8). St. V. A. 
I D 2 fol. 124 ff. St. V. P. 1817 Mai 23, Juni 17. 

dae) Lewald, Breslaus Stadthaushalt S. 138 fl. Schneer, Über die Zuſtände 
der arbeitenden Klaſſen in Breslan S. 44, 52 f. Breslauer Statiftit XII, 2 
S. 28 f. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II (1830 Ott. 30, 1831 März 18). 
Ebd. 28. 3. 1. 1 vol. I fol. 235 ff. 

00) Teil II 389 f. St. A. Rep. 17 1 11 vol. IV (1818 Ott. 17). 

10) Teil II 397 f. M. A. 9. 4. 4 vol. I (1821 Sept. 4). 

su) Teil II 395. St. A. Rep. 17 J 11 vol. IV (1816 Jan. 9 bis Aug. 9). 

auc Ebd. 1817 März 7, 18. Mitteilungen IV 47 f. 

n) Teil II 390 ff. 

% M. A. 9. 5. 1. 8 (1816 Nov. 1, 18, 1817 März 19, April 11). St. V. P. 
1816 Nov. 22, Dez. 13, 1817 April 18, Mai 9. 

16) St. V. A. 1 A 1 1 (1816 Nov. 22). M. A. 9. 4. 4 vol. I (1817 Juni 17). 
Ebd. 2. 1. 1. 2 vol, II (1818 Jan. 7). St. B. P. 1820 Juni 2, 

zich Teil II 397, 405 f. St. V. P. 1818 März 6, 1819 Aug. 13. M. A. 
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1. 4. 7 vol. I (1821 März). St. A. Rep. 17 I 11 vol. IV (1821 
Okt. 5, 15). 

ny Teil II, 401 ff., 406 fl. M. A. 9. 4. 4 vol. I (1823 Mai 25). Ebd. 
1. 1. 6 vol. I (1824 März 9, 1826 Dez. 8, 29). 

116) Teil II 404 f. M. A. 28. 2. 1. 1 (1824 Nov. 3). 

19) Lewald S. 130 f. M. A. 30. 1. 21 vol. I. St. B. P. 1817 Okt. 17. 

520) Kries, Über die Einkommenſteuer in Breslau S. 19 f. M. A. 9. 4. 4 
vol. I. Ebd. 2. 1. 1. 2 vol. II (1819 Febr. 18). Arch. A. 30. 1. 26 
vol. I. 

1) Kries S. 19 f. Arch. A. 30. 1. 34 fol. 31. St. B. A. II A 2 vol. II 
fol. 34 — 36. 

un) Die ſtädtiſchen Markthallen in Breslau (Br. 1908) S. 8 f. Kries S. 19. 
Arch. A. 30. 1 34. St. V. A. II C II 3. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II (1829 
Mai 23). 

dan) Kries S. 14—21. 

due) Teil II 449. Lewald S. 131 f. 

8) St. V. A. II B 8. 

220) Ebd. I C III 1 (1819 Dez., 1820 Mai 2 ff.). M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II 
(1816 Juli 20, 1817 Okt. 25, Nov. 20, 1822 Febr. 2). 

an) Ebd. 24. 1. 1 vol. I. St. V. A. II C VI I. 

8) Teil II 429 f., 451. St. V. P. 1817 Aug. 29, Sept. 26, Dez. 17. 

»20) Teil II 419 fl. 

0, Späth, Die evang. Pfarrkirche zu 11000 Jungfrauen, Bresl. 1900. M. A. 
2. 1. 1. 2 vol. II (1821 Febr. 17, 1822 Febr. 2). St. V. P. 1820 Jan. 21, 
März 3, Mai 4, Juni 13. 

1) Teil II 431 f., 439 ff., 458. Kletke, Die Begründung der Realſchule am 
Zwinger, Bresl. 1857. Beiträge zur Geſch. des Gymnaſiums St. Eliſabet, 
Bresl. 1903 S. 16 ff. 

n) M. A. 21. 1. 5. 5 vol. V (1816 Juli 30), vol. VI (1817 März 18, 
Mai 8), vol. VI (1818 März 19, Mai 2, 7, 13, 20, Aug. 26, Nov. 3, 23, 
Dez. 3, 18), vol. VII (1819 Febr., März 3, Mai 1, 14, 25, Juni 10, 28, 
Aug. 27, 1820 Apr. 4). Ebd. 21. 1. 6 II I vol. I (1818 Sept., Nov., 
Dez. 6, 1819 Jan. 22, Febr. 6, 1820 Juli 16, 1821 Nov. 30, 1822 Juli, 
1824 Mai 25). Ebd. 21. 1. 1. 6 H 4 (1822 Mai 31, 1824 Juli 28, 
Nov. 8, 1825 Febr. 15, 1827 Febr. 26). Ebd. 2. 1. 1. 2 vol. II (1826 
Febr. 25), vol. III (1830 Jan. 16). 

8) Schneider, Waſſerverſorgung von Breslau (Br. 1896). Derſelbe, Geſchichtl. 
Entwickelung des Beleuchtungsweſens in Breslau (Br. 1902). St. B. A. 
VI, III b 1 fol. 1. 

3%) Teil II 419. Knie u. Melcher, Beſchreibung v. Schleſien I, 306 ff., 380 ff., 
396 f. Lewald S. 103. Klette, Die Begründung der Realſchule am Zwinger. 
Breslauer Statiftit XII, 2 S. 112 fl. St. V. P. 1818 März 31, 1820 
März 3. 
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#36) Breslauer Statiſtik XII, 2 S. 55, 169, 185. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. III 
(1830 Mai 21). St. V. P. 1817 Sept. 5, 18, 1818 Jan. 29. 

e) Ebers, Armenweſen S. 98, 282 f. Späth, Die evang. Pfarrkirche zu 11000 
Jungfrauen. St. V. P. 1817 Mai 30, Aug. 22, 1819 Jan. 22, Juli 23, 
Okt. 26, Dez. 17, 1820 Apr. 21. 

257) Statiſtik XII, 2 S. 26 ff., 43 f., 60 f., 88 f., 97 f., 122 ff. 

»s) Ebd. 54 ff., 120. St. V. P. 1817 März 7, 1820 März 14. 

280) Statiſtik XII, 2 S. 54, 60 f. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. III (1831 April 7). 

40) Teil II 418 ff. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II (1829 Okt. 22). 

41) Preuß I, 314 ff. Klauswitz, Die Städteordnung von 1808 und die Stadt 
Berlin (Berlin 1908) S. 146 f. 

an) Teil II 433 f. Provinziallandtag 1845, Plenarverhandlungen S. 142 ff. 

4) M. A. 9. 4. 3 vol. I (1832 Juli 14). 

4% M. A. 1.1. 5 (1834 Nov. 11, 1835 Mai 25, 1891 Nov. 27, 1896 Dez. 2). 
Klauswitz S. 151 ff. 

546) Teil II 416 ff., 427 f. Lewald, Breslaus Stadthaushalt S. 132. M. A. 
2. 1. 1. 2 (1830 Mai 27, Okt. 30, 1831 März 18, Mai 18). 

240) Teil II 418. M. A. 2. 1. 1. 8. 

4) Teil II 423, 453. M. A. 2. 1. 1. 2 (1832 Febr. 25). 

2 M. A. 2. 1. 1. 11. 

540) Teil II 428. Kries, Einkommenſteuer S. 23 f. M. A. 1. 1. 8 (Verwaltungsber. 
1884). Ebd. 2. 1. 1. 11. 

0) M. A. 1. 1. 8 vol. I (1831 Juni 5). St. A. Rep. 17 II 3h vol. IV 
(1831 Juli 31, 1832 Jan. 12). Ebd. Rep. 17 1 11 vol. V (1832 Sept. 26). 

951) Teil II 425. St. V. A. II C 1 22 vol. III 145 ff. M. A. 16. 39. 

96) Teil II 426. St. V. A. II C I 22 vol. III 145 ff. 

68) Teil II 422 ff. M. A. 2. 1. 1. 2 (1833 Juni 10). 

8) Teil II 424 ff., 429. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. I (1833 Okt. 28, 1834 
Jan. 18). 

36) Teil II 429 ff. St. A. Rep. 17 II 3g (1834 Apr. 3). 

80) Teil II 435, 440 ff. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. II 81, 102 f., 156, 169 ff., 
220 ff., 291 ff. 

367) Teil II 450 ff., 455, 458 ff. Lewald S. 4, 6, 161. 

86) Teil II 422, 429, 434 ff., 459, 463. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. II 384. 

89) Teil II 435 f. St. A. Rep. 17 II 3h vol, IV 217 ff. M. A. 2. 1. 1. 12 
vol. II 105 ff. 

800) Teil II 439 f. Schleſiſche Chronik 1837 S. 29. M. A. 2. 1. 1.12 vol. II 
38, 102 ff., 123 ff., 166, 169 ff. 

961) Teil II 445 f., 455. M. A. 2. 1. 1. 2 vol. II 229, 233, 287 f. 

ss) Teil II 449 ff., 455, 463. Lewald S. 16 ff., 21 ff. 

”) Teil II 422, 455. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. II 220 ff. Ebd. 1. 1. 8 
vol, II (1837). 

964) Teil II 451 f., 463 f. 

900) Teil II 432 fl., 438, 442, 451, 456 ff., 464. 
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00) Teil II 431 f., 439 ff., 458. 

807) Teil II 424, 458 ff., 464. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. II 808, vol. III 86. 

08) Teil II 439, 448, 453 f. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. I 264, vol. II 145 ff., 
168, 204. 

oo) Teil II 439, 453. Lewald S. 100 f. St. A. Rep. 17 II 3h vol. IV 
217 ff. M. A. 2. 1. 1. 12 vol. II 105 fl., 125 ff., vol. III fol. 5 f. 

70) Teil II 459. 

h Teil II 461. Schleſiſche Chronik 1837 S. 113. 

nm) M. A. 1. 1. 8 vol, I 196, 210, 234, 243, 292, 302 vol. II 40 f., 50, 
98, 136, 148 f. 

) Teil II 447, 462 f. Mitteilungen IV 178. Schleſ. Chronik 1837 S. 80. 
M A. 1.1. 8 vol. II 50, 75 f., 98, 147. 

94) Kries, Einkommenſteuer S. 25, 39 f. Schleſ. Chronik 1837 S. 80. M. A. 
1. 1. 8 vol. II 61 ff., 69, 94, 106 f. 

9) Teil II 457. Schleſ. Chronik 125 ff., 315, 454. M. A. 1. 1. 8 vol. II 
43, 94, 142. 

7c) Schleſ. Chronik 1837 S. 22, 454. St. A. Rep. 17 I 11 vol. VI (1841 
März 9). M. A. 1. 1. 8 vol. II 140. 

un) M. A. 1. 1. 6 (1888 Juli 30). St. A. Rep. 17 I 11 vol. VI (1838 
Juni). 

) Teil II 464. 

n Teil II 456, 461 f. St. A. Rep. 17 I 11 (1836 Sept. bis Nov., Dez. 7, 
1837 Jan., Febr. 13, 19, 24, 1838 Mai 12, Sept. 29). 

0) M. A. 1. 1. 7 vol. I (1838 Okt. 27 bis 1889 Dez. 2). 

1) Treitſchke, Deutſche Geſchichte V 44. 

dan) Stein, Geſch. Breslaus im 19. Jahrhundert S. 126 ff. Prutz, Zehn Jahre, 
Band I 494—508. 

aaa) Zeitſchrift XIII 248 f. Peterſilie, Entſtehung und Bedeutung der Preußi⸗ 
ſchen Städteordnung, Leipzig 1908, S. 119. 

) Stein, Geſch. Breslaus S. 161 ff. Schneer, Über die Zuſtände der 
arbeitenden Klaſſen in Breslau. Berlin 1845. IV u. 106 Seiten. Freytag, 
Geſammelte Werke, 2. Aufl., XV 70. 

986) Nachweis der Einnahmen u. Ausgaben bei der Kämmerei 1840 —49, S. 4, 82. 
Markgraf in Mitteilungen II 32. Yſelſtein, Lokalſtatiſtik S. 556. Stein 
S. 150. 

0) Partſch, Lage und Bedeutung Breslaus (Feſtgabe zum XIII. Deutſchen 
Geographentage) S. 15 ff., 19, 25 ff. Nachweis der Einnahmen u. Aus- 
gaben 1840—49 S. 4 ff., 67. Stein S. 142 ff. 

au) Teil II 488 f., 486 ff. Stein S. 157 ff. 

ans) Zeitſchrift XLII 262. M. A. 9. 4. 3 vol. I (1843 Dez. 14, 1844 März 9). 
St. A. Rep. 17 I 11 vol, VII (1845 Juli, Auguſt). 

au) Stein S. 162. Kries, Über die Einkommenſteuer in Breslau. Eine 
hiſtoriſch-kritiſche Abhandlung. Breslau 1844. VI, 80 S. 

800) Teil II 467 f. 
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301) Teil II 475 fl. Landtagsprotokolle 1843 S. 350. 

son) Teil II 482 f. 

0) Teil II 484 fl., 496. Haupt⸗Verwaltungs⸗Bericht des Magiſtrats zu Breslau 
für das Jahr 1844. Breslau (1845) 44 Seiten. 

4) Teil II 496, 501 ff., 504 ff. 

3060) Teil II 508 ff. Stein S. 267 fl. 

oe) Teil II 445 f. 3 
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(Bresl. 1909) S. 13 ff. 
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48) Teil II 479 ff. Arch. A. 9. 3. 8 vol, II fol. 124, 135, 189, 161 ff. 
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A. 

Abfahrtsgeld 123. 

Ablöſung der Gewerbegerechtigkeiten ſ. 
Gewerbegerechtigkeiten. 

Abſchoß 123. 

Abſolutismus ſ. Staat, abſoluter. 

Adel 8. 9. 29. 45. 53. 55. 71. 165. 
290. 292. 320. 

Arzte 115. 158. 227. 297. 

Alzidenzien 3. 20. 

Akziſe 10. 28. 30. 94. 97. 160. 187. 
190. 225. 226. 252. 271. 

Albrechtſtraße 22. 

Almoſen 152. 223. 

Almoſengenoſſen 284. 

Altenſtein, von, Miniſter 59. 

Altersverſorgung |. Hoſpitäler. 

Amtshandlungen, lirchliche 283. 

Amtsſtil 19. 

Amtstracht 82. 107. 108. 148. 295. 

Analphabeten 82. 8g. 

Anders, Stadtrat, dann Syndikus 284. 

Andreae, Kammerdirektor 207. 

Anlagen, öffentliche 233. 313. 314. 
S. a. Promenaden. 

Apotheken, Apotheker 124. 154. 161. 
244. 

Arbeiter 294. 319. 

Arbeiterverein 326. 

Arbeitshaus 38. 286. 

Arbeitsloſigteit 318. 319. 

Arbeits nachweis 318. 319. 

Armenärzte 263. 


Regiſter. 


Armenbeiträge 152. 263— 265. 

Armendirektion 114. 115. 119. 144. 
228. 229. 245. 264. 268. 282. 284. 
286. 

Armenhaus 38. 286. 

Armenhausprediger 115. 

Armenkaſſe 23. 38. 48. 83. 146. 152. 
179. 204. 263-65. 277. 283. 286. 

Armenkrankenpflege 38. 39. 248. 

Armenſchule 39. 261. 264. 282. 316. 
317. 

Armenväter 146. 152. 204. 268. 

Armenweſen 8. 22. 23. 25. 27. 29. 30. 
38. 69. 77. 85. 105. 117. 146. 151. 
180. 204. 243. 255. 257. 262 bis 
265. 268. 283. 285. 318. 319. 

Arnim, Graf, von, Miniſter 307. 320. 
322. 

Auflagen, verdeckte, ſ. Steuern, Kriegs ⸗ 
ſteuern. 

Auflöſung der Behörden 1813 215. 
216. 219. 

Aufſichtsrecht des Staates ſ. Staat, 
Verhältnis zur Stadt ſeit 1808. 

Ausführungsgewalt ſ. Magiſtrat. 

Aushebungsfreiheit ſ. Kantonfreiheit. 

Ausſchllſſe, ſtändiſche 321. 


. 
Badeanſtalten 317. 318. 
Badewannen 154. 
Bäcker 183. 187. 
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Bärenſprung — Blindenunterrichtsanſtalt. 


Bärenſprung, von, Oberbürgermeiſter | Beamte, ſtädtiſche. 


von Berlin 267. 

Bahnhöfe 295. 
Niederſchleſiſch-Märkiſcher 311. 
Oberſchleſiſcher 311. 

Bahnhofsverſammlungen 322. 

Baldowsky, Ratmann, dann Stadtrat 
127. 

Ballotage 63. 100. 

Bank, ſtädtiſche 309. 312. 

Barbier- u. Baderoffizinen 178. 

Barrikadenkämpfe 1848 327. 328. 

Barth, Buchdrucker, Stadtver. 105. 107. 
216. 

Bartſch, Stadtrat, dann Bürgermeiſter 
284. 305. 306. 327. 332. 

Bauamtsaſſeſſoren 36. 48. 49. 

Bauamtskaſſe 148. 256. 269. 270. 

Bauaufſeher 115. 

Baubeamte 268. 281. 

Baudeputation 115. 120. 144. 146. 151. 
154. 233. 249. 281. 

Bauernftand 45. 55. 

Bauetat 258. 281. 

Baugefällenkaſſe 143. 

Bauhof 21. 281. 

Bauinſpektor 115. 139. 309. 

Baumſchule 233. 

Baumwollinduſtrie 242. 

Baupolizei 21. 115. 289. 

Baurapporte 151. 

Baurat 67. 112. 119. 138. 139. 281. 
309. 

Bauweſen 18. 21. 22. 27. 35. 36. 48. 
65. 97. 115. 120. 148. 150. 157. 
205. 229. 248. 258. 259. 268. 274. 
278. 281— 283. 294. 308. 309. 313. 
317. 319. 

Beamte, ſtädtiſche 3. 5. 9. 20. 25— 27. 

29. 33. 37. 40. 44. 51. 53. 56. 
61. 65. 72—74. 82. 100. 101. 108. 
112. 115. 116. 120. 123. 133. 135. 
142. 149. 159. 205. 212. 245. 
254. 256. 267. 274. 278. 280. 
281. 286. 311. 330. S. a. Bau- 


beamte, Werichtsbeamte, Kalkula⸗ 
toren, Kanzlei, Kirchenbeamte, Po- 
lizeibeamte, Regiſtratur, Rendanten, 
Sekretäre, Staatsbeamte. 
Anſtellung 149. 
Beſoldung 20. 25. 111. 116. 118. 
120. 194. 282. 281. 
Beſteuerung 268. 311. 
Konduitenliſten 112. 
Nebenbeſchäftigungen 281. 
Remunerationen 269. 281. 
Verminderung derſelben 265. 268. 
Wahl 18. 
Bebauungsplan 235. 
Becker, Regiſſeur 141. 
Becker, Stadtrat 284. 
Beigeordnete 329. 330. 
Belagerung 1806/07 81. 88. 96. 
Bellealliance, Schlacht von 227. 
Berg- und Hütteninduſtrie, oberſchleſiſche 
295. 
Berlin 16. 92. 103. 131. 197. 198. 
256. 260. 267. 295. 299. 314. 315. 
Beſteuerungsrecht ſ. Steuern. 
Betriebsdeputation 115. 
Betriebsfonds 310. 311. 
Bettel, Abſchaffung desſelben 23. 29. 
37. 152. 
Bevölkerung, Zunahme derſelben 243. 
254. 262. 293. 316. 
Beyme, Juſtizminiſter 167. 
Bezirke, Stadt- 92—95. 99. 106. 109. 
151. 299. 
Bezirksarmenkommiſſionen 152. 204. 
Bezirksräte 329. 330. 
Bezirksvorſteher 62. 69. 75. 82. 83. 
107. 114. 117. 134. 136. 140. 141. 
145. 146. 151. 152. 168. 169. 205. 
206. 229. 263. 296. 
Biebrach, Stadtrat 218. 222. 
Biere, fremde 124. 
Bietungstermine 79. 249. 
Bistum, Breslauer 88. 94. 
Blindenunterrichtsanſtalt 262. 


Blochmann — 


Blochmann, Kommiſſionsrat 314. 

Blücher, Fürſt, Feldmarſchall 227. 
282. 

Blücherdenkmal ſ. Denkmal. 

Blücherplatz 22. 

Blücherſche Armee 222. 

Blumenthal, Stadtrat 270. 

Bordelle 101. 155. 156. 

Brandenburg, Graf, Miniſterpräſident 
328. 

Brenn, Freiherr von, Miniſter des 
Inneren 271-273. 

Brieg 257. 

Brotbänke 7. 30. 178. 

Brotverſorgung 154. 

Brilcken 196. 238. 

Brücken- und Pflaſterzölle 256. 
310. 

Brllderſtraße 259. 

Buchdruckerei 124. 

Buchhalter 277. 

Billow, von, Finanzminiſter 226. 

Bülrgerdienſte 2. 5. 61. 

Bürgereid 99. 101. 144. 199. 

Bürgergarde 90. 101. 140. 141. 164. 
172— 177. 197—200. 210. 218. 216. 
219—221. 

Blürgerkompagnien 5. 

Blürgerkompagnien, bleibende 221. 

Bürgermeiſter 67. 112. 138. 281. 

Bürgerrecht 29. 66. 79. 83. 93— 95. 
97. 101. 113. 124. 125. 156. 179 
bis 183. 185. 191. 199. 233. 250. 
262. 326. 329. 

Bitrgerrolle 93. 95. 98. 102. 113. 

Bürgerſchaft, Bürgertum, Bürger- 
gemeinde 2. 4. 5. 11. 12. 25. 29. 
35. 40-50. 52— 55. 56. 58. 60. 61. 
65. 72. 78. 142. 145. 212. 213. 219. 
222. 287. 

Biürgerfinn ſ. Gemeinſinn. 

Bürgerwehr 1848 326. 327. 

Bürgerſteige 163. 

Bürgerwerder 16. 142. 237. 

Bureaueinteilung 268. 
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C. 
Caſpary, Ratmann, dann Stadtrat 92. 

95. 127. 128. 137. 138.1218. 
Chauſſeen 260. 

Cholera 1831 268. 270. 

— 1848/9 295. 311. 
Ehrifttatholiten 320. 321. 324. 
Chronik, Schleſiſche 287. 
Claaſſen, Stadtver. 105. 294. 
Clauſſen, Regierungsrat 204. 
Cogho, Stiftskanzler 204. 
Conrad, Stadtrat 246. 


D. 

Dachrinnen 37. 

Dampfmaſchinen 260. 

Dannenberg, Oberlandesgerichtsrat 87. 
89. 91. 92. 95— 102. 107. 110. 117 
bis 121. 125. 127. 128. 138. 139 
bis 144. 207. 

Deklarationen zur Städteordnung 73. 
74. 239. 249. 267. 298. 

Demokratie 325328. 

Denlfreiheit 291. 327. 

Denkmal für Blücher 227. 232. 

Depoſitengelderkaſſe 148. 

Deputationen 62. 66. 69. 78. 79. 98. 
108. 109. 112—119. 143. 144. 146. 
149. 168. 205. 206. 228. 229. 246. 
248. 250. 267. 287. 

Deputierte, ſtändiſche, 1811 181. 

Deſtillateururbare, Deſtillateure 178. 
187. 

Devrient, Ludwig, Schauſpieler 143. 

Deutſche Schulen |. Schulen. 

Diſpoſitionsquantum ſ. Überſchuß⸗ 
gelder. 

Disziplinargeſetze von 1844 320. 321. 
324. 

Dohna, Graf zu, Miniſter 87. 91 bis 
93. 95. 97-99. 102. 104. 109. 119. 
121. 127. 131. 132. 134. 135. 188. 
139. 160. 

Domkapitel 88. 94. 97. 98. 
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Domplatz 235. 

Dorfgerichte in den Vorſtädten 89. 194. 
205. 231. 

Dofer, Stadt- und Polizeidirektor 92. 
95. 100. 127. 132. 133. 136. 143. 

Dreiklaſſenwahl 329. 331. 

Dresden 295. 314. 

Diingergruben 154. 


C. 

Ebers, Dr., Hoſpitalarzt 153. 264. 
Ehrenämter 3. 50. 55. 61. 64. 66. 

67. 82. 
Ehrenbürgerrecht 224. 233. 293. 322. 
Ehrenjungfrauen 1809 142. 
Ehrenpforte, Erziehungsanſtalt 39. 
Eich- und Schaudeputation 116. 144. 
Eichungsrecht 124. 
Einkommenſteuer ſ. Steuern. 
Einquartierungsweſen ſ. Servisweſen. 
Einſchätzung 84. 254. 280. 286. 310. 
Einzelungsgerechtigkeiten 178. 
Eiſenbahnen 275. 295. 311. 312. 
Eitz, Stadtrat 128. 
Enger, Juſtizkommiſſarius 128. 
Entfeftigung ſ. Feſtungswerke. 
Erbbeſchauer 115. 
Erbpacht, Erbpachtzins 191. 269. 
Erbvogt 7. 
Erbuntertänigkeit 8. 60. 86. 

Ertel, Stadtverordnetenvorſteher 287. 
Etats 18. 48. 114. 117. 248. 249. 
270. 272. 277—279. 281. 283. 

Etatsüberſchreitungen 278. 281. 

Exekution, militäriſche 189. 195. 220. 

Exekutoren 191. 280. 

Eximierte, Exemtionen 29. 53. 60. 61. 
83. 103. 123. 158. 

Extraausſchreibungen 162. 212. 


®. 
Fahnen 148. 174. 
Falck, Stadtrat 213. 223. 
Fehdeweſen 8. 


Domplatz — Freiburg i. Schl. 


Feſteſſen 140. 145. 147. 208. 297. 325. 

Feſtgedichte 143. 

Feſtungsdonationsdeputation 229. 

Feſtungswerke, Feſtungsgelände 7. 15. 
16. 30. 51. 53. 85. 88. 164. 176. 
177. 195—198. 229. 232— 235. 

Feueraſſekuranzdeputation 115. 144. 

Feuerlärm 217. 

Feuerlöſchweſen 5. 22. 23. 25. 115. 
146. 162. 314. 315. 

Feuerrettungsverein 315. 

Feuersbrünſte 217. 315. 

Feuerſozietät 22. 79. 88. 115. 123. 
143. 146. 250. 258. 315. 

Feuerwachen 315. 

Finanzdeputation 85. 114. 119. 192. 
205. 212. 265. 269. 296. 311. 

Finanzen 8. 10. 15. 16. 18. 20. 21. 
26 — 28. 38. 40—44. 46. 47. 49. 50. 
61. 64. 74. 77. 81. 84. 88. 112. 
114. 116. 117. 119. 134. 135. 156 
bis 162. 189— 192. 195. 196. 203. 
207. 212. 214. 224. 225. 226. 230. 
232. 234. 236— 238. 241. 250 bis 
260. 262— 265. 267— 286. 294 bis 
296. 308-311. 313. 

Fiſchamtskaſſe 143. 

Fiſcher, Paſtor, Konſiſtorialrat 153. 293. 

Fiſcherei 21. 123. 

Fleiſchbänke 6. 7. 30. 178. 

Fleiſcher 3. 100. 183. 187. 220. 

Fleiſchverſorgung 154. 

Förſter, Stadtrat 128. 

Fonds ad pios Usus 169. 278. 

Forſten 21. 26. 149. 150. 

Forſtkaſſe 111. 143. 

Forft- und Otonomierat 112. 119. 

Forft- und Okonomiedeputation 115. 
118. 144. 146. 147. 246. 

Fränkel, Jonas, Kommerzienrat 294. 

Frankfurt a. M., Nationalverſammlung 
327. 328. 

Frankfurt a. O. 248. 

Franzoſen 215— 218. 224. 

Freiburg i. Schl. 295. 
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Freimonate 253. 

Freiziigigleit 86. 241. 248. 

Fremdenverkehr 159. 

Freunde, proteſtantiſche 316. 

Frey, Polizeidirektor 59. 70. 71. 

Freytag, Guſtav 294. 

Frieboes, Kämmerer 308310. 

Friedensfeiern 1814—16 227. 

Friedrich II. 1432. 56. 80. 139. 201. 
25 . 

Friedrich Wilhelm I. 14. 56. 

Friedrich Wilhelm II. 28. 32. 34 — 36. 
46-49. 86. 

Friedrich Wilhelm III. 32. 51. 55. 107. 
134. 135. 141. 142. 149. 167. 169. 
171. 178. 175-177. 186-188. 195 
bis 197. 199. 211. 216. 219. 220. 
227. 234. 244. 254. 259. 290. 292. 
323. 882. 

Friedrich Wilhelm IV. 108. 291. 292. 
300. 305307. 316. 317. 323. 324. 
828. 

Friedrich Wilhelmſtraße 260. 

Frieſe, Dr., Chroniſt 90. 

Frohnveſte |. Strafanſtalten. 

Fuchs, Landgerichtsdirektor 327. 

Fürſtenſaal 139. 

Fürſtenſtein 323. 

Flürſtentage 13. 


6. 

Gaben, patriotiſche, 1813 212. 214. 
222. 228. 

Garniſon 5. 8. 9. 12. 15. 16. 28. 29. 
53. 74. 90. 123. 140. 157159. 
172. 174. 175. 220. 221. 252. 258. 

Gartenſtraße 313. 

Gasbeleuchtung 260. 261. 282. 302. 

314. 

Gaſſenlieder 120. 

Gaſſenmeiſter 5. 25. 37. 

Gaſſenſchlächter ſ. Fleiſcher. 

Gefängniſſe ſ. Strafanſtalten. 

Gefangenen-Krankenanſtalt 155. 


Gegenreformation 12. 13. 23. 200. 
Geiſer, Diakonus 236. 
Geislerfleiſcherſchragen 178. 

Geiſtliche 23. 119. 123. 140. 204. 283. 

311. 315. 316. 

Ordination 23. 

Wahl 23. 113. 118—121. 200 bis 
202. 

Geldſtrafen 18. 147. 148. 

Gelehrtenſtand 4. 42. 48. 

Gemeindeordnung 326. 328332. 

Gemeinderat 306. 330. 332. 

Gemeindevertretung, kirchliche 315. 316. 
321. 

Gemeinſinn 1. 24. 27. 44. 50. 52. 
56. 57. 67. 98. 140. 143. 146. 154. 
164. 208 — 210. 240. 288. 299. 

Gemeindevorſtand 329—332. 

Generalſubſtituten 120. 

Generalſynode 316. 

Gerhard, Kirchen- und Schuleninſpektor 
39. 40. 

Gerichtsbeamte 123. 130. 165-167. 
194. 

Gerichtskoſten 194. 

Gerichtsweſen 7. 8. 10. 20. 21. 58. 
59. 64. 86. 111. 112. 122. 125. 127. 
130. 164 - 168. 170 — 172. 181. 
194. 201. 230. 252. 291. 320. 321. 
324. 

Gerlach, von, Oberbürgermeiſter von 
Berlin 103. 

Gerlach, Stadtver., dann Stadtrat 128. 
180. 155. 221. 228. 2 

Geſchäftsreglement 58. 93. 108-121. 
123. 125. 131. 132. 144. 151. 165. 
171. 249. 267. 

Geſellen 11. 100. 

Geſellſchaft, Schleſiſche, für Vater⸗ 
ländiſche Kultur 313. 

Geſundheitspflege 22. 154. 163. 

Getreidediſpoſitionskaſſe 143. 

Getreidepreis 243. 

Gewerbe 2. 4. 6. 8. 10. 11. 22. 26. 
30. 45. 53—55. 60. 61. 74. 83. 86 
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Gewerbe. 
bis 88. 93.—99. 113. 123. 124. 
159. 161. 164. 177188. 194. 242. 
312. 

Gewerbefreiheit 6. 86. 87. 177. 180 
bis 182. 186—188. 195. 197. 211. 
212. 241. 248. 271. 

Gewerbegerechtigkeiten 6. 30. 87. 124. 
178 - 188. 190. 197. 198. 226. 271 
bis 273. 285. 312. 

Gewerbegeſetze 1845 u. 1849 312. 313. 

Gewerbeſteuer ſ. Steuern. 

Gewerbeſteueredikt 1810 87. 180. 182. 

Gewerbeſteuerkaſſe 277. 

Gewiſſensfreiheit 315. 316. 321. 327. 

Gieſche, Georg 11. 

Gieſe, Polizeiinſpektor 322. 

Glaubensfreiheit 291. 315. 316. 327. 

Gleiwitz, Eiſengießerei 260. 

Gnadenbrief 1742 15. 

Götzen, Graf 173. 

Goldfuß, von, Kriegsrat, Regierungs- 
rat 36. 39. 45. 46. 89. 91. 133. 

Goltz, Graf 191. 

Gräff, Juſtizrat, Stadtver.⸗Vorſteher 
298. 302. 312. 322. 328. 

Gräupnerurbare 178. 

Grenzſperre, ruſſiſche 285. 

Grundbeſitz 53. 54. 61. 63. 83. 9g. 
95. 98. 99. 106. 107. 156. 159. 162. 
212. 250. 331. 

Grundſteuer ſ. Steuern. 

Grundzins 191. 

Grunwald, Ratmann, dann Stadtrat, 
Syndikus 127-129. 137. 138. 155. 
161. 165. 171. 183. 184. 187. 189. 
194. 198. 202. 208. 222. 223. 228. 


9. 
Hafen 312. 
Handarbeitsunterricht 236. 237. 
Handel 2. 4. 7—9. 11. 15. 22. 26. 
42. 74. 123. 124. 157. 188. 191. 
211. 241— 243. 285. 294. 295. 311. 
312. 321. S. a. Kaufmannſchaft. 


Gewerbe — Hoſpitäler. 


Handelsgefälle 26. 42. 157 159. 191. 
251. 310. 
Handlungsdienerinſtitut 39. 
Handwerk ſ. Gewerbe. 
Hannover, Stadt 260. 
Hardenberg, von, Staatskanzler 56. 
71. 176. 178. 181. 182. 184. 186. 
189. 195. 211. 218. 
Harniſch, Seminarlehrer 317. 318. 
Harzhandel 124 
Haupt- und Reſidenzſtadt, Titel 122. 
Hauptmannſchaft 8. 9. 
Hausarme 284. 
Hausarmen⸗Medizinalinſtitut 39. 
Hausſuchungen 323. 
Hayn, Stadtrat 128. 
Heideläufer 115. 
Heinke, Polizeipräſident 260. 293. 322. 
Heinzen, politiſcher Flüchtling 325. 
Heller, Kämmerer 243. 244. 270. 
Hennig, Stadtver., dann Kämmerer 
105. 128. 129. 137. 143. 206. 228. 
Henning, Baurat 309. 313. 
Herbſtein, Morgenprediger 236. 
Hermes, Kirchen- und Schuleninſpektor 
141. 204. 
Hickert, Ratsherr 39. 
Hilfslehrer 236. 
Hochwaſſer ſ. Überſchwemmungen. 
Hönſch, Stadtver., dann Stadtrat 128. 
Hoffmann, Staatsrat 183. 184. 186 
bis 188. 190. 271. 
Hohenlohe, Erbprinz von 34. 191. 
Holzhandel, ſtädtiſcher 124. 256. 257. 
273. 279. 280. 318. 
Hopfenamt, Hopfenhandel 21. 124. 
Hofpitäler 18. 22. 39. 48. 113. 114. 
118 — 121. 153. 154. 169. 179. 
248. 262. 277. 278. 283. 284. 
Allerheiligen 38. 39. 115. 118. 120. 
158. 154. 204. 223. 245. 262. 
263. 268. 288. 

St. Anna 232. 262. 

Bernhardin 5. 283. 

Dienftboten« 262. 


N. 


Hoſpitäler — Kirchen. 357 


Hoſpitäler. 
Elſtauſend Jungfrauen 262. 283. 
Heil. Geiſt 232. 
Hieronymus 39. 262. 
Kinder- 39. 142. 
Trinitatis 39. 262. 
Hoſpitaldirektion 114. 115. 118. 144. 
204. 
Hoſpitalvorſteher 242. 249. 
Hoym, Graf, Provinzialminiſter 34. 42. 
47—49. 51. 
Humboldt, Wilhelm von, Miniſter 73. 
79. 
Hunde, herrenloſe 37. 
Hundeſteuer ſ. Steuern. 
Hypothekenweſen 58. 111. 


J. 

Jäckel, Stadtver., dann Stadtrat 128. 

Jäger, Oberbitrgermeifter 35. 

Jäger, freiwillige 1813 210. 

Jerome, Prinz 149. 

Jeſuiten 13. 

Igel, Trinkgefäße 21. 

Illuminationen 13. 90. 140. 143. 

Induſtrie 22. 80. 295. 313. 

Innungen 2—4. 6. 7. 10. 11. 17. 30. 
42. 45. 47. 48. 56. 57. 62. 87. 88. 
91. 94. 96. 97. 100. 113. 122. 124. 
125. 127. 128. 140. 154. 159. 160. 
178-183. 185-187. 195. 212. 

Innungskleinodien 212. 

Inquiſitionskaſſe 143. 

Inquiſitionskoſten 244. 

Inſtitutenkaſſe 277. 

Invaliden 18. 74. 

Jork, Stadtver. 223. 

Jubiläumsfeier 232. 

Juden 60. 86. 101. 103. 113. 124. 
125. 141. 152. 179. 228. 297. 324. 

Judenamt 120. 121. 

Judenamtslaſſe 111. 

Jungfer, Ratmann, dann Stadtrat 
127. 128. 130. 213. 


Jurisdiktionen, geiſtliche 8. 11. 29. 
88. 98. 95. 98. 152. 168. 164. 198. 
Jurisdiktionsabgaben 198. 
Juſtizkommiſſarien 67. 297. 298. 
Juſtizreglement von 1787 20. 166. 


K. 

Kämmereikaſſe, erſte 143. 276. 279. 

Kämmereikaſſe, zweite 148. 

Kämmerer 67. 68. 84. 85. 112. 281. 
288. 308. 309. 

Kärrner 22. 

Kaiſerwahl 1849 328. 

Kalkamt, Kalthandel 21. 115. 124. 

Kalkulatoren 256. 268. 

Kameralgefälle 157. 160. 

Kanaliſation 313. 

Kantonfreiheit 29. 86. 123. 172. 173. 
210. 211. 

Kanzlei 18. 268. 286. 

Kaſematten 294. 298. 318. 319. 

Kaſernen 16. 158. 189. 222. 258. 

Kaſſenkuratoren 114. 255. 

Kaſſen- und Rechnungsweſen 18. 21. 
26. 48. 65. 76. 77. 111. 114. 117 
bis 119. 148. 144. 248. 249. 270. 
272. 273. 276— 281. 285. 287. 

Kaſſenzerſplitterung 26. 276. 

Katzbach, Schlacht an der 222. 

Kaufmannsälteſte 25. 

Kaufmannſchaft 4. 11. 17. 30. 41. 42. 
48. 105. 124. 154. 161. 243. 312. 

Katholiken 139. 140. 232. 316. 317. 

Keltz, Referendar 141. 

Kerkerfieber 155. 

Keſſel, Ratmann 127. 

Ketten und Medaillen ſ. Amtstracht. 

Kinderfürſorge 152. 

Kinderhoſpitäler ſ. Hoſpitäler, Kinder. 

Kirchen, Klöſter 4. 8. 12. 13. 22— 24. 

74. 112. 113. 118 — 121. 128. 
152. 200 —202. 205. 222. 229. 
236. 248. 277. 278. 283. 286. 
315. 316. 321. 
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Kirchen, Klöſter. 
Bernhardin 283. 
Clarenſtiſt 88. 
St. Dorothea 203. 
Elftauſend Jungfrauen 259. 288. 
Eliſabeth 139 — 142. 259. 
Hofkirche 102. 
Johanniterkommende Corpus Chriſti 
88. 94. 
Maria Magdalena 141. 238. 
Matthiasſtift 88. 
Nikolai 88. 
Sandſtift 88. 
Urſulinerinnen 195. 
Vinzenzſtift 88. 96. 
Kirchenbeamte 283. 
Kirchen: und Schuldeputation 119. 
144. 152. 
Kirchen- und Schuleninſpector 114.240. 
Kirchenvorſteher 114. 120. 121. 249. 
316. 
Kirchenzucht 200. 201. 
Kirchhöfe 234. 
Kirchſtein, Polizeidirektor 37. 
Kirchſtraße 313. 
Kleidermode 296. 


Klocke, Stadtver.⸗Vorſteher 287. 293. 


297. 300. 306. 

Klöſter ſ. Kirchen. 

Kloſe, Kaufmannsälteſter 54. 

Klub, demokratiſcher 326. 

Klub, demokratiſch⸗konſtitutioneller 326. 

Knorr, Stadtbaurat 103. 129. 139. 
151. 229. 233. 249. 

Kny, Stadtver. 213. 

Königsberg i. Pr. 91. 95. 102. 103. 
131. 136. 248. 291. 292. 297. 299. 
306. 

Königsplatz 235. 

Kollekte 142. 

Kommunalakziſe 225. 252. 

Kommunalbäckerei 318. 

Kommunallaſtenbeiträge ſ. Steuern. 

Kommunalſteuerprivilegien 311. 

Konſiſtorialdeputation 201. 


Kirchen, Klöſter — Kriſchle. 


Konſiſtorialrechte 74. 113. 118. 123. 
125. 164. 236. 315. 

Konſiſtorium, Königliches 238. 240. 

315. 
Städtiſches ſ. Stadtkonſiſtorium. 

Konſumtionsakziſe 271. 

Konſtabler 326. 

Kontinentalſperre 188. 191. 

Kontributionen 52. 53. 105. 

Kopiſch, Stadtver.⸗Vorſt. 297. 312. 

Korruption vor 1741 4. 20. 

Kospoth, Freiherr von, Oberbürger⸗ 
meiſter 207. 208. 217. 219. 221. 
223. 228. 232. 245. 249. 257. 261. 
270. 

Koſtenanſchläge 281. 

Kraftmehler 100. 

Kralau 243. 295. 311. 312. 321. 

Krambäudelgerechtigkeiten 178. 

Krangefälle 280. 

Krankenkoſt 154. 

Krankenpflege 8. 27. 38. 39. 153. 154. 
243. 255. 262. 263. 265. 283. 

Kretſchmer 3. 

Kretſchmer, Stadtſekretarius 11. 

Kreuzhof 94. 

Krieg, dreißigjähriger 5. 12. 

Krieg 1806/07 50—54. 81. 96. 97. 
105. 172. 189. 258. 

Krieg 1812 188. 189. 

Krieg 1813-15 81. 86. 199. 204. 208 
bis 228. 232. 

Kriegsimpoſten |. Steuern. 

Kriegstoſten 189. 226. 290. 

Kriegskrankenpflege 1813— 15 210. 
222. 223. 

Kriegslieferungen 1813 212. 224. 

Kriegsſchulden, Regulierung derſelben 
185. 189. 226. 230. 

Kriegs- und Domänenkammern 17 bis 
19. 35. 48. 52. 53. 91. 130. 171. 

Kries, Dr., Nationalökonom 298. 

Kriminal- und Inquiſitionskoſten 244. 
252. 285. 

Kriſchle, Andreas, Kaufmann 39. 


Krliger — Magiſtrat. 


Krüger, Kanonikus 204. 

Krullſche Handwerkerſtiftung 39. 
Kruttge, Dr., Medizinalrat 218. 
Kümmel, Stadtver., dann Stadtrat 128. 
Künſtlerverein 320. 

Kllraſſierkaſerne 258. 

Kuh, Stadtver. 184. 189. 198. 202. 
Kuhn, Oberlandesgerichtspräſident 293. 
Kurlebauer, Kriegskommiſſar 222. 
Kurpfuſcherei 155. 


L. 

Landeck, Stabtver,, dann Stadtrat 128. 

Landeshuldigung 1741 22. 

Landgemeinden 320. 326. 329. 330. 

Landhandwerker 179. 181 184. 187. 

Landrecht, allgemeines 44. 45. 48. 56. 
57. 60. 61. 107. 167. 263. 264. 316. 

Landſtraßen 224. 240. 260. 

Landſturm 215—217. 223. 

Landtag 1849 329. 330. 331. 

Landtag, Vereinigter 291. 292. 301. 
302. 306. 323 — 325. 327. 328. 
S. a. Provinziallandtage. 

Landwehr 1813—15. 199. 213—215. 
218. 221. 222. 224. 226. 227. 232. 
241. 

Landwirtſchaft 243. 295. 

Lange, Stadtrat, dann Bilrgermeifter, 
Oberbürgermeiſter 185. 190. 207. 
218. 221. 228. 243. 284. 286. 287. 
305. 307. 

Langhans, Karl Ferdinand, Architekt 
233. 

Laſſalle, Ferdinand 294. 

Laudemien 96. 193. 

Lauriſton, General 217. 

Lazarette 52. 158. 189. 190. 216. 222. 
223. 230. 

Lebensmittelpreiſe 81. 

Lehrer 23. 24. 148. 311. 

Beſoldung 27. 203. 236. 237. 251. 
261. 286. 

Wahl 23. 78. 113. 118—121. 200 
bis 202. 
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Leineninduſtrie 243. 

Leihamt 257. 269. 

Leinwandhaus 268. 

Leipzig 314. 

Lewald, Friedrich 77. 275. 276. 279. 
283. 286. 298. 

Lichtenau, Gräfin 149. 

Liebesgaben 1813 222. 

Liegnitz, Stadt 132. 

Liegnitz-Brieg-Wohlau, Fürſtentümer 
200. 

Linderer, Stabtver. 304. 

Lokaltermine 146. 147. 

Luther, Dr., Hofrat 213. 


M. 
Märkte 7. 22. 37. 124. 159. 241. 252. 
254. 
Märzdeputation 328. 
Magazine 16. 218. 223. 
Magdeburg 16. 
Magdeburger Recht 165. 
Magiſtrat 16—21. 25. 33—37. 43. 
bis 45. 47—49. 52— 54. 58. 59. 
62. 65— 69. 74. 75. 7779. 92 
bis 95. 100-103. 106— 123. 126 
bis 145. 148 — 153. 155. 160 bis 
163. 165—171. 173—175. 178 
bis 186. 188. 194. 195. 197 bis 
199. 201— 210. 212— 233. 235 
bis 238. 240 — 242. 245 — 253. 
255. 258. 260. 266. 270. 273 bis 
275. 277— 279. 281. 282. 284 bis 
289. 292. 293. 295—302. 304 
bis 313. 315-332. 
Amtsdauer 67. 68. 79. 331. 
Amtstracht |. dort. 
Ausführungsgewalt 65. 68. 69. 78. 
Beſoldungen 67. 136. 309. 
Dezernate 246. 
Einführung 139 — 143. 145. 208. 
Entlaſſung des alten Mag. 144. 
Kommiſſariſche Verwaltung von Ma- 
giſtratsſtellen 266. 
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Magiſtrat. 

Lebenslängliche Wahl 79. 249. 

Ordnungsſtrafen 240. 

Penſionen 28. 68. 112. 116. 128. 
132-134. 138. 144. 157. 207. 

Rang 139. 

Regulativ von 1835 121. 267 

Unbeſoldete Mitglieder 68. 308. 
Vereidigung 139. 141. 142. 
Veröffentlichungen 270. 276. 287. S. 

auch Verwaltungsberichte. 
Verſchwägerung 3. 6. 8. 11. 
Wahl 17. 44. 45. 67. 68. 112. 117. 
118. 132. 137. 266. 288. 
Zahl der Mitglieder 281. 

Mahl- und Schlachtſteuer ſ. Steuern. 

Malzan, von, Major 213. 

Mandube, Bandit 4. 

Manſo, Rektor 204. 

Manufakturfondskaſſe 28. 157. 

Marktpolizei 79. S. a. Märkte. 

Marktzieher 100, 

Marſtall, Marſtallkaſſe 21. 22. 115. 
143. 229. 256. 268. 315. 

Maſſenarmut 294. 

Maſſow, von Oberpräſident 90. 91. 99. 
101. 103. 104. 139. 173. 196. 

Maße und Gewichte 37. 115. 124. 

Maß- u. Gewichtskaſſe 143. 

Matthiaskunſt 260. 

Mautgerechtigkeit 124. 

Meilenrecht 7. 124. 

Menzel, Oberſyndikus, dann Bürger- 
meiſter, Oberbürgermeiſter 92. 95. 
100. 106. 110. 116. 117. 122. 
127—129. 137. 138. 201. 204. 
207. 223. 237. 249. 270. 271. 
275. 284. 287. 307. 

Merckel, von, Oberpräſident 51. 79. 
87. 128. 129. 181. 132. 143. 146. 
160. 214. 215. 239. 240. 258. 272. 
bis 274. 293. 300. 307. 320—322. 

Merensky, Forſtinſpektor 149. 

Merkantilismus 11. 30. 

Meſſe 22. 


Magiſtrat — Nationalwerkſtätten. 


Micke, Stadtrat 204. 206. 

Mieter 212. 213. 

Milde, Stadtver., Landtagsabgeordneter 
287. 293. 306. 324. 325. 328. 

Militär ſ. Garniſon. 

Militäranwärter 74. 

Militärgouvernement 1813 214. 

Militärökonomie 189. 230. 252. 

Miniſterverantwortlichkeit 327. 

Minoritenhof 203. 

Mittelſtand 181. 

Molinari, Stadtrat 128. 

Monopole 21. 26. 123. 124. 

Morgenbeſſer, Stadtrat 206. 213. 

Moriz, Stadtver.⸗-Vorſteher 53. 54. 
101. 104-107. 142. 189. 215. 

Moskau, Brand von 217. 

Mühlen 21. 26. 115. 124. 269. 279. 
315. 

Mülllendorf, Ratmann, dann Stadtrat 
127. 128. 130. 213. 

Miller, Gymnaſiallehrer 323. 

Miller, Hoſpitalprediger 39. 

Miller, Juſtizdirektor 92. 136. 

Müller, Oberbürgermeiſter 92. 127 bis 
129. 136. 141—143. 189. 206. 

Müller, Oberſyndikus 35. 

Miller, Ratmann, dann Stadtrat 127. 
128. 138. 

Müller, Stadtver., dann Stadtrat 106. 
128. 158. 

Mülnzrecht 7. 9. 

Muſik 90. 141. 


N. 
Nachtwachtweſen 115. 146. 
Nachtwächter 69. 115. 193. 195. 
Namslau, Kreis 9. 
Napoleon I, 51. 216. 217. 
Narrenfeſte 320. 
Nationalrepräſentation 1812—15 185. 
Nationalverſammlung 1848 308. 327. 

328. 

Nationalwerkſtätten 319. 


Neumann — Preſſe. 


Neumann, Regierungsrat 198. 
Neumarkt i. Schl. 216. 217. 
Neumarkter Burglehnsgilter 224. 
Neutralität 1741 15. 
Niederlagsrecht 123. 
Nikolaiſtraße 313. 

Nikolaitor 259. 

Nimptſch, von Ratmann 35. 127. 
Normalbeſoldungsetat 281. 
Notſtandsarbeiten 311. 

Nowack, Stadtver. 213. 


O. 

Obdachloſe 318. 

Oberamt, Breslauer 11. 12. 

Oberbitrgermeifter 67. 68. 78. 112. 118. 
114. 133. 137. 138. 206. 240. 246. 
267. 287. 296. 305—309. 319. 326. 
327. 329. 330. 

Oberlandesgericht 123. 165. 167. 171. 
207. 

Oberſchleſien 295. 

Obſtbaumpflanzungen 147. 

Oderſchiffahrt 295. 312. 

Odervorſtadt 315. 

Offentlichteit 66. 7678. 102. S. a. 
Stadtverordnete, Offentlichkeit. 

Offentlichteit des Gerichtsverfahrens 
291. 320. 321. 324. 

Ols, Fuürſtentum 9. 200. 260. 

Oelsner, Geh. Kommerzienrat, Stadtver, 
204. 216. 217. 222. 236. 

Oſterreich 243. 312. 

Ohlau, Fluß 154. 

Ohlauerſtraße 313. 

Ohlauertor 233. 

Ohlauervorſtadt 164. 242. 260. 

Ohle, Stadiver. 105. 223. 

Oktupation, franzöſiſche 1807/8 50—54. 
90. 131. 149. 156. 157. 173. 215. 
218. 220. 

Okkupation 1813 76. 200. 209. 224 
bis 226. 

Ordnungsſtrafen 199. 
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P. 

Pacht ſ. Verpachtung. 

Packhof 256. 257. 268. 270. 

Paris 227. 

Partkrämer 124. 

Patrimonialgerichte 59. 71. 165—167. 
324. 

Patronatsrechte 23. 74. 113. 123. 125. 
200. 202. 236. 

Pauperismus 294. 

Pechhandel 124. 

Petitionsrecht 330. 

Pfarramtskandidaten 200. 201. 

Pfefferkuchentiſche 178. 

Pfeiffer, Zimmermeiſter 39. 

Pfuſcher 6. 11. 30. 96. 100. 180. 181. 

Philipps, Oberbürgermeiſter 327. 

Pinder, Oberbitrgermeifter 293. 300. 
302. 305-309. 312. 313. 315. 317. 
319—322. 325. 326. 

Plätze 229. 234. 235. 

Plankenzäune 233. 

Polinkeäcker 285. 

Polizei 5. 22. 34. 36. 37. 44—46. 48. 
49. 59. 60. 64. 69. 75. 76. 85. 88. 
93. 111. 112. 115. 117. 120—123. 
125. 127. 130136. 148. 152. 164. 
165. 168—172. 174. 175. 193195. 
197. 201. 205. 218—221. 230. 240. 
241. 252. 291. 319. 322 — 324. 
326. 331. 

Polizei, geheime 322. 

Polizei, gutsherrliche 59. 71. 

Polizeibeamte 22. 30. 37. 135. 136. 
169. 170. 194. 

Polizeikoſten 59. 75. 76. 132135. 
157. 169. 170. 240. 252. 

Polizeimagiſtrat 21. 

Polizeiordnungen 46. 136. 

Polizeipräſidium, Lokal 194. 195. 

Polizeiſtaat 10. 331. 

Poſer, Ratmann, dann Stadtrat 127. 
128. 137. 222. 

Potsdam 314. 

Preſſe 287. 291. 306. 
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Preßfreiheit 290. 320. 321. 324. 327. 
S. a. Zenſur. 

Preußen, Provinz 292. 

Privilegien 7. 15. 30. 57. 86. 110. 
122— 125. 129. 149. 165 — 167. 169 
bis 172. 201. 

Profeſſoren 297. 

Proletariat 294. 

Promenaden 129. 196. 205 229. 233. 
234. 318. 314. 

Promenadendeputation 115. 313. 314. 

Provinziallandtage 71. 266 290 bis 
293. 299—301. 306. 312. 315. 319 
bis 321. 323. 

Prozeſſe 65. 112. 


N. 

Rahn, Propſt u. Stadtver. 103. 105. 
107. 118. 158. 156 204. 222. 223. 
227. 286. 259. 262. 

Rahner, Ratmann 127. 

Ranſern, Stadtgut 229. 246. 

Rat 2—5. 11. S. a. Magiſtrat. 

Nathausinfpeltor 256. 

Rathausturm 141. 

Raticke, Syndikus, dann Stadtrat 127. 
136. 206. 213. 

Ratskleinodien 14. 

Ratsſekretäre ſ. Sekretäre. 

Rauchverbot 220. 

Rechnungsabnahme 4. 41. 150. 

Rechnungsauszüge, Druck derſelben |. 
Magiſtrat, Veröffentlichungen. 

Rechtsanwälte ſ. Juſtizkommiſſarien. 

Redefreiheit 291. 327. 

Redrikow, von, Major 224. 

Reformationsjubilaum 251. 259. 

Neformzeit 1807 fi. 55. 60. 70-72. 
87. 122. 126. 164. 290 — 292. 

Regierung 73. 85. 91—98. 101. 106. 
107. 109. 110. 117-119. 125. 133 
bis 135. 137-139. 140. 143. 144. 
149. 153. 155. 174. 182. 185. 191. 
197. 198. 201— 203. 206 — 208. 212. 
216. 217. 219. 220. 226. 231. 285. 


Preßfreiheit — Sagan. 


Regierung 
240. 246 — 248. 257. 258. 260. 266. 
269. 270 — 272. 279. 282. 285. 286. 
288. 289. 298. 300. 301. 308. 310. 
327. 330. 

Regiſtratur 268. 286. 

Reglement, Rathäusliches, von 1748 
19. 21. 25. 41. 45. 47. 111. 166. 
Reglement, Rathäusliches, von 1794 

45. 47. 

Regulativ für die Magiſtrate, von 1835 
289. 

Reiche, Profeſſor 204. 

Reichenbach, Graf 325. 

Reichkrämer, Reichkrame 3. 7. 124. 178. 

Reichsſtadt 8. 13. 

Reichsſtände ſ. Verfaſſungsfrage. 

Reitbahn 232. 

Rendanten 277. 

Repräſentanten 34—36. 42— 50. 56. 
80. 150. S. auch Stadtverordnete 
vor 1809. 

Repräſentation 296. 309. 

Requiſitionen 52—54. 216— 218. 

Nefervefonds 310. 311. 

Reſtriptenſtil 79. 

Reſſource 322. 323. 

Rettungskäſten 154. 

Reuſcheſtraße 313. 

Revolution, franzöſiſche 32. 36. 47. 

Revolution 1848 291. 295. 311. 312. 
322. 325 — 329. 

Richter, Unabhängigkeit der 320. 321. 
924. 

Rinnſteine 37. 

Rochow, von, Miniſter 288. 289. 

Rödelius, Turnlehrer 317. 

Rudolphiniſche Schuld von 1601 166. 

Ruſſen, Rußland 191. 224. 227. 243. 
255. 


S. 
Sack, Geh. Staatsrat 43. 59. 183. 
Säkulariſation 194. 202. 203. 316. 
Sagan 300. 


Salvatorplatz — 


Salvatorplatz 235. 

Salzbauden 178. 

Salzring 22. 

Sanitätspolizeideputation 115. 144. 
154. 168. 

Schaffner 154. 

Schafzucht 243. 

Scharfrichter 101. 

Scheitnig 34. 35. 142. 191. 

Schießwerder 143. 314. 

Schießwerderplatz 317. 

Schiffahrtsfeſte 320. 

Schiffsmaut 241. 251. 

Schiller, Geh. Kommerzienrat, Stadtver.“ 
Vorſteher 105. 106. 216. 228. 

Schiller, Stadtver.⸗Vorſteher, Kauf⸗ 
mann 287. 

Schindeldächer 97. 

Schinkel, Architekt, Bildhauer 233. 

Schlachthof 269. 

Schlachthofgefälle 159. 280. 

Schlegel, Stadtver. 105. 

Schleſinger, M., Kaufmann 204. 

Schlöffel, Fabrikbeſitzer 322. 

Schlutius, Polizeidirektor 36. 37. 45. 

Schmeidler, Portraitmaler, Stabtver.- 
Vorſteher 244. 261. 297. 

Schneer, Aſſeſſor 294. 298. 

Schneidertumult 1793 32. 34. 36. 47. 
49. 

Schön, von, Oberpräſident 59. 239. 
293. 306. 

Schönheitspflege 204. 233 — 235. 

Schreibwerk, Verminderung desſelben 
281. 303. 304. 

Schrötter, von, Miniſter 56. 

Schubtransporte 195. 

Schuckmann, von, Geh. Staatsrat, dann 
Miniſter 183. 226. 235. 240. 247. 
272. 

Schützenweſen 141. 143. 174. 313. 

Schuhbänte 6. 7. 30. 178. 

Schuhmacher 11. 183. 185. 187. 

Schulamtskandidaten 200. 201. 

Schulaufſicht 158. 


Schutzverwandte. 363 


Schulbauten 259. 261. 317. 

Schulbücher 238. 

Schulden 4. 5. 16. 27. 40. 42. 44. 46. 
48. 52. 53. 65. 81. 85. 88. 96. 97. 
114. 116. 117. 157. 159. 161. 188. 
189. 214. 224. 226. 230. 251. 255. 
257. 265. 268. 270. 273. 274. 279. 
285. 310. 311. 

Schuldeputation 203 — 205. 229. 238. 

Schulen 8. 22—24. 27. 38 — 40. 59. 

74. 85. 105. 112. 113. 118-121. 
140. 141. 148. 152. 192. 200 bis 
205. 229. 236 — 238. 244. 255. 
258. 259. 261. 262. 269. 270. 
277. 278. 282. 283. 286. 315 
bis 317. 324. 

Bülrgerſchulen 227. 228. 237. 259. 
261. 

Bülrgerſchule zum Heiligen Geiſt 283. 
317. 

Bürgerſchule, höhere, am Zwinger 
105. 259. 

Deutſche 27. 

Elementarſchulen 120. 

Freiſchulen 317. 

Gymnaſien 120. 283. 

Gymnaſium zu St. Eliſabeth 149. 
259. 302. 

Gymnaſium zu St. Maria Magdalena 
106. 

Pfarrſchulen 261. 316. 

Privatſchulen 153. 

Winkelſchulen 158. 

Schulenamtskaſſe 238. 

Schuler von Senden, Generalmajor 
174. 175. 

Schulgeld 27. 153. 203. 236. 237. 
269. 283. 286. 

Schulkuratoren 249. 

Schulvorſteher 238. 

Schulz, Konſiſtorialrat, Profeſſor 293. 
321. 

Schummel, Profeſſor 39. 149. 

Schutzverwandte 60. 61. 74. 83. 98. 
212. 329. 
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Schwarz, Stadtver. 105. 

Schweidnitz 257. 295. 

Schweidnitzer Keller 21. 

Schweidnitzervorſtadt 294. 313. 

Schwimmanſtalten 317. 318. 

Schwurgerichte 324. 327. 

Seelenregiſter 93. 94. 

Seeling, Horndrechsler, Stadtver. 51. 
105. 

Sekretäre 3. 111. 112. 127. 256. 

Selbſtherr, Stadtver.⸗Vorſteher 244. 
288. 

Selbſtverteidigung ſ. Garniſon. 

Selenkeſche Stiftung 39. 

Senfft von Pilſach, Stadt- und Polizei⸗ 
direktor 45. 85. 92. 127. 131134. 
136. 143 — 145. 218. 237. 309. 

Servisdeputation 116. 119. 222. 228. 
230. 232. 248. 

Serviskommiſſion 116. 

Servis- und Einquartierungsweſen 16. 
25. 28. 52. 54. 59. 116. 117. 119. 
129. 157. 158. 161. 175. 177. 189 
bis 191. 197. 198. 210. 212. 223. 
225. 230. 252. 256. 258. 

Seuchen 223. S. a. Cholera. 

Sicherheitskommiſſion 1848 325. 

Sicherungspolizeideputation. 115. 144. 
146. 165. 

Siebig, Landtagsabgeordneter 324. 

Siechenhaus 204. 294. 

Siegelgelder 111. 

Siegesfeiern 13. 227. 

Simon, Stadtgerichtsrat 320. 321. 323. 
325. 

Sittlichkeit 101. 105. 155. 156. 

Sparkaſſe 256. 257. 264. 280. 

Sparſamkeitsfanatismus 192. 207. 232. 
236. 

Speiſeanſtalten 318. 

Spießrutenlaufen 16. 

Spielplätze 234. 

Spiritusfabrikation 295. 

Springer, Stadtver. 213. 

Sporteln 111. 118. 119. 194. 


Schwarz — Stadtverordnete. 


Staat, Verhältnis zur Stadt bis 1808 
1. 2. 6—19. 24—26. 28. 29. 31 
bis 33. 40—56. 

— ſeit 1808 57—60. 64. 7080. 
129. 131. 145. 149. 150. 156. 164 
bis 177. 181. 184. 187189. 193. 
194. 197. 200. 201. 208 — 210. 226. 
227. 230. 239— 242. 251— 254. 260. 
261. 265— 267. 270 — 293. 296. 298 
bis 301. 305. 310. 312. 321. 322. 
325. 329 — 332. 

Staatsbeamte 225. 268. 

Stadtarchiv 112. 

Stadtdeputierte 54. 

Stadtgericht ſ. Gerichtsweſen. 

Stadtgraben 154. 196. 233. 235. 319. 

Stadthauptkaſſe 277. 

Stadtkonſiſtorium 13. 21. 23. 114. 200 
bis 202. 229. 

Stadtmaurermeiſter 120. 121. 

Stabtmiliz 5. 12. 16. 25. 

Stadtphyſici 263. 

Stadträte 106. 107. 112. 113. 118. 
119. 139. 145. 146. 205 — 207. 
S. a. Magiſtrat. 

Stadtſiegel 14. 106. 

Stadt- u. Hoſpitallandgilter 9. 13. 21. 
26. 41. 42. 65. 115. 117. 118. 
120. 122. 125. 142. 143. 147. 150. 
154. 191. 224. 229. 246. 254. 269. 
279. 285. 310. 

Stadtverordnete bis 1809 25. 49. 50. 
52—54. 62. 63. 100. 106. 173. S. 
a. Repräſentanten. 

Stadtverordnete, Stadtverordneten 
verſammlung, ſeit 1809 56. 58. 
61-70. 76-80. 82—84. 86. 87. 
100. 101. 103-111. 113. 114. 
116-121. 123. 125. 127. 128. 
132 138. 140-153. 155. 156. 
159—175. 179—181. 183-188. 
191 — 194. 197—199. 201. 203 
bis 218. 222. 226—234. 286 bis 
242. 244—253. 255. 256. 258. 
266— 269. 273 —275. 278. 279. 


Stadtverordnete ac. — Steuern. 365 


Stadtverordnete ꝛc. 

281. 283. 286. 287. 291293. 
295306. 308314. 316-332. 

Amtstracht |. dort. 

Ausführungsbeſugniſſe 236. 246 bis 
250. 

Ausſchüſſe 117. 245. 304. 

Beamte 247. 303. 

Beſchlüſſe 248. 300. 303. 304. 

Bewilligungsrecht 168. 170. 

Drittelerneuerung 228. 

Fahne 148. 

Geheime Sitzungen 303. 

Geſchäftsordnung 147. 302 304. 

Jüldiſche Mitglieder 228. 297. 

Kalkulator 247. 

Oſſentlichteit 245. 276. 287. 291. 
298-303. 321. 324. 

Ordnungsſtrafen 303. 

Protokolle 248. 303. 

Protokollführer 303. 

Referenten 245. 

Sitzungslokal 302. 

Sitzungsverſäumnis 147. 148. 308. 

Stellvertreter 100. 103. 104. 108. 
109. 

Strafgewalt über Gemeindemitglieder 
240. 

Stuhlgeld 147. 

Veröffentlichungen 300. 301. 

Vollmachten 63. 64. 

Vorſtand, Vorſteher 67. 106. 107. 
228. 244. 246. 247. 287. 293. 
296. 297. 303. 304. 

Wahl 62. 63. 83. 86. 93. 95. 98 
bis 103. 112. 113. 117. 205. 240. 
244. 297. 299. 329. 331. 

Wahlpflicht 63. 

Wahlpredigten 99. 102. 103. 

Wahlzenſus 62. 100. 102. 326. 329. 
331. 

Zuſammenſetzung nach Ständen 103. 
244. 297. 

Stadtvogtei 166. 

Stadtwappen 132. 


Stadtzimmermeiſter 120. 121. 
Stadtzollamt 143. 150. 
Städteordnung v. 1808 1. 6. 26. 28. 
30. 37. 44. 45. 47. 54 — 78. 80 bis 
87. 89— 95. 97. 98. 100. 102. 106 
bis 110. 112. 116. 117. 122. 130. 
133. 134. 138. 141. 142. 145. 146. 
148. 149. 151. 155. 157. 160. 164. 
166-171. 204 206. 208. 210. 215. 
231. 239. 240. 242. 245 — 250. 252. 
266. 267. 270. 272— 276. 282. 296 
bis 298. 300304. 320. 326. 329 
bis 332. 
Städteordnung von 1831, revidierte 266. 
267. 
Städteordnung von 1853 267. 
Stägemann, Staatsrat 59. 
Stände, Gegenſätze derſelben 28. 29. 
45. 53. 60. 141. 
Stapelrecht 7. 9. 123. 
Statut 1809 57. 58. 93. 110. 121 bis 
126. 130. 134. 165. 171. 
Statuten, Rechts-, von 1577 125. 
Stein, Freiherr von 54— 56. 59. 61. 
63. 67. 68. 72. 91. 245. 
Stein, Julius, Dr. 298. 323. 325. 
Stellvertreterkauf 5. 174. 221. 
Stempel, Stadtver. 204. 
Sternagel, Stadtver. 103. 105. 228. 
Steuererheber 280. 
Steuergeſetze 226. 240. 241. 251 bis 
258. 271. 
Steuern 2. 5. 8— 11. 26 — 28. 40 bis 
42. 47. 61. 64. 74. 77. 83. 84. 
96. 97. 114. 117. 149. 156 bis 
164. 175. 193. 198. 211. 212. 
230. 231. 241. 243. 254. 256. 
267—269. 271. 273. 275. 280. 
286. 310. 311. 
Akziſe ſ. dort. 
Branntweinſteuer 159. 187. 
Braumalzſteuer 159. 187. 271. 
Direkte Steuern 53. 190. 191. 224 
bis 226. 251. 254. 255. 280. 286. 
298. 310. 


366 Steuern — Tuchkammern. 


Steuern. 

Einkommenſteuer 84. 160—162, 188. 
224. 286. 298. 310. 

Feſtungsverpflegungsſteuer 188. 

Gewerbeſteuer 158. 160-162. 188. 
195. 220. 224. 

Grundſteuer 28. 84. 158. 160 - 162. 
189. 212. 224. 254. 269. 286. 310. 

Hundeſteuer 264. 286. 

Indirekte Steuern 52. 53. 176. 177. 
187. 190. 225. 226. 251— 254. 
271. 

Kommunallaſtenbeiträge 162. 191. 
224. 

Kriegsſteuern 1808 159. 160. 225. 

Kriegsimpoſten 1813 225. 226. 251. 
252. 256. 

Luſtbarkeitsſteuer 264. 

Luxusſteuer 188. 264. 

Mahl- und Schlachtſteuer 187. 252. 
253. 255. 271. 275. 310. 311. 

Perſonalſteuer 212. 224. 254. 267. 
269. 270. 280. 

Tanzſteuer 264. 

Vermögensſteuer 188. 
Steuerprivileg der Beamten 268. 311. 
Steuerquittungen 280. 
Steuerrechnungen 280. 

Steuerreſte 21. 191. 224. 

Steuerrollen 280. 

Steuerverweigerung 1848 328. 

Steuerverweigerung der Vorſtädte 193. 
224. 

Stienauer, Stadtver.-Vorſteher 104. 
105. 107. 181. 184. 189. 213. 216. 
228. 228. 242. 246. 247. 

Stiftungen 23. 39. 61. 112. 114. 143. 
154. 269. 270. 277. 284. 294. 

Stockhaus 38. 286. 

Stolae-Tar-Orbnung 283. 286. 

Storch, Oberpräſidialrat 251. 255. 273 
bis 288. 303. 309. 310. 313. 314. 

Strafanſtalten 38. 40. 115. 155. 255. 
286. 

Strafanſtaltsdeputation 115. 144. 155. 


Strafen, Strafgelder 18. 61. 63. 88. 
115. 169— 171. 

Strantz, von, Stadtkommandant 293. 

Straßen 229. 234. 235. 258. 313. 

Straßenbeleuchtung 22. 46. 69. 115. 
162—164. 192. 193. 195. 253. 258. 
260. 261. 282. 314. 

Straßenpflaſterung 23. 37. 46. 69. 85. 
162. 163. 194. 195. 231. 255. 258 
bis 260. 282. 313. 

Straßenreinigung 22. 23. 37. 69. 115. 
162. 195. 258. 282. 313. 319. 

Strehlitz bei Namslau 285. 

Streit, Polizeipräſident 75. 131— 135. 
153. 163. 168. 169. 174. 194. 195. 
198. 213. 219. 220. 231. 233. 235. 

Studt, Baurat 288. 289. 309. 

Slldpreußen 37. 

Supper, Stadtver. 105. 

Synagoge 101. 102. 

Syndici (bis 1809) 3. 111. 

Syndikus (ſeit 1809) 66. 67. 111. 112. 


T. 
Tagelohn, Tagelöhner 101. 115. 161. 
319. 
Taubſtummenanſtalt 263. 
Tauentzien, von, General 29. 
Tauentzienplatz 235. 
Technik 313. 
Teichäcker 285. 
Teſtamentſachen 111. 
Teuerung 1808 81. 
Teuerung 1846/47 295. 311. 318. 321. 
Theater 141. 143. 
Thun, Stadtverordnetenvorſteher 287. 
Titulaturen 304. 
Torſperre 22. 124. 125. 241. 253. 258. 
Trauerfeiern 1814—16 227. 
Trebnitz 260. 
Tſchocke, Stadtver., Landtagsabgeord⸗ 
neter 293. 299. 306. 324. 325. 
Tuchinduſtrie 243. 
Tuchkammern 7. 178. 


Tuchmacher — Wunſter. 


Tuchmacher 3. 
Türkiſche Muſik 90. 
Turnen 317. 318. 
Turnfehde 317. 
Turnrat 317. 


U. 
Uber ſen., Hof- u. Kriminalrat 43. 
Überſchußgelder 16. 25. 28. 41. 42. 
46. 47. 157. 
Überſchwemmungen 224. 286. 311. 
Ullrich, Kämmerer 288. 308. 
Uniformen 37. 198. 199. 221. 
Union, kirchliche 316. 
Univerſität 5. 12. 123. 297. 
Unruhen 1796 36. 49. 
Unterſchleif 20. 21. 150. 
Unterſtützungswohnſitz 263. 285. 318. 
Unterſuchung des Stadthaushalts 1834 
bis 1836 251. 255. 265. 270. 272 
bis 288. 
Urwahlen 326. 328. 


B. 

Vagabunden 195. 243. 

Vaterlandsblätter, Sächſiſche 306. 

Verdingung 281. 

Vereine 222. 223. 315. 320. 322. 323. 
326. 

Vereinsrecht 291. 324. 

Verfaſſung, Oktroyierte 328. 

Verfaſſungsfrage 55. 70—72. 239. 
290 — 292. 299. 304. 306. 319. 321. 
323 — 326. 328. 

Verlaufsſtätten, öffentliche 178. 

Vermeſſung 313. 

Vermögen, große 294. 

Verpachtung 18. 21. 48. 115. 150. 257. 
268 270. 

Verſammlungen 320. 

Verſammlungsrecht 291. 324. 

Verwaltungsberichte 77. 78. 245. 248. 
270. 285. 286. 294. 300. 301. 318. 

Verwaltungsordnungen 19—23. 109. 
bis 126. 
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Viehweiden 7. 16. 312. 

Volksdeputation 1848 325. 

Volksvertretung. S. a. Verfaſſungs⸗ 
frage. 

Vormundſchaften 58. 

Vormundſchaftsgericht 179. 

Vorſtädte 8. 11. 29. 30. 60. 85—87. 
92— 99. 122. 123. 125. 147. 152. 
157. 163. 164. 179. 183. 189. 190. 
192 —195. 205. 224. 230. 234. 236 
237. 253. 258— 260. 261. 294. 313. 
315. 

Vorſteherämter 250. 


W. 

Wachtdienſt 158. 172— 175. 221. 

Wäldchen, vorm Odertor 233. 

Waffenſtillſtand 1813 215. 216. 218. 

Wageamt 143. 268. 280. 

Wagerecht, Wagezwang 124. 241. 252. 
253. 

Waiſenamt 21. 

Waiſenhäuſer 39. 141. 142. 

Wallenberg, von, Kaufmann 128. 

Waſſerverſorgung 22. 23. 69. 260. 314. 

Webernot 320. 

Wedell, von, Oberpräſident 322. 328. 
326. 

Wegebau 85. 

Wehrpflicht, allgemeine 123. 172. 210. 
218. 241. 

Weinzoll 252. 

Wenzeslaiſches Kirchenrecht 125. 

Werner, Hofrat 33— 36. 46. 

Wien 5. 295. 312. 

Winkelkonſulenten 247. 

Winkler, Stadtrat 223. 

Witte, Ratmann, dann Stadtrat 127. 
128. 137. 138. 

Wochenmarkt 254. 

Wohnungsfrage 234. 294. 

Wolff, Schriftſteller 294. 298. 318. 

Wollmarkt 243. 295. 

Wunſter II, Konfiftorialrat, Paſtor 204. 
293. 
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3. 
Zabler, Stadtver., dann Kämmerer 
207. 249. 
Zehndelderg 16. 
Zeitung, Breslauer 298. S. a. Preſſe. 
Zenſur 120. 298. 300. S. a. Preß⸗ 
freiheit. 
Zerboni, von, Kriegsrat 132. 
Zeughäuſer 14. 
Ziegeleien 21. 


Zabler — 


Zwinger. 


Ziegelamt 111. 115. 124. 144. 150. 
229. 256. 
Zimmermann, Ratsſekretär 142. 
Zölle 7. 9. 42. 124. 229. 251. 256. 
Zollverein 239. 285. 298. 
Zobtenkommerſe 320. 
Zuckerfabrikation 295. 
Zwangsanleihen 52. 81. 190. 
Zwinger, Feſtſaal 90. 


Dirac von N. Rifchtomätz in Bredlan. 
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